Editorial: Was heißt Krise des Marxismus? 


I. Zur Konzeption dieses Heftes 


I. Die Notwendigkeit einer marxistischen Grundsatzdebatte 


Als L. Althusser auf dem von „ll Manifesto‘“ während der Biennale in Venedig im 
November 1977 veranstalteten Kongreß über ‚Macht und Opposition in den nach- 
revolutionären Gesellschaften‘ den endlichen Ausbruch der Krise des Marxismus 
verkündete*, fand diese Provokation im Kontext deutlich umrissener Strategiepro- 
bleme der eurokommunistischen Parteien Italiens, Spaniens und Frankreichs statt. 
Inzwischen hat diese Provokation in der gesamten europäischen Linken eingeschla- 
gen, aber damit zugleich eine eigentümliche Transformation erfahren. Gerade hier- 
zulande wirkte sie als Signal, die subjektiven Probleme als Marxist zu artikulieren 
und in vielfältigsten Formen den Marxismus als handlungsorientierende emanzipato- 
tische Theorie in Frage zu stellen. Umgekehrt forderte dies viele orthodoxe Marxisten 
heraus, eine Krise des Marxismus als Problem überhaupt zu leugnen, um stattdessen 
die marxistische Weiterarbeit in abgesteckten Bahnen umso emsiger zu propagieren. 
Die Folge ist, daß die Frage: gibt es eine Krise des Marxismus? gleichsam zur Gewis- 
sensfrage nach der Wahrhaftigkeit der Marxisten umgemünzt wird. Das gleicht dann 
mehr einem Glaubenskrieg als einer politisch-wissenschaftlich geführten Debatte 
um das Marxismusverständnis und die darin eingeschlossenen praktischen und theo- 
retischen Fragen. Denn darum handelt es sich ja bei der aufgebrochenen Krise des 
Marxismus: Zweifel an überkommenen Selbstverständlichkeiten, an politischen 
Identifikationen und an gewohnten theoretischen Begründungszusammenhängen. 
Will man nicht lediglich subjektiver Verzweiflung anheimfallen, kann es nur sinnvoll 
sein, den Zweifeln auf den Grund zu gehen, d.h. präzise darüber zu diskutieren, wel- 
che Elemente im Marxismus problematisch geworden sind und an welchen begrün- 
det festgehalten werden kann. 

in diesem Sinne einer zu führenden Grundsatzdebatte über den Marxismus 
kann die Titelfrage: was heißt Krise des Marxismus? nicht ex cathedra definiert und 
womöglich noch beantwortet werden. Vielmehr müssen zunächst einmal alle Dimen- 
sionen, die in der Krise des Marxismus aufgebrochen sind, ohne sektiererische Ab- 
grenzungen ernst genommen, präzisiert und diskutiert werden, in der Hoffnung, daß 
aus einem solchen Diskurs wirklich neue und richtungsweisende Antworten entste- 


= Die in den einzelnen Thesenpapieren des öfteren angesprochene Diskussion während der 
Biennale in Venedig im November 1977 wird demnächst im Verlag „Asthetik und Kom- 
munikation“ dokumentiert: Elmar Altvater, Otto Kallscheuer (Hrsg.), Den Staat disku- 
tieren, erscheint ca. Oktober 1979 (ä+k, Berlin West) 


hen. Dieses Ziel, zur Strukturierung der Marxismusdiskussion beizutragen, hat sich 
die PROKLA mit der Konzeption dieses Heftes gesetzt und soll auch in den folgen- 
den Heften weiterverfolgt werden. 


2. Die Struktur des Heftes 


Den Auftakt bildet ein Diskussionsforum, in dem kürzere Thesenpapiere von L. Ma- 
gri, F.O.Wolf, B. Blanke / G. Schäfer, W. Spohn und P. Oehlke zu einzelnen Aspek- 
ten der Marxismusdiskussion abgedruckt sind. Ein ausführlicherer Beitrag von A. 
Mohl schließt sich an. Mit dem Referat von L. Magri über die ‚Krise des Kapitalis- 
mus und Krise der Linken‘ und der Skizze der Position Althussers durch F. O. Wolf: 
‚Auflösung oder Erneuerung des Marxismus‘ soll zunächst der politisch-theoretische 
Ausgangspunkt der Debatte um die Krise des Marxismus, nämlich die Strategie- und 
Theorieprobleme des Eurokommunismus, umrissen werden. Der Diskussionsbeitrag 
von B. Blanke und G. Schäfer: ‚Krise der Linken — Krise des Marxismus‘ versucht 
dann, diese Debatte in ihrer Relevanz für die bundesrepublikanische Linke deutlich 
zu machen. In den Thesenpapieren von W. Spohn und P. Oehlke wird der historische 
Kontext der Marxismusdebatte angerissen. W. Spohn versucht dabei in seinen ‚The- 
sen zum historischen Verständnis von Marxismus und Arbeiterbewegung‘ diesen hi- 
storischen Kontext von der Geschichte der Arbeiterbewegung her zu thematisieren. 
Der Diskussionsbeitrag von P. Oehlke: ‚Probleme der Marxismusdiskussion in der 
Bundesrepublik‘ legt in Kritik an den Spohnschen Thesen den Akzent auf die bewah- 
renswerten Teile der marxistisch-Ieninistischen Tradition. Schließlichwird von A.Mohl 
mit ihrem Aufsatz: ‚Was ist wissenschaftlicher Sozialismus‘ in der Kritik am objektivi- 
stischen Kapitalverständnis, das nicht nur für den Marxismus der 2. und 3. Internatio- 
nale, sondern in vielen Elementen auch für den Neomarxismus der Neuen Linken prä- 
gend war, eine sozialemanzipatorische Lesart der Marxschen Theorie entwickelt. Auch 
die weiteren Beiträge in diesem Heft fügen sich in die Diskussion um die Krise des 
Marxismus ein. Chr. Neusüß fragt in ihrem Beitrag nach den neuen gesellschaftli- 
chen Momenten in der gegenwärtigen ökonomischen Stagnationsphase, die die ak- 
tuelle Krise von den vergangenen kapitalistischen Krisen unterscheiden und die neue 
Antworten vonseiten einer marxistischen Theorie und Politik verlangen. U. Jürgens 
nimmt die Diskussion um das zentrale Gesetz der Marxschen Kapitalanalyse, das 
„Gesetz des tendenziellen Falls der Profitrate“, auf und versucht, den dieses Gesetz 
konstituierenden Widerspruch auf der Ebene des Einzelkapitals als handlungsrele- 
vant aufzuspüren, indem er die übergangstheoretischen Implikationen des Gesetzes 
(z. B. Aktiengesellschaften) und die Antizipationsstrategien gegen die Wirkungen 
des Gesetzes im Rahmen der betriebswirtschaftlichen Diskussion analysiert. Und 
schließlich untersucht R. Dombois auf Basis eigener und fremder empirischer Stu- 
dien zum Arbeiterbewußtsein in der Krise jene Mechanismen, die auf der Betriebs- 
ebene die (z. B. in deterministischen Theorien unterstellten) Politisierung durch die 
Erfahrung der Krise blockieren — dabei schließt dieser Artikel an die in PROKLA 
19/21 und 26 veröffentlichten Thesen zur Krisenerfahrung/verarbeitung an. 


Mit diesen Beiträgen wollen wir relevante Aspekte der Diskussion um die Kri- 
se des Marxismus ansprechen, aber damit sind doch nicht alle Dimensionen dieser 
Debatte eingeholt, geschweige denn in der materialen Analyse weitergeführt. Aus 
diesem Grunde sollen die Diskussionsebenen inhaltlich vorweg umrissen werden. 


N. Die Krisen des Marxismus 
1. Eurokommunismus 


Um nicht ins vage Rumdeuteln über die Krise des Marxismus zu geraten, ist es unum- 
gänglich, sich den Ausgangspunkt dieser Diskussion im Kontext der eurokommuni- 
stischen Arbeiterbewegung klar vor Augen zu halten. (Vgl. hierzu L. Magri und F. 
O. Wolf.) Es handelt sich um eine spezifische Tradition der Arbeiterbewegung, die 
— im Rahmen der Kommunistischen Internationale entstanden und nach deren Auf- 
lösung noch lange im Schlepptau Moskaus — sich unter dem Druck der entstehen- 
den Massenbewegungen insbesondere seit Ende der 60er Jahre im praktischen und 
theoretischen Loslösungsprozeß vom Marxismus-Leninismus Stalinscher Prägung be- 
findet. Wie unterschiedlich und ambivalent dieser Loslösungsprozeß in Italien, Spa- 
nien und Frankreich auch immer vonstatten gehen mag, so sind doch zentrale stra- 
tegische Maximen in Zweifel geraten und verändert worden. Die selbstverständliche 
Orientierung auf die Sowjetunion als dem Modell des Sozialismus ist problematisch 
geworden, nicht nur aufgrund des sowjetisch-chinesischen Bruchs, sondern vor al- 
lem aufgrund der internen und externen Gewaltpolitik des sowjetischen Staates 
(Einmarsch in die Tschechoslowakei, Unterdrückung oppositioneller Dissidenten). 
Dies schlug sich in der Aufgabe der Formel der Diktatur des Proletariats nieder und 
in der Betonung eines eigenständigen Wegs zum Sozialismus. Damit war aber nicht 
nur die Diskussion über das Gesellschaftssystem der Sowjetunion, sondern über das 
eigene sozialistische Ziel freigegeben. Wie vage auch immer die neue Zielbestimmung 
der Verbindung von Demokratie und Sozialismus sein mag, sie mußte auch die Ent- 
wicklung zum Sozialismus hin, damit das Verhältnis zur bürgerlichen Demokratie 
und das Verhältnis von Partei und Klasse von der Bündnisfrage bis zur internen Par- 
teistruktur betreffen. Diese Neuorientierung in der Politik der kommunistischen Ar- 
beiterbewegung ist nun aber nicht einfach Folge der Entwicklung der Sowjetunion 
— der Höhepunkt des stalinistischen Terrors war ja schließlich vorüber — ‚sondern 
primär Resultat der internen Dynamik der Klassenkämpfe und sozialen Bewegun- 
gen im eigenen Land. Nun ist allerdings diese soziale Klassenbasis keineswegs homo- 
gen. Einerseits handelt es sich um eine erweiterte und sich in Wählerstimmen aus- 
drückende Volksopposition, andererseits um ziemlich heterogene Formen sozialer 
Dynamik. Nicht nur die vielfältigen Formen der neuen sozialen Bewegungen: Stu- 
denten-, Frauen-, Ökologie- und sonstige Alternativbewegungen im sogenannten Re- 
produktionsbereich meldeten in ungekanntemn Maß ihre emanzipatorischen Ansprü- 
che an, sondem auch in der Arbeiterklasse im Produktionsbereich, gerade auch in 
den Gewerkschaften entstanden ganz neue Formen sozialer Auseinandersetzungen, 
die sich nicht nur höhere Löhne und bessere sozialstaatliche Absicherung, sondern 


auf die qualitative Veränderung des Produktionsprozesses und der Betriebsorganisa- 
tion richteten und mit neuen politischen Formen verbunden waren. Dieser verän- 
derte klassenpolitische Kontext stellt den praktischen Inhalt der Krise des Marxis- 
mus dar, der in seinen sowjetmarxistischen Traditionsmustern angesichts der neuen 
sozialen Tendenzen in seinem Selbstverständnis der Konstitution des proletarischen 
Klassenkampfs zentral getroffen wurde. 


2. Neue Linke in der Bundesrepublik , 


Wenn nun in der Bundesrepublik die Krise des Marxismus von der Neuen Linken 
sehr rasch aufgegriffen wurde, so traf sie hier zunächst einmal auf ein ganz anderes 
klassenpolitisches Milieu und entsprechend andersartig wurde auch die Debatte 
um die Krise des Marxismus geführt. (Vgl. hierzu die Thesen von B. Blanke und G. 
Schäfer.) Während einerseits die sowjetmarxistische Tradition in der DKP unbeirrt 
linientreu mit den Folgen politischer Bedeutungslosigkeit bewahrt wurde, und ande- 
rerseits die Masse der Arbeiterklasse weitgehend gewerkschaftlich und sozialdemo- 
Kratisch korporativistisch integriert war, blieb die Entwicklung des Marxismus we- 
sentlich Produkt der politisch isolierten Studentenbewegung. Der Marxismus war 
vornehmlich Intellektuellenmarxismus, die Krise des Marxismus wurde entsprechend 
vornehmlich als Theoriekrise des Marxismus erfahren. Trotz dieses zentralen natio- 
nalen Unterschieds hinsichtlich der Existenz einer marxistisch orientierten Massen- 
bewegung der Arbeiterklasse reflektiert diese Theoriekrise die gleichen praktischen 
Inhalte. Symptomatisch hierfür war das breite Interesse an der Auseinandersetzung 
mit der Alternative Rudolf Bahros. Die Ablehnung des realen Sozialismus als gesell- 
schaftsemanzipatorische Perspektive, die Aufhebung der alten Arbeitsteilung auf 
Basis der modernen Produktivkräfte, die Humanisierung der Technologie, die Zu- 
rücknahme des Staats in eine neue Form sozialer Assoziation, die reich entfaltete 
Persönlichkeit als Planungsziel, die Herstellung wirklich sozialer Gleichheit zwischen 
Mann und Frau, die Vergesellschaftung der Erziehung und im Interesse dieser eman- 
zipatorischen Alternative ein neuer kommunistischer Parteitypus — alles Themen, 
die, wenn auch aus DDR-Sicht geschrieben, im Grunde die neuen sozialen Tenden- 
zen auch in Westeuropa aufgreifen. Für die Neue Linke blieb dies vornehmlich ein 
theoretisches Aufgreifen. Die vorherrschende Isolation des Neomarxismus — ver- 
stärkt durch seine Akademisierung — nicht nur gegenüber der Arbeiterklasse, Ge- 
werkschaften und Sozialdemokratie, sondern gerade auch gegenüber den neuen so- 
zialen Bewegungen, die in vielen Ausläufern an die neu geschaffene Massenuniversi- 
tät brandeten, beförderte die Tendenz zur privatisierten Verarbeitung und Rationa- 
lisierung. Die Krise des Marxismus schien unversehens aus einer strategischen Um- 
orientierung einer spezifischen Tradition des kommunistischen Marxismus in eine 
existentielle Krise vieler Marxisten verwandelt. Mag sie auch korrespondieren mit 
der allenthalben beobachtbaren neuen Innerlichkeit, muß sie doch als spezifisch ge- 
sellschaftliches Phänomen begriffen werden, das seinen Grund nicht nur in den vor- 
herrschenden ‚entsubjektivierten‘ Marxismustraditionen hat, sondern in der gesell- 


schaftlichen Abspaltung und Unterdrückung emanzipatorischer Tendenzen hat. 
Aber die Privatisierung gesellschaftlicher Probleme macht nicht den Inhalt der Krise 
des Marxismus aus. 


3. Geschichte der Krise des Marxismus 


Wie unterschiedlich nun immer das klassenpolitische Milieu in den einzelnen Natio- 
nalstaaten Westeuropas sich darbietet und wie unterschiedlich entsprechend die Dis- 
kussions- und Verarbeitungsformen der Krise des Marxismus aussehen — der allge- 
meine Kern der gegenwärtigen Krise des Marxismus besteht darin, daß im Kontext 
der gegenwärtigen Wirtschaftkrise die Dynamiken sozialer Bewegungen, und zwar 
im europäischen Maßstab, anders verlaufen, als es der traditionelle Parteimarxismus 
und viele an ihm partizipierende Marxismusströmungen erwartet haben. Damit wird 
die Frage aufgeworfen, inwieweit der Marxismus bzw. die verschiedenen marxisti- 
schen Strömungen den eigenen Anspruch, gesellschaftsemanzipatorische Theorie 
und Handlungsorientierung zu sein, erfüllt oder nicht erfüllt, 

Diese allgemeine Fragestellung nach dem Verhältnis von Marxismus und ge- 
sellschaftlicher Emanzipation wirft auch ein neues Licht auf die historische Dimen- 
sion der Krise des Marxismus. Wenn um die Jahrhundertwende in der Sozialdemo- 
kratie zum erstenmal über die Krise des Marxismus diskutiert wurde, so stand in 
Frage, inwieweit die in der Tat so erfolgreiche sozialdemokratische Parteipraxis mit 
ihrer reformpolitischen und demokratischen Realpolitik nicht eher die Integration 
in den bürgerlichen Staat betrieb. Und diese Frage wurde gestellt, weil die Konstitu- 
tionsformen des Klassenkampfs in Europa — in den sich radikalisierenden Streiks, in 
den politischen Widerstandsbewegungen und den revolutionären Zuspitzungen — 
den strategischen Maximen der Sozialdemokratie zuwiderliefen und deshalb auch 
den Parteimarxismus der 2. Internationale problematisierten. Diese Risse zwischen 
Klassenbasis und Partei machten sich dann auch schlagend bemerkbar in Spaltungen 
— so in Rußland der Bruch zwischen Bolschewiki und Menschewiki — und in Ab- 
spaltungen - so das Verhältnis zu Anarchisten und Syndikalisten. 

Wenn dann 1931 von K. Korsch zum zweitenmal die Krise des Marxismus the- 
matisiert wird, so geschah dies auf dem klassengeschichtlichen Hintergrund, daß 
auch der in der Auseinandersetzung mit dem Revisionismus etablierte revolutionäre 
Marxismus als theoretischem Selbstverständnis der kommunistischen Bewegung 
noch viel dramatischeren Zerreißproben ausgesetzt war als der Marxismus der 2, In- 
ternationale. Die Konstruktion des Marxismus-Leninismus in der Sowjetunion war 
das ideologische Begleitspiel der Stalinisierung von Staat und Gesellschaft und der 
damit einhergehenden politischen Ausgrenzung aller eigenständigen sozialrevolutio- 
nären, sozialdemokratischen, oppositionell-kommunistischen und sich schließlich in 
der Linken Opposition zusammenfindenden Strömungen. Ganz parallel fanden die 
Ausgrenzungen in .den westeuropäischen kommunistischen Parteien über den Ein- 
fluß der Kommunistischen Internationale statt, zementierten die Spaltung der Ar- 
beiterbewegung und waren ein zentraler Faktor der Hilflosigkeit gegenüber dem her- 


einbrechenden Faschismus. 

Wenn nun seit 1977 zum drittenmal die Rede von der Krise des Marxismus 
ist, so wäre die marxismuskritische Frage zu stellen, welche historische Kontinuitä- 
ten und Diskontinuitäten zwischen diesen drei Spielarten der Krise des Marxismus 
bestehen. Dies ist das Thema der Diskussionsbeiträge von W. Spohn und P. Oehlke, 
bedarf aber viel intensiverer Analysen der Geschichte der Arbeiterbewegung. An 
dieser Stelle soll nicht weiter darauf eingegangen, stattdessen der Versuch gemacht 
werden, kurz die theoretischen und politischen Dimensionen, die durch die heutige 
Krise des Marxismus aufgeworfen werden, diskussionsstrategisch zu gliedern (aus- 
führlicher hierzu der Diskussionsbeitrag von B. Blanke und G. Schäfer). Wir folgen 
der Einteilung L. Magris, wenn er in seinem Beitrag Ökonomismus, Etatismus und 
Industrialismus als Kern der Krise des Marxismus unterscheidet und werden diese 
Dimensionen als Objektivismus zusammenfassen. 


Il. Strategische Dimensionen der Krise des Marxismus 
1.  ÖOkonomismus 


Durch die Wirtschaftskrise seit 1973, in der weltweit die lange Aufschwungphase 
der Kapitalakkumulation in eine Stagnationsphase umschlug, und die in ihr sich 
konstituierenden Formen des Klassenkampfs und der sozialen Bewegungen wurde 
die alte marxistische Tradition einer ökonomischen Krisen-, Klassen- und Revolu- 
tionstheorie nachhaltig in Frage gestellt. Nun zeigen die jüngsten marxistischen Wirt- 
schafts- und Krisenanalysen viele historisch neue Momente — von der strukturellen 
Arbeitslosigkeit, der Stagflation, der Rückkehr zum Monetarismus, der Austeritäts- 
politik bis hin zu einer neuen internationalen Arbeitsteilung — im Verlauf dieser 
weltweiten Überakkumulationskrise (vgl. hierzu den Beitrag von C. Neusüß). Ent- 
scheidend für die Krise des Marxismus ist jedoch, daß sich die revolutionsstrategi- 
schen Erwartungen hinsichtlich der Konstitution und Radikalisierung eines proleta- 
rischen Klassenbewußtseins, die fast alle Marxismen an die kapitalistische Krise 
knüpften, sich keineswegs erfüllten. Was man eigentlich schon seit der Weltwirt- 
schaftskrise 1929 und der sie begleitenden Demoralisierung und Dissoziation der 
Arbeiterklasse hätte wissen müssen, wurde als soziale Erfahrung, wenn auch nicht in 
dem Ausmaß, wiederholt: einerseits gelang kein entscheidender Durchbruch der 
marxistischen Arbeiterbewegung, wurde sogar durch Rechtstendenzen überboten, 
andererseits nahmen Demoralisierung, subkulturelle Verarbeitung und Diversifika- 
tion der sozialen Bewegungen zu. Damit war der marxistisch oft angenommene 
Automatismus von Krise und Revolution, die ökonomistische Zusammenbruchs- 
theorie im Kern in Frage gestellt. Inwieweit Marx selbst mit der Rede von den Na- 
turgesetzen der kapitalistischen Produktionsweise und ihrer Aufhebung diesen Öko- 
nomismus geteilt hat, ist nicht eindeutig: A. Mohl versucht zu beweisen, daß Marx 
gerade mit seiner Kapitaltheorie nicht ein objektivistisches Revolutionskonzept, 
sondern ein praktisches Emanzipationsmodell verbunden habe. Unstrittig ist je- 
doch, daß der Marxismus der 2. Intemationale aufgrund der Krisenhaftigkeit des 


Kapitalismus und der notwendigen Verelendung des Proletariats den Zusammen- 
bruch des Kapitalismus als naturnotwendig ansah, und der Marxismus der 3. Inter- 
nationale diesen Ökonomismus fortsetzte, wenngleich sich die Begründung für den 
Zusammenbruch des Kapitalismus von endogenen Faktoren auf die exogene Exi- 
stenz der Sowjetunion und später des sozialistischen Lagers und der dadurch insti- 
tutionalisierten Systemkonkurrenz verlagerte. An diesen Traditionen partizipierte 
mehr oder minder der Neomarxismus in der Bundesrepublik und mußte nun die 
Brüchigkeit dieser Traditionen aufgrund der Wirklichkeit der Wirtschaftskrise und 
der subjektiven Prozesse in ihr am eigenen Leibe erfahren. Die Konstitution des 
Klassenkampfs und -bewußtseins war als Frage praktischen Handelns und kritischer 
Antizipation wieder in ihr Recht gesetzt. 


2. Etatismus 


Durch die politischen Entwicklungen in Chile, Portugal, Spanien, Italien und Frank- 
reich und die Rolle der kommunistischen Parteien in diesen Gesellschaften ist das 
Staatsproblem als Frage politischen Handelns in neuer Weise aktuell geworden. Fast 
seit einem halben Jahrhundert schien die marxistische Vorstellung vom Kampf 
gegen die herrschenden Klassen und die Errichtung der Diktatur des Proletariats den 
revolutionären Weg zum Sozialismus zu markieren. Die Sowjetunion schien diese so- 
zialistische Entwicklung, wenngleich mit Widersprüchen und Fehlern zu vollziehen, 
viele relativ unterentwickelte Gesellschaften folgten nach antiimperialistischen Re- 
volutionen diesem Modell. Nicht nur mit der Politik dieser sozialistischen Länder — 
ihrer Übernahme kapitalistischer Mechanismen, ihrer internen Repression und ihren 
gegenseitigen Feindseligkeiten — geriet in Zweifel, inwieweit die von einer kommuni- 
stischen Partei angeführte Verstaatlichung von Produktion und Gesellschaft zur Ver- 
wirklichung eines emanzipatorischen Sozialismus ausreichte. Auch und gerade die 
Klassendynamik in den entwickelten kapitalistischen Ländern zeigte, daß die staats- 
sozialistische Revolutionsvorstellung nicht automatisch emanzipatorische Inhalte 
verbürgte. Inwieweit Marx an einer solchen Konzeption des Staatssozialismus parti- 
zipierte, Kann ihm vielleicht für die Zeit der 48er Revolution unterstellt werden, die 
Darstellung der Pariser Commune als tendenzieller Zurücknahme des Staats in die 
Gesellschaft legte den Akzent keineswegs nur auf die Eroberung des Staats, sondern 
auf die gesellschaftlichen Veränderungen unter der politischen Form der Commune., 
Erst die lassalleanische Deutung der Marxschen Theorie innerhalb der Sozialdemo- 
Kratie konstituierte die einflußreiche Konzeption, nach der durch die Verstaatli- 
chung der Großkonzerne der friedliche Übergang zum Sozialismus möglich sei. Diese 
Sozialismuskonzeption bestimmte auch die Revolutions- und Transformationstheo- 
rie der Bolschewiki und des durch sie geprägten Marxismus der 3. Internationale, 
nur daß der friedliche Übergang und die bürgerliche Demokratieform ad acta gelegt 
wurden. Die bitteren Erfahrungen mit dem Stalinismus und mit dem Faschismus 
bewiesen überdeutlich, daß die bürgerliche Demokratie material in die sozialistische 
Demokratie eingehen muß und nicht einfach liquidiert werden kann. Diese Konse- 


quenz wurde dann auch nach und nach vom westeuropäischen Kommunismus ge- 
zogen. Dies war auch der geschichtliche Hintergrund der neomarxistischen Staats- 
diskussion in der Bundesrepublik. Allerdings stand im Vordergrund des Erkenntnis- 
Interesses, daß der heutige Wohlfahrtsstaat nach wie vor ein bürgerlicher Klassenstaat 
sei und mündete in einer weitverzweigten Form- und Tätigkeitsanalyse des bürger- 
lichen Staats, die im wesentlichen dessen Grenzen im perspektivischen Vergleich 
zu sozialistischen Gesellschaftsverhältnissen beweisen sollte. Doch: blieb dies insge- 
samt eine destruktive Analyserichtung, an der der Rekurs auf Gramsci höchstens die 
ökonomistische Reduktion des Politischen beseitigte. Mit der Notwendigkeit kon- 
kreten politischen Verhaltens angesichts staatlicher Repressionen ( Berufsverbote, 
Antiterrorgesetzgebung, Unvereinbarkeiserklärungen etc.) wurde allerdings offen- 
kundig, wie wenig die Staatsdiskussion zur polititschen Orientierung verholfen hatte. 
Die Beantwortung der Frage, wie im bürgerlichen Staat zu agieren und dieser in 
emanzipatorischer Perspektive aufzuheben sei, steht deshalb als praktisches wie 
theoretisches Problem nach wie vor im Zentrum marxistischer Staatsanalyse. 


3. Industrialismus 


Durch das hypertrophe Wachstum der kapitalistischen Produktivkräfte — das welt- 
weit sehr Wenigen Überfluß beschert und die Probleme der Armut verschärft, das 
die Natur als Grundlage der Produktion zu vernichten wie den Menschen und dessen 
Reichtum als Ziel der Produktion zu verschlingen droht — entstanden in historisch 
nie gekanntem Umfang soziale Bewegungen, die an den sichtbarsten Katastrophen 
ihren Widerstand artikulierten und formierten. Ökologie- und Antikernkraftbewe- 
gungen, Bürgerinitiativen in den Städten und Alternativbewegungen auf dem Land 
richten sich direkt gegen die kapitalistische Form der materiellen Produktion der 
Lebensbedingungen. Damit tritt zum erstenmal in der Geschichte massenhaft die 
Notwendigkeit einer anderen Form der Technik, d. h. eines anderen Verhältnissis 
von Mensch und Natur, ins Bewußtsein. Auch im Produktionsbereich kämpfen die 
Gewerkschaften nicht mehr nur für höhere Bezahlung, sondern richten sich zuneh- - 
mend gegen den Umfang der Arbeitszeit, gegen die Formen der Arbeitskontrolle 
und Betriebshierarchie, gegen Rationalisierungstechnologie und damit verbundene 
Arbeitsformen, kurz, gegen die kapitalistische Form des Arbeitsprozesses samt den 
in sie eingeschlossenen subjektiven Folgen. Wie widersprüchlich, beschränkt unzu- 
sammenhängend und auf unterschiedlicher materieller Basis stattfindend diese Be- 
wegungen auch sein mögen, sie sind doch die Grundlage dafür, daß viele marxisti- 
sche Traditionen, die die sozialistische Entfesselung der Produktivkräfte propagierten, 
problematisch wurden. Marx war hier ungebrochener Anhänger des Fortschritts- 
glaubens des 19. Jahrhunderts, auch wenn bei ihm viel klarer als bei allen folgenden 
Marxisten die kapitalistische Formung des Arbeitsprozesses, der Fabrik und des 
Verhältnisses von Natur und Mensch angesprochen war. Darin war in abstracto die 
Möglichkeit einer anderen Formung des Produktionsprozesses enthalten, aber nicht 
als konkretes Projekt einer Alternative. Der Marxismus der 2. Internationale verlän- 


gerte die kapitalistische Technologie problemlos in die Zukunft, und ebenso unpro- 
blematisch war dem Marxismus der 3. Internationale die staatliche Industrialisierung 
auf der Grundlage der importierten und imitierten kapitalistischen Produktivkräfte. 
Der Marxismus der Neuen Linken konnte dem wenig hinzufügen, wenn er auch auf 
dem Hintergrund der chinesischen Kulturrevolution den Topos einer neuen Tech- 
nik wenigstens wieder denken konnte. Inzwischen reicht diese Naivität nicht mehr 
hin. Sowohl die Agonie des kapitalistischen Industrialismus in den entwickelten 
Zentren, wie auch dessen eurozentrische Verlängerung als Basis der Entwicklung der 
Unterentwicklung verlangen neue Produktions- und Reproduktionsformen auf 
nationaler wie internationaler Ebene. Nicht im Sinne eines romantischen Antiindu- 
strialismus, sondern im Sinne eines emanzipatorischen Industrialismus wird der 
Marxismus wenigstens eine ganz neue Offenheit entwickeln müssen. 


4. Objektivismus 


Ökonomismus, Etatismus und Industrialismus als Brennpunkte der Krise desMarxis- 
mus stellen nicht einfach falsches Begreifen der Entwicklungsrealität kapitalistischer 
Gesellschaftsverhältnisse dar, sondern in Arbeiterbewegungen eingelassene Interpre- 
tations- und Örientierungsmuster, die historisch ihre Unzulänglichkeit erfahren 
mußten und dies heute anläßlich der realen Entwicklungsdynamik sozialer Bewe- 
gungen erneut erfahren müssen. Damit werden bestimmte Seiten der Marxschen 
Theorie wiederentdeckt, geschichtlich unwirksame Marxismen wieder in ihrer kriti- 
schen Potenz aktuell und vor allem ganz neue Dimensionen geschichtsemanzipato- 
rischen Denkens akut. Die Krise des Marxismus in ihren unterschiedlichen Dimensio- 
nen läßt sich generell als Problem des Verhältnisses von gesellschaftlichem Emanzi- 
pationsprozeß und Marxismus zusammenfassen. Der Marxismus unterliegt dabei 
prinzipiell der Gefahr des Objektivismus, d.h. bestimmte Entwicklungsformen in 
der Geschichte des Kapitalismus und bestimmte Konstitutionsformen des Klassen- 
kampfs und der sozialen Bewegungen werden historisch hypostasiert und zum 
geschichtsnotwendigen Entwicklungsgang der Emanzipation stilisiert, also verding- 
licht. Dem korrespondiert eine Partei von marxistisch ‚Wissenden‘, die theoretisch 
vorherbestimmten Klassen und Schichten für diesen Entwicklungsprozeß zu mobi- 
lisieren, zu organisieren und aufzuklären haben. Die Geschichte der Spaltungen der 
Arbeiterbewegungen und der Ausschließung alternativer marxistischer Strömungen, 
die Frage der Bündnispolitik als machtpolitischem Kalkül und die Abdrängung 
anderer sozialer Bewegungen wie etwa der Frauenbewegung als sekundär — alle 
diese marxistischen Traditionen sind angesichts der Dynamik der neuen sozialen Be- 
wegungen, die in weiten Teilen am Marxismus vorbeilaufen, nur zu offenkundig 
problematisch. Keineswegs geht es dabei um ein opportunistisches Nachlaufen 
hinter diesen Bewegungen, aber der Marxismus muß sich in der Erklärung und Kri- 
tik gesellschaftlicher Entwicklungen inhaltlich auf die Handlungsprozesse einlassen 
müssen, denn nur dann wird er aufklären, orientieren und vor allem selbst lernen 
können. Der Geschichtsobjektivismus des Marxismus hat nur allzuoft zum Modeln 


der historischen Handlungsprozesse nach den eigenen Vorstellungen geführt und 
entsprechend zur Negation der theoretischen: „bürgerlichen“, alltäglichen und wis- 
senschaftlichen Bewußtseinsformen, in denen sich das Handeln der Menschen voll- 
zieht — Marxismus als ‚Ausgrenzungsgeschichte‘ (O. Negt). In der Krise des Marx- 
ismus geht es um die selbstkritische Frage: Welche theoretische und praktische Be- 
deutung hatte der Marxismus im gesellschaftlichen Emanzipationsprozeß und wel- 
che Bedeutung wird er zukünftig haben? 


Redaktion ‚Prokla‘ 


Heft Nr. 27 der PROKLA erscheint im Oktober 1979 mit den Schwerpunkten 
„Europäische Integration — Alternativen der Wirtschaftspolitik“ mit Beiträgen 
von E. Altvater, K. Busch, C. Leggewie, R. Hickel, M. Funke u.a. 

Heft Nr. 38 der PROKLA erscheint im Dezember 1979 mit dem Schwerpunkt 
„Weltmarkt und Unterentwicklung“ 


Franz Marek 
ist unerwartet am 28. Juni 1979 im 67. Lebensjahr gestorben 


Nach dem „Anschluß“ Österreichs an das faschistische Deutschland Emigration, 
dann Kampf in der französischen Widerstandsbewegung gegen den Nationalsozialis- 
mus, im August 1944 von der Gestapo verhaftet und zum Tode verurteilt, in letzter 
Minute dank dem Aufstand von Paris gerettet, nach dem Krieg Mitglied der Kommu- 
nistischen Partei Österreichs bis zum Ausschluß 1968 wegen seiner kompromißlosen 
Kritik der Niederschlagung des Prager Frühlings durch die Warschauer Pakt-Staaten — 
Franz Mareks Bedeutung für die westeuropäische Linke kann kaum unterschätzt 
werden. Noch politisch sozialisieıt in den Ideen des Austromarxismus Otto Bauers 
und Karl Renners, in Diskussion und enger Kooperation mit Ernst Fischer, Theodor 
Prager und anderen hat Franz Marek den Versuch unternommen, in einer nicht- 
revolutionären Epoche die Bedingungen für revolutionäre Politik auszuloten, Seine 
Kritik galt dabei ebenso dem Stalinismus und der theoretischen Orthodoxie wie 
dem maoistischen Rigorismus oder sozialdemokratisch-pragmatischem Reformis- 
mus. Seine Sympathien richteten sich auf die theoretischen Versuche, in Anknüp- 
fung an Antonio Gramsci, den er für den bedeutendsten marxistischen Theoretiker 
zwischen den beiden Kriegen hielt, die Bedingungen einer Revolution im Westen zu 
erarbeiten. Er war offen für die Ideen, politischen Forderungen und neuen politi- 
schen Handlungsformen im Gefolge der 68er Bewegung. Seine Hoffnungen waren 
auf die politischen Ansätze des „Eurokommunismus“ gerichtet, allerdings ohne die 
kritische Distanz aufzugeben, die notwendig ist, um die vielen Fallstricke der politi- 
schen Praxis zu erkennen. In der von ihm redigierten Zeitschrift „Wiener Tagebuch“ 
hat er mit Aufmerksamkeit und intimer Kenntnis die Entwicklung der sozialistischen 
und kommunistischen Bewegung in Westeuropa regelmäßig verfolgt und in der 
„Chronik der Linken“ vielen Genossen im deutschsprachigen Raum überhaupt erst 
die Vorstellungen und realen Entwicklung in der Linken anderer Länder nahege- 
bracht. 
Die Lücke, die Franz Marek hinterläßt, wird nicht leicht zu schließen sein. 


il 


Lucio Magri 
Krise des Kapitalismus und Krise der Linken* 


(Der folgende Text beruht auf den mündlichen Beiträgen L. M.s zu einer Diskussion über das 
Thema „Wirtschaftskrise oder Krise des Kapitalismus?“, die auf dem Fest der Zeitschrift „El 
Viejo Topo“ in Barcelona stattfand. Diese Diskussion wurde im vergangenen Oktober durchge- 
führt; außer L. M. nahmen an ihr noch teil Andre Gunder Frank, Julio Segua von der PCE, Joa- 
quim Leguina von der PSOE und Jorge Reverte von der Madrider Zeitschrift „Zona Abierta“ als 
Diskussionsleiter. 

Der von uns veröffentlichte Text stellt zusammenfassend und einfach die gegenwärtige 
Sichtweise Magris hinsichtlich der Krise dar, insbesondere in ihren ökonomischen Aspekten — 
ohne dabei darauf zu verzichten, Perspektiven einer Verbindung des ‚ökonomischen Diskurses‘ 
mit anderen Widerspruchsebenen aufzuzeigen, die in der gegenwärtigen Krise von Bedeutung 
sind. Im zweiten Teil des Textes konkretisiert und vertieft Magri einige seiner Überlegungen in 
Beantwortung einiger von Frank formulierter Einwände. 

Dieser Text wurde während der Diskussion mitgeschnitten, wobei gesichert ist, daß ge- 
ringe Abweichungen von einer späteren schriftlichen Fassung keine Änderung des Gehalts von 
Magris Beitrag bedeuten würden. Eine gewisse polemische Zuspitzung zu Anfang des Beitrags 
rührt von einer anderen Diskussion her, die auf demselben Fest vorher stattfand: Unter dem 
Thema „Krise des Marxismus?‘ hatte dort Lucio Colletti Positionen auf der Linie der soge- 
nannten Neuen Philosophen vertreten.) 


Ich danke den Veranstaltern dieser Diskussion dafür, mir und den anderen Diskus- 
sionsteilnehmern des heutigen Abends die Aufgabe gestellt zu haben, nicht etwa 
dem Marxismus und denjenigen Übles nachzusagen, die — wenn auch vielleicht mit 
magerem Erfolg — die Revolution zu machen trachten, sondern dies für den Kapi- 
talismus und diejenigen zu leisten, die darauf aus sind, die Revolution um jeden 
Preis zu verhindern. Das ist zwar als Thema heute viel weniger Mode, aber ich sage 
Euch ganz offen, daß ich mich wohler dabei fühle, dieses Thema zu behandeln. 

In der Untersuchung der gegenwärtigen Krise geht es für einen Mann der Lin- 
ken — und das sind wir doch wohl! — nach meiner Überzeugung vor allem darum, 
eine bestimmte, sehr ernste politische Frage zu beantworten: 

Ohne jeden Zweifel gibt es heute eine Krise im ganzen Westen und besonders 
in bestimmen Ländern wie z. B. Italien und Spanien. Es ist eine ökonomische Krise, 
für die ein verlangsamtes Wirtschaftswachstum, chronische Inflation, Instabilität der 
Währungen und ein großes Defizit der Staatshaushalte charakteristisch sind. Zu- 
gleich ist es eine soziale Krise, die sich vor allem in der Arbeitslosigkeit, besonders 
der Jugendarbeitslosigkeit, konkretisiert, die schnell wächst und deren Ausdruck ein 
wachsender Mangel an kollektiven Dienstleistungen und Konsumtionsmitteln ist — 


* Aus dem Portugiesischen von Frieder OÖ. Wolf. Wir danken der Zeitschrift „Economia 
e socialismo“ für die Erlaubnis zur Übersetzung. 
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wie z. B. im Wohnungsbau. Schließlich ist es auch eine moralische Krise, in der die 
Institutionen untergehen, die der Reproduktion des herrschenden Konsensus die- 
nen, wie Familie und Schule, in der das Arbeitsethos in eine Krise gerät und sich Er- 
scheinungen von Gewalttätigkeit vervielfachen. Man sollte auch nicht auszusprechen 
scheuen, daß diese Krise auch von dem gewerkschaftlichen und politischen Kampf 
der Arbeiterbewegung gegen das alte Gleichgewicht des Systems genährt wurde, 
bzw. daß dieser zumindest zu-ihrer Entwicklung beigetragen hat. Damit sind wir also 
bei der Frage, von der ich sprach: Zu welchem Handeln entscheiden sich in dieser 
Situation die Linke und die Arbeiterbewegung? Entscheiden sie sich zur Koopera- 
tion, dazu, bei der Herbeiführung einer Restauration des Systems zu helfen und also 
die Kämpfe der Arbeiter zu bremsen — m. a. W. dafür, dem bürgerlichen Staat zu hel- 
fen, die Ausgaben der öffentlichen Hand einzuschränken, die Gesetze über die öf- 
fentliche Ordnung zu verschärfen — , um so für sich eine politische Legitimität zu- 
rückzuerobern, die es ihr morgen erlauben wird, den Aufschwung der Produktion 
im Interesse der Arbeiter zu lenken? Oder soll die Linke stattdessen diese Krise nut- 
zen, um im Westen die Frage des Sozialismus auf die Tagesordnung zu setzen? Dies 
ist keineswegs eine anstößige Frage, auf die subjektive bloße Entschlossenheit als 
Antwort genügte. Bei früheren Gelegenheiten, z. B. in den 50er Jahren, sind durch 
eine Politik des Setzens von Bedingungen und Anreizen für die Entwicklung des ka- 
pitalistischen Systems durchaus reale Errungenschaften auf den Ebenen des ökono- 
mischen und des demokratischen Kampfes durchgesetzt worden. In anderen histori- 
schen Situationen hat man dagegen dadurch, daß man die Revolution zu machen 
versuchte, obwohl die Bedingungen dafür nicht vorlagen, eher den Sieg der Faschi- 
sten provoziert. Ich glaube also, daß es legitim ist, sich diese Frage zu stellen. Aber 
ich glaube zugleich auch, daß die richtige Antwort auf diese Frage darin liegt, daß 
unter den heutigen Bedingungen eine Begünstigung der Restauration des kapitalisti- 
schen Systems und seiner grundlegenden Mechanismen von Seiten der Arbeiterbe- 
wegung nicht zu einer partiellen und reformistischen Krisenlösung führen würde, 
sondern zu einer Niederlage nicht nur der Linken, sondern auch der Demokratie in 
ganz Europa. 

Warum ich das meine? Im wesentlichen aufgrund des Charakters, den heute 
(und schon seit einigen Jahren) die Krise des kapitalistischen Systems angenommen 
hat. Im Unterschied zu den 50er Jahren befinden wir uns nicht mehr am Vorabend 
einer zum Teil langen Expansionsphase des Systems, sondern an der Schwelle einer 
strukturellen, allgemeinen Krise des Enwicklungsmodells, das seit 40 Jahren in 
Kraft ist. 

Dieses Entwicklungsmodell, das 40 Jahre hindurch die westliche, kapitalisti- 
sche Entwicklung bestimmte, war grundlegend durch das Merkmal der intensiven 
Entwicklung der Produktivität in bestimmten, besonders hoch entwickelten und un- 
ter kapitalistischen Bedingungen besonders dynamischen Wirtschaftszweigen charak- 
terisiert, unter Anwendung von Wissenschaft und Technik, vor allem in der industri- 
ellen Produktion von dauerhaften Gütern des Massenkonsums und in der Kriegsin- 
dustrie. Die gesamte gesellschaftliche Entwicklung wurde ihnen untergeordnet, auf 
sie ausgerichtet. Und diese äußerste Entwicklung der Froduktivität in relativ eng 
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eingegrenzten Wirtschaftszweigen und in einer relativ beschränkten Anzahl von Län- 
dern reichte aus, um das Wachstum der Irıationalität und Verschwendung im gesam- 
ten Rest des sozialen Gewebes auszugleichen. Die Verschlimmerung der Irrationali- 
tät und Verschwendung im bürokratischen öffentlichen Apparat, hinsichtlich des 
Modells der Konsumtion, in einem chaotischen Prozeß der Verstädterung konnten 
geradezu den Konsensus im Volk sichern, eben wegen des wachsenden Gewichts der 
Konsumideologie — trotz des schnellen Auftretens neuer gesellschaftlicher „Plagen“ 
wie der Marginalisierung, der Verhältnisse in den städtischen Ghettos, der Umwelt- 
verschmutzung usw. 

Nach meiner Auffassung ist dieses System in den letzten Jahren in die Krise 
geraten. Sei es nun, weil innerhalb der entwickelten Wirtschaftszweige selbst der 
Kampf der Arbeiter nicht nur höhere „Arbeitskosten“ erzwang, sondern auch den 
kontinuierlich angewandten Formen der Ausbeutung der Arbeit eine ganze Reihe 
von Hindernissen entgegensetzte, oder sei es auch, weil der soziale Bereich der von 
der Wohlfahrt lebt, außerhalb dieser entwickelten Wirtschaftszweige, — denken wir 
an Massenarbeitslosigkeit, an die Ausbildung als Form von ‚‚Arbeitslosenunterstüt- 
zung“ usw. — so groß geworden ist, daß er zu einer Fiskalkrise des Staates führte, 
oder weil die Inflation und die mit ihr verbundenen Prozesse einer sozialen und 
ideellen Zersetzung der Gesellschaft so schwerwiegend geworden sind, daß sie den 
gesellschaftlichen Lebensprozeß gänzlich zum Erliegen bringen. Es handelt sich also 
nicht um eine Krise des schnellen Zusammenbruchs der Produktion wie 1929, aber 
deswegen keineswegs um eine minder schwere Krise! Es ist eine Krise der „Lang- 
samkeit“ der Produktion, aber vor allem eine Krise der ideologischen und sozialen 
Hegemonie, der schwindenden Fähigkeit der ökonomischen Entwicklung als solcher, 
die wirklichen Bedürfnisse der Massen zu befriedigen und das soziale Gewebe zu- 
sammenzuhalten. Offensichtlich trifft diese Krise besonders hart die schwächeren 
Länder, im Grenzbereich, wo der reife Kapitalismus noch zerbrechlich ist, wie in 
Südeuropa. Wenn wir aber ihre grundlegenden Erscheinungen analysieren, kommen 
wir zu dem Schluß, daß es sich um eine Krise des gesamten Systems des entwickel- 
ten Kapitalismus handelt. 

Damit will ich nicht sagen, daß wir uns am Vorabend des Zusarnmenbruchs 
dieses Systems befänden. Ich kann hier auch nicht der Frage nachgehen, mithilfe 
welcher Versuche einer Neustrukturierung das System beieits eine Antwort auf die 
Krise sucht (und welches ihre Erfolgsperspektiven sein können). Es scheint mir je- 
denfalls evident zu sein — und wir können es auch beweisen — ‚daß eine Neustruk- 
turierung des kapitalistischen Systems aus dieser Krise heraus für die Arbeiterbe we- 
gung eine schwere Niederlage mit sich bringen würde, vor allem ihre gesamten Erobe- 
rungen an gesellschaftlicher Macht zunichte machen würde, die sie in den letzten 10 
bis 15 Jahren erkämpft hat. Sie würde darüberhinaus zu einer starken Einschränkung 
der politischen Demokratie führen, zu einem Anwachsen der Arbeitslosigkeit und 
zu einer Marginalisierung selbst der schwächeren Länder der Metropole führen. 

Eine Linke, die es akzeptiert, diese Mechanismen wiederherzustellen, die diese 
Systemzusammenhänge akzeptiert, verzichtet also nicht nur darauf, diese Krise zu 
nutzen, um den Sozialismus „herzustellen“, ihr blüht zudem nech, nach meiner 
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Überzeugung, das Schicksal, dem Triumph einer Offensive der Reaktion Tür und 
Tor zu öffnen. Tatsächlich sehen wir ja auch schon, wenn wir z. B. die jüngst in Ita- 
lien und Spanien auf dem Feld der Wirtschaftspolitik angestellten Versuche betrach- 
ten, wie besorgniserregend die Lage schon ist. 

Was mir an diesen wirtschaftspolitischen Entscheidungen — wie in den Verein- 
barungen von Moncloa (1), aber ich denke vor allem, weil ich sie besser kenne, an 
die in Italien nach dem 20. Juni (1976, d. Übers.) getroffenen — so schwerwiegend 
erscheint, ist nicht etwa, daß die Parteien der Arbeiterklasse es übernommen haben, 
bei den Volksmassen Opfer durchzusetzen, um der Krise entgegentreten zu können, 
sondern daß diese Opfer ins Auge gefaßt werden, ohne daß gleichzeitig ein Prozeß 
tiefgehender Umwälzungen in den gesellschaftlichen Strukturen in Gang käme und 
diese Opfer also — und genau dies springt in die Augen — nicht etwa zu einer Spal- 
tung der Rechten führen, um so auf eine wichtigere Rolle und ein vergrößertes Ge- 
wicht der Linken hinzuwirken, sondern im Gegenteil Spaltungen im Inneren der 
Linken hervorrufen, Enttäuschung in der Massenbewegung verbreiten und allgemein 
zu einer Schwächung der Linken führen. Und zum Schluß noch etwas: Die genann- 
ten neuen Merkmale der Krise des Kapitalismus, und zwar des reifen Kapitalismus, 
machen es schwierig, ich glaube sogar unmöglich, von Neuem die Vorstellung eines 
revolutionären Bruchs in seinen klassischen Formen zu propagieren, wie sie auf un- 
terschiedliche Weise seit dem Oktober 1917 fortgewirkt haben. Die Revolutionen 
unseres Jahrhunderts hatten bisher alle einen wesentlichen Inhalt, durch den die 
Massen in Bewegung gesetzt und über den gesellschaftliche Bündnisse geschlossen 
wurden: die Vollendung der demokratisch-bürgerlichen Revolution und die bloße 
Entwicklung der Produktivkräfte als solcher — Industrialisierung, Urbanisierung, na- 
tionale Unabhängigkeit, Zerbrechen der feudalen Bande usw. usf. In der gegenwärti- 
gen Phase und angesichts der Krise des reifen Kapitalismus hätte dieser Inhalt für 
die Revolution keinen Sinn mehr. Das zentrale Problem in dieser Krise kann schon 
nicht mehr sein, irgendwie die Produktivkräfte zu entwickeln, sondern es geht in 
ihr, viel radikaler als in der Vergangenheit, darum, eine „qualitative Bestimmung“ 
dieser Entwicklung durchzusetzen. Das heißt, es geht um den Angriff auf die kapita- 
listischen Produktionsverhältnisse, ihre Demontage und ihre Überwindung, und um 
die Entfaltung der Keimformen neuer ökonomischer und sozialer Beziehungen, die 
einen Anfang darstellen können für die Überwindung der Arbeitsteilung, der Funk- 
tionenhierarchie zwischen Männern und Frauen, die Verselbständigung der politi- 
schen Gewalt als delegierter Macht usw. und dafür, streng realistisch und Schritt für 
Schritt — und damit haben wir das neue Thema, mit dem ausgeprägt schrittweisen 
Charakter und dem Realismus —, die Frage des Kommunismus auf die Tagesord- 
nung zu setzen. Zugleich auch die Kritik des Industrialismus, die Kritik des Ökono- 
mismus, die Kritik des Etatismus — ich meine also, was sich heute in der Krise be- 
findet, ist vielmehr der Marxismus der H. und 111. internationalen als der Marxismus 
von Marx. Jener Marxismus nämlich, der die Zielhöhe der revolutionären Ziele ge- 


1 Moncloa: Regierungspakt, der Ende Oktober 1977 von allen im spanischen Parlament 
vertretenen Parteien unterzeichnet wurde. 


16 


senkt hat, der sich Sozialismus und Kommunismus-gewissermaßen wie einen Kapita- 
lismus ohne allzu große Ungleichheiten, ohne Unternehmer vorgestellt hat und 
nicht etwa mehr den Kommunismus als Sturz der kapitalistischen Gesellschaft be- 
griff, als Ende des Individualismus, des Egoismus, der Warengesellschaft und des In- 
dustrialismus. 

Damit sind wir also bei dem angelangt, was vor allem neu und was vor allem 
schwierig ist! Wenn dies die Problematik ist, die in dieser Krise des Kapitalismus Ge- 
stalt annimmt, müssen wir einsehen, daß die bloße Radikalisierung der unmittelba- 
ren Forderungen der Massen schon nicht mehr ausreichen kann, ohne daß zugleich 
ein revolutionäres Programm erarbeitet wird. Wir müssen dann. zur Kenntnis neh- 
men, daß ganz im Gegenteil diese Krise, im Zuge ihrer Entwicklung, auf der Ebene 
des Alltags, die Volksmassen spaltet und so eher dazu tendiert, Korporativismus 
und Rebellion hervorzurufen, als zu einer revolutionären Perspektive zu führen. Es 
wird also, meine ich, wichtig, sich klar zu machen, daß nicht etwa durch das Hof- 
fen auf die Katastrophe oder eine Stunde X eine revolutionäre Lösung herbeige- 
führt werden kann, oder aufgrund der Vorstellung, daß die konkrete Entwick- 
lung der Krise nur die Interessen der Unternehmer beträfe, während es für die Ar- 
beiterklasse nur darum ginge, die eigenen unmittelbaren Interessen wahrzunehmen 
und durchzusetzen. Dafür, ob ein revolutionärer Weg aus der Krise beschritten wer- 
den kann, wird es vielmehr entscheidend sein, ob die Arbeiterklasse und ihre Par- 
teien die Fähigkeit entwickeln, die Krise zu lenken, sie zu steuern, um im Verlauf 
der Krise die gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse zu bestimmen, um die nötige 
Vereinheitlichung des Gesellschaftskörpers zu erreichen und um überhaupt eine an- 
dere Gesellschaft hervorzubringen. Und dies auf allen Ebenen. Durch solch eine 
Massenbewegung, die im Verlauf der Krise nicht dabei stehen bleiben kann, eine Be- 
wegung mit bloß gewerkschaftlichen Forderungen zu sein. Es gibt keinen gewerk- 
schaftlichen Weg zum Sozialismus und zum Kommunismus. Auch auf der Ebene der 
Massenbewegung stellt sich das Problem der Kontrolle der Investitionsentscheidun- 
gen, des Einflusses auf die Wirtschaftspolitik, der Kontrolle der staatlichen Optio- 
nen usf. auf der Ebene der Wirtschaftspolitik einschließlich der Regierungspolitik. 
Das heißt also, ich sage ja zu einer Austeritätspolitik im Zusammenhang mit der 
Krise. Aber man muß sehen, wer für die Austerität zahlen muß — zahlen die Arbei- 
ter dafür und die armen Schichten oder zahlen die mittleren und höheren Schich- 
ten? Und, noch vor allem andern, wird die Austerität nur eingesetzt, um den Kon- 
sum einzuschränken, oder auch um die Qualität des Konsums zu verändern, um öf- 
fentliche Konsumtion an die Stelle der privaten zu setzen? 

Ich bejahe also auch eine Umstellung der Produktion, vertrete also nicht et- 
wa eine bloße Verteidigung der Fabriken, so wie sie bestehen, bejahe damit natür- 
lich auch neue Investitionen, neue Optionen in der Produktion. Aber wie geschieht 
das? Wird es entsprechend den Interessen und Präferenzen durchgeführt, wie sie 
vom internationalen Markt diktiert werden — und dann wissen wir ja schon, was das 
zu bedeuten hat, vor allem in unseren Ländern, nämlich Massenarbeitslosigkeit — 
oder erfolgt eine Umstellung der Produktion aufgrund einer Planung, die demokra- 
tisch von der Basis kontrolliert wird? Weiterhin bejahe ich auch — und das sage ich, 
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wenn ihr wollt, in durchaus provokatorischer Absicht — den Kampf gegen den Indi- 
vidualismus, gegen den Utopismus der Bedürfnisse, gegen die Haltung des ‚alles und 
sofort!“, die den Giften der Konsumgesellschaft entspringt. Auch den Kampf gegen 
die Ideologie des Spielerischen in der Kultur, als eine Verweigerung von wirklicher 
Kultur und wirklichem Wissen, den Kampf gegen die Ideologie der Gewalttätigkeit 
— nicht, etwa, um die alten Ideologien des Gemeinwohls, der Familie und der öf- 
fentlichen Ordnung zu restaurieren, sondern im Namen neuer, kollektiver Werte. 
Die Einheit der Linken muß sich nach meiner Überzeugung um ein Übergangspro- 
gramm herum bilden, das in dieser Weise konzipiert ist und das sich in einer wirkli- 
chen Massenbewegung hrausbildet, auf der Grundlage der Einheit von beschäftigten 
Arbeitern und Marginalisierten als der zentralen Achse für die Revolution unserer 
Zeit und auf der Grundlage der Volks- und Arbeiterräte, nicht nur als Organe ge- 
werkschaftlicher Forderungen, sondern als Organe der Leitung und Kontrolle der 
Gesellschaft. 

Dies ist, auf eine einfache Formel gebracht, der einzig realistische Weg, der 
meiner Meinung nach im Verlauf dieser Krise uns offensteht, aufgrund ihrer Natur 
und den in ihr wirkenden gesellschaftlichen Kräfte. Ich meine allerdings auch, daß 
alles dies sehr komplex und schwierig ist. Machen wir uns keine Illusionen! 1968 
konnten wir uns alle noch ein wenig vormachen, es würde einfach sein, den Kom- 
munismus auf die Tagesordnung zu setzen. Laßt uns jetzt klar sehen, was es wirk- 
lich bedeutet, in einer Welt zu arbeiten, in der noch Millionen von Menschen von 
Unterentwicklung und Hunger gequält werden. Laßt uns klar sehen, wie stark der 
Klassenfeind ist. Und laßt uns klar sehen, wie schwierig die Probleme der Produk- 
tin, der Organisation der Menschen in einer neuen Demokratie noch sind. 


Der Genosse Frank hat zu Anfang seines Beitrags zwar nicht direkt gerügt, was er als 
meinen Optimismus benannt hat, aber es doch mit einer ziemlichen Skepsis beur- 
teilt. Ich möchte hier sofort klarstellen, daß ich tatsächlich — und bedauerlicherwei- 
se! — in der gegenwärtigen Situation nicht optimistisch bin. Im Gegenteil, es ist mei- 
ne tiefverwurzelte Überzeugung — und das war es, was ich in meinem Beitrag aus- 
sprechen wollte —, daß wir uns in einer sehr ernsten Situation befinden. Und zwar 
gerade deshalb, weil ich nicht das Zutrauen der Genossen von der PSOE (2) habe, 
man könne heute eine ähnliche politische Operation durchführen, wie es der Sozial- 
demokratie Nordeuropas vor 20 oder 30 Jahren gelang. 

Ich bin davon überzeugt, in dieser kapitalistischen Krise geht es darum, vor al- 
lem in Westeuropa, entweder die neuen und schwierigen Pfade zu einem allgemei- 
nen Übergangsprozeß zum Sozialismus zu entdecken — oder aber, wenn dies nicht 
gelingt, wird man nicht auf halbem Wege stehen bleiben können und wir werden ei- 
ne an die Wurzeln greifende Niederlage der Arbeiterbewegung und selbst der Demo- 
kratie erleben. Darüberhinaus glaube ich, daß die Möglichkeit eines allgemeinen Au- 
toritarismus in der Welt und sogar die Möglichkeit des Krieges noch nie so ernsthaft 
bestanden haben wie in diesem Moment. 


2 PSOE: Sozialistische Partei Spaniens (F. Gonzalez) 
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Dann erinnere ich mich aber an einen Satz Gramscis, dem er bis in die Gefäng- 
nisjahre treu geblieben ist, der besagte, der Standpunkt des Revolutionärs müsse im- 
mer der des Pessimisten in der Erkenntnis und der des Optimismus im Willen sein. 
Und wenn ich — gerade in einem Land wie dem Euren — an jene Genossen denke, 
die Anfang 1939 ins Exil flüchten mußten, in einer Welt, die vom Hitler-Stalin-Pakt 
beherrscht wurde, wo die Faschismen überall siegreich zu sein schienen, wo die 
Volksfronten überall geschlagen schienen, wo es keine Hoffnung mehr zu geben 
schien, erinnere ich mich daran, daß diese Genossen die Kraft aufbrachten und die 
Fähigkeit besaßen, die Reihen eines internationalistischen Kampfes neu zu schlie- 
ßen, 1945 den Faschismus zu besiegen und danach wieder den Vormarsch anzutre- 
ten. Ich glaube, daß dies auch für uns eine Lehre enthält. Gewiß kann dies nicht be- 
deuten, diesen Optimismus des Willens auf einen Subjektivismus zu gründen. Es 
wird vielmehr notwendig, mit großer Klarheit und Ernsthaftigkeit zu untersuchen, 
ob die Bedingungen für einen linken Weg aus der Krise gegeben sind. Und hierzu 
kann man, scheint mir, foigendes sagen: Wenn auch gegenwärtig die Situation sehr 
schwierig und ernst ist, viel schwieriger und ernster als wir es noch vor wenigen Jah- 
ren gedacht haben, gibt es doch einige objektive Gründe dafür, den Kampf fortzu- 
setzen, und zwar ihn fortzusetzen, ohne dabei die Hoffnungen und Ziele irgendwie 
zu mindern, 

Ich möchte vor allem einen dieser Gründe aufzeigen, der sich auf den Euro- 
kommunismus und Eurosozialismus bezieht. Bedenkt einen Moment, Genossen: 

Zumindest in Westeuropa ist die Niederlage noch keine vollendete Tatsache. 
Mit welcher Begründung sage ich das? Weil wir uns erst am Anfang der kapitalisti- 
schen Krise befinden und weil der teure Preis, den der Kapitalismus einlösen muß, 
um diese Krise zu überwinden, bisher weder durchgesetzt noch bezahlt worden ist. 
Die KPen und SPen sind in Europa noch stark genug, und sie sind in diesen Jahren 
sogar noch stärker geworden, haben sie es doch verstanden, zumindest schlecht und 
recht, eine Phase des sozialen und politischen Vormarsches der Arbeiterklasse anzu- 
führen. Obwohl die kapitalistische Krise schon seit einigen Jahren andauert, haben 
sich die Kräfteverhältnisse, zumindest in Westeuropa und wenigstens bis zu diesem 
Jahr, fortschreitend und in substantiellem Umfang zugunsten der Volksmassen ver- 
schoben. Wenn wir an Italien denken, sehen wir, daß in der Tat die letzten zehn 
Jahre die Jahre sehr großer Errungenschaften gewesen sind, hinsichtlich von Demo- 
kratie und Bürgerrechten, auch auf der Ebene des Staatsapparates selbst und dies 
bei fortschreitender Krise. A.G. Frank als Wirtschaftshistoriker weiß das sicher bes- 
ser als ich; Zum ersten Mal kam es im Verlauf einer kapitalistischen Krise — zumin- 
dest in Italien — nicht zu Massenentlassungen und gab es keine Verringerung des 
Reallohns. Trotz der Krise wurde die Kaufkraft der Löhne — zumindest in Italien 
für die beschäftigten Arbeiter und die Rentner — gehalten und sogar noch in gewis- 
sem Umfang vermehrt. Ich kenne die Lage in Spanien nicht gut genug, um mir ein 
Urteil über sie erlauben zu können. Allerdings gibt doch, von außen betrachtet, ein 
Umstand zu denken: Wenn wir das Spanien von heute im Vergleich mit dem Spa- 
nien von vor vier Jahren betrachten, dann gab es nicht nur die Vereinbarungen von 
Moncioa. Vor fünf Jahren gab es auch noch ein faschistisches (oder faschistoides) 
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Regime und in den Jahren seitdem ist nicht nur eine Veränderung an der Staatsspit- 
ze, ein bloßer Regimewechsel, durchgesetzt worden. Es hat auch einen Zuwachs an 
Kampfkraft, an Massenkämpfen gegeben, die das Regime in gewisser Weise dazu 
zwangen, sich auf ein Terrain zu begeben, das den Kämpfen der Arbeiter günstigere 
Bedingungen bietet, als es im autoritären Regime geschah, auf das Gelände der kon- 
trollierten Demokratisierung. 

Wir befinden uns heute allerdings mit der Tatsache konfrontiert, in Italien, 
in Spanien, in Frankreich, in ganz Europa, daß an diesem Punkt sich die herrschen- 
de Klasse durch den Verlauf der Krise genötigt sieht, einen hohen Preis der Krisen- 
bewältigung nicht mehr nur von bestimmten marginalisierten Schichten von Jugend- 
lichen zu fordern und einzutreiben, sondern jetzt auch den großen Massen der Werk- 
tätigen diese Rechnung zu präsentieren — und sich darüberhinaus genötigt sieht, 
eine Politik des Abbaus hinsichtlich der Bürgerrechte, auf der Ebene der Gesetze 
über die öffentliche Ordnung u. ä. zu betreiben. Wir stehen also kurz vor dem Au- 
genblick, in dem wir eine tiefe, dramatische Krise derjenigen Parteien erleben wer- 
den, die die politischen Formen der Arbeiterklasse gebildet haben, der KPen und 
SPen. Deren Schicksal wird es sein, prognostiziere ich, in Widerspruch mit ihrer 
eigenen sozialen Basis, aber auch mit ihrer eigenen Ideologie, ihrer eigenen Tradi- 
tin, ihren eigenen Organisationsstrukturen zu geraten. Denn es ist einfach nicht 
wahr, daß die Kpen und, so scheint mir, auch die SPen Südeuropas schon dasselbe 
wären wie die traditionellen sozialdemokratischen Kräfte. Die Art und Weise, in der 
sie die Massen organisiert haben, wie sie in diesen Jahren gekämpft haben, macht es 
ihnen unmöglich, eine Politik der bloßen Abstützung der kapitalistischen Stabilisie- 
rung zu betreiben, ohne eine innere Krise durchzumachen. Sie Könnten dies nur, 
wenn der Kapitalismus ihnen die Möglichkeit eines umfangreichen Wirtschaftswachs- 
tums und bedeutender demokratischer Reformen eröffnen könnte — aber nicht in 
dieser Krisensituation. Dies läßt mich nun in der Tat nicht zum Optimisten werden. 
Es ist vielmehr, ganz im Gegenteil, sehr wohl möglich, daß sich diese Parteien 
schließlich doch im Verlauf der Krise nach rechts entwickeln — und vielleicht ist 
dies sogar die Möglichkeit, die am einfachsten zu verwirklichen sein wird. Wertn wir 
aber den Stand der Kräfteverhältnisse betrachten, wie er jetzt besteht, sowie den 
Stand der Organisierung der Arbeiterklasse und der anderen Volksschichten, dann - 
können wir zumindest sagen, daß das Spiel noch nicht entschieden ist; es ist durch- 
aus noch eine Runde zu spielen. 

Und damit sind wir bei der Frage, wie man diese Runde wird spielen können. 
Wie müssen insbesondere die Kräfte der sogenannten revolutionären Linken, oder 
auch der sogenannten außerparlamentarischen Linken, ihrerseits versuchen, auf die 
Krise der traditionellen europäischen Arbeiterbewegung Einfluß zu nehmen? Hier- 
her gehört auch jene Frage, die Frank offen formuliert hat, ob nicht eben diese 
neue revolutionäre Linke bankıott sei. Ich glaube, dieser Bankrott kommt daher, 
daß diese Linke alles andere als neu war. In diesen Jahren hat sie in Wirklichkeit 
bloß die alten Formeln, die alten Ideologien in einer Gesellschaft des reifen Kapita- 
lismus von Neuem propagiert, die alten Formeln und Ideologien des revolutionären 
Denkens, des anarchoiden Spontaneismus oder des ganz traditionellen Marxismus- 
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Leninismus. Und wo liegt denn die:Grenze dieser revolutionären Linken, die heute 
Selbstkritik übt? Sie liegt doch in einem wesentlichen Punkt, nämlich darin, daß sie 
sich erst noch von einem Standpunkt und von einer Ideologie mit minoritärem und 
utopischen Charakter befreien muß, d.h. von der Vorstellung, man könne hier im 
Europa des Jahres 1978 irgend etwas Ähnliches wiederholen wie die Ereignisse zwi- 
schen Februar und Oktober 1917 in der Sowjetunion, als angesichts der Verschär- 
fung der revolutionären Krise die alten reformistischen Parteien untergingen und zu- 
gleich die bolschewistische Partei als gesellschaftliche Kraft Gestalt annahm. 

Heute liegen in Europa die Dinge nicht so. Die revolutionäre Linke wird nur 
unter der Bedingung eine entscheidende Rolle spielen können, daß es ihr gelingt, die 
großen Massen zu erreichen, indem sie an.deren Stand der Bewußtseinsentwicklung 
ansetzt und in einer Politik der Einheit von ihren bestehenden Organisationsformen 
ausgeht. Und damit komme ich emeut zur Frage der Austerität. Ich glaube, es gibt 
zwei vollkommen entgegengesetzte Weisen, die Frage der Austerität aufzuwerfen. 
Aber sie stellt jedenfalls ein reales Problem dar. Warum tut sie das? Weil es keine 
Politik des Übergangs geben kann — angesichts des Umfangs, den die Staatsschulden 
in ganz Westeuropa angenommen haben, angesichts des Schweregrades des Problems 
der Arbeitslosigkeit und, als dessen Konsequenz, des Problems der Investitionen — 
und damit der Erpressung, die das internationale Kapital ausübt —, die unmittelbar 
eine große Ausdehnung des privaten Konsums garantieren könnte. Wenn man eine 
Investitionspolitik, eine Politik der Entfaltung der kollektiven Konsumtion, sowie 
eine Politik der Reorganisation der Ökonomie machen will, dann gibt es eben ein- 
fach ein Problem der Krisenlenkung und der Selbstkontrolle. 

Genosse Frank, der die chilenische Erfahrung aktiv miterlebt hat, weiß ja, daß 
“es für die Linke selbst noch ein gefährliches Abenteuer ist, sich einfach auf dem de- 
magogischen, populistischen Weg unmittelbarer Einkommensverbesserungen für die- 
se oder jene Kategorie der Bevölkerung mit fortreißen zu lassen. Aber die Frage ist 
dann noch, wenn man für Austeritätspolitik zahlen muß, warum die Kontrolle des 
Gesamtumfangs der privaten Konsumtion so verteilt werden muß — wie es in Wirk- 
lichkeit auch geschieht — ‚daß sie schließlich vor allem auf den werktätigen Klassen 
lastet. In dieser Gesellschaft gibt es nicht nur eine Handvoll von Großkapitalisten, 
sondern auch Mittelschichten und obere Schichten, die ein Einkommensniveau ha- 
ben, dem ein gänzlich anderes, höheres Niveau an Opfern abverlangt werden kann 
als jenes, das die Volksmassen erbringen müssen — und doch werden schließlich tat- 
sächlich, aufgrund des vorgefundenen Steuersystems — vor allem in Südeuropa —, 
aufgrund der Politik der Konsumtion, mit Rücksicht auf soziale Spannungen etc., 
die Opfer schließlich den Volksmassen auferlegt. Und dies ist noch nicht einmal der 
wesentliche Punkt. Der liegt vielmehr darin, daß eine Politik der Austerität nicht 
vom Problem der Zweckbestimmung gelöst werden kann: Zu welchen Zwecken sol- 
len die Ressourcen dienen, die aufgrund einer Austeritätspolitik eingespart werden? 
Eben hierin liegt, meiner Meinung nach, der negativste Punkt der gegenwärtigen 
Wirtschaftspolitik der SPen und KPen in Europa. So läßt z. B. Laura in Italien die 
Vorstellung durchgehen, durch eine Einschränkung des Konsums und durch die da- 
mit ermöglichte Spartätigkeit würde sich die gesparte Geldmenge in Investitionen 
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verwandeln und neue Arbeitsplätze schaffen. Nichts wäre aber in der gegenwärtigen 
Phase der kapitalistischen Krise falscher! Die Austerität hat dann einen Sinn, einen 
sehr tief verwurzelten Sinn, wenn die Möglichkeit besteht, daß die Arbeiterklasse di- 
rekt die durch die Einschränkung des privaten Konsums freigesetzten Ressourcen 
kontrollieren kann, um so die Möglichkeit zu garantieren, daß die gesparte Geld- 
menge sich in Investitionen verwandelt — und daß die Investitionen Ressourcen und 
Arbeitsplätze schaffen. Und damit bin ich bei der letzten Frage, die ich aufwerfen 
wollte: Um dies zu gewährleisten, reicht es nicht aus, das Staatseigentum im Inne- 
ren des kapitalistischen Systems auszuweiten. In Italien sind nicht, aber eben auch 
schon fast, die Frisöre und die Bars verstaatlicht — aber das spielt eben keine Rolle; 
worum es geht, ist vielmehr, ob die staatliche Industrie als Unterstützungsapparat 
für die Entwicklung der Multinationalen und der Monopole fungiert oder ob sie im 
Gegensatz dazu als Instrument einer anderen Wirtschaftsplanung dient, d.h. für ei- 
nen Weg aus dem kapitalistischen System. Und dies kann nur gewährleistet werden, 
indem man die Parteien der Linken an die Regierung bringt — bzw., aufgrund der 
sowjetischen Erfahrung müssen wir auch wissen, daß eine Kontrolle der staatlichen 
industrie auch eine Kontrolle von der Basis aus erforderlich macht, die von den Ar- 
beiterräten geleitet wird. Dies ist also die Frage, vor der wir stehen: Entweder ver- 
fällt die Linke — in der Regierung oder in der Regierungsmehrheit — der Illusion, in 
der Lage zu sein, das kapitalistische System rationell zu gestalten, oder es stellt sich 
die Aufgabe, den Weg aus dem kapitalistischen System heraus zu realisieren. Dabei 
handelt es sich, wohlgemerkt, keineswegs bloß um ein Problem der Ideologie oder 
der Wortwahl. Es geht um sehr konkrete Entscheidungen, die heute tagtäglich anste- 
hen, auch in Spanien: Welche Position soll die Linke, in Spanien oder in Italien, z. B. 
gegenüber dem Problem der internationalen Arbeitsteilung oder des Gemeinsamen 
Marktes einnehmen? Heute steht Spanien vor dem Eintritt in den Gemeinsamen 
Markt und Italien steht davor, den Beitritt zu einer neuen Währungsunion zu akzep- 
tieren. Wenn das geschieht,ohne dafs die Mechanismen, die den Gemeinsamen Markt 
regulieren, zur Diskussion gestellt werden, können wir so viel Krach schlagen und so 
viel Worte verschwenden, wie wir lustig sind, die Reorganisation des Kapitalismus 
wird sich vollziehen, und zwar auf der Grundlage der Entscheidungen der großen 
multinationalen Kapitale. Entweder steilen wir die Automatismen des Gemeinsa- 
men Marktes erneut zur Diskussion oder alle unsere Planungsabsichten bleiben wie 
in den Staub geschriebene Worte. Zweite Option: die Frage der Arbeitskämpfe. 
Wenn ich von Selbstbegrenzung der Löhne, von Lohnzurückhaltung reden höre, fra- 
ge ich mich sofort: in Ordnung, aber wofür sollen die Arbeiter denn kämpfen; denn 
dafür, Opfer zu bringen, können sie doch sicherlich nicht kämpfen, sie können es 
doch allenfalls akzeptieren. Wohin führt also dieser Weg? In Richtung auf eine Re- 
gierungspolitik der Linken, die sich auf die Tatsache gründet, daß die Arbeiterklasse 
sich ruhig verhält und Wohlverhalten an den Tag legt? Das glaube ich nicht. Womit 
wir vor der Frage stehen, für welche anderen Forderungen nach Macht der Arbeiter- 
klasse diese kämpfen soll, wenn man schon eine Begrenzung der Lohnforderungen 
verlangt. In Italien hat man schon etwas gefunden: die Arbeiterkontrolle über die 
investitionspläne, ausgeübt durch die Arbeiterräte, und man wird auch noch andere 
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Forderungen finden können. Aber sollen wir die Arbeiterklasse zum Kampf für eine 
neue Konzeption der politischen Planung aufrufen — oder nicht? Dritte und letzte 
Frage: der politische Rahmen. Hier stimme ich dem zu, was der Genosse von der 
PSOE gesagt hat — wenn ich es richtig verstanden habe: Wie muß der politische 
Rahmen beschaffen sein und was für ein Typ von Regierung ist erforderlich, nicht, 
um etwa den Übergang zum Sozialismus zu garantieren, davon rede ich gar nicht, 
sondern um gewissermaßen zu diesem Ziel zu passen, seiner Erreichung adäquat zu 
sein. ist es möglich, unter einer Regierung wie der der D.C. in Italien oder der Re- 
gierung Suarez in Spanien an einen linken Weg aus der Krise zu denken— Also gut, 
ich glaube es nicht; denn wenn wir uns dieser Art von Machtgleichgewicht unter- 
werfen, ist es zwecklos, weiter an einen linken Weg aus der Krise zu denken. Also 
stellen wir uns dem Problem der Einheit der Linken, um das Gleichgewicht zu ver- 
schieben und den politischen Rahmen zu verändern — denn, wenn wir das nicht 
tun, Genossen, dann geht unser politischer Realismus zu weit! Gewiß stimmt es, 
daß diese politische Macht, daß die Revolution selbst keine Sache für übermorgen 
ist; es wird vielmehr einen langen Weg dahin brauchen. Aber wenn wir daraus ab- 
leiten, zu dem Schluß kämen, wir müßten, weil die anderen im Moment die Macht 
haben, die politischen und ökonomischen Funktionsbedingungen des Systems ak- 
zeptieren — dann haben die anderen heute die Macht und werden sie morgen noch 
immer haben. 

Die Frage ist vielmehr, ob wir im Verlauf der Krise fortschreitend die Kräfte- 
verhältnisse verändern können, bestimmte Transformationen durchsetzen, aber da- 
bei den Mut zu haben, ganz offen zu sagen, daß man aus dieser Krise nicht heraus- 
kommt, wenn man nicht die wesentlichen bewegenden Prinzipien des kapitalisti- 
schen Systems auf nationaler und internationaler Ebene von Neuem in Frage stellt. 


Diskussion zum Eurokommunismus in der PROKLA: 


| Elmar Altvater / Renate Genth, Eurokommunismus als Strategie in der Wirtschaftskrise in 
Italien, in: PROKLA Nr. 26 und 27/1977 


| Otto Kalischeuer/Traute Rafalski/Gisela Wenzel, Italien zwischen Stabilisierung und Über- 
gang (D, in: PROKLA Nr. 29/1977 
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ı SCHWERPUNKT: Traditionelle Arbeiterorganisationen und neue soziale Bewegungen und ı 
| die Krise: Italien/Frankreich: PROKLA 32/1978 


| Claus Leggewie, Die KPF nach den Wahlen 

ı Gerhard Leithäuser, Probleme einer wirtschaftspolitischen Alternative in Frankreich 
| Elmar Altvater, Austerity-Politik in Westeuropa 4 \ 
| Otto Kallscheuer/Traute Rafalski/Gisela Wenzel, Italien zwischen Stabilisierung und Über- | 
| gang (ID): Die KPI — Identitätskrise einer Massenpartei 

| Gunther Aschemann/Cornelia Frey, Jugendarbeitslosigkeit in Italien 
ı Thomas Bieling, Die zweite italienische Studentenbewegung 


) (außerdem in diesem Heft: Diskussion zur Krisentheorie mit Beiträgen von Paul Mattick und 
| Michael Krüger) 
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| Interview mit Bruno Trentin, in: PROKLA Nr. 32/1978 


Frieder O. Wolf 
Auflösung oder Erneuerung des Marxismus? 


Die Diskussion über die Krise des Marxismus ist schwierig: Nicht nur ist ihr Gegen- 
stand allenfalls vage bestimmt, das von ihr berührte Problemfeld ist auch schon fast 
unübersehbar geworden. 

Der Verdacht stellt sich bald ein, wenn man den Verlauf der Diskussionen ver- 
folgt, daß es „den Marxismus“ als eine einheitliche Größe gar nicht gibt — und 
schon gar nicht seine „Krise“ als ein hinreichend einheitliches Phänomen. Was ist 
gemeint, worin sich etwa die (inzwischen historische) Orthodoxie der deutschen So- 
zialdemokratie, der „Leninismus als der Marxismus unserer Epoche“, der Austro- 
marxismus, der Trotzkismus, die Mao-tse-tung-Ideen und der Marxismus der Euro- 
kommunisten so weit einig wären, daß dadurch ein einheitlicher Gegenstandsbereich 
konstituiert würde? Diese Frage läßt kaum noch eine sinnvolle, geschweige denn ge- 
haltvolle Antwort zu — selbst wenn wir noch von den Marxismen und Neomarxis- 
men absehen, die im Wesentlichen die Sache von Intellektuellen geblieben sind. Und 
gibt es überhaupt so etwas wie eine gemeinsame reale Grundlage für die verleugnete 
Krise des Marxismus der Nach-68er ML-Bewegung, für die unterdrückte Krise des 
offiziellen Marxismus der DDR, für die lange verdrängte Krise der aus unserem „Zu- 
Tück zu Marx!“ hervorgegangenen ‚neuen Orthodoxien‘ und für die endlos reflektier- 
te Krise eines akademischen Marxismus? Sicherlich nichts, was auf mehr als einige 
dünne Abstrakta — und das subjektive Unbehagen der Beteiligten/Betroffenen hin- 
ausliefe. 

Damit haber wir aber nicht etwa das Thema vom Hals! Die Diskussion über 
die Krise des Marxismus drängt sich uns ja nicht aus der Distanz eines lichtjahreweit 
über dem historischen Gewimmel schwebenden Standpunktes auf, sondern inmitten 
einer internationalen Krise des kapitalistischen Systems, die in Westeuropa — zum 
ersten Mal seit den 30er Jahren — die reale Möglichkeit einer sozialistischen Umwäl- 
zung zu eröffnen scheint. Daraus bestimmt sich, begrenzt sich, der Gegenstand, um 
den es für uns geht: Nicht die Totalität der Marxismen — oder ihr kleinster gemein- 
samer Nenner — sondern der Marxismus, der als revolutionäre Theorie in den Klas- 
senkämpfen der gegenwärtigen historischen Krise präsent ist, steht zur Diskussion. 
Es geht auch nicht darum, enzyklopädisch die Fehler, Unklarheiten, blinden Flecken 
und toten Winkel zu diskutieren, mit denen dieser Marxismus unzweifelhaft belastet 
ist — wie sollte er es auch nicht sein, als Theorie der Klassenkämpfe inmitten der 
Klassenkämpfe, ohne metaphysische Garantien und ohne unfehlbare Methode? Was 
dringend ist, wenn auch keineswegs ungefährlich, ist vielmehr, kritisch und selbstkri- 
tisch zu klären, wo die Stockungen und Rückschläge der Arbeiterbewegung in der 
1973 ‚eröffneten‘ kapitalistischen Krise Knotenpunkte erkennen lassen, die uns 
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zwingen, von einer Krise der Strategie der Organisationen der Arbeiterbewegung zu 
sprechen, und wo diese strategische Krise auf die lebendige marxistische Theorie 
zurückschlagen muß, damit es in den Klassenkämpfen weiter oder wieder vorange- 
hen kann. 

In dieser Perspektive wird klar, warum es heute für einen marxistischen Philo- 
sophen konsequent und kämpferisch ist, zu formulieren ‚‚Endlich ist die Krise des 
Marxismus ausgebrochen!“, wie es Louis Althusser getan hat (Althusser 1977, 59). 
Die damit benannte Aufgabe der Marxisten ist auch konkret bestimmbar und lös- 
bar — was nicht heißt, daß ihre konkrete Bestimmung schon geleistet oder gar ihre 
Lösung sicher wäre. Um dazu einen Beitrag zu leisten — aus der doppelt ungünsti- 
gen Situation des Bürgers eines der führenden imperialistischen Länder und des aka- 
demischen Intellektuellen — ‚will ich zunächst rekapitulieren, was mir in Louis Alt- 
hussers „Provokation“ schon an Probßlembestimmung und Klärung der Richtung 
einer möglichen Lösung geleistet zu sein scheint. In einem zweiten Schritt versuche 
ich dann, einige Konsequenzen für Situation und Richtung der Diskussion über die 
Krise des Marxismus in der BRD anzudeuten. 


1. „Endlich ist die Krise des Marxismus ausgebrochen“ 


Louis Althussers provozierender Aufruf steht in einem bestimmten politisch-organi- 
satorischen, historischen und theoretischen Zusammenhang, an den zu erinnern ist, 
bevor seine Artikulation der Problematik der ‚Krise des Marxismus‘ nachvollziehbar 
dargestellt werden kann: 

Politisch-organisatorisch hat Althusser seine Positionen im konfliktuellen Zu- 
sammenhang mit der KPF in ihrer ‚eurokommunistischen Wende‘ entwickelt und 
vorgetragen: Im Kampf gegen bestimmte zentrale Züge der Praxis der Partei, die er 
weiterhin von der Stalinschen Deformation des Leninschen Denkens gezeichnet 
sieht, hat er zunehmend dafür plädiert, daß die kommunistische Partei in ihrer inne- 
ren Praxis ‚die Freiheit eines Kommunisten‘ gewährleiste, um sich so in die Lage zu 
versetzen, in den kommenden Klassenkämpfen ‚‚die Festung zu verlassen‘ (Althus- 
ser 1978, 135 ff.), „das Verhältnis der Partei zu den Massen in ihrer politischen Pra- 
xis“ (Althusser 1978, 135) grundlegend zu verändern. 

Historisch stehen seine Positionen im Zusammenhang mit den weltweiten Ini- 
tiativen fortschrittlicher Massenbewegungen seit 1968, die seit 1972/73 in eine Rei- 
he von offensiven Bewegungen der Arbeiterklasse (etwa in Italien oder Frankreich), 
vortevolutionäre Situationen in relativ entwickelten Ländern der kapitalistischen 
Peripherie (Chile, Portugal) und militärisch-politischen Siegen nationaler Befreiungs- 
bewegungen übergegangen sind. Althusser bezieht sich auf die dritte weltweite Krise 
des Imperialismus (nach der revolutionären Krise der Periode des 1. Weltkriegs und 
der großen Krise der 30er Jahre) als auf „eine vorrevolutionäre Krise, deren Formen 
völlig neuartig sind“ — insbesondere „da es kaum noch möglich ist, einen Weltkrieg 
zu entfachen“ (Althusser 1978, 19). 

Theoretisch steht Althusser unzweideutig — und in allen seinen Entwicklungs- 
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phasen — im Traditionszusammenhang des Marxismus der Ill. Internationalen — 
dessen Krise er „in den Jahren 1965 - 72° entkommen (ist) — wie er rückblickend 
sagt — „indem ich mich auf eine bestimmte französische, materialistische Tradition 
des Rationalismus stützte“ (Althusser 1978, 10). 

Entsprechend der unterschiedlichen Allgemeinheit dieser Zusammenhänge ha- 
ben Althussers Diskussionsbeiträge eine unterschiedlich weite Wirkung im gegenwär- 
tigen Marxismus entfaltet. Am weitesten wurde sicherlich seine theoretische Posi- 
tion der Kritik am ‚offiziellen Marxismus‘ in der Tradition der ill. Internationale 
aufgenommen: Überall dort, wo dieser präsent ist, fand seine Kritik daran zumin- 
dest Eingang in die intellektuelle Diskussion — allerdings allzuoft um den Preis, von 
ihrem politisch organisatorischem Zusammenhang gelöst und ihrer historischen Le- 
bendigkeit beraubt, zur reinen intellektuellen Mode zu erstarren. 

Althussers Versuche, die gegenwärtige historische Situation in ihrer Neuartig- 
keit als vorrevolutionäre Situation zu thematisieren, wurden überall dort aufgegrif- 
fen, wo die organisierte Arbeiterbewegung praktisch die Probleme einer neuen revo- 
lutionären Strategie in Angriff nahm, außerhalb Frankreichs in Italien ebenso wie 
in Spanien, Griechenland oder Portugal — auch hier offensichtlich unter der Ge- 
fahr, Althussers Versuche, ‚den politischen Kampf in bezug auf Fragen zu führen, 
die von der historischen Tendenz des Klassenkampfs auf die Tagesordnung gesetzt 
werden“ (Althusser 1978, 8) von den spezifischen Konstellationen und Konjunktu- 
ren der Politik der französischen Kommunisten, in denen er sich bewegt, allzu 
schnell zu lösen. 

Althusser selbst, als jemand, der sich „ohne zu zögern der Tradition von Marx 
und Lenin an(schließt)“ (Althusser 1978, 10) spricht davon, es sei ihm mit seinen 
Hinweisen auf die ‚Krise des Marxismus‘ darum gegangen, „auf eine wichtige und 
noch weitgehend unbekannte Realität aufmerksam zu machen“ (Althusser 1978, 9). 
Diese objektive Realität steht für Althusser im Zusammenhang des „Grundwider- 
spuch(s) des Klassenkampfes (zwischen den Arbeiter- und Volksmassen einerseits 
und dem Imperialismus andererseits) und seinen paradoxen Formen (Krise der inter- 
nationalen Kommunistischen Bewegung)“ (Althusser 1978, 21). Seine Hinweise auf 
diese Realität stehen dabei unter einem eindeutigen Vorzeichen, dem der Überzeu- 
gung, es wäre „gefährlich — trotz der offenen oder versteckten Krise — die Kräfte 
der internationalen kommunistischen Bewegung zu unterschätzen: An einigen Orten 
sind Vorstöße möglich, um aus der historischen Sackgasse herauszukommen — zu- 
mindest tendentiell.“ (Althusser 1973, 23) 

Zunächst begreift Althusser als „grundlegende Krise“ die praktischen „Schwie- 
rigkeiten, Widersprüche und Sackgassen ..., in denen sich heute die in der marxisti- 
schen Tradition stehenden revolutionären Organisationen des Klassenkampfes befin- 
den“ (Althusser 1978, 54). Für viele Arbeiter ist offenbar „etwas in der Geschichte 
der Arbeiterbewegung, zwischen ihrer Vergangenheit und ihrer Gegenwart, ‚zerbro- 
chen‘ “ (Althusser 1978, 54 F.). Auf die „Frage der Massen“, die daraus entspringt, 
daß für sie „kein ‚verwirklichtes Ideai‘, Kein wirklich lebendiger Bezug zum Sozialis- 
mus mehr besteht“ (Althusser 1978, 55), kann nicht mehr hinreichend durch die 
eurokommunistische Versicherung geantwortet werden, es gebe andere Wege zum 
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Sozialismus als den in der Sowjetunion beschrittenen — es müßten heute die Fragen 
beantwortet werden können, wieso diese anderen Wege nicht zum gleichen Resultat 
führen würden und damit „Warum und wodurch konnte der sowjetische Sozialismus 
zu Stalin und zum gegenwärtigen Regime führen?“ (Althusser 1978, 55). 

Balibar, Bois, Labica und Lefebvre haben neben dieser Notwendigkeit einer 
konkreten Orientierung und Strategie hinsichtlich des sozialistischen Übergangs auf 
die Notwendigkeit aufmerksam gemacht, in den politischen Konzeptionen die „ent- 
scheidenden Neuheiten“ der gegenwärtigen kapitalistischen Krise zu berücksichtigen, 
auf die Gefahr hin, ‚, ‚den Zug zu verpassen‘, gegenüber dem historischen Ereignis 
eine Verspätung zu entwickeln, die irreparabel werden kann und (der KPF) nur 
noch die Perspektive lassen würde, als eine Kraft des Widerstands zu überleben, ..., 
ohne Zukunftsperspektive“ (Balibar u.a. 1979, 62). Als solche neuen Momente be- 
nennen sie drei: „die Herausbildung einer neuen ‚Aufteilung der Welt‘ unter den im- 
perialistischen Mächten, begründet auf eine neue internationale Arbeitsteilung; die 
neue Bedeutung inzerimperialistischer Konflikte in der Entwicklung der Krisen, die 
in der gegenwärtigen Krise besonders deutlich wird; schließlich die Tendenz, die 
sich abzeichnet in Richtung auf eine fortschreitende Reintegration der sozialisti- 
schen Länder in den Weltmarkt, die in sich den Keim eines epochalen historischen 
Umschwungs trägt“ (Balibar u.a. 1979, 62). 

Diese grundlegende, praktische Krise schlägt auch auf die Theorie zurück — 
nicht aufgrund der idealistischen Annahme, ‚‚die marxistische Theorie sei als solche 
verantwortlich für die Geschichte, die in ihrem Namen gemacht worden ist“ (Alt- 
husser 1978, 56) — sondern aufgrund der marxistischen These vom Primat der Pra- 
xis über die Theorie; für Marxisten besitzen die „Formen und Folgen“ ihrer politi- 
schen Praxis „‚selbst eine theoretische Tragweite“ (Althusser 1978, 57). 

Diese doppelte Krise begreift Althusser als historisch bestimmt: Sie hat An- 
fang und Ende, kann also keinesfalls gleichgesetzt werden mit den Widersprüchen 
und Problemen, mit denen der Marxismus als Theorie im Klassenkampf immer 
schon behaftet war (vgl. Althusser 1968, 61 f.) — auch nicht, kann man wohl hinzu- 
fügen, mit den Krisen des Marxismus in der klassischen deutschen Sozialdemokra- 
tie und in der Epoche der bolschewistischen Revolution. Diese spezifische Krise 
hat sich „für uns in den dreißiger Jahren angebahnt: und während sie sich anbahnte, 
wurde sie gleichzeitig erstickt“ (Althusser 1978, 59). Während sich der Imperialis- 
mus weltweit aus der großen kapitalistischen Krise heraus neu strukturierte, um 
durch den Weltkrieg hindurch seinen bisher mächtigsten Aufschwung zu vollziehen, 
wurde der Marxismus „in ‚theoretischen‘ Formeln blockiert, auf eine Linie und po- 
litische Praxen festgelegt, die die historische Führung des Stalinismus den Arbeiter- 
organisationen aufzwang“ (Althusser 1978, 59). Ihr Ende hat mit ihrem Ausbruch 
begonnen, dereben nicht in erster Linie aufgrund der Krise der internationalen kom- 
munistischen Bewegung im Zuge ihrer ‚Entstalinisierung‘ zustande kam. Vielmehr 
wird er hervorgerufen von der „Stärke einer bisher beispiellosen Bewegung der Ar- 
beiter- und Volksmassen, die über neue Kräfte und Potentiale verfügt. Wenn wir 
heute von der Krise des Marxismus im Sinne von möglicher Befreiung und Erneue- 
tung sprechen können, dann nur aufgrund der Stärke und der historischen Möglich- 
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keit dieser Massenbewegung“ (Althusser 1978, 60). 

Die Krise des Marxismus als Theorie besteht zunächst einmal darin, daß er auf 
die praktischen Fragen der Massen nicht antwortet — weil er sie überhört, mit 
Scheinantworten operiert oder sich bestenfalls darüber klar wird, daß er sie nicht 
beantworten kann, weil er keine Antworten auf sie besitzt. 

Auf die Frage nach den Bedingungen des sozialistischen Übergangs — und sei- 
ner Deformation in der sowjetischen Entwicklung — haben die kommunistischen 
Parteien bisher im Kern geschwiegen — und hinter diesem Schweigen konstatiert 
Althusser „die außerordentliche Schwierigkeit ( ... ) oder bei unserem gegenwärti- 
gen Wissensstand vielleicht sogar die Quasi-Unmöglichkeit, eine wirklich befriedi- 
gede Erklärung einer Geschichte zu liefern, die gleichwohl im Namen des Marxismus 
verlaufen ist ...“ (Althusser 1978, 56). Die „stillschweigende oder feierliche Aufga- 
be von so wichtigen Prinzipien wie der ‚Diktatur des Proletariats‘ “ (Althusser 1978, 
57) beantwortet diese Frage jedenfalls auch nicht — allenfalls stellt sie einen Ver- 
such dar, einer Antwort darauf weiterhin auszuweichen. 

Zur Bestimmung der ‚ungewissen Perspektiven der Kämpfe“ inmitten der in- 
ternationalen kapitalistischen Krise hat die ‚offizielle Theorie‘ der kommunistischen 
Parteien eine Antwort bereit, die sich allerdings bei näherem Hinsehen als schein- 
haft erweist: die Theorie des ‚Staatsmonopolistischen Kapitalismus‘. Für Althusser 
ist sie aus zwei Gründen unzureichend: Zum einen, gewissermaßen immanent öko- 
nomisch, weil sie zwar wesentliche Aspekte des internationalen Reproduktionspro- 
zesses des Imperialismus beschreibt, ‚aber indem sie alles auf eine fragwürdige Inter- 
pretation der ‚Kapitalentwertung‘ reduziert und den nationalen Staat in den Mittel- 
punkt stellt, gelingt es ihr nicht, die weltweiten Formen der Konzentration des Fi- 
nanzkapitals zu analysieren :sowie dessen Fähigkeit, entsprechend dem weltweiten 
Klassenkampf die Ausbeutung und die Spekulation zu verstärken, seine Kapitale 
(.... ) von einem Land ins andere zu verlagern und einige seiner Probleme mit Hilfe 
der ‚Krise‘ selbst zu lösen“ (Althusser 1978, 25). Zum anderen umgeht sie durch 
die „einfache ökonomische Feststellung“ z. B. ‚, ‚die französische Wirtschaft‘ wer- 
de von 25 riesigen Konzernen, 500 Topmanagern und 500 000 Großbourgeois be- 
herrscht“, „das politische Problem der Massenbasis der Herrschaft der Bourgeoisie“ 
(Althusser 1978, 26). 

Balibar, Bois, Labica und Lefebvre führen diese These für die KPF konkreter 
aus: Die nationalstaatliche Ausrichtung von Analysen und Konzeptionen der KPF 
auf der Grundlage der Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus führt dazu, 
daß vier wesentliche Fragen von ihr ausgeblendet werden: 

— Wie weit hat die Rolle Frankreichs als führende imperialistische Macht zu einer 
„strukturellen Verzerrung ... in den Produktionsmitteln und in den Menschen ge- 
führt“, die es erforderlich macht, im sozialistischen Übergang wesentliche Verände- 
rungen dessen, was produziert wird und wie es produziert wird, ins Auge zu fassen? 
(Balibar u.a. 1979, 77f.). 

— Welche Rolle spielen die Klassenkämpfe in der Entwicklung der Krise selbst — in 
der die Arbeiterklasse nicht nur passives, gewissermaßen unschuldiges Opfer ist, 
sondern durch ihren Widerstand dem herrschenden kapitalistischen Entwicklungs- 
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modell Grenzen setzt, eine „Krise der Ausbeutungsstrategien der Bourgeoisie“ ver- 
ursacht (Balibar u.a., 79 ff.). 

— Weiche Transformationen werden von der Krise „in den Klassenverhältnissen, in- 
nerhalb der Klassen selbst und insbesondere in der Arbeiterklasse“ hervorgerufen? 
(Balibar u.a. 1978,83 ff.). 

— Welche Formen einer „Krisenlösung innerhalb des Staates“, durch Entwicklung 
neuer Formen staatlicher Herrschaft sind gerade für die gegenwärtige Krise bezeich- 
nend? (Balibar u.a. 1979,85). 

Das „Verschwinden des Klassengesichtspunktes“ (Balibar u.a. 1978, 78) in der Art 
von theoretischen Antworten, die der offizielle Marxismus auf die Frage nach einer 
Klärung der Perspektiven der gegenwärtigen Kämpfe gibt, führt so letztlich dazu, 
daß er unfähig wird, „der Wirklichkeit der Krise Rechnung zu tragen, einschlicßlich 
derjenigen Aspekte, die außerhalb unserer unmittelbaren Reichweite liegen, ohne 
daß dies deswegen zur Passivität, zur Resignation führen würde“ (Balibar u.a., 90). 
Und eben hierin, in der falschen Alternative von rosigem Optimismus und abgrund- 
tiefer Resignation — mangels Einsicht in die Widersprüche, die Chancen und Gefah- 
ren der historischen Situation, liegt wiederum die reale Krise des Marxismus. 

Für Althussers Position ist esnun wesentlich, nicht bei dieser Konstatierung 
der Schwierigkeiten des offiziellen Marxismus und der Perspektive einer Aufhebung, 
Durchbrechung, der von dort ausgehenden historischen Blockierung durch die Be- 
wegungen und Initiativen der in der kapitalistischen Krise in Bewegung geratenen 
Massen stehen zu bleiben, sondern die neuen Anforderungen der gegenwärtigen Kri- 
se ernstzunehmen: „Wir können uns nicht darauf beschränken, einfach zu Positio- 
nen zurückzukehren, die bloß entstellt oder verraten worden wären. Die gegenwärti- 
ge Krise ... zwingt uns, etwas in unserem Verhältnis zum Marxismus und infolgedes- 
sen auch im Marxismus selber zu verändern“ (Althusser 1978, 60). 

Grundlegend für dieses neue Verhältnis ist es — gerade nach der mühseligen 
Rückkehr ‚zu den Quellen‘ in den 60er Jahren — sich der Tatsache zu beugen, „daß 
unsere historische Tradition keineswegs ‚rein‘, sondern konfliktuell ist“, daß der 
Marxismus „keine einheitliche und abgeschlossene Totalität (darstellt), sondern ein 
Werk, das neben theoretischen Prinzipien und soliden Analysen gleichzeitig auch 
Schwierigkeiten, Widersprüche und Lücken aufweist“ (Althusser 1978, 62). Damit 
wird zugleich Raum für eine grundlegende materialistische Einsicht in den Status 
der marxistischen Theorie: Sie ist weder als rein‘ und ein für alle Mal fertig denkbar, 
sondern als Resultat von Kämpfen, immer noch mit Trümmern und Resten über- 
wundener Denkformen behaftet, ebensowenig kann sie jemals die Totalität im Sin- 
ne der Hegelschen Dialektik zum Gegenstand haben, als Resultat bestimmter Kon- 
junkturen und Kämpfe, innerhalb einer historisch begrenzten Gesellschaftsforma- 
tin geht sie immer auf einen endlichen Zusammenhang, eine umschriebene Komple- 
xität; schließlich trägt sie auch nicht in sich selbst die Garantien ihrer Wahrheit, ist 
sich selbst nie durchsichtig, wie das illusionäre „Selbstbewußtsein‘“ der idealisti- 
schen Dialektik, sondern muß ihre eigenen Grenzen, Irrtümer und Widersprüche in 
der Praxis erfahren, um sie selbstkritisch begreifen zu können. So wie ihre Krise 
daher keine abstrakte Reflexionsfigur, sondern eine konkrete Konstellation strate- 
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gischer und theoretischer Notwendigkeiten und Probleme ist, kann daher ihre Selbst- 
kritik auch nicht von dem — an Paranoia grenzenden — Anspruch ausgehen, ‚die 
Wahrheit über sich selbst zu sagen“, sondern muß sie in den Widersprüchen und Irr- 
tümern des konkreten historischen Prozesses, inmitten der Praxis der Klassenkämp- 
fe zuallererst aufsuchen. 

Wenn wir uns von der Vorstellung frei machen, „daß die marxistische Theorie 
eine ‚totale‘ Theorie sei, die in der Lage wäre, Konkret eine Geschichtsphilosophie 
zu ersetzen, und also Probleme, die ‚nicht auf der Tagesordnung stehen‘, in einer die 
Bedingungen ihrer Lösung bereits antizipierenden Weise denken könnte“ (Althusser 
1978, 72), stehen wir vor der Frage, welche bestimmten Widersprüche und Schwie- 
rigkeiten in dieser gegenwärtigen Krise auf der Tagesordnung stehen. Althusser 
nennt zwei grundlegende: 

— Esgibt „keine tatsächlich marxistische Staatstheorie‘ und 

— das marxistische Erbe enthält auch ‚keine wirkliche Theorie der Organisationen 
des Klassenkampfs und vor allem der paitischen Partei und der Gewerkschaft“ (Alt- 
husser 1978, 65 und 66). 

Aufgrund dieser doppelten Unklarheit, dieses Fehlens einer „Kritik der Poli- 
tik“ in der marxistischen Theorie, wird strategisch der Staat zur „gefährlichsten Fal- 
le“ für die Arbeiterbewegung: „sei es in den politischen Formen der Klassenkollabo- 
ration innerhalb der bestehenden ‚Legalität‘, sei es in der mythischen Form des 
‚Staat-Werdens der Partei‘ “ (Althusser 1978, 76 f.). Einen Weg aus dieser ‚Falle‘ 
heraus sieht Althusser nur in einer Richtung, der Wiedergewinnung der Fähigkeit 
durch die politischen Organisationen der Arbeiterklasse, wirklich auf die ‚Fragen 
der Massen‘ zu antworten (Althusser 1978, 67). Dabei werden sich die nationalen 
Arbeiterbewegungen in ihren spezifischen Konstellationen des Klassenkampfes je- 
weils auf ihre eigene Kraft stützen müssen, auch wenn sie sich mit gleichen ‚Schlüs- 
selfragen‘ konfrontiert sehen: ‚In unterschiedlichen, negativen oder positiven, indi- 
rekten oder expliziten, objektiven oder subjektiven Formen stellen sich uns immer 
wieder die gleichen Schlüsselfragen: in Bezug auf den Staat, die Gewerkschaft, die 
Partei, die Bewegungen und Initiativen der Massen. Und im Wesentlichen sind wir 
bei all diesen Fragen auf unsere eigenen Kräfte verwiesen.“ (Althusser 1978, 67) 


2. Worin liegt die befreiende Wirkung der Krise des Marxismus für uns in der 
Bundesrepublik? 


Althussers Versuch zu begreifen, um was es in der gegenwärtigen Krise des Marxis- 

mus geht, ist nicht ohne Weiteres in unsere Situation übertragbar: 

— Die marxistische Diskussion in der Bundesrepublik spielt sich nicht im Kontext 
einer starken, trotz aller Schwierigkeiten und Fehler in den Massen verankerten 
kommunistischen Partei ab; 

— Das relative Gewicht des ‚offiziellen Marxismus‘ in der Bundesrepublik ist unver- 
gleichbar gering, zumal angesichts des Reichtums der konfliktuellen marxistischen 
Tradition, die in deutscher Sprache zur Verfügung steht und inzwischen auch 
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wieder für die politisch-theoretische Diskussion erschlossen ist. 
Beide Umstände können leicht dazu führen, daß wir uns bei der Vorstellung beru- 
higten, die von Althusser thematisierte Krise des Marxismus in der KPF als euro- 
kommunistischer Partei sei einfach nicht die unsrige: Weder stünden die Fragen 
einer Eroberung der politischen Macht durch die Arbeiterbewegung und damit 
der politischen Bedingungen eines sozialistischen Übergangs bei uns überhaupt an, 
noch wären wir in unseren theoretischen Analysen derart auf die Armut des offiziel- 
len Marxismus reduziert, wie das im französischen Sprachraum der Fall sein könne. 

M.E. liegt einer derartigen Haltung jedoch eine extreme politisch-theoretische 
Kurzsichtigkeit zugrunde, die geradezu an den Mechanismus der Verdrängung ge- 
mahnt: 

Die andere Seite des Problems der Eroberung von Machtpositionen durch die 
Arbeiterbewegung in der gegenwärtigen kapitalistischen Krise ist das der Neustruk- 
turierung des internationalen kapitalistischen Herrschaftssystems, des weltweiten 
Imperialismus, in und durch diese Krise — und damit sind wir gerade in der Bundes- 
republik ja allerorten konfrontiert! Daß sich für uns gegenwärtig vorrangig andere 
Fragen stellen, als die Fragen des Verhältnisses sozialistischer Regierungs- und Mas- 
senpolitik, also etwa die nach Möglichkeiten gewerkschaftlicher Gegenwehr gegen 
die Modernisierungsstrategien der Kapitale und ihre staatlichen Vermittlungsformen, 
enthebt uns nicht etwa der von Althusser benannten grundsätzlichen Schwierigkei- 
ten.: 

Das Problem des sozialistischen Staates stellt sich uns noch nicht als ein strate- 
gisches Problem in unserer eigenen Handlungsperspektive, in unserer eigenen aktiven 
Reichweite, aber es stellt sich unausweichlich in Gestalt der materiellen Realität der 
DDR, als passive Blockierung sozialistischer Initiativen. 

Das Problem des Verhältnisses von Partei, Gewerkschaft und Massenbewegun- 
gen stellt sich zwar für uns grundlegend anders — für uns steht das Problem des Ver- 
hältnisses von Gewerkschaft und Massenbewegung im Vordergrund, aufgrund der 
politischen Marginalisierung marxistischer Organisationen und Strömungen auch in 
der Arbeiterbewegung der Bundesrepublik, aber es stellt sich ebenfalls — und wirft 
offenbar neue Fragen auf, die die bisher entwickelte marxistische Theorie nicht be- 
antwortet. 

Der — relative — Reichtum an deutschsprachigen marxistischen Bezugspunk- 
ten außerhalb der marxistischen ‚Orthodoxien‘ — von Bermstein, Kautsky, Luxem- 
burg über Korsch, Lukacs und die Austromarxisten bis zur Frankfurter Schule — in 
der bundesrepublikanischen Debatte kann uns sicherlich vor allzu gewaltsamen Ver- 
einfachungen in der Theorie einigermaßen schützen, Aber aufgrund ihres Charakters 
als situationsbezogene Produkte längst vergangener Klassenkämpfe ist die Gegen- 
wart dieser Bezugspunkte die von historischen Reminiszenzen: Gerade zu den spe- 
zifischen Chancen und Gefahren der gegenwärtigen kapitalistischen Krise sind sie 
eigentümlich stumm. Auch die ‚emmeuerte(n) Orthodoxie(n)‘ , die aus der Rekon- 
struktion des Marxismus in der Studentenbewegung hervorgegangen sind, scheinen 
in der Bundesrepublik von der Entwicklung der kapitalistischen Krise überrollt. 

Weder durch einfachen Rückgriff auf marxistische Traditionsstücke noch 
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durch standhaftes Insistieren auf den ‚Umschlag von Theorie in Methode‘ sind etwa 

die folgenden Fragen zu beantworten, die Kernfragen antikapitalistischer Strategie 

und Existenzfragen der marxistischen Linken in der Bundesrepublik sind: 

— Wie weit hat die spezifische Rolle der Bundesrepublik als führender und zugleich 
abhängiger Macht im weltweiten kapitalistischen Herrschaftszusammenhang spe- 
zifische Deformationen in der Struktur der gesellschaftlichen Produktivkräfte, 
des gesellschaftlichen Gesamtarbeiters und der überschüssigen Arbeitsbevölkerung 
und insgesamt in den Strukturen des gesellschaftlichen Reproduktionsprozes- 
ses hervorgebracht, die als spezifische Bedingung des Krisenverlaufs einen zentra- 
len Ansatzpunkt nationaler Krisenpolitik darstellt — sei es des keynesianischen 
Krisenmanagements des sozialliberalen Blocks, sei es einer restriktiven Krisenlö- 
sung im Übergang zum autoritären Staat oder sei es einer alternativen Gesell- 
schaftspolitik mit wachsendem Einfluß der organisierten Arbeiterbewegung? Wel- 
che Veränderungen, in dem was und wie produziert wird, Können Ansatzpunkt 
eines Kampfes für die Konstitution einer politisch autonomen Arbeiterbewegung 
in der Bundesrepublik sein? 

— Wo liegen in der Bundesrepublik die spezifischen Machtpositionen der Arbeiter- 
klasse, die dem Drang der Kapitale nach Wiederherstellung und Expansion ihrer 
Profitabilität derartige Schranken gesetzt haben, daß sich die Bourgeoisie zuneh- 
mend gezwungen sieht, durch Durchsetzung neuer Konzepte die Krise ihrer bis- 
herigen Ausbeutungsstrategien zu überwinden — und wie können diese Machtpo- 
sitionen ausgebaut und zu explizit gesellschaftspolitischen Fronten zusammenge- 
faßt werden? 

— Wie wirkt sich die ungleiche Entwicklung verschiedener Sektoren und Branchen, 
unterschiedlicher Regionen, die Auseinanderentwicklung von Erwerbsbevölke- 
rung und sozialen Kategorien, die aus der Erwerbsbevölkerung zunehmend abge- 
drängt, in unterschiedlicher Weise marginalisiert werden, auf die Möglichkeiten 
einer gewerkschaftlichen und politischen Vereinheitlichung von Forderungen, 
Aktionen und Organisationsformen von Massenbewegungen in der Bundesrepu- 
blik aus? Welche Gefahr besteht insbesondere, daß eine Spaltung zwischen einer 
gewerkschaftlich organisierten Massenbewegung, die davor zurückscheut, den ka- 
pitalistischen Reproduktionsprozeß in seiner Gesamtheit praktisch in Frage zu 
stellen, und zersplitterten alternativen Bewegungen, die sich weigern, sich selbst 
gesellschaftspolitisch zu begreifen, in der Bundesrepublik zum Hebel der Stabili- 
sierung des herrschenden hegemonialen Blocks wird — vergleichbar der in Italien 
oder Frankreich drohenden bzw. schon weit fortgeschrittenen Spaltung von poli- 

.. tischen Parteien der Arbeiterklasse und Massenbewegung (,‚Movimento‘)? 

— Welche Wandlungen in Struktur und Funktionsweise der Staatsapparate sind mit 
der Entwicklung der gesellschaftlichen Krise in der Bundesrepublik Hand in 
Hand gegangen und welche Möglichkeiten eines realen Umschlags — in Richtung 
einer Öffnung der Formen der bürgerlichen Politik für ein reales Austragen gesell- 
schaftlicher Widersprüche oder in Richtung auf eine „Extension des Staates in 
die Gesellschaft“, eine konsensuelle oder repressive Domestizierung gesellschaft- 
licher Widersprüche in den Formen staatlicher Politik — sind mit diesen Wandlun- 
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gen bereits heute gesetzt — und welche Formen und Prozesse politischer Organi- 
sation in und gegenüber Apparaten und Prozessen staatlicher Politik sind diesen 
Entwicklungen gegenüber erforderlich, um die Artikulation einer politisch auto- 
nomen antikapitalistischen Massenbewegung zu ermöglichen? 
Gegenüber diesen konkreten Fragen, die hier durch die Praxis der Klassenkämpfe 
auf die Tagesordnung gesetzt werden, stellen auch wir fest, daß wir zu einem „Per- 
spektivenwechsel“ gezwungen werden — ob in der Krisentheorie, der Klassenanalyse 
oder der Ableitung des bürgerlichen Staates oder des proletarischen Alltagsbewußt- 
seins. Damit stehen auch wir vor der Notwendigkeit, etwas in unserem Verhältnis 
zu unseren marxistischen Traditionen und damit auch an unserem Marxismus zu 


verändern. 
die Festung zu verlassen‘. Hier steht sie gar 


Nur geht es für uns nicht darum, ‚, 
nicht mehr. Einige trauern noch auf ihren Trümmern, andere versuchen mit untaug- 
lichen Mitteln, sie wieder aufzubauen. Wir müssen lernen, Ziel und Einheit unserer 
Kämpfe auch ohne eine solche Festung zu bestimmen. Darin treffen wir uns mit 
Althusser und seinen Mitstreitern in demselben Gewühl, im Zusammenhang dersel- 
ben Klassenauseinandersetzungen in europäischem Maßstab. In der frischen „Luft 
und im Lärm der Straße“ (Balibar 1979, 216) treffen wir uns von verschiedenen 
Ausgangspunkten — und müssen lernen, die anderen, die wir dort treffen, als Genos- 
sen zu behandeln — ob sie nun aus organisierten Festungen kommen oder nicht, oh- 
ne Rücksicht auf die historisch obsolet gewordenen Erkennungszeichen, die sie mit 
sich herumtragen. Und eben darin liegt für uns die befreiende Wirkung der Krise des 
Marxismus! 

Erst auf diesem Wege können wir wieder fähig werden, einen eigenen Beitrag 
zur Diskussion und Überwindung jener Krise des Marxismus zu leisten, die Althus- 
ser zu thematisieren unternimmt. Erst dann werden wir auch in der Lage sein, vom 
Reichtum ‚unserer‘ marxistischen Tradition wirklich wieder zu profitieren, Lösun- 
gen zu finden — und nicht bloß immer gescheitere, gebildetere und raffiniertere 
Formen, die Fragen zu stellen. 


(Juli 1979) 
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Bernhard Blanke / Gert Schäfer 
Krise der Linken — Krise des Marxismus 


In zyklischen Wellen bricht die Krise des Marxismus aus. Sie ist so alt wie „der Marx- 
ismus“ selber, mindestens so alt wie „Revisionismus“, ‚Reformismus“, „Syndikalis- 
mus“ oder die verschiedenen „orthodoxen“ Marxismen. Jedes „Zurück zur Wurzel“, 
zum endlich wiederentdeckten und richtig interpretierten Marx, Engels, Lenin ... 
drückt eine Krise, jede „schöpferische Weiterentwicklung“ eine Stagnation, neue 
Lesart oder Revision existierender Marxismen aus. Fast liegt es einem auf der Zunge: 
die Marxisten haben Marx und sich bisher nur verschieden interpretiert, es kömmt 
aber darauf an, sie zu verändern ... 

im Februar 1933 schrieb Karl Korsch: „Ein großer Mangel der Form, in der 
die Krisendiskussion, besonders in den Kreisen der linken und linkesten Richtungen 
der Arbeiterbewegung, geführt worden ist, besteht darin, daß man in diesen Kreisen 
häufig nach einer an sich ‚revolutionären‘ Krisentheorie gesucht hat, so ungefähr 
wie man im Mittelalter nach dem Stein der Weisen suchte ... In Wirklichkeit sind die 
verschiedenen in der Arbeiterbewegung hervorgetretenen Krisentheorien“ Produkte, 
in denen sich „der jeweils in der objektiven Wirklichkeit der kapitalistischen Produk- 
tionsweise eingetretene krisenhafte Gesamtzusammenhang oder auch nur eine vor- 
übergehende Wirtschaftskrise passiv und nachträglich widerspiegelt ... Man könnte 
unter dem gleichen Gesichtspunkt über den Rahmen der Krisentheorie hinaus auch 
alle wichtigen Richtungskämpfe, die innerhalb der sozialistischen Bewegung etwa in 
den letzten 50 Jahren eingetreten sind, als bloße Folgeerscheinungen und Reflexe 
der jeweils unmittelbar vorangegangenen Konjunktur innerhalb des kapitalistischen 
Krisenzyklus zur Darstellung bringen“ (in: Politische Texte,EVA 1974,58. 262, 264). 
Nehmen wir noch die „politischen Konjunkturen“ hinzu: Ist auch die gegenwärtige 
Krise des Marxismus „nichts als“ ein Reflex des kapitalistischen Krisenzyklus oder 
der Zyklen nationaler kapitalistischer Gesellschaften? Gewiß geriet mit der anhal- 
tenden Krise der entwickelten kapitalistischen Länder auch die antikapitalistische 
Linke in die Krise. Die Hoffnungen auf einen Zusammenhang von kapitalistischer 
Krise, Verschärfung sozialer Kämpfe und politischer Offensive der Linken haben 
sich wieder einmal nicht erfüllt, wenn auch nicht mit den katastrophalen Folgen der 
Zwischenkriegszeit. Aber schon Korschs Beweisführung, auch heute weit verbreitet, 
war keine. Jede Krise des Kapitalismus beweist natürlich auch eine Krise der Linken, 
wenn diese nicht den in den Krisentheorien vermuteten Zusammenhang einlöst und 
wenigstens zu Teilerfolgen gelangt. Auch wenn der unterstellte Zusammenhang nicht 
deterministisch oder ökonomistisch verkürzt gesehen wird, erklärt er als solcher gar 
nichts. Was gerade zu erklären wäre, wird durch zirkuläre Metaphern wie Reflex, 
Widerspiegelung oder Folge hinweggezaubert. Daß ein als kausal unterstellter Zusam- 
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menhang zwischen der Krise des Kapitalismus und der des Marxismus besteht, be- 
sagt in Wirklichkeit ja: daß die sich als marxistisch verstehende soziale Bewegung 
(soweit sie überhaupt besteht) einen unzureichenden oder falschen Begriff von der 
kapitalistischen Gesellschaft hat — also die Bewegung und ihre Theoretiker prak- 
tisch und theoretisch nicht auf der Höhe der Zeit sind. 

Diese Krise der Linken und des Marxismus wird allerdings gegenwärtig einmal 
mehr deutlich; und wenigstens insofern ist die Krise des „Marxismus“ endlich ausge- 
brochen, als sie, vor allem angesichts des „Eurokommunismus“ und der fortschrei- 
tenden Kritik des „real existierenden Sozialismus“, auch nicht mehr einfach verstellt 
und geleugnet werden kann. Die alten Identifikationen, Glaubenssätze und Denkver- 
bote sind wohl endgültig dahin. Deshalb kann diese Krise des Marxismus ihre be- 
freiende Wirkung entfalten. 

Bezeichnend ist freilich auch, daß nicht zuletzt im akademischen Marxismus 
der Bundesrepublik erst nach einer Periode der Abwehr und Ausgrenzung ältere dis- 
sidente Traditionen wiederentdeckt, abgebrochene Diskussionen wieder begonnen 
zu werden scheinen. Wie in jeder Krise gibt es natürlich auch Krisenritter und Kri- 
sengewinne zu Schleuderpreisen, so wenn in verballhornter Gestalt, als neueste Er- 
kenntnis neuester Philosophen, einige Überlegungen zur Kritik am herkömmlichen 
Marxismus feilgeboten werden, die vor Jahrzehnten in ernsthafter und durchdachte- 
rer Form von anderen vorgetragen wurden (etwa in der „Dialektik der Aufklärung“, 
oder auch in der Zeitschrift „Socialisme ou Barbarie“). 

Im Grunde aber sind so gut wie alle gegen die (im übrigen sehr verschiedenen) 
marxistischen Hauptrichtungen vorgebrachten kritischen Punkte, wenn auch in 
wechselnder Akzentuierung, so alt wie der Marxismus selbst. Das gilt für das Objek- 
tivismus-Subjektivismus-Syndrom, für die Fragen der politischen Organisation und 
des Staates, die Frauenbewegung, den Begriff der Produktivkräfte und des Fort- 
schritts, das Intellektuellenproblem, die Klassen- und Bündnisfrage, das Bürokratie- 
problem, das Verhältnis von Theorie und Praxis, Wissenschaft, Organisation und 
Bewegung und so weiter. 


Krise der Marxismen und das Konzept politischer Macht 


Aber gibt es dann überhaupt eine Krise des Marxismus? 

Die Rede von der Krise des Marxismus hat nur einen Sinn als Diskussion über 
die Krise verschiedener Marxismen. Das liegt schon an der unterschiedlichen Tradi- 
tion und Geschichte verschiedener Länder, Gesellschaften, Erdteile. Seit „der Marx- 
ismus“ eine weltweite Verbreitung fand, aber angesichts der fundamental verschie- 
denen gesellschaftlichen Strukturen und Probleme fast nur noch durch seine Stoß- 
richtung gegen den kapitalistischen Imperialismus etwas — negativ — Gemeinsames 
umfaßt, hat es keinen Sinn mehr, von „dem“ Marxismus zu reden. Der asiatische 
Marxismus (wir reden hilfsweise in geographischen Bezeichnungen) ist ein anderer 
als der westeuropäische, der japanische ein anderer als der chinesische, vietnamesi- 
sche usw. Der russische Marxismus konnte sich nicht zur allumfassenden Institution 
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erheben, weil er seine Eigenheiten, Besonderheiten zu geschichtlichen Gesetzen hy- 
postasierte. „Polyzentrisch‘“ ist sogar der westeuropäische oder der osteuropäische 
Marxismus. Was ist ihnen schon gemeinsam außer ein paar obersten Formeln und 
Riten, die im Fall Osteuropas allenfalls durch die poutsche Realität der russischen 
Hegemonie ein fundamentum in re haben. 

Die Gemeinsamkeit des „Eurokommunismus“ besiehe: von bestimmten gleich- 
artigen oder ähnlichen sozialen Strukturen und Traditionen der lateineuropäischen 
Nationen abgesehen, vor allem in einer gemeinsamen Fragestellung, Frontstellung, 
die sich durch die Entwicklung des Kapitalismus auf der einen, die des „real existie- 
renden Sozialismus“ auf der anderen Seite ergeben hat. Diese Gemeinsamkeit hat 
wiederum bisher vor allem anderen zu einer Krise des überlieferten Modells politi- 
scher Macht geführt. Großen Teilen der westeuropäischen kommunistischen Linken 
ist es unmöglich geworden, den ‚„teal existierenden Sozialismus“ als gesellschaftli- 
ches Modell ihrer Zukunft zu akzeptieren. Nicht allein das „sowjetische“, auch das 
chinesische, kubanische, vietnamesische usw. „Modell“ haben sich als Wunschpro- 
duktionen aus der Ferne erwiesen. Auch wenn die theoretischen Erklärungen der 
Länder des „real existierenden Sozialismus“ noch unterschiedlich sind, so stimmen 
sie doch darin überein, die fehlenden öffentlichen politischen Freiheiten und indivi- 
duellen Rechte alsSystemprobleme, nicht mehr lediglich als vorübergehende Suspen- 
dierung unter der einst beschworenen „Diktatur des Proletariats“ zu begreifen. Da- 
mit fällt aber auch der traditionelle Begriff der Diktatur des Proletariats. Und damit 
ist die Krise des herkömmlichen Modells politischer Macht, sei es in der Form der 
Räte „diktatur“, sei es in der „hegemonialen“ Rolle ‚der‘ Partei der Arbeiterklasse, 
‘offen zutage getreten. Zumindest insofem ist die Rede von den „allgemeinen Geset- 
zen sozialistischer Entwicklung“ als Herrschafts- und Legitimationsideologie einer 
bürokratischen Diktatur kenntlich geworden. 

Zuletzt durch die neu anhebende „Stalinismuskritik“ wissen wir, daß das Pro- 
blem der fehlenden politischen Freiheiten und Rechte auf das tieferliegende Problem 
der gesellschaftlichen Arbeitsteilung überhaupt, auf die systematische gesellschaftli- 
che Trennung von leitender und ausführender Tätigkeit, die Hierarchie der Arbeit 
und des Wissens, verweist. Damit ist eine Stufe der Selbstkritik des Marxismus er- 
reicht, die nur noch bei Strafe der Verdummung und des Untergangs unterschlagen 
werden kann. Diese Selbstkritik enthält freilich noch weitere zentrale Punkte, die in 
allen Spielarten des traditionellen Marxismus verkleinert oder verdrängt wurden: 
das Verhältnis von Mann und Frau, Stadt und Land im Weltmaßstab, ja die Frage: 
inwieweit der Kapitalismus als Gesellschaftsformation wirklich, über die kapitalisti- 
schen Metropolen hinaus, weltgeschichtlich zur dominierenden gesellschaftlichen 
Form wurde. Damit ist die Frage gestellt, inwieweit die Marxsche Konzeption der 
Aufhebung des Privateigentums noch ausreicht, den Weg zur klassenlosen Gesell- 
schaft zu denken. Das betrifft, wie wir wissen, schon das Schicksal des Sozialismus 
in Rußland, erst recht die antiimperialistischen Revolutionen im größten Teil der 
„unterentwickelten“ Welt. Das betrifft die Modelle politischer Macht; ohne die 
Freisetzung der Individualität (in wie immer beschränkter Form), die die bürgerli- 
che Gesellschaft geschichtlich hervorgebracht hat, konnten sich ein Marx, ein Engels, 
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in besseren Zeiten auch ein Lenin Sozialismus und Kommunismus nicht vorstellen: 
Aufhebung des Privateigentums als geschichtliche Voraussetzung der „Assoziation 
der freien und gleichen Produzenten“. Das ‚‚Scheinen der Freiheit“ ist eine evolutio- 
näre Errungenschaft der bürgerlichen Gesellschaft, ohne die der Kommunismus von 
Marx und Engels nicht hätte gedacht werden können. Schon die Rede vom westeu- 
ropäischen Kommunismus in den 20er Jahren hat dies, im Blick auf Sowjetrußland, 
gewußt. Im heutigen „Eurokommunismus“ kehrt diese Erkenntnis, nach bitteren 
geschichtlichen Erfahrungen, wieder. Insbesondere in Spanien und Italien, mit Wur- 
zeln bereits bei Gramsci, wird ja nicht lediglich das Problem des Politischen von sei- 
nen mechanizistischen und instrumentellen Verkürzungen gereinigt, sondern endlich 
wieder das Problem der politischen Organisation einer komplexen Gesellschaft in 
seiner ganzen Tragweite erkannt. Auch das betrifft nicht bloß die politische Organi- 
sation der kapitalistischen Gesellschaften, sondern den Weg zum Sozialismus und 
diesen selbst. Nicht daß Marx keine Staatstheorie ausgearbeitet hat, ist das Problem, 
sondern daß die meist auf den politischen Staat verkürzten Fragen einer demokrati- 
schen Interessenartikulation, Bedürfnisinterpretation und Entscheidungsfindung als 
gesellschaftliche Organisationsfragen zentraler Bedeutung (in denen substanzielle 
Gehalte des alten ‚‚Politischen“ wiederkehren) angesichts der sei es naiven, seies zy- 
nischen Reden von der „Arbeiterdemokratie‘, „Diktatur des Proletariats“, „‚führen- 
den Rolle der Partei“ usw. über Jahrzehnte hin verdrängt worden sind, 

Das ist übrigens nur die andere Seite jenes Verdrängungsprozesses, der die we- 
sentliche geschichtliche Probe des Sozialismus, nämlich zum ersten Mal mit Bewußt- 
sein neue gesellschaftliche Beziehungen der Menschen zu produzieren (Sozialismus 
ist die Produktion der sozialen Beziehungen selbst, Marx), mit der Errichtung einer 
geplanten Wirtschaft glaubte beantworten zu können. Auch hier ist es Rudolf Bahro, 
der uns daran erinnert, daß die geplante Ökonomie zwar eine Bedingung dafür ist, 
eine neue Stellung der gesellschaftlichen Individuen zu ihrem materiellen Produk- 
tionsprozeß hervorzubringen, nicht aber das sozialistische Ziel selber. Von den be- 
sten Teilen der „Alternativbewegung“, wenn auch auf Kleingruppenprozesse be- 
schränkt, erhalten daher die „Marxisten“ heute den Spiegel ihrer systematischen 
Versäumnisse vorgehalten. Neue, egalitäre soziale Beziehungen zu entwickeln, in de- 
nen sich gesellschaftliche Organisation mit Prozessen individueller und kollektiver 
Selbstbestimmung verbindet: das ist jenes gesellschaftliche Bedürfnis auf der Höhe 
der Zeit, in dem sich die Sehnsucht nach einer befreiten Zukunft mit dem Traum 
vom aufrechten Gang vereint. In diesem Sinn mag heute gelten, daß die Welt längst 
den Traum von einer Sache besaß, von der sie jetzt das Bewußtsein besitzen kann. 
Der Marxismus aber wird ohnmächtig bleiben, wenn es ihm nicht gelingt, theore- 
tisch und praktisch den Weg zur neuen öffentlichen Freiheit, als Bedingung der Mög- 
lichkeit kollektiver und individueller Selbstbestimmung, zu beschreiten. 
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Zur „historischen Mission“ des Proletariats 


Die Konzeption des Sozialismus als Aufhebung des (kapitalistischen) Privateigen- 
tums ist auch in einem zweiten Sinn fragwürdig geworden. Rudolf Bahro hat wohl 
recht, wenn er sagt, daß die Privateigentümergesellschaft sich weltgeschichtlich über- 
all, selbst in ihren Zitadellen, in Auflösung befindet. Das Wort von der „Sinnkrise“ 
verweist ja auf ein Doppeltes: auf die sichtbaren Tendenzen zur Auflösung der Mo- 
ralen der Privateigentümergesellschaft (Arbeit und Besitz) wie auf die nicht mehr 
vorhandene Gewißheit, daß nach ihr etwas Besseres komme. Wenn sich der Sozialis- 
mus im Schoße der kapitalistischen Klassengesellschaft vorbereitet und entwickelt, 
so kann dies auch der bürokratische Sozialismus sein, wie wir ihn ‚real‘ kennen, 
vielleicht etwas effektiver. Daß eine Parole wie die vom Sozialismus mit menschli- 
chem Antlitz erfunden werden mußte und auf Begeisterung traf, spricht im Grund 
ein vernichtendes Urteil über die geschichtlichen Prognosen des „Marxismus“. Bei 
seinen Schöpfern garantierte das industrielle Proletariat, dem die historische Mission 
zugeschrieben wurde, kraft seiner Stellung in der gesellschaftlichen Produktion die 
allgemein menschliche Emanzipation, den Weg und das Ziel des Kommunismus. Die 
Befreiung der Arbeiterklasse kann nur das Werk der Arbeiterklasse selbst sein! Wie 
aber, wenn Engels‘ Alternative, das Versinken des Proletariats in „chinesisches Kuli- 
tum“, in ein neues Fellachentum, über das sich die Planer und Leiter in einer büro- 
kratischen Pyramide erheben, eine realitätshaltigere Prognose — Max Weber hat sie 
ausgesprochen — sein sollte? Oder wenn wir die apokalyptischen Visionen oder Be- 
fürchtungen unserer Altvorderen beiseite lassen -- wie aber, wenn das Proletariat 
von seiner historischen Sendung nichts wissen sollte? 

Die Krise des Marxismus beruht offensichtlich auch darauf, daß die subalterne 
soziale Lage des Proletariats, nach allem, was wir wissen, der zugeschriebenen histo- 
rischen Mission entgegensteht. Mehr noch: daß die soziale Realität des ökonomisch 
begründeten Klassengegensatzes von Kapital und Arbeit nicht lediglich von imperia- 
listischen Interessenallianzen, sondern durch soziale Schichtungen, die sich aus der 
Hierarchie der „zweckmäßigen Tätigkeit“, des gesellschaftlichen Arbeitsprozesses, 
ergeben, überlagert wird. Was sich im Schoß der entwickelten kapitalistischen Ge- 
sellschaften entfaltet und in der Sozialstruktur des bürokratischen Sozialismus „frei“ 
von Privateigentumsschranken zutage tritt, ist nicht etwa eine egalitäre Gesellschaft, 
sondern (sieht man vom politischen Überbau einmal ab) eine nach den hierarchi- 
schen Funktionsniveaus der gesellschaftlichen Gesamtarbeit und der ihnen entspre- 
chenden Hierarchie des Wissens geschichtete Gesellschaft (ob sie Klassengesellschaft 
genannt wird oder nicht, ist unter diesem Gesichtspunkt gleichgültig). Das hat Ru- 
dolf Bahro gezeigt, und das wird von Untersuchungen etwa der Sowjet-Union durch- 
aus bestätigt (vgl. Was heißt bürokratischer Sozialismus, Prokla 31, bes. 39 ff.). Mit 
anderen Worten: die beschränkte Reichweite zumal der ökonomistischen Varianten 
der traditionellen marxistischen Klassentheorie tritt aus systematischen Gründen 
unübersehbar zutage. Was vor allem unter dem politischen Aspekt einer Bündnisfra- 
ge diskutiert wurde, erweist sich als ein Problem, das den traditionellen Marxismus 
im Zentrum seiner Klassenanalyse trifft. Auch diese Erkenntnis ist nicht neu; sie 
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wurde nur Jahrzehnte verdrängt, zuletzt — in der Bundesrepublik — in der wie das 
Hornberger Schießen endenden Diskussion über produktive und unproduktive Ar- 
beit (die natürlich unter dem Aspekt der Mehrwertproduktion immer einen guten 
Sinn hatte, aber als Klassenanalyse mit politischer Stoßrichtung völlig obsolet war). 


Arbeiterbewegung und Krise der ‚„Avantgarden‘“ 


Was die Bundesrepublik angeht, so handelt es sich bei der Krise um die einer theore- 
tischen Avantgarde, genauer gesagt: vieler konkurrierender Vortrüppchen. 

Eine in irgendeinem Sinn marxistische Massenorganisation gibt es hierzulande 
nicht. Die katastrophale Niederlage angesichts des Faschismus, die nicht erwartete 
Aufschwungsphase des Kapitalismus nach dem Krieg, mit einer ungeheuren Entwick- 
lung der „Produktivkräfte“, das Schicksal der DDR haben ganze Arbeit geleistet. 
Was noch an Arbeiterkultur bis in die 50er Jahre vorhanden war, ist nahezu vollstän- 
dig vom Erdboden verschwunden. In der Bundesrepublik gibt es tatsächlich zum er- 
sten Mal eine durch und durch kapitalistische Gesellschaft. Die kapitalistische Mas- 
senkultur hat, wie in keinem anderen Land vielleicht mit Ausnahme der USA, wirk- 
lich einen geschichtslosen Boden erzeugt. Das Kapital war der geborene Leveller. 
Die alten Traditionen sind zerstört. Das einstige Land der Ungleichzeitigkeiten ist, 
von winzigen Nischen abgesehen, durch die „Moderne“ planiert. So bewegend sie 
für geschichtlich bewußte Genossen ursprünglich waren — alle Versuche intellektuel- 
ler Gruppen, die alten geschichtlichen Traditionen zu verlebendigen, mußten in der 
mehr und mehr farcenhaften Kostümierung enden. Soziale Bewegungen gegen die 
fortgeschrittene industriekapitalistische Vergesellschaftung erwachsen daher nicht 
zufällig an anderen Krisenpunkten als die traditionelle Arbeiterbewegung. Willy 
Scholz, ein kürzlich verstorbener alter österreichischer Kommunist, hat im ‚Wiener 
Tagebuch‘ am Beispiel eines alten Arbeiterliedes an die fundamental andere Aus- 
gangssituation erinnert, die nicht mit der wohlfeilen Gebärde eines bloßen Wandels 
der Erscheinungen aus der Welt geschaffen werden kann. Der alte Vers, zu Beginn 
der Arbeiterbewegung entstanden, lautet: 

„Was wir erhofften von der Zukunftsferne, 

daß Brot und Arbeit uns gerüstet stehn, 

daß unsere Kinder in der Schule lernen, 

und unsere Greise nicht mehr betteln gehn“. 

Keine ‚relative Verelendung“ wird den wirklichen Ausgangspunkt der alten Arbei- 
terbewegung wiederbringen. Die alte Arbeiterbewegung ist tot; das ist kein Grund 
zu triumphieren, denn die ersehnte Befreiung, die klassenlose Assoziation, blieb 
eine Utopie. Das Bedürfnis nach Befreiung erwächst aber heute auf einem andren 
gesellschaftlichen Boden. Die Bundesrepublik ist daher „moderner“ als Italien oder 
Frankreich. ä 

Die in sich zerrissene marxistische Linke in der Bundesrepublik ist jedenfalls 
auf die Intellektuellen beschränkt, die, wenn sie sich einmal nichts vormachen, ge- 
genüber den sichtbaren Ansätzen der (vielfältigen, widersprüchlichen, nicht ‚auf 
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den Begriff“ zu bringenden) Alternativbewegung unsicher, vergleichweise ratlos 
sind. Die Avantgarde ohne Bewegung bezieht sich krampfhaft, in kurzatmigen 
Schwankungen, auf die ‚neuen“ Bewegungen, die aber nur interpretiert werden (Z. 
B. die „‚Grünen“), und das nicht einmal aus sich selbst heraus. Die Avantgarde treibt 
sogar theoretisch Nachtrabpolitik. Auf der ständigen Suche nach einer Bewegung, 
die sie benutzen, „aufklären“ können, begründen die Avantgarden ihre eigene zer- 
brechliche Identität und Kontinuität allenfalls zirkelhaft, ideell in der immer wieder 
am Horizont auftauchenden „Partei“, organisatorisch in der Sekte oder theoretisch 
in der jeweiligen Schule, der sie angehören. Und noch in der (gewiß berechtigten) 
Kritik an den Strandgütern von Tunix lassen sich jene bekannten Verbote erkennen, 
die auf ein starkes Begehren deuten ... 

Solange jedoch die Kluft zwischen den Interpreten und den Alternativbewe- 
gungen so groß ist wie jetzt, muß die Kritik der Vorstellungen und Theorien, die 
den Anspruch einer emanzipatorischen Kritik der kapitalistischen Gesellschaft und 
der sozialen Bewegung nicht mehr erfüllen, ins Zentrum unserer Überlegungen rük- 
ken. Diese Kritik muß radikal sein. Sie darf sich nicht durch Ängste, die eigene Iden- 
tität zu gefährden, blockieren lassen. Denn die „Krise des Marxismus“ ist ja nicht 
nur ein intellektuelles Ereignis. Wenn es sie gibt, so gibt es auch eine lebensgeschicht- 
liche Krise derer, die sich als Marxisten verstehen. Nichts wäre dann aber selbstzer- 
störerischer als das Verdrängen. Erst bei einer radikalen Kritik wird sich vielmehr 
herausstellen, ob diese Identität wirklich existiert, oder ob sie so aufgesetzt ist, daß 
sie lediglich eine Selbsttäuschung bedeutet. 


Krise der Theorie: Vergesellschaftung und Subjektivität 


Die Krise des Marxismus besteht darüber hinaus in der oft verleugneten Diskrepanz 
zwischen dem Anspruch auf Analyse der Totalität der Gesellschaft und der Be- 
schränktheit des Begriffs bürgerlich-kapitalistische Gesellschaft, der heute noch in 
der marxistischen Linken vorherrscht. In die Krise geraten ist nicht nur das determi- 
nistische und das ökonomistische Weltbild, sondern auch jenes, das Probleme und 
Erklärungsansätze gesellschaftlicher Entwicklung, die nicht auf die Reihe kapitali- 
stische Ökonomie und bürgerlicher Staat zu bringen sind, schlicht ausblendet. Die 
hoffnungslose Unterschätzung der Stabilität kapitalistischer Gesellschaften in der 
Krise war dabei schon eine wesentliche Ursache der ungeheuren Niederlagen nach 
1918. Als „Subjektivismus“ wurde abgetan, was nach den wirklichen Vermitt- 
lungsprozessen von gesellschaftlicher Objektivität (Kapital und rechtlich-staatlichem 
Überbau) und den gesellschaftlichen Subjekten, den Menschen, fragte. Nichts war 
dabei subjektivistischer als die postulierte Rolle der „Partei“ und ihrer „Führung“. 
Die theoretische Lücke wurde durch voluntaristische politische Gewaltstreiche oder 
durch Attentismus „geschlossen“. Im objektivistischen Begriff von Theorie und 
dem ihm unvermeidlich verbundenen subjektivistischen Voluntarismus des politi- 
schen Handelns waren das begriffliche Vermögen, die Interpretationskraft und Ent- 
wicklungsfähigkeit marxistischer Wissenschaft schon einmal verfallen, bis sie sich im 
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Sektierertum erschöpfte. Wieder einmal scheint sich als Farce zu wiederholen, was 
eine furchtbare Tragödie war. Nach einer ökonomistischen und objektivistischen 
Verkürzung des Marxismus, die durch die Staatsableitungen eher verdeckt als aufge- 
hoben wurde, feiert nun ein (meist romantischer) Irrationalimus und Kult des Sub- 
jekts Urständ. Aber die geschichtliche Wiederholung weist auf fundamentale unge- 
löste Fragen in Theorie und Praxis hin. Soziale und psychische Strukturen, mithin 
auch das Feld der „Politik“, sind offensichtlich nicht mit dem einen oder anderen 
Reduktionismus zu begreifen. Die kapitalistischen Gesellschaften sind nicht nur im 
historischen, von der Vergangenheit her geprägten Sinn „reicher“, vielfältiger, kom- 
plizierter als das „Gesetz“, der ökonomische Begriff. Vergesellschaftungsprozesse, 
politische Prozesse enthalten offensichtlich Probleme einer Vermittlung von Objek- 
tivität und menschlichen Subjekten, die von dem (inzwischen auch zur Formel gera- 
tenen) Satz von der Herrschaft der gesellschaftlichen Objektivität im Kapitalismus 
eher verstellt werden. Das scheint sich in Krisen erst recht zu bewahrheiten. Die 
Reaktionen der gesellschaftlichen Gruppen und der Individuen auf die Grundten- 
denz der kapitalistischen Produktionsweise lassen sich offenbar gerade in Krisen der 
kapitalistischen Vergesellschaftung nicht einfach und nicht zureichend aus ihrer 
„strukturellen Logik“ prognostizieren. Die Krise der bürgerlichen Gesellschaft be- 
deutete deswegen immer auch eine Krise des Marxismus, eine inadäquate Verarbei- 
tungsweise durch die Krisentheorien des Marxismus. 

Dieser Zusammenhang läßt sich an historischen Einschnitten wie dem Aus- 
bruch des ersten Weltkrieges, der verpaßten Revolution 1918 oder der Weltwirt- 
schaftskrise markieren. Offenbar hingen die Phasen, in denen sich der Marxismus als 
„Weltanschauung“ einer breiten Bewegung konsolidieren Kann, mit Phasen längerer 
Prosperität oder doch nur schwacher Krisenanfälligkeit bürgerlicher Gesellschaften 
zusammen. Die deterministische Theorie der ll. Internationale, wonach die Revolu- 
tion nicht gemacht würde, sondern Produkt des zwangsläufigen Zusammenbruchs 
des Kapitalismus sein werde, erlangte ihre Ausformulierung kurz vor dem „Einbruch“ 
der großen Kriegskatastrophe 1914. Dieser Krieg war eine Katastrophe für die inter- 
nationale Arbeiterbewegung. Die Zntwicklungstheorie der Sozialdemokra- 
tie (formuliert vor allem in Hilferdings Theorie vom „Organisierten Kapitalismus“), 
ausformuliert gegen Ende der zwanziger Jahre, überstand die unmittelbar danach 
ausbrechende Weltwirtschaftskrise nicht. Aus dem Hineinwachsen in den Sozialis- 
mus wurde ein Abgleiten in den Faschismus. 

Der revolutionären Alternative erging es in Westeuropa nicht besser. Ihr Fest- 
halten an der Norwendigkeit der Revolution und der dauernden Mobilisierung der 
Massen auf dieses Ziel hin, stand schon bei Rosa Luxemburg im abstrakten Gegen- 
satz zur reformistischen Alternative wie zu den Massen selbst. Auch als in den zwan- 
ziger Jahren mit dem Aufbau des „realen“ Sozialismus in der Sowjetunion die Not- 
wendigkeit der Revolution an eine Theorie von derzilgemeinen Krise des Kapitalismus 
und von der daher stets auf der Tagesordnung stehenden Umwälzung in den kapita- 
listischen Ländern gekoppelt wurde, blieb diese Konzeption abstrakt; auch und vor 
allem da, wo sie — wie am Ende der Weimarer Republik — größere Massen von 
Lohnarbeitern an sich binden konnte. Beide Varianten blieben in den Krisen als 
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Legitimationsideologien eıhalten, erfaßten aber die realen Krisenprozesse immer 
weniger. Das lag einmal daran, daß die Prognosen über gesellschaftliche Entwicklun- 
gen viel zu global angesetzt waren, zum andern daran, daß die Bedingungen, Orien- 
tierungen und Wirkungen des eigenen Handelns nicht in die Prognosen miteinbezo- 
gen wurden — was nach Brecht doch den Wahrheitsgehalt einer Theorie ausmachen 
würde. 

Das Scheitern dieser historischen (gleichwohl weiterwirkenden) Varianten des 
Marxismus ist auch aus Mängeln der Theorie zu erklären. Trotz behaupteter Wider- 
sprüchlichkeit kapitalistischer Gesellschaften und daraus abgeleiteter Revolutions- 
theorien wurde die Diskontinuität der Entwicklung, die eben auch in selbstzerstöre- 
rische Tendenzen umschlagen kann (Faschismus) nicht erfaßt. Einer komplexen Ge- 
sellschaft wurde mit simplen linearen Theorien begegnet, was insofern auf die Theo- 
rien selbst zurückschlug, als die realen historischen Brüche nicht mehr analysiert 
werden konnten. Darum mußte von jeder Etappe zur nächsten die Geschichte um- 
geschrieben werden. Die unbegriffene kapitalistische Gesellschaft konnte somit im- 
mer wieder ihre heimliche Macht über eine Theorie, Strategie und Bewegung durch- 
setzen, die im Prinzip schon über sie hinausgegangen sein wollte. 

Am Kern der marxistischen Theorien läßt sich diese Behauptung belegen. Alle- 
samt gingen (und gehen) sie von einem Primat der Ökonomie aus. Das bindet sie 
aber an die Schwerkraft des Kapitalismus, solange dieser immer wieder seine Ent- 
wicklungsfähigkeit unter Beweis stellen Kann, auch und vor allem in den Formen der 
nachholenden Industrialisierung im „realen“ Sozialismus. Dabei wird auch diese 
Entwicklung der Produktivkräfte in den fatalen Zirkel hineingezogen, der mit der 
Entwicklung von Technik und Produktion zu einer parallelen Entwicklung von 
Techniken der Destruktion führt. Die feinsinnigen Unterscheidungen etwa zwischen 
Umweltverschmutzung, Rüstung oder Kernkraftwerkbau in kapitalistischen und 
sozialisitschen Ländern stellen nur den dogmatischen Versuch dar, wider alle mate- 
rialistische Erkenntnis die Möglichkeit der gesellschaftlich bewußten Kontrelle eine 
Form der Entwicklung der Produktivkräfte zu behaupten, in der die Massen der 
Produzenten von der Bestimmung über Richtung und Umfang der Produktion aus- 
geschlossen sind, und dabei von den Folgen für die Natur einfach zu abstrahieren. 

Wenn wir Marx und Engels richtig gelesen haben, dann gibt es bei ihnen nur 
einen Primat der materiellen Lebenserhaltung. Ob dies in der Form der verselbstän- 
digten „Ökonomie“ oder in anderen Formen der Vergesellschaftung gewährleistet 
werden soll, ist gerade der Springpunkt. Gewiß ist die bürgerliche Gesellschaft 
durch die Dominanz des ökonomischen Systems der Kapitalverwertung geprägt, 
gleichwohl ist diese Gesellschaft insgesamt ein komplexes System verschiedenartiger 
und widersprüchlicher Vergeselischaftungsformen, die nicht alle auf die Kapitallogik 
oder die Logik politischer Herrschaft herunterzuleiten sind. Eher sollte man von 
einem lneinandergreifen solcher Vergesellschaftungsformen sprechen. Nur hieraus 
läßt sich nämlich erklären, warum in Krisenzeiten, selbst wenn die Kapitalreproduk- 
tion nahezu zusammenbricht, die bürgerliche Gesellschaft sich insgesamt reprodu- 
ziert. Dergleichen Stabilität kann richt — wie es häufig genug geschieht — verschwö- 
rungtheoretisch dem Verrat des Reformismus oder einem Komplott der Herrschen- 
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den zugeschrieben werden. Die „Massen“ halten das System aufrecht, offenbar 
nicht nur aus Gründen der „Bestechung“ durch materiellen Wohlstand, sondern 
selbst im Elend. Die Geschichte hat jeder auf Verelendung gegründeten Revolutions- 
theorie im entwickelten Kapitalismus den Boden entzogen. 

Die bürgerliche Vergesellschaftungsform hat sich in ihrer jahrhundertelalten 
Geschichte so tief in den sozialen und psychischen Strukturen vernankert, daß mit 
dem Schwinden des „stummen Zwangs der ökonomischen Verhältnisse“ in der 
Krise nicht schon die Revolution auf der Tagesordnung steht, sondern erst einmal 
die Stabilität von Tradition und ansozialisiertem Verhalten durchschlägt. „Revolu- 
tionen“ sind demnach nur noch vorstellbar als jahrzehntelanger Lernprozeß, wo- 
durch Gesellschaftsveränderung erst in ihrer wirklichen Mehrdeutigkeit und Gefähr- 
detheit erkannt werden könnten. 


Grenzen des Kapitalismus und Theorie des Übergangs 


An diesem Punkt wird die Grenze traditioneller marxistischer Theorie deutlich. 
Die Beschränkung auf die Formen der materiellen Lebenserhaltung in Gestalt der 
Ökonomie und die Formen der allgemeinen Hertschaftsstrukturen in Gestalt der 
Politik, hat gesellschaftliche Erkenntnis blockert. Die Geschichte des Marxismus 
ist — wie Negt sagt — eine Ausgrenzungsgeschichte. Diese Ausgrenzung betrifft alle 
Fragen der „Subjektivität“. Zwar lebt im Marxismus immer noch die kritische Vor- 
stellung des ganzen Menschen, wie sie Marx und Engels in den Frühschriften formu- 
lierten. Aber die umfassende Theorie der Emanzipation, die damit intendiert war, 
ist entweder den verschiedenen Legitimationstheorien zum Opfer gefallen — und in 
den Rang einer abstrakten Utopie gerückt — oder lebt als ewiger romantischer Gegen- 
satz neben Ökonomismus oder Determinismus. Die gewissermaßen empirische Er- 
forschung der Subjektivität hat der Marxismus nahezu ausschließlich der „bürgerli- 
chen Wissenschaft‘ überlassen, die gerade in dieser kompensatorischen Bewegung 
(soziologische Handlungstheorie, Psychologie) ihre größte Stärke gegen den Mar- 
xismus entfaltete. Dieser Entwicklung kann man nicht durch ein bloß ergänzendes 
Ankoppeln des „subjektiven Faktors“ an die „objektiven“ Analysen begegnen, auch 
nicht durch ein bloßes Addieren verschiedener, aus unterschiedlichen Gründen und 
in verschiedenen Umfeldern entstandenen Theorien. Vielmehr müßte da, wo der 
Marxismus selbst nichts produziert hat, die abstrakte Gegenüberstellung von ‚‚mar- 
xistisch“ und „bürgerlich“ aufgegeben werden. Die Geschichte der Ausgrenzungen 
legt es nahe, in diesen sogenannten bürgerlichen Wissenschaften einen erheblichen 
Erkennungsfortschritt zu vermuten, der nur dann „bürgerlich“ ist oder bleibt, wenn 
er nicht im Sinne der Emanzipation formuliert wird. Das würde aber bedeuten, sol- 
che Erkenntnisse nicht auf einen vorgängigen marxistischen Begriff bringen zu wol- 
len, sondern ihre Eigenständigkeit erst einmal anzuerkennen und nachzuarbeiten. 
Das hat auch allgemeine theoretische und strategische Konsequenzen. Wenn 
es richtig ist, daß die kapitalistische Vergesellschaftungsform (und mit welthistori- 
scher Verzögerung auch die Form ‚‚realsozialistischer“ Industrialisierung, selbst 
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wenn sie immer wieder — wie heute in China — aktuell wird) an eine doppelte Gren- 
ze gelangt: die Grenze der Belastbarkeit der Individuen (die enorme Steigerung 
physischer und psychischer Erkrankungen deuten dies an) und die Grenze der Be- 
lastbarkeit der Natur, dann liegt eine Neuformulierung des Marxismus nahe, die auf 
die allgemeinste Theorie der Entfremdung in den Frühschriften zurückgreift. Marx 
hat dies Theorie der Entfremdung des Menschen von der Natur, von den Mitmen- 
schen und von sich selbst in eine Kritik der durch das Kapital dominierten Verge- 
sellschaftungsformen umgesetzt. Diese Theorie ist aber nicht zeitlos die einzig 
richtige, vielmehr könnte sich erweisen, daß der „Totengräber‘“ des Kapitalismus, 
das Proletariat, in den letzten Jahrzehnten derart stabilisierender Teil dieser Verge- 
sellschaftungsform geworden ist, daß ein Aufbrechen des fatalen Entwicklungszir- 
kels von ihm als Initiator nicht mehr zu erwarten ist. 

Eine Theorie gesellschaftlicher Entwicklung, die über den Kapitalismus hin- 
ausreicht, müßte eine Theorie der Subjektivität als Theorie der gesellschaftlichen 
Arbeit und Bedürfnisse sein, sie müßte die auseinandergefallenen Teile gesellschaft- 
licher Analysen unter dem Ziel der Emanzipation neu zusammenfassen und nicht 
entweder dogmatisch auf der Richtigkeit (mit Modifikationen) der Marxschen 
Theorie beharren, noch sich als (romantische) Subjektivitätsbehauptung abstrakt 
gegen Gesellschaftserkenntnis sperren. 

Strategisch führt diese Forderung zur Notwendigkeit einer Theorie des Über- 
gangs, die weder sozialdemokratisch einfach auf eine Verbesserung der technischen 
Rationalität von gesellschaftlicher Produktion und parlamentarischer Demokratie 
setzt, noch traditionell kommunistisch auf den Umsturz der gesamten kapitalisti- 
schen Ordnung, ohne mehr als — hier den Sozialdemokraten zwillingshaft ähnlich — 
nur einen riesigen Planungsapparat samt demokratisch-zentralisierter „Diktatur des 
Proletariats“ (wer immer das dann sein möge) vorwegzudenken. 

Gerade kapitalistische Systemkrisen (ob Wirtschaftskrisen oder Vergesell- 
schaftungskrisen von Subjekten bzw. der Natur) offenbaren überschüssiges, bislang 
an der Artikulation gehindertes Potential, im Sinne von Möglichkeiten, nicht von 
Batallionen. Solches Potential wirft heute die Frage nach der Richtung gesellschaft- 
licher Entwicklung auf; man hat es „Sinnkrise‘ genannt. Aber eine Sinnkrise schlägt 
eıst dann nicht in Resignation und möglicherweise Reaktion um, wenn Sozialisten 
formulieren, was sie ändern wollen, was sein soll und wie gehandelt werden soll und 
kann. An konkreten Utopien aber mangelt es, mangelt es um so mehr, je mehr die 
Rekonstruktion des Marxismus in der Bundesrepublik unter den Primat der ‚„‚Ver- 
wissenschaftlichung“ einerseits und unter den Primat ‚realer Sozialismen“ anderer- 
seits geraten ist. Eine konkrete Utopie müßte umfassende Krisenerklärung, Antizi- 
pation einer humanen Vergesellschaftung und das Bewußtsein von den immer noch 
existierenden Schranken ihrer Realisierung sein. Hieraus ergeben sich zwei abschlie- 
ßende Konsequenzen. 
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Emanzipatorischer Internationalismus 


Eine wesentliche Ursache der Krise und Stagnation der Linken und des Marxismus 
in der Bundesrepublik ist die dem Inhalt wie der Form nach mangelnde oder gro- 
tesk verzerrte internationale Orientierung. Zwar wird der Weltmarkt als Bewegungs- 
feld des Kapitals analysiert, zwar beschäftigt man sich mit den Erfolgen und dem 
Scheitern von Befreiungsbewegungen und/oder mit den Formen des „realen Sozia- 
lismus“, aber dies geschieht alles nicht in kritischer Vermittlung zur gesellschaftli- 
chen und politischen Situation in der Bundesrepublik, unserem nach wie vor natio- 
nal (auch vom Gegner) abgrenzbaren Kampffeld. Vielmehr herrschen die in den vor- 
hergehenden Passagen kritisierten Denk- und Handlungsmuster auch hier vor. Öko- 
nomistische Verkürzung des Imperialismusbegriffs samt weltpolitischer Verschwö- 
rungstheorie existiert neben bloß identifikatorischer Bewunderung einzelner Befrei- 
ungsbewegungen oder sozialistischer Staaten. 

Geschichtlich verdankt sich diese Haltung ebenso alten Traditionen (etwa 
dem sowjetorientierten proletarischen Internationalismus) wie aktuellen Bindungen 
der 60er Jahre. Für die „Neue Linke“ war eseine lebensnotwendige Vorstellung, im 
Kampf für die Befreiungsbewegungen der Dritten Welt — zu der damals immerhin 
noch China gehörte! — einen, wenn nicht den wesentlichen Hebel zu besitzen, um 
die Verhältnisse in den Metropolen zum Tanzen zu bringen. Für die ‚alte Linke“ 
war es ebenso existenzbegründend, für das Vaterland der Werktätigen im feindlichen 
Kapitalismus zu kämpfen. Aber aus dieser zwangsläufigen internationalen Orientie- 
rung wurde der Internationalismus, wurde ein Weltbild, welches klare Verhältnisse 
zwischen gut und böse schaffen wollte. Und je mehr die Verhältnisse in der Bundes- 
republik, gemessen an einer solchen Vorstellung, undurchschaubar wurden, desto 
irrealer wurde der Internationalismus, bis hin zu den wahnhaften Vorstellungen 
der RAF. Die Identifikationen der 60er Jahre werden auch heute noch mit allen 
Mitteln und allen Kosten einfach beibehalten. 

Vietnam (und auf diesem Umweg auch die Sowjetunion) oder China z. B. 
behalten ihren Symbolwert für befreienden Fortschritt, selbst wenn sie mittlerweile 
auch zu regional konkurrierenden, expandierenden Mächten geworden sind, wofür 
es materialistisch zu erforschende Gründe gibt, wofür es aber auf der Ebene von 
gut und böse keine Gründe geben kann, es sei denn, man legt sie sich unter Ab- 
schaffung jeglicher analytischer Arbeit zurecht. Den Funktionswandel von Befrei- 
ungsbewegungen zu Staaten mit bestimmten Aufbauproblemen hat die Neue Linke 
ebensowenig zu begreifen versucht, wie die alte den Rollenwechsel des bolschewisti- 
schen nachrevolutionären Rußlands zur Großmacht Sowjetunion verstanden hat. So 
bleibt ihr — will sie den „Bewegungen“ treu bleiben — entweder nur der sporadische 
Rausch angesichts neuer Velksrevolutionen (Portugal, Iran), der bald verraucht, 
wenn der nachrevolutionäre Alltag eintritt, oder der absurde Identifikations- und 
Rechtfertigungstaumel angesichts einer kompletten Destruktion des ehemals so 
reinen Weltbildes der Protestbewegung. 

Rekonstruktion des Marxismus müßte deshalb heute auch Rekonstruktion 
eines emanzipatorischen Internationalismus bedeuten, der sich analytisch an der 
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weltpolitischen Wirklichkeit orientiert und strategisch sich nicht zum Werkzeug 
machtpolitischer Interessen degradieren läßt, sondern den kritischen Impuls der 
Befreiungsbewegungen auch in einer Kritik der Formen der nachrevolutionären ge- 
sellschaftlichen Entwicklungen aufbewahrt, ohne in den Mythos der späten 60er 
Jahre von der „Revolution in der Revolution“ (Debray) zurückzufallen. 


Kampf um den Handlungsspielraum in der Bundesrepublik 


Der Mangel an analytischer und strategischer Klarheit, der auf der internationalen 
Ebene zu Konstatieren ist, zeichnet die Linke in der Bundesrepublik auch in ihrer 
nationalen Orientierung aus. Zum großen Teil ist der interne Mangel gerade ein Re- 
flex des Externen, Mit dem identifikatorischen /mport von Formeln ist unsere Reali- 
tät nicht zu erfassen, unter anderem weil meist Formeln importiert werden, die zu- 
nächst — ganz imperialistisch — sozialen und nationalen Bewegungen von uns her 
aufgepfropft wurden (weil sie unsere Hoffnungen erfüllen sollten und nicht ihre 
Probleme lösen). Das gilt auch für die Orientierung an Italien oder Frankreich. 
Nirgendwo in Europa sind die Hoffnungen auf die Entwicklung in diesen Ländern 
so groß und deshalb die Wahrnehmungsverzerrungen so deutlich wie in der bundes- 
republikanischen Linken. 

Und hier müssen wir speziell zu uns als /ntellektuellen zurückkommen. Wir 
haben, aus Furcht, eine Analyse der bundesrepublikanischen Realität könnte uns 
endgültig hoffnungslos machen, eher versucht, linke offensive Tendenzen in West- 
europa zu finden oder präventiv zu importieren, die auch eines Tages für die Bundes- 
republik durchschlagen könnten, als umgekehrt zu fragen, ob es nicht ebenso wahr- 
scheinlich sein könnte, daß die Bundesrepublik für Europa eine Entwicklung vor- 
gezeichnet hat? 

Damit diese Frage überhaupt positiv oder negativ beantwortet werden kann 
und sich nicht von selbst erledigt, liegt unsere Hauptaufgabe im Augenblick in der 
Verteidigung des Handlungsspielraums, den eine wie auch immer gestutzte parla- 
mentarisch-demokratische Verfassung noch bietet. Es müßte mit der zwischen ohn- 
mächtiger Opfermentalität und entliehener Machtphantasie schwankenden Vorstel- 
lungswelt gebrochen werden, um zu erkennen, daß die Linke — so wie ihre morali- 
sche Kraft mit den weltpolitischen Veränderungen untergegangen ist — ihre innen- 
politische Macht gerade auf dem Feld verloren hat, auf dem sie bis 1968 etwa im 
Kampf um die Notstandsgesetze oder gegen die Transformation der Demokratie 
isngesamt am. stärksten war. Die euphorische Verlängerung dieser Kämpfe in den 
„Klassenkampf“ und die damit einhergehende Geringschätzung demokratischer 
Formen oder die resignative Verlängerung in Phantasien vom ‚neuen Faschismus“ 
und die damit verbunde Überschätzung des erreichten Grades an Abbau demokrati- 
scher Institutionen haben bislang die Erkenntnis darüber blockiert, welcher Typus 
von kapitalistischer Gesellschaft mit welchen sozialen Widersprüchen und Tendenzen 
sich gegen Ende der 70er Jahre in der Bundesrepublik herausgebildet hat. Hier 
wirkt der Avantgardismus der 60er Jahre besonders schädlich fort. Nachdem die 
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Reflexionen über die Rolle der ‚Intelligenz‘ mit deren theoretischem Formwandel 
zu einer „Fraktion des Gesamtarbeiters“ endete, die sich flugs wieder an die Stelle 
des „Proletariats“ setzen konnte, ist die Frage nach einer besonderen Funktion der 
Intelligenz, nach einem „überschüssigen Bewußtsein“ in maßlose Überschätzung 
oder kollektivem Selbsthaß vergraben worden. Beides verhindert die Wahrnehmung 
ihrer produktiven Funktion als Teil einer sozialen Bewegung, nämlich wenigstens 
solche genauen Analysen zu erstellen, die in der Lage sind, einen allgemeinen Hand- 
lungsspielraum abzustecken. Mehr wird von der Intelligenz nicht zu erwarten sein, 
schon gar nicht, daß sie sozialen Bewegungen sagt, wie sie handeln sollen, allenfalls, 
daß sie in ihren Arbeits- und Lebensbeziehungen ihren Bedingungen gemäß um das 
allgemeine Ziel der Emazipation kämpft. Die Relativierung des Marxismus, die 
keine Abschaffung bedeutet, führt zwangsläufig zu einer Relativierung der „linken 
Avantgarden“, ohne die kritisierende und unterstützende Funktion als Teil einer 
Bewegung abzuschaffen. Aber gerade dies Steilung müssen wir uns erst erarbeiten. 


In der PROKLA erschienen: 


Bernhard Blanke, Kritik und Selbstkritik — zu Stil und Inhalt innerlinker Auseinan- 
dersetzungen, in: PROKLA Nr. 23 


Gert Schäfer, Was heißt bürokratischer Sozialismus? — Versuch einer Würdigung von 
Rudolf Bahros ‚Anatomie des real existierenden Sozialismus“, in: PROKLA Nr. 31 
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Willfried Spohn 
Thesen zum historischen Verhältnis 
von Marxismus und Arbeiterbewegung* 


1. Eimleitung 


Die Rede von der Krise des Marxismus ist fast schon modisch geworden. Von Euro- 
kommunisten formuliert, wurde sie sehr schnell in ganz Europa von der Linken auf- 
gegriffen. Als Formel ist sie vage genug, um die jeweils subjektiven Vorstellungen zu 
Marxismus und Arbeiterbewegung hineinzuprojizieren. Den einen erscheint sie als 
Abkehr von längst überfälligen marxistischen Dogmen, den anderen als typische 
Kränkelei von kleinbürgerlichen Intellektuellen. Ob nun Rationalisierung eines 
Rückzugs vom Marxismus oder Legitimation einer marxistischen Linie — die Tatsa- 
che allein, daß die Krise des Marxismus so viele Linke bewegt, dokumentiert, daß 
der Marxismus teilweise oder gänzlich als unfähig erfahren wird, handlungsorientiert 
praktisch-emanzipatorische Prozesse anzuleiten. Dieses soziale Faktum sollte ernst 
genommen werden, gerade wenn man mit Althusser der Meinung ist, daß aus der 
Krise des Marxismus etwas Neues und Lebendiges befreit werden, d.h. ein besserer 
Marxismus entstehen sollte. Die Suche nach den Ursachen dieser Erfahrung darf 
sich allerdings nicht mit billigen Floskeln wie des mangelnden Klassenbewußtseins 
oder der ungenügenden Vermittlung des Marxismus zufriedengeben, sondern muß 
selbstkritisch die Frage stellen, inwieweit diese Erfahrung nicht auch in überkomme- 
nen und weitergeführten Marxismustraditionen ihren Grund hat. 

Die Krise des Marxismus wirft ganz allgemein die Frage auf, inwieweit sich 
der Marxismus als geschichtsmaterialistische Emanzipationstheorie erweist, oder 
inwieweit er dies nicht tut, indem er bestimmte Formen gesellschaftlicher Entwick- 
lungen und sozialer Bewegungen lediglich legitimiert. Diese Frage richtet sich vor 
allem an den Marxismus, der in der Arbeiterbewegung theoretisch und praktisch vi- 
rulent geworden ist. Ich möchte im folgenden der Krise des Marxismus in ihren 
historischen Dimensionen nachgehen. Dazu gehört zuerst eine Charakterisierung der 
gegenwärtigen Krise des Marxismus und ihrer sozialen Ursachen. Auf dieser Grundla- 
ge kann dann das Problem aufgeworfen werden, inwieweit diese in einem Kontinu- 
um der Marxismusgeschichte unter Einschluß der Marxschen Theorie steht oder 
nicht. Es versteht sich von selbst, daß diese — in kritischer Auseinandersetzung mit 
Korsch umrissenen — Thesen zum historischen Verhältnis von Marxismus und Ar- 
beiterbewegung in dieser Kürze stark hypothetischen Charakter tragen. Gleichwohl 


* Gekürzte Fassung des auf dem 19. Soziologentag, Berlin 1979 gehaltenen Referats: „Krise 
des Marxismus und Geschichte der Arbeiterbewegung“ 
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beabsichtigen sie, zur aktuellen Diskussion über das Verhältnis von Arbeiterbewe- 
gung, Marxismus und sozialer Emanzipation einige Grundlagen zu skizzieren. 


2. Krise des Marxismus heute 


Den entscheidenden Kontext, in dem die Krise des Marxismus gegenwärtig aufbricht, 
stellt der Loslösungsprozeß des Eurokommunismus vom Marxismus-Leninismus 
Stalinscher Prägung dar. Er besteht vornehmlich in der Ablehnung des sowjetischen 
Entwicklungswegs als verbindliches Modell einer zukünftigen sozialistischen Gesell- 
schaft in Form der Diktatur des Proletariats und damit in der Abkehr von tradierten 
Konzepten des Übergangs zur sozialistischen Gesellschaft, der Bündnispolitik und 
der Organisationsstruktur der kommunistischen Partei. So wird insbesondere insis- 
tiert auf der nationalen Besonderheit des Aufbaus des Sozialismus, auf der Verbin- 
dung von Demokratie und Sozialismus sowohl im Übergang wie im Verlauf der 
sozialistischen Entwicklung sowie auf der Demokratisierung der kommunistischen 
Partei. Bei aller Ambivalenz und Unabgeschlossenheit der Auseinandersetzung mit 
den marxistisch-leninistischen Traditionen reflektiert der vorgenommene Bruch die 
zunehmende soziopolitische Unmöglichkeit des Eurokommunismus, an einer Par- 
teitradition festzuhalten, die die Gefahr einer Isolation gegenüber den neuen sozia- 
len Bewegungen, einer Einschränkung der sich bietenden Einflußmöglichkeiten auf 
die staatliche Politik und eine allzugroße Abhängigkeit von der sowjetischen Außen- 
politik in sich trägt (Claudin, 1978). Diese praktischen Imperative einer marxisti- 
schen Arbeiterbewegung reflektieren sich in einer Theoriekrise des Marxismus, d.h. 
dem Aufwerfen der Gesellschaftsanalyse der Sowjetunion, der Staatsfrage und des 
marxistischen Ökonomismus als Problem einer mechanistischen Kapital-, Klassen- 
und Revolutionstheorie (Althusser, 1978). Es ist noch offen, inwiefern diese prak- 
tische und theoretische Krise der kommunistischen Bewegung und ihrer damit ver- 
bundenen politischen Transformation lediglich a) eine Anpassung einer stalinisti- 
schen Parteitradition an eine neue klassenpolitische Situation (vgl. Mandel, 1978), 
also gleichsam eine westliche Entstalinisierung darstellt, oder b) einen qualitativen 
Wandel dieser Parteitradition in Richtung auf eine sozialdemokratische Reformpo- 
litik unter versuchter Aufnahme der verschiedenen sozialen Bewegungen (mit einem 
möglichen kommunistischen Schisma im Westen) bedeutet (Claudin, 1978). Einst- 
weilen besteht der Eurokommunismus aus der unterschiedlichen Mischung dieser 
Komponenten. 

Ohne hier ins Detail gehen zu können, stellt sich die Krise des Marxismus als 
spezifische Krise der kommunistischen Bewegung hauptsächlich in den romanischen 
Ländern Europas dar. Demgegenüber beschreibt die Krise des Marxismus in der 
BRD die zunehmend sichtbare Abkehr alternativer motivationaler Dispositionen 
und politischer Bewegungen von einem im Gefolge der Studentenrevolte etablierten 
Intellektuellenmarxismus (Blanke, 1979). Sie zeigt sich einerseits in der zunehmen- 
den politischen Isolation neoleninistischer Parteigruppierungen, die die neuen sozia- 
len Bewegungen und die sich in ihnen artikulierenden Bedürfnisse nicht praktisch 
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organisieren, sondern nur taktisch instrumentalisieren, Sie zeigt sich auch in der zu- 
nehmenden theoretischen Isolation des akademischen Marxismus, der kein inter- 
pretationsinstrumentarium im Sinne einer praktischen Handlungsorientierung anzu- 
bieten hat; der Marxismus wird deshalb als Ersatzideologie, als theoretische Kom- 
pensation für praktisch attentistisches Verhalten erfahren. Die Krise des Marxismus 
stellt sich hier als spezifischer Bruch zwischen einer marxistisch-Ieninistischen Intel- 
lekturellenbewegung und neuen sozialen Bewegungen dar, die sich zunächst im Rah- 
men dieses Marxismus formierten und nun an ihm vorbeigehen. 

Die wesentliche Ursache für diesen national unterschiedlichen Ausbruch der 
gegenwärtigen Krise des Marxismus liegt in der unterschiedlichen Entwicklung der 
Arbeiterbewegung. Während in der BRD Studentenrevolte und neue soziale Bewe- 
gungen sich von vornherein außerhalb einer dominanten sozialdemokratischen und 
gewerkschaftlichen, reformpolitischen Arbeiterbewegung und außerhalb eine ein- 
flußlosen, sich am stärksten an die stalinistische Tradition klammernden kommuni- 
stischen Arbeiterbewegung als dritter Weg zum Sozialismus begriffen, führte die 
Existenz einer als gesellschaftliche Oppositionsmacht anerkannten kommunisti- 
schen Arbeiterbewegung in den romanischen Ländem zu einer viel engeren, wenn 
auch widersprüchlichen Allianz zwischen Komraunismus, neuen sozialen Bewegun- 
gen und einer radikaleren, weniger reformkapitalistisch orientierten Arbeiterklasse. 
Wenn aufgrund dieser unterschiedlichen klassenpolitischen Bedingungen die Krise 
des Marxismus einmal als Krise einer marxistischen Studentenbewegung, das ande- 
remal als Krise einer marxistischen Arbeiterbewegung auftritt, so indiziert sie doch 
allgemeine historische Entwicklungen: Einerseits die tendenzielle Abkehr vom 
Sowjetmarxismus und den damit verbundenen Theorie- und Praxistraditionen, 
andererseits die mangelnde politische Integrationskraft einer reformpolitischen Ar- 
beiterbewegung im Kontext sich radikalisierender Arbeiterkämpfe und neuer sozia- 
ler Bewegungen. 


3. Geschichte der Krise des Marxismus 


Die in diesen allgemeinen Momenten heute zutagetretende Krise des Marxismus ist 
allerdings nicht neu. Als Schlagwort tauchte sie zum ersten Mal 1897 im Rahmen 
des Revisionismusstreits in der deutschen Sozialdemokratie auf und bedeutete die 
Infragestellung des orthodoxen Marxismus der 2. Internationale. zunächst durch 
Bernstein, der den Marxismus als eine der sozialdemokratischen reformpolitischen 
Parteipraxis inadäquate Weltanschauung beiseitelegen wollte, und die darauf folgen- 
den Versuche der marxistischen Linken um Lenin und Luxemburg, den wahren 
Marxismus als sozialrevolutionäre Theorie wiederherzustellen. Diese Krise des Mar- 
xismus spitzte sich in dem Maße zu, wie die Entwicklung der sozialen und politi- 
schen Kämpfe vor dem 1. Weltkrieg nicht mehr in den alten Bahnen der marxisti- 
schen Arbeiterbewegung der 2. Internationalen verlief und eklatierte schließlich in 
der sozialrevolutionären Dynamik 1916 - 1920, die den Konservatismus des ortho- 
doxen Marxismus offenlegte. Aber auch die Wiederherstellung des wahren Marxis- 
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mus durch die kommunistische Arbeiterbewegung und die in ihr engagierten Mar- 
xisten sollte sich ebenfalls sehr schnell als Schein herausstellen. Für einige linke 
Marxisten, die sich an den sozialemanzipatorischen Tendenzen in Form der Räte, 
der Produktionskontrolle durch die Arbeiter und der Ansätze gesellschaftlicher 
Planung orientierten, wurde deutlich, daß die Politik der kommunistischen Be- 
wegung der Logik der sowjetischen Entwicklung folgte und im Westen in ihrem 
Schlepptau keine sozialistische Perspektive zu tragen vermochte. Am klarsichtig- 
sten hatte 1931 K. Korsch die Krise des Marxismus diagnostiziert, wenn er darunter 
die sozialrevolutionäre Inadäquanz sowohl des orthodoxen Marxismus der Sozial- 
demokratie als theoretischen Ausdruck einer reformpolitischen Praxis als auch seiner 
Variante des bolschewistischen Marxismus-Leninismus als theoretischen Ausdruck 
der staatskapitalistischen Entwicklung in der SU verstand (Korsch, 1971). 

Jede Diskussion um die Krise des Marxismus heute muß sich die Frage stellen, 
inwieweit zwischen der damaligen und gegenwärtigen Krise des Marxismus eine 
historische Kontinuität in der Infragestellung bestimmter Theorie-/Praxisformen 
marxistischer Arbeiterbewegungen durch die sozialrevolutionäre Dynamik besteht. 
Diese historische Kontinuität zeigt sich einmal in der sozialrevolutionären Beschränkt- 
heit einer reformkapitalistischen Politik einer sozialdemokratischen und gewerk- 
schaftlichen Arbeiterbewegung und eines ehemals damit verbundenen Marxismus, 
dessen Krise schließlich durch seine Aufgabe und durch die Übernahme einer ad- 
äquaten reformdemokratischen und interventionsstaatlichen Theorie gelöst worden 
ist, Diese historische Kontinuität zeigt sich zum andern in der sozialrevolutionären 
Beschränktheit des sowjetischen Industrialisierungs- und Gesellschaftsmodells und 
des daran orientierten Marxismus-Leninismus, die in den 20er Jahren von wenigen 
Marxisten und politischen Gruppen zwischen sozialdemokratischer und kommuni- 
stischer Arbeiterbewegung erkannt wurde und heute aufgrund der Radikalisierung 
und Verbreitung sozialer Kämpfe in den entwickelten kapitalistischen Ländern und 
deren innerer Dynamik offensichtlich geworden ist. Es fragt sich, worin die Ursache 
für diese historische Kontinuität der Krisenhaftigkeit des Marxismus liegt, eines 
Marxismus, der doch immer die Einheit von revolutionärer Theorie und revolutio- 
närer Praxis postuliert hat. Zugleich fragt sich, ob nicht hinter diesen allgemeinen 
historischen Parallelen gewichtige Differenzen im Aufbruch der Krise des Marxis- 
mus und ihrer Verarbeitung liegen. 


4. Marxismus und Arbeiterbewegung bei Korsch 


Die parteiorthodoxe Antwort auf die Frage nach den Ursachen dieses historisch 
brüchigen Verhältnisses zwischen Arbeiterbewegung und Marxismus bestand immer 
darin, sie den herrschenden kapitalistischen Gesellschaftsverhältnissen und ihrer 
Hegemonie über die Arbeiterklasse, der mangelnden Konstitution des proletari- 
schen Klassenbewußtseins, der geschickten Manipulation ihrer derzeitigen Führer, 
vielleicht auch eigenen taktischen Fehlern zuzuschreiben und der dadurch beding- 
ten Unmöglichkeit, den Marxismus als wahre Revolutionstheorie zu verallgemei- 
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nern. Die kritische Antwort könnte aber auch darin bestehen, daß es auch am Mar- 
xismus selbst liegt, indem er bestimmte historisch beschränkte Formen gesell- 
schaftlicher Entwicklungen und Bewegungen als allgemeine Emanzipationsformen 
so hypostasiert, daß eine sozialrevolutionäre Dynamik, die über eine einmal erreich- 
te historische Konstitutionsform des proletarischen Klassenkampfs hinausgeht und 
aufgrund der Auflösungsbedingunge der kapitalistischen Gesellschaft hinausgehen 
muß, sich als Krise eines ideologischen — weil eine beschränkte Praxis legitimieren- 
den —- Marxismus äußern muß, als Bruch zwischen einer sozialrevolutionär fortge- 
schritteneren Bewegung und eines sich demgegenüber als konservativ erweisenden 
Marxismus. Als Zugang zum Verhältnis von Arbeiterbewegung und Marxismus halte 
ich die Korsch’sche Position nach wie vor für erhellend, doch sind in ihr neben man- 
gelnder historischer Konkretion auch etliche Probleme und Ungenauigkeiten ent- 
halten, deren Aufweis für eine präzisere Bestimmung des Verhältnisses von Arbei- 
terbewegung und Marxismus zentral sind. Korsch unterscheidet hierbei bekannt- 
lich drei Perioden. Die erste umfaßt die 40er Jahre des 19. Jhdts., in denen mit der 
Entwicklung einer proletarischen Kampfbewegung zugleich auch die Marxsche 
Theorie als theoretischer Ausdruck dieser revolutionären Bewegung entstehen konn- 
te und dann im „Kapital“ voll entwickelt wurde. Die zweite Periode nach 1848 war 
aber bisetwa 1900 auch diejenige Epoche, in der sich mit der Durchsetzung des Ka- 
pitalismus auch ein reformistische Arbeiterbewegung und damit die sozialen Vor- 
aussetzungen für die Konstitution einer diesen Reformismus legitimierenden Theo- 
rie, den orthodoxen Marxismus abgab. Die dritte, zu Korschs Lebzeiten noch an- 
dauernde Periode umfaßt dann die Phase der Wiederherstellung oder Krise des Mar- 
xismus, die mit der Kritik des orthodoxen Marxismus beginnt, den Anfang einer 
neuen sozialrevolutionären Periode signalisiert und damit die Wiederentdeckung des 
revolutionären Gehalts der Marxschen Theorie möglich macht. Ich folge dieser Pe- 
riodeneinteilung in der Geschichte des Verhältnisses von Marxismus und Arbeiter- 
bewegung, unterteile die letzte in eine vor und eine nach dem 2. Weltkrieg und 
nehme in kritischer Auseinandersetzung mit Korsch einige Charakterisierungen der 
einzelnen Perioden vor. 


5. Die frühe europäische Arbeiterbewegung und die Marxsche Theorie 


In einem sehr allgemeinen Sinn trifft die Korsch’sche Feststellung zu, daß die so- 
zialrevolutionäre Bewegung der Arbeiterklasse bis zur 48er Revolution die Grund- 
lage und andere Seite der sozialrevolutionären Marxschen Theorie sei. Doch bei 
näherem Hinsehen wird dieser Zusammenhang bei Korsch viel zu unmittelbar for- 
muliert. Wie E. P. Thompson und M. Vester gezeigt haben, entwickelte die frühe 
englische Arbeiterbewegung zwischen 1820 und 1848 Praxis- und Theorieformen, 
die von agrar-, manufaktur- und industriegenossenschaftlichen, gewerkschaftlichen 
und syndikalistischen Formen im Interesse einer Veränderung der Produktionsbe- 
dingungen bis hin zu radikaldemokratischen und jakobinistischen politischen For- 
men im Interesse der Durchsetzung des allgemeinen Wahlrechts reichten. In der 
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frühen französischen Arbeiterbewegung dominierten noch lange — eigentlich bis zur 
Pariser Commune — die jakobinistischen und plebeijischen Einflüsse, während in der 
frühen deutschen Arbeiterbewegung klassenpolitische Radikalisierungen geringer 
und externe Einflüsse größer waren. In einer Phase des Übergangs zur industriekapi- 
talistischen Produktionsweise — grob in England 1780 - 1850, in Frankreich 1815 - 
1870 und Deutschland 1840 - 1870 — waren die Widerstandsformen hauptsächlich 
geprägt einerseits durch einen vorkapitalistisch-plebejisch-handwerklichen Antikapi- 
talismus und andererseits durch einen in Anfängen stehenden und deshalb mit un- 
klaren Zielsetzungen verbundenen modernen Antikapitalismus, am fortgeschritten- 
sten vor allem in der englischen Arbeitbewegung. 

Ohne diese sozialen und politischen Kämpfe der frühen europäischen Arbei- 
terbewegung ist die Marxsche Kritik der deutschen Philosophie und der politischen 
Ökonomie in der Tat nicht zu denken. Doch ist die Vorstellung falsch, daß Marx 
die praktischen Vorstellungen dieser Arbeiterbewegung direkt in eine revolutionäre 
Theorie übersetzt habe. Vielmehr gewinnt er in der Kritik des fortgeschrittensten 
theoretischen Bewußtseins über die bürgerliche Gesellschaft nicht nur eine die bür- 
gerliche Gesellschaft in ihrer Grundstruktur erklärende Gesellschaftstheorie, son- 
dern damit zugleich auch eine Theorie ihrer Auflösungsbedingungen, also derjenigen 
Gesellschaftsbedingungen, die nicht nur das Proletariat produzieren, sondern die es 
als soziale Bewegung auch aufzuheben hat. Die kritische Darstellung des Systems 
der bürgerlichen Ökonomie ist somit zugleich kritischer Maßstab gegenüber jeder 
Sozialbewegung der Arbeiterklasse (und auch aller anderen Sozialbewegungen), die 
praktisch und theoretisch nur unzulänglich die kapitalistischen Gesellschaftsbedin- 
gungen negieren. So ist die ständige Kritik am Genossenschaftswesen, an Aktienge- 
sellschaften, an Staatsbankprojekten, am bürgerlichen Staat und an der Trennung 
von Ökonomie und Politik vor allem Kritik an sozialutopischen Vorstellungen der 
Aufhebung der kapitalistischen Produktionsweise, wie sie in der damaligen Arbeiter- 
bewegung praktisch virulent waren. In diesem Kontext ist auch die berühmte Passa- 
ge im Kommunistischen Manifest zu interpretieren, daß die Kommunisten den Ar- 
beiterparteien lediglich die Einsicht in die allgemeine Entwicklung der Bewegung als 
wissenschaftlich überprüfbare Geschichtstheorie sozialer Emanzipation voraus ha- 
ben. Marx war weder zur Zeit der 43er Revolution noch während der 1. Internatio- 
nale im späteren parteimarxistischen Sinne als Parteipolitiker im Proletariat veran- 
kert. 


6. Die Sozialdemokratie und der orthodoxe Marxismus der 2. Internationale 


Nach 1848 setzte sich im Kontext des weltweit überlegenen Industriekapitalismus 
in Großbritannien vor allem die gewerkschaftliche und im Schlepptau der Liberalen 
die sozialreformerische Arbeiterbewegung durch, während in Frankreich, aber 
auch in Deutschland sich aufgrund des relativen Entwicklungsrückstands der kapita- 
listischen Produktionsweise die klassenpolitischen Merkmale der frühen Arbeiterbe- 
wegung noch bis etwa 1870 hielten. Mit dem rasanten Aufschwung des Industrieka- 
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pitalismus nach 1870 vor allem in Deutschland, aber auch partiell in Frankreich, 
entstand auch dorteine gewerkschaftliche und sozialreformerische Arbeiterbewegung. 

Wenn nun in England selbst mit der erneuten Radikalisierung der Arbeiter- 
klasse aufgrund der Einbuße der Weltmonopolstellung der englischen Industrie der 
Marxismus keinen Einfluß auf die dortige Arbeiterbewegung gewinnen konnte, so 
spielten die in ihr lange gewachsenen liberalen und später fabianisch-wohlfahrts- 
staatlichen Traditionen eine entscheidende Rolle, aber auch, daß die Marxsche 
Revolutionstheorie die praktischen Bedürfnisse der englischen Arbeiterklasse nicht 
ausdrücken konnte (vgl. Hobsbawm, 1977). Um so erklärungsbedürftiger ist jedoch, 
warum die Marxsche Theorie als Marxismus von einer durchaus strukturanalog re- 
formpolitischen und demokratischen Arbeiterbewegung auf dem Kontinent, teil- 
weise in Frankreich und vor allem in Deutschland, adaptiert wurde. 

Korsch erklärt den orthodoxen Marxismus der 2. Internationale wiederum als 
direktes Korrelat zur reformpolitischen Praxis der Sozialdemokratie und der Ge- 
werkschaften. C. Stephan bringt ihn gar in einen ursächlichen Zusammenhang zur 
revolutionär attentistischen Interessenvertretung der Industriearbeiterschaft durch 
die Sozialdemokratie. Der Korsch-Schüler K. Brandis hat m.E. den historischen Zu- 
sammenhang von klassenpolitischer Situation, sozialer Bewegung und Theoriever- 
ständnis der Sozialdemokratie im kaiserlichen Deutschland präziser getroffen, wenn 
er den orthodoxen Marxismus nicht nur als Kehrseite des Reformismus bestimmt — 
denn dann hätte eine reformistische Gesellschaftstheorie wie in der englischen Arbei- 
terbewegung ausgereicht —, sondern auch als Ausdruck des antifeudalen Demokra- 
tismus (vor allem durch die traumatischen Erfahrungen während des Sozislistenge- 
setzes befördert), der die Adaptation einer Revolutionstheorie bedingte. Der ortho- 
doxe Marxismus ist reformkapitalistisch-attentistisch und antifeudalistisch-revolu- 
tionär und stellt in diesem Sinne theoretisch den revolutionären Attentismus der 
Sozialdemokratie in einer Situation der negativen Integrationspolitik des bonapar- 
tistisch/feudal/kapitalistischen Staatsapparats in Deutschland dar (Groh, 1973). 
Nicht zufällig wird deshalb auch im Revisionismusstreit der Versuch Bernsteins, die 
sozialdemokratische Praxis in einer adäquaten reformkapitalistischen Theorie aus- 
zudrücken, vom marxistischen Zentrum abgewehrt, weil damit politisch nicht nur 
die gewerkschaftlich-sozialstaatliche Praxis formuliert worden, sondern zugleich ein 
positives Integrationsabgebot an den kaiserlichen Staat verbunden gewesen wäre, 
was der Sozialdemokratie die Grundlage ihrer Legitimation als grundsätzliche Oppo- 
sitionspartei im Kaiserreich entzogen hätte. 

Der orthodoxe Marxismus als revolutionärer Reformismus war so Produkt der 
Interessenvertretung der Arbeiterklasse in einer spezifischen feudal-kapitalistischen 
klassenpolitischen Übergangssituation, wie sie für mehrere Länder einer nachholen- 
den kapitalistischen industrialisierung in Europa typisch war. Und umgekehrt war 
dann nicht zufällig, daß die Sozialdemokratie und die Gewerkschaften, die im we- 
sentlichen die Durchschnittsinteressen der Industriearbeiterschaft in der klassenpoli- 
tischen Situation der negativen Integration zum Ausdruck brachten, sich gegenüber 
populistischen, putschistischen und anarchistischen Strömungen vor allem in der 
Bauernschaft abschloß. Dies bedingte nicht nur die gebrochene Bündnispolitik zu 
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anderen Klassen, sondern auch die Verbreitung des Anarchismus als Revolutionspar- 
tei in relativ unterentwickelten Ländern Südeuropas, in denen aufgrund der geringen 
industriekapitalistischen Entwicklung ein sozialstaatlicher Korporativismus kaum 
oder gar nicht möglich war (vgl. Hobsbawm, 1977). 


T. Der Kommunismus und der Marxismus-Leninismus der 3. Internationale 


Die internationale Durchsetzung der kapitalistischen Produktionsweise mit neuer 
Akkumulations-, Konzentrations- und Zentralisationshöhe, mit neuen Wachstums- 
branchen, mit verschärfter Weltmarktkonkurrenz und ersten Anfängen eines kapi- 
talistischen Staatsinterventionismus nach 1880/90 war auch die Entstehungszeit 
einer neuen großindustriellen Arbeiterklasse. Sie veränderte die Schichtung der 
Arbeiterklasse in allen kapitalistischen Ländern insofern entscheidend, als die tradi- 
tionell mehr qualifiziert-kleinindustrielle Arbeiterklasse durch eine unqualifiziert- 
großindustrielle, teilweise aus vorkapitalistischem Milieu stammende Schicht er- 
gänzt und ersetzt wurde. Damit veränderte sich zugleich die Klassenbasis von Ge- 
werkschaften und Arbeiterparteien, da diese zunächst die Interessen der alten Ar- 
beiterklasse vertraten und sich erst allmählich in der neuen verankern konnten. Die- 
ser Hintergund muß berücksichtigt werden, wenn sich die mit der Verschärfung 
ökonomischer und politischer Krisenerscheinungen nach 1900 und dann vor allem 
während des 1. Weltkriegs und die daraus entstehenden Sozialbewegungen in der 
Großindustrie von Gewerkschaften und Sozialdemokratie eher politisch abgewehrt 
als aufgegriffen wurden, 

Durch diese neuen sozialen und politischen Bewegungen wurde nicht nur die 
Sozialdemokratie der 2. Internationale praktisch in Frage gestellt, sondern zugleich 
auch theoretisch der orthodoxe Marxismus durch die marxistische Linke. Doch 
‚auch hier wird von Korsch ein viel zu unmittelbarer Zusammenhang zwischen der 
Konstitution einer neuen sozialrevolutionären Bewegung und der Konstitution 
einer entsprechenden sozialrevolutionären Theorie angenommen. Selbst im Kulmi- 
nationspunkt der sozialen und politischen Kämpfe in den europäischen Revolutio- 
nen 1917 - 1919 einschließlich der russischen Oktoberrevolution und der deutschen 
Novemberrevolution waren die sozialistischen Tendenzen der Arbeiterklasse als so- 
zialemanzipatorische Massenbewegung nur in Ansätzen zutagegetreten. Wenn diese 
auch über die Pariser Commune weit hinausgingen, hatten die traditionellen Praxis- 
formen der Arbeiterklasse doch eine erstaunliche Resistenz. Die Anstöße für einen 
sozialemanzipatorischen Marxismus waren damit wohl in ganz neuen Dimensionen 
vorhanden, doch auch zugleich ambivalent geblieben. Die theoretische Ablösung 
vom Marxismus der 2. Internationale erfolgt entsprechend noch in vielen Abhän- 
gigkeiten von der marxistischen Orthodoxie. Man denke etwa an Lenin, der letzten 
Endes die Räte als Aufstandsorgane für einen von der bolschwistischen Partei ange- 
führten Staatsmonopolismus funktionalisiert und diesem auch die neuen kollekti- 
ven Formen in den Betrieben und auf dem Lande unterordnet. Man denke auch an 
R. Luxemburg, die die emanzipatorische Qualität sozialer Massenkämpfe wesent- 
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lich entschiedener reflektiert und gleichzeitig etwa auf der KPD-Gründungsversamm- 
lung anhand der Übergangsforderungen des Kommunistischen Manifests doch nur 
sehr tastend eine Übergansstrategie entwirft. Das Erbe einer sozialemanzipatori- 
schen Alternative kann sehr bald nur noch von sehr kleinen politischen Gruppen 
und wenigen marxistischen Intellektuellen festgehalten werden, dabei aufgrund der 
zunehmenden politischen Isolation und physischen Bedrohung meist nur in vager 
und esoterischer Forn (Anderson, 1978). 

Entscheidend für die Geschichte des Verhältnisses von Marxismus und Arbei- 
terbewegung nach dem 1. Weltkrieg und insbesondere nach 1921 wurde das Schick- 
sal der Oktoberrevolution in der Sowjetunion, wo sich die dort entstandenen For- 
men sozialer Emanzipation (kollektive Formen in den Betrieben und auf dem Land 
sowie die sie politisch vermittelnden Räte) nicht halten konnten und sukzessive 
durch eine despotische staatliche Industrialisierungspolitik in einem relativ rück- 
ständigen Land instrumentalisiert bzw, ersetzt wurden, und die Transformation des 
orthodoxen Marxismus in einen Marxismus-Leninismus, der diese gesellschaftliche 
Entwicklung legitimierte. Dennoch war die Oktoberrevolution die einzig siegreiche 
Revolution in Europa und wurde deshalb samt ihrer Folgeentwicklung zum Leitbild 
des nicht-integrierten, revolutionären Teils der westeuropäischen Arbeiterbewegung. 
Dies geschah nicht nur aufgrund der faktischen Einflußnahme auf die europäische 
Arbeiterbewegung durch die von der Sowjetunion abhängigen Kommunistischen In- 
ternationale, sondern war vor allem Resultat des Abebbens der sozialrevolutionären 
Tendenzen in der westeuropäischen Arbeiterbewegung selbst (vgl. Claudin, 1977/78). 

Besonders deutlich war dieser Zusammenhang in Deutschland, wo die kom- 
munistische Bewegung über eine Reihe erfolgloser Aufstände und der dadurch be- 
förderten Demoralisierung zunehmend bürokratisiert, zum verlängerten Arm der 
Kl-Politik degradiert und in ihrer Sozialismus-Vorstellung auf die Sowjetunion kom- 
pensatorisch verpflichtet wurde (Weber, 1969). Im Grunde nahm sie in veränderter 
Form die Funktion der negativen Integration wahr. Durch die positive Integration 
der Sozialdemokratie entstand gleichsam ein politisches Vakuum auf der Ebene der 
grundsätzlichen Opposition gegen die bürgerliche Gesellschaft. In dieses Vakuum 
stieß die kommunistische Bewegung, aber nicht als emanzipatorisch zielgerichtete 
Alternative, sondern als negativer Sammelpunkt für die gegen die zunehmende Kri- 
senhaftigkeit des Kapitalismus revoltierenden Arbeiter, Arbeitslosen und Jugendli- 
chen. Dies bedingte nicht nur ihre Bündnisunfähigkeit mit der SPD und einige klas- 
senpolitische Parallelen zur NSDAP, sondern auch den sukzessiven Ausschluß aller 
linksoppositionellen Strömungen, die sozialistisch-Kommunistische Alternativen 
repräsentierten. Dieselbe Funktion übernahm die kommunistische Bewegung auch 
in den anderen europäischen Ländern, nur daß sie aufgrund der dort geringeren kri- 
senhaften Erschütterungen und der geringeren Dominanz einer fixierten reformisti- 
schen Tradition nicht so sehr zum Tragen kam. Der Kommunismus und der Marxis- 
mus-Leninismus der 3. Internationale bündelte so weitgehend die revolutionären, 
aber isolierten Teile der europäischen Arbeiterbewegung in Form der negativen 
Integration und der Ausrichtung auf die Interessen einer sich industrialisierenden 
antiimperialistischen staatlichen Übergangsgesellschaft. 
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&.  Transformationen der kommunistischen Bewegung 


Mit der kapitalistischen Stabilisierung und Vereinheitlichung Westeuropas unter der 
Ägide der USA, der ungeahnten Reproduktionsfähigkeit der kapitalistischen Pro- 
duktionsweise, des sozialstrukturellen Wandels auf der Grundlage des Wachstums 
neuer Industriezweige und des Aufschwungs des staatlichen Sektors und nicht zu- 
letzt auch mit den gewandelten ökonomischen und außenpolitischen Interessen der 
Sowjetunion veränderten sich nach dem 2. Weltkrieg auch die sozioökonomischen 
und weltpolitischen Bedingungen, die das Verhältnis von Marxismus und Arbeiter- 
bewegung zwischen den beiden Weltkriegen geprägt hatten. Die Obsoleszenz des so- 
zialdemokratischen Marxismus war endgültig, nachdem die Stabilisierung bürgerli- 
cher Demokratien in Mitteleuropa eine ‘grundsätzliche Opposition aus der Sicht der 
Sozialdemokratie nicht mehr nötig machte, und wurde folgerichtig ersetzt durch 
einen in den Grenzen des kapitalistischen Systems agierenden sozialstaatlichen In- 
terventionismus. Während der kritische Marxismus über Faschismus und Stalinismus 
nur noch eine intellektuelle Randexistenz fristete, erschien nun der Sowjetmarxis- 
mus als einzig legitimer Statthalter der marxistischen Tradition. 

Die kommunistische Bewegung außerhalb der nach Westen verschobenen 
Hegemonie der Sowjetunion gewann — ermöglicht durch ihren aus außenpolitischen 
Gründen der Sowjetunion herbeigeführten Volksfrontkurs und ihre Rolle im antifa- 
schistischen Widerstand — vor allem in den südeuropäisch-romanischen Ländern 
Einfluß, in denen die sozialen Friktionen zwischen entwickelten und relativ unter- 
entwickelten Sektoren im Kontext der Internationalisierung des Kapitals am stärk- 
sten waren und sich aufgrund der partiellen und krisenhaften Entwicklung der kapi- 
talistischen Akkumulation ein breiter Sozialreformismus nicht entwickeln konnte. 
Der damit einhergehende und im Eurokommunismus anerkannte Funktionswandel 
der kommunistischen Partei von einer stalinistischen Kaderpartei zu einer opposi- 
nell-revolutionären Massenpartei kann allerdings bedeuten, daß der Eurokommunis- 
mus analog zu seinen historischen Vorläufern die Funktion der negativen Integration 
ohne sozialemanzipatorische Perspektive übernimmt, also einen revolutionären 
Attentismus in neuer historischer Form wiederholt. In den anderen europäischen 
Ländern, in denen der gewaltige Aufschwung der kapitalistischen Akkumulation 
einer gewerkschaftlich-sozialstaatlichen Reformpolitik weiten Raum gab, war die 
klassenpolitische Notwendigkeit einer negativen Integrationspolitik dagegen gering 
und kam der Kommunismus über eine Außenseiterrolle nicht hinaus. 

Mit dem Übergang der entwickelten Kapitalistischen Länder von der langen 
Nachkriegsaufschwungphase in eine Depressionsphase, mit der Radikalisierung der 
Arbeiterkämpfe, der tendenziellen Politisierung der Gewerkschaften (Trentin, 1978) 
und der Entstehung neuer sozialer Bewegungen verändert sich auch der soziopoli- 
tische Kontext der kommunistischen Bewegung erneut und führt in den romani- 
schen Ländern zunächst zu einem starken Aufschwung der diese sozialen Bewegun- 
gen bündelnden Kommunistischen Bewegung. Mit Andauern dieser ökonomischen 
und soziopolitischen Entwicklung prognostizieren auch viele ihren weiteren Auf- 
stieg. Die historische Kontinuität der Krise des Marxismus lenkt dagegen den Blick 
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auf die historischen Schranken dieser Tradition der Arbeiterbewegung, die, wenn sie 
aufrechterhalten wird, eher ein Auseinanderfallen der im Kommunismus gebildeten 
Sozialbewegungen und dann die Verfestigung der sozialreformerischen Strömungen, 
eine zersplitterte Artikulation der neuen sozialen Bewegungen und die Stagnation 
einer negativ stabilisierenden kommunistischen Bewegung erwarten lassen (vgl. Kall- 
scheuer u.a., 1978). 

Diese historische Kontinuität in bestimmten Strukturproblemen des Partei- 
marxismus darf allerdings nicht die historischen Differenzen hinsichtlich der Ursa- 
chen der Krise des Marxismus verdecken. Standen in den 20er Jahren Probleme der 
Demokratisierung, der Verstaatlichung der Betriebe, der gesellschaftlichen Planung 
und der Absicherung des Reproduktionsniveaus der Arbeiterklasse im Vordergund 
der sozialen Auseinandersetzungen und ensprechend der theoretischen Diskussio- 
nen, rücken heute die Kämpfe der Arbeiterklasse und der neuen sozialen Bewegun- 
gen Fragen einer alternativen Technologie und Betriebsorganisation, die Aufhebung 
überkommener Arbeitsteilungen im Produktions- und Reproduktionssektor und 
folglich die Inhalte gesellschaftlicher Planung in den Vordergrund (Neusüß, 1978). 
Entsprechend werden sich auch die sozialemanzipatorischen Antworten auf die Kri- 
se des Marxismus verändern. 


9,  Resumee 


Diese kursorische Skizze des Verhältnisses von Marxismus und Arbeiterbewegung 
läßt sich abschließend in der generellen These zusammenfassen, daß die marxistische 
Arbeiterbewegung bei allen historischen Unterschieden im Kern eine antitraditiona- 
listisch-revolutionäre und eine an den modernsten bürgerlichen Entwicklungsformen 
orientierte reformerische Praxis politisch betrieb und die Geschichte des Partei- 
marxismus die theoretische Legitimation dieser Praxis darstellte. Eine solche bürger- 
lich-revolutionäre, sozialreformerische Politik einer marxistischen Arbeiterbewegung 
- entstand typischerweise in den Ländern in Europa, die sich im nachholenden Über- 
gang zum Kapitalismus befanden und in denen nicht nur ökonomisch die Friktionen 
zwischen traditionell-feudalen und modern-kapitalistischen Geslischaftsverhältnis- 
sen ziemlich abrupt waren, sondern sich auch klassenpolitisch die nationale, aber im 
Weltmarktzusammenhang international orientierte Bourgeoisie mit dem Feudaladel 
verband. Die Arbeiterbewegung befindet sich damit in einer doppelten Frontstel- 
lung und der Marxismus als Revolutionstheorie formuliert diese klassenpolitische 
Situation der Arbeiterbewegung, die als revolutionäre Opposition gegen die mitge- 
schleppten Feudalverhältnisse die Verfolgung ihrer eigenen Interessen noch domi- 
nant auf die Verbesserung ihrer Lebensverhältnisse noch im Rahmen der bürgerlichen 
Gesellschaft ausrichtet. 

Dieser Marxismus formuliert jedoch keinen modernen Antikapitalismus. Die 
im Kontext antikapitalistischer Klassenkämpfe auftretenden Formen einer alterna- 
tiven sozialemanzipatorischen Vergesellschaftung haben im Rahmen einer solchen 
poltitischen Praxis keinen Stellenwert und werden deshalb abgewehrt oder nur tak- 
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tisch inkorporiert. Diese sind allerdings der Impuls sowohl der Marxschen Theorie 
wie auch des kritischen Marxismus, der mit dem Zurücktreten antikapitalistischer 
Kämpfe lange Zeit isoliert geblieben ist, aber mit der erneuten und auch veränder- 
ten Dynamik sozialer Kämpfe in den letzten Jahren auch neue Impulse gewinnt. 

Die Lösung einer so gefaßten Krise des Marxismus als Krise einer antitradi- 
tionalistischen-modernbürgerlichen Revolutionspartei und deren theoretischem 
Selbstverständnis kann deshalb auch nicht in der Wiederherstellung eines wahreren 
Parteimarxismus in Fortsetzung dieser Tradition bestehen, sondern in der Aufgabe, 
die sozialemanzipatorischen Tendenzen auf der Grundlage kapitalistischer Gesell- 
schaftsverhältnisse kritisch zu einer gesellschaftlichen Alternative zu synthetisieren. 
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Paul Oehlke 
Probleme der Marxismusdiskussion in der Bundesrepublik 


Das alte Thema von der Krise des Marxismus macht wieder Schlagzeilen. Von ihr 
sprechen gegenwärtig allerdings weniger die bürgerlichen Meinungsmacher als mar- 
xistisch orientierte Intellektuelle in der Bundesrepublik. So fand auf dem Soziolo- 
gentag in Berlin (West) im April 1979 eine Veranstaltung zu dieser Thematik statt, 
die auf ein kaum zu erwartendes Interesse stieß. Es hat seinen verborgenen Grund in 
der eher resignativen Selbstreflexion einer von der Studentenbewegung der späten 
60er Jahre geprägten Intelligenz, deren mühsam erkämpften Mitbestimmungstechte, 
progressiven bis marxistischen Studieninhalte und didaktischen Konzeptionen wie 
des „forschenden Lernens“ gleichsam mit einem Federstrick zunichte gemacht wer- 
den. Und das nicht nur durch den liberal-konservativen Bürgerblick, sondern auch 
durch eine sozial-liberale Koalition. Sie betreibt zugleich im Interesse des westdeut- 
schen Exportkapitals ein neoklassisch eingefärbtes Krisenmanagement mit der Folge 
anhaltender Massenarbeitslosigkeit. Es scheint sich in politischer Hinsicht auch auf 
die westeuropäischen Nachbarn zu erstrecken, die bisher von sozialistischen Experi- 
menten abgehalten werden konnten. Entsprechend tritt die Strategie des „histori- 
schen Kompromisses“ der italienischen Kommunisten auf der Stelle, ist die „Links- 
union“ in Frankreich vorerst gescheitert, rollt die portugiesische Revolution schon 
längst zurück. Für den offenbar gestörten Zusammenhang von kapitalistischer Krise 
und politischer Offensive der sozialistischen Kräfte sind aber auch innenpolitische 
Faktoren verantwortlich: die komplexen gesellschaftlichen Integrationsmechanis- 
men in entwickelten kapitalistischen Industriestaaten und die unzureichende sozial- 
emanzipatorische Praxis der traditionellen Arbeiterbewegung, die neue gesellschaft- 
liche Problemfelder wie der Individualität, der sozialen Beziehungen und Umwelt 
noch nicht adäquat verarbeitet. Gerade unter dem Primat der Praxis scheinen ihre 
Defizite auch auf eine Krise der marxistischen Theorie hinzudeuten. 

Angesichts der allgemeinen Erfahrung gesellschaftlicher Perspektivlosigkeit 
versucht die in Arbeiterparteien, politischen Sekten und theoretischen Zirkeln iso- 
lierte Linke in der Bundesrepunblik aus ihrem Ghetto auszubrechen (Blanke 1979). 
Halbherzig bis überschwenglich schließt sie sich neuen sozialen Bewegungen wie 
für Frauenemanzipation und gegen Kernkraftwerke an. Durchaus in der Konti- 
nuität der hedonistischen Impulse der antiautoritären Bewegung propagieren sie 
alternative Formen der individuellen und sozialen Entfaltung in einer natürlichen 
Umwelt. Im noch tastenden Vorgriff auf befreitere Lebensbedingungen zeichnet 
sich gleichermaßen eine Zersetzung kapitalistischer Wachstums- und Leistungsideo- 
logien wie tradierter Wertvorstellungen und Sozialisationsweisen ab. Die subjektive 
Weigerung signalisiert zweifellos akute Widersprüche, deren zunehmende Verschär- 
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fung ohne besondere prophetische Gaben prognostizierbar ist. 

Dennoch erscheint es fraglich, ob von diesen noch keinesfalls massenwirksa- 
men und politisch erst marginal umsetzbaren Tendenzen, wie es die letzten Wahl- 
resultate der Grünen, Bunten und Alternativen Liten zeigen, eine radikale Kritik an 
den Arbeiterorganisationen berechtigt ist, auch wenn diese vielfach einen geradezu 
naiven Fortschrittsoptimismus an den Tag legen. Häufig verdrängt man den histo- 
risch erschließbaren Tatbestand, daß der eigene Bewegungsspielraum unlösbar mit 
der Existenz der Arbeiterbewegung verknüpft ist, die das entscheidende Bollwerk 
gegen die autoritäre Lösung gesellschaftlicher Krisen und Konflikte darstellt. Umge- 
kehrt glaubt man sogar deren demokratische Integrationsfunktion als ein system- 
spezifisches Ordnungselement, frei nach dem früheren Schlagwort von der „repres- 
siven Toleranz‘ (Marcuse), entlarven zu können. Entsprechend vermag man in so- 
zialen Errungenschaften wie der Tarifautonomie nur eine ‚‚Institutionalisierung des 
Klassenkonflikts“ zu erkennen. Am Ende avanciert die Arbeiterbewegung selbst 
zum entscheidenden Stabilisator kapitalistischer Produktionsverhältnisse. So 
kommt die theoretische Kritik auf die westdeutschen Verhältnisse herunter, die hin- 
terrücks die Krisenanalyse überwältigt haben. 

indem von den Entwicklungsbedingungen des kapitalistischen Systems und 
den gesellschaftlichen Kräfteverhältnissen abstrahiert werden, geraten die Analyse 
des polititschen Systems und der Geschichte der Arbeiterbewegung auf eine schiefe 
Ebene. Sie verlängert die aktuellen Probleme rückwärts in eine allgemeine Krise der 
Arbeiterbewegung schlechthin, die zweierlei zum Ausdruck bringen soll: einmal die 
Deformation nichtkapitalistischer bzw. sozialistischer Entwicklungswege in den we- 
niger entwickelten Ländern, zum anderen in den entwickelten Industriestaaten eine 
generelle Unfähigkeit zu sozialrevolutionären Veränderungen. Reformismus und 
Stalinismus fungieren gleichsam als Kainsmale einer sozialrevolutionären Beschränkt- 
heit sozialdemokratischer und kommunistischer Politik samt den mehr oder weniger 
verbogenen (revisionistischen und leninistischen) Legitimationsideologien. Sie schei- 
nen faktisch entweder auf eine reformkapitalistische oder eine „negative Integra- 
tion“ hinauszulaufen. Hierfür sollen etwa die deutsche Sozialdemokratie vor dem 
Ersten Weltkrieg und danach die KPD im Schlepptau der Kommunistischen Interna- 
tionale stehen, deren taktische Wendungen eine despotische Industrialisierungspoli- 
tik in der Sowjetunion abdecken. So sehr sich auch der kommunistische und sozial- 
demokratische Flügel der Arbeiterbewegung unterscheiden mögen, sie erweisen sich 
in dieser Argumentationskette gleichermaßen als Fessel einer ‚sozialemanzipatori- 
schen Dynamik“ in Gestalt der Räte und Produktionskontrolle, die als Formen 
einer alternativen Vergesellschaftung theoretisch abgewehrt oder taktisch inkorpor- 
tiert werden (Spohn 1979). 

Es soli gar nicht bestritten werden, daß diese hier nur grob umrissenen Argu- 
mentationsmuster, die in vielfältigen Abstufungen und Variationen auftreten, an 
realen Problemen der Arbeiterbewegung ansetzen: innerorganisatorischen Bürokra- 
tisierungs- und Zentralisierungstendenzen, der praktischen Trennung von Ökonomie 
und Politik, der institutionellen und rechtlichen Einbindung ihrer Apparate und 
Funktionäre, der Fixierung auf formelle Aspekte des bürgerlichen Parlamentarismus 
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und so fort. In deren Verabsolutierung laufen sie jedoch Gefahr, das Kind mit dem 
Bade auszuschütten. Diese steigt im Maße der methodischen Abstraktion von den 
realhistorischen Entwicklungsbedingugnen und den geselischaftlichen Kräfteverhält- 
nissen, die als bestimmende Momente in die konkrete Dialektik von Massenbewegun- 
gen, Organisationspraxis und Strategien eingehen. Schließlich schlägt die durchaus 
notwendige Kritik an organisatorischen Erstarrungen, reformistischen und stalinisti- 
schen Tendenzen wie an theoretischen Defiziten hinsichtlich politischer und sozial- 
psychologischer Pfozesse um in eine zunächst nur bedingte, dann aber kategorische 
Ablehnung von Marxismus, historischer Tradition der Arbeiterbewegung und ihren 
organisatorischen Entwicklungsformen schlechthin (Pirker 1979, S. XXIM). Im 
nächsten Schritt leugnet man dann die gesellschaftsverändernde Potenz der Arbei- 
terklasse bzw. lohnabhängigen Bevölkerung. Übrigbleibt eine unabhängige Menge 
von Robinsons, die sich von Zeit zu Zeit in einem rauschhaften Taumel sozialeman- 
zipatorischer Bestrebungen hineinfinden, bis dieser wieder von der unbarmherzigen 
Realität eingeholt werden. 

in dieser Krise des Marxismus als Krise einer theoretischen Avantgarde droht 
jedoch der gerade von Althusser hervorgehobene produktive Aspekt der Krise: die 
Lösung dogmatischer Erstarrungen, verlorenzugehen (Althusser 1978). Statt einer 
Erneuerung, Vertiefung und Weiterentwicklung des Marxismus wie in Frankreich 
und Italien kündigt sich in der Bundesrepublik über seine abstrakte Relativierung 
bereits seine konkrete Preisgabe an. In der Differenz reflektiert sich ein unterschied- 
liches Niveau der sozialen Bewegung, deren Krebsgang hierzulande den Blick auf 
jene theoretischen, historischen und aktuellen Zusammenhänge der Konstitution 
der Arbeiterklasse zum historischen Subjekt verstellt, die nach wie vor entscheiden- 
» de Grundlagen, Bedingungen und Formen gesellschaftlicher Emanzipationsprozes- 
se darstellen. Deshalb soll zunächst auf die systemspezifischen Bedingungen der 
Bewußtseinsentwicklung eingegangen werden, ehe die Reformismus- und Stalinis- 
musproblematik wie die eurokommunistischen Strategieansätze zur Diskussion 
stehen. 


1. Zur Organisationsfrage 


Angesichts der Tendenz zu einer grundsätzlichen Kritik der gewerkschaftlichen und 
parteipolitischen Organisationen wie der historischen Tradition der Arbeiterbewe- 
gung insgesamt, denen eine mehr oder weniger spontane, dezentrale, basisdemokra- 
tische Dynamik entgegengestelit wird, erscheint cs unerläßlich, auf die widersprüch- 
liche Bestimmung des proletarischen Bewußtseins einzugehen, wie es etwa von Her- 
kommer u.a. (1979) emeut skizziert worden ist. Sie unterscheiden die Erfahrungen 
von Ausbeutung, Fremdbestimmung und Herrschaft in der Produktion von denen in 
der Sphäre des Warentauschs, in denen Freiheit, Gleichheit und Eigentum vorzu- 
herrschen scheinen. Der hier erweiterte Spielraum an individueller Autonomie bricht‘ 
sich zwar an den beschränkten Einkommensmöglichkeiten, die aber den qualitativen 
Unterschied von bezahlter und unbezahlter Arbeit verhüllen. Auf der Lohnform 
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selbst beruhen nach Marx die beständig reproduzierten Mystifikationen der kapita- 
listischen Produktionsweise, an denen wiederum die bürgerlichen Rechts- und Staats- 
ideologien anknüpfen können. Dieser formationsspezifische Herrschaftszusammen- 
hang, der erst durch wissenschaftliche Analyse erschließbar wird, stiftet einen 
grundlegenden gesellschaftlichen Konsens, die spezifische Hegemonie der bürgerli- 
chen Klasse (Altvater 1979), ohne daß die grundlegenden Widersprüche zwischen 
Lohnarbeit und Kapital aufgehoben sind. 

Demnach produzieren die gesellschaftlichen Reproduktionsmechanismen eine 
soziale Integration, die sich mit der kontinuierlichen Verbesserung der allgemeinen 
Lebensbedingungen gleichsam naturwüchsig verfestigt. Dafür zeichnen weniger 
zyklische Aufschwünge als längerfristige Prosperitätsperioden verantwortlich, deren 
sozialintegrativen Auswirkungen noch durch weltmarktspezifische Monopolstellun- 
gen nationaler Kapitale verstärkt werden können. Auf solch einer materiellen 
Grundlage verbreitert und vertieft sich das Geflecht bürgerlicher Institutionen, 1deo- 
logien, Lebensformen und individuellen Verhaltensweisen, die sich noch in folgenden 
Krisenperioden als gesellschaftliche Stabilisatoren erweisen. Das klassische histori- 
sche Beispiel hierfür ist die britische Gesellschaft in der zweiten Hälfte des 19. Jahr- 
hunderts, die nach Engels neben einer verbürgerlichten Aristokratie eine verbürger- 
lichte Arbeiterklasse zu besitzen scheint. Umgekehrt entstehen in langfristigen Stag- 
nations- und Depressionsperioden, vor allem bei den schwächeren Gliedern des kapi- 
talistischen Weltmarktes, wiederum sozialökonomische Bedingungen für eine stärke- 
re Bewußtwerdung der fortdauernden Klassenwidersprüche. Entsprechend treten 
die Forderungen nach höheren Löhnen hinter denen nach gesellschaftlichen Ein- 
griffen in das krisenproduzierende Profitsystem zurück, das bei autoriären Staats- 
formen Zuflucht sucht, wie es schon Marx in seinen historischen Frankreichanaly- 
sen nachwies. Es zeichnen sich verschärfte soziale und politische Auseinandersetzun- 
gen ab, über deren Formen und Inhalte, Verlauf und Ausgang eine Reihe von Fakto- 
ren wie der Entwicklungsstand des Gesamtsystems, die gesellschaftlichen Kräftever- 
hältnisse und die Taktik und Strategie der kämpfenden Klassen entscheiden. Sie 
weisen auf die hier noch nicht geklärte Frage, wie sich die Arbeiterklasse aus ihrer 
systemspezifischen Verstrickung lösen und ein emanzipatorisches Bewußtsein ent- 
wickeln kann. 

Der einzelne Arbeiter tritt dem Kapital als einer gesellschaftlichen Macht 
gegenüber, die bereits eine fortgeschrittene Enteignung der Produzenten von den 
Verwirklichungsbedingungen ihrer Arbeit voraussetzt. Insofern befinden sich die 
Arbeiter zwar in einer gleichen Klassenlage, die in der Konkurrenz um die knappen 
Arbeitsplätze jedoch noch kein solidarisches Handeln garantiert. Dies gewinnt erst 
eine materielle Grundlage in den spezifischen Bedingungen des kapitalistischen Pro- 
duktionsprozesses, die eine kollektive Erfahrung von Ausbeutung mit sich bringen. 
Die großen Fabriken mit ihren Arbeitermassen werden zu den natürlichen Zentren 
des Widerstands gegen die großen und kleinen Gewalttaten des Kapitals (Briggs 
1967, S. 6). Die spontanen Streiks, Massenversammlungen und Demonstrationen 
enthalten bereits organisatorische Elemente, ohne die sich kollektive Aktionen gar 
nicht durchführen lassen. Das gilt in gewissem Maße schon für die Teuerungsaufstän- 
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de, Maschinenzerstörungen, Brandschatzungen usw. der „vorindustriellen Massen“ 
(Rude 1977); mehr noch für die großen Pariser Klubs und patriotischen Gesellschaf- 
ten in den Provinzstädten; die im Brennpunkt der politischen Praxis in der Großen 
Französischen Revolution stehen (Soboul 1977, S. 41 ff., 84 ff.). Im Unterschied 
zu diesen sporadischen Organisationsformen sind jedoch die in den neuen Industrie- 
städten sich ballenden Arbeitermassen unter dem Druck des Kapitals gezwungen, 
stabile Assoziationen zu bilden: nicht nur um die Konkurrenz untereinander auszu- 
schalten, sondern auch um die erreichten Erfolge überhaupt aufrechterhalten zu 
können. Und muß das sich im Verlauf einer Aktion entfaltende Solidarbewußtsein 
nicht wieder versickern, wenn die Arbeiter an ihre Arbeitsplätze und in ihr Privat- 
leben zurückkehren? Es sei denn, daß es sich in einer kontinuierlichen Organisation 
niederschlagen kann (Mandel 1970, S. 162). 

So führt ein langer Weg von den ersten Unterstützungs- und Widerstandskassen 
über die berufsgewerkschaftlichen Organisationsformen zu den großen Industriege- 
werkschaften unserer Tage, deren unerläßliche Funktion für den Konstitutionspro- 
zeß der Arbeiterklasse etwa in dem systemtheoretischen Ansatz von Streeck (1979) 
vollständig verkannt wird. Sie sind keinesfalls nur „Elemente eines umfassenden In- 
stitutionensystems‘‘, sondern stellen gegenüber der anarchischen Vergesellschaf- 
tungsdynamik des Profitmechanismus eine über diese hinausweisende bewußte 
Organisation materieller Interessen dar, die etwa in der Durchsetzung des Normal- 
arbeitstages, der Sozialgesetzgebung, der Schulbildung und Gesundheitsvorsorge 
usw. eine völlig andere Vergesellschaftungslogik induzieren. Diese prinzipielle Dif- 
ferenz kommt in den jahrzehntelangen Auseinandersetzungen der Gewerkschaften 
mit dem Kapital und Staat zum Vorschein, die mit Aussperrungen und Koalitions- 
verboten, schwarzen Listen und Strafverfolgungen operieren, um die entstehenden 
Organisationen zu ersticken oder später wie im Faschismus zu zerschlagen. Auch 
wenn dies nicht gelingt, gibt es eine breite Palette gesetzlicher Einschränkungen des 
gewerkschaftlichen Handlungsspielraums, die vielfach Gewerkschaftstheoretiker 
dazu verleiten, rechtliche Regelungen überhaupt wie das Koalitions- und Streikrecht 
oder die Tarifautonomie als Mittel der Einfriedung des Klassenkonflikts mißzuver- 
stehen (Bergmann u.a. 1975, S. 23 f.). Sie stellen jedoch das häufig vergessene Re- 
sultat langwieriger Klassenkämpfe dar, die sich zugleich auf das Demonstrations- 
recht, die Prssefreiheit, schließlich das allgemeine Wahlrecht, also auf die demokrati- 
sche Republik als die spezifische Form sozialer Emanzipation erstrecken, wie es 
Thompson im Entstehungsprozeß der britischen Arbeiterklasse im einzelnen nach- 
gewiesen hat (1968,8.781 ff.). Im Zuge der Erlangung des allgemeinen Stimmrechts 
bildet sich eine eigene politische Vertretung auf der parlamentarischen Ebene, die 
im Unterschied zu den bürgerlichen Parteien das demokratische Prinzip in die öko- 
nomische Sphäre hineinverlagern, insofern auch die formspezifische Trennung von 
Staat und Gesellschaft aufheben will. Aus deren Widersprüchen beginnt die Arbei- 
terpartei (bzw. die Arbeiterparteien) im Kontext sich zuspitzender Klassenkämpfe 
schrittweise eine Perspektive gesellschaftlicher Transformation zu formulieren. In 
diesem Bewußtwerdungsprozeß übernehmen aufgrund der überkommenen Arbeits- 
teilung zwischen Kopf- und Handarbeit von der sozialen Herkunft her vor allem bür- 
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gerliche Intellektuelle eine zentrale Funktion, indem sie eine wissenschaftliche Ana- 
lyse der gesellschaftlichen Entwicklungsbedingungen liefern, die sich in der program- 
matischen Schärfung von Taktik und Strategie der Arbeiterbewegung niederschlagen 
kann. 

Die historischen Lernprozesse der Arbeiter, ihre Formierung zu einer selbstän- 
dig handelnden Klasse, ihr Klassenbewußitsein als eine historische Kategorie sind an 
die Gewerkschaften und Arbeiterparteien als Eckpfeiler eines breiten Kommunika- 
tionsnetzes gebunden, deren Entwicklung selbst das Resultat einer ganzen Epoche 
von Klassenkämpfen ist. Michael Vester hat diesen organisatorisch vermittelten 
Lernprozeß auf der Grundlage der Arbeiten von Cole, Hobsbawm und Thompson 
für die britische Arbeiterklasse in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts, Wolfgang 
Abendroth in seiner „Sozialgeschichte der europäischen Arbeiterbewegung“ im Ge- 
samtzusammenhang dargestellt. 

Dieser läßt erkennen, daß aufgrund historischer, nationaler und weltpoliti- 
scher Konstellationen vielfältige Modifikationen auftreten — wie zwischen Gewerk- 
schaften und Arbeiterparteien (z. B. in Deutschland), Spontaneität und Organisa- 
tion (Rosa Luxemburg und Lenin), ökonomischen und politischen Konflikten, die 
sich von Anfang an unter dem Einfluß der bürgerlichen Revolutionen durchdringen. 
Die konkrete Geschichte macht erst offenbar, in welchem Ausmaß die proletarische 
Organisationswelt im Schnittpunkt der gesellschaftlichen Erfahrung und Praxis der 
Arbeiterklasse steht. 


2.  Zurhistorischen Tradition 


Die historisch und theoretisch begründete Notwendigkeit der Gewerkschaften und 
Arbeiterparteien als materielle Bewußtseinsträger koppelt sie nicht von gesellschaft- 
lichen Entwicklungsprozessen ab, die von ihnen selbst mitbestimmt werden. Aber 
innerhalb eines kapitalistischen Systems, dessen Funktionsbedingungen wiederum 
in die Theorie und Praxis der Arbeiterbewegung hineinwirken und deren Spannungs- 
verhältnis bestimmen. Beweisen in diesem Kontext nun Reformismus und Stalinis- 
mus ein prinzipielles Versagen von Arbeiterbewegung und Marxismus oder Können 
auf ihrer Grundlage jene Phänomene erklärt, kritisiert und revidiert werden? 


2.1 Zur Reformismusproblematik 


Das Reformismusproblem hat sich historisch mit dem Zusammenbruch der Zweiten 
Internationale vor dem Ersten Weltkrieg, der Zustimmung der sozialdemokratischen 
Reichstagsfraktion zu den Kriegskrediten und der gewerkschaftlichen Burgfriedens- 
politik zugespitzt. Dafür gibt es eine Reihe von plausiblen Erklärungen, die ohne 
Anspruch auf Vollständigkeit dargestellt werden sollen. So ist es durchaus gerecht- 
fertigt, angesichts der antiimperialistischen Friedensresolutionen von Verrat zu spre- 
chen. Ebensowenig ist es falsch, ein Vordringen des Revisionismus anzuführen, der 


66 


eingestandenermaßen Funktionäre wie Arbeitermassen ergriff (Deppe u.a. 1976, S. 
94). Auch die Trennung von Ökonomie und Politik, die Lenin und Rosa Luxem- 
burg unter den Stichworten des Trade Unionismus und parlamentarischen Kretinis- 
mus geißelten, hat sicherlich langfristig entpolitisierend gewirkt (Scharrer 1976, S. 
114 f.). Hierbei mag wiederum eine Rolle gespielt haben, daß sich die Arbeiterorga- 
nisationen vor allem auf eine Massenbasis von qualifizierten Facharbeitern stützten 
(Brockhaus 1975, S. 81), aus deren Reihen sich freilich die revolutionären Kader in 
der Novemberrevolution rekrutierten. Dieses Problem löst auch nicht Lenins impe- 
rialismustheoretisch begründete Arbeiteraristokratiethese; sie bezieht zwar eine zen- 
trale Systemkonstellation ein, berücksichtigt aber nicht die sozialintegrativen Re- 
produktionsmechanismen, die vor den Arbeiterorganisationen nicht Halt machen. 
Dies gilt übrigens auch für von Oertzens noch sehr allgemeinen, zunächst durchaus 
plausiblen Hinweis auf den „zum Teil noch durch vor- oder frühkapitalistische Be- 
dingungen bestimmten ökonomischen, sozialen und ideellen Zustand der deutschen 
Arbeiterklasse‘‘, der nach ihm trotz marxistischer Programmatik eine revolutionäre 
Aktionsfähigkeit nicht ermöglichte, allenfalls das Etappenziel ‚‚einer demokratischen 
Republik“ auf die Tagesordnung stellte (FR vom 11. April 1979, S. 10). Ja, und die 
russische Revolution? 

Die vorgeführten Erklärungsansätze kranken daran, daß sicherlich zutreffende 
Teilaspekte nicht in ihren systemspezifischen Zusammenhang eingebettet werden. 
Dieser wird von den bewußtseinsbestimmenden Bedingungen einer langfristigen 
Wachstumsphase bestimmt, in der lohn- und sozialpolitische wie rechtliche Erfolge 
nicht mehr als einen „streitbaren Ökonomismus“ (Kuczynski) ausdrücken müssen. 
So gelang es den britischen Arbeitern unter den Bedingungen des Industrie- und 
Weltmarktmonopols (und bald auch des Kolonialmonopols) nicht einmal ihre orga- 
niatorische Zersplitterung nach der Niederlage des Chartismus zu überwinden, ge- 
schweige denn die un- und angelernten Arbeiter zu organisieren oder gar eine politi- 
sche Partei zu bilden (Oehlke 1974, S. 68 ff.). Und mußten ähnliche Entwicklungen 
nach der Großen Depression nicht auch in den anderen sich stürmisch industrialisie- 
reden Staaten wie Deutschland eintreten, die sich zudem anschickten, den ganzen 
Erdball auszubeuten? Und bot diese imperialistische Expansion nicht auch einen 
fruchtbaren Nährboden für die nationalistischen und chauvinistischen Ideologien, 
die von zahlreichen Vereinen und Verbänden massenwirksam propagiert wurden? 
Mußte unter diesen Bedingungen trotz und wegen des organisatorischen Wachstums 
und der Wahlerfolge nicht eine mehr tagespolitisch orientierte Reformpraxis domi- 
nieren und ein immerhin noch bewahrter ‚„orthodoxer Marxismus“ zur bloßen Ver- 
bandsideologie herabsinken, von seiner spezifischen Rezeptionsgeschichte, dem 
ökonomistisch-fatalistischen Mißverständnis der Marxschen Verelendungsthesen im 
Erfurter Programm und einem überhaupt um die Dialektik gebrachten naturge- 
schichtlichen Entwicklungsdenken einmal abgesehen (Abendroth 1967, S. 364 ff.; 
Steinberg 1972,8.45 ff.). 

Erst dieser Komplex von Theorieaneignung, politischer Praxis und systemspe- 
zifischen Entwicklungsbedingungen verhilft jenen Integrationstendenzen zur vollen 
Wirksamkeit, die auf dem Boden der bürgerlichen Gesellschaft in den Arbeiterorga- 
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nisationen selbst angelegt sind. So gelingt es dem Kapital weitgehend, den gewerk- 
scaftlichen und parteipolitischen Handlungsspielraum vor allem an der Nahtstelle 
des Klassenkonflikts einzuschränken: nämlich den Fabriken, deren Tore vor Demo- 
kratie, Arbeiterparteifen) und möglichst auch den Gewerkschaften verschlossen 
bleiben. Sie existieren außerhalb der Produktionssphäre, wo sie im Zuge der sich er- 
weiternden Aufgaben einen gegliederten Apparat herausbilden. Von ihm leben eine 
wachsende Zahl hauptamtlicher Funktionäre, die den Klassenantagonismus nicht 
mehr direkt am eigenen Leibe erfahren. Daher sind sie den sozialintegrativen Aus- 
wirkungen einer längeren Prosperitätsperiode ebenfalls, wenn nicht sogar noch stär- 
ker als ihre Kollegen in den Betrieben, ausgesetzt. So verstärkt sich die Tendenz 
zur Verselbständigung der Organisationsinteressen: die Aufrechterhaltung der Orga- 
nisation um jeden Preis und ihre Verkümmerung als Kampfinstrument. Dies erleich- 
tert wiederum die verschiedenen Formen institutioneller, rechtlicher und politischer 
Integration in die bürgerliche Gesellschaft, die innerorganisatorische Bürokratisie- 
rungs- und Zentralisierungstendenzen, insbesondere aber die organisatorische Tren- 
nung von Ökonomie und Politik begünstigen, mit denen weitgehende ideologische 
Anpassungsprozesse einhergehen. So kann es zu einer Bewußtseinsverfassung kom- 
men, die sich mit schrittweisen graduellen Reformen abfindet oder im Endpunkt 
selbst eine systemstabilisierende Rolle wie die westdeutsche Sozialdemokratie über- 
nimmt. Der hier ansatzweise aufgezeigte Bedingungszusammenhang von ökonomi- 
schen und sozialen, politischen und ideologischen Faktoren kann die sich in ver- 
gleichbaren Konstellationen reproduzierenden Formen von „sozialliberal-integrati- 
ven“ und „linksreformistischen“ Reformismus erklären (Fülberth/Harrer 1974), 
denen eine ‚kooperative‘ und „konfliktorische“ Politik auf gewerkschaftlicher 
Ebene entspricht (Bergmann u.a. 1975). 

Der skizzierte gesellschaftliche Integrationszusammenhang beginnt sich mit 
den existentiellen Erfahrungen des imperialistischen Krieges wieder zu lockern, die 
von den Arbeitern und Soldaten zunehmend im Lichte der überkommenen markxi- 
stischen Programmatik, vor allem unter der katalysatorischen Fernwirkung der rus- 
sichen Revolutionsprozesse, interpretiert werden. So kommt es im Unterschied zur 
sozialpartnerschaftlichen Praxis und institutionellen Einbindung der Organisations- 
apparate in die Kriegsmaschinerie zu einem anwachsenden Widerstand, der sich in 
Massenstreiks, in der Zersplitterung der Sozialdemokratie, schließlich in der Novem- 
berrevolution niederschlägt, die Arbeiter- und Soldatenräte als die spezifischen re- 
volutionären Massenorgane hervorbringt. Selbst diese aufflackernden Formen einer 
alternativen Vergesellschaftung stellen zum Teil noch eine späte, wenn auch unge- 
wollte Frucht sozialdemokratischer Bildungs- und Organisationsarbeit dar, die aller- 
dings ohne deren überwiegend anerkannten Apparate nicht geerntet werden kann. 
So entmächtigten sich die Räte als die spontan entstehenden Organe einer sozial- 
emanzipatorischen Dynamik selbst! Sc konstitutiv diese für jeglichen revolutionären 
Prozeß sein mag, so notwendig sind für dessen Fortgang auch Taktik und Strategie, 
die nicht wie der „Heilige Geist“ über die in Bewegung geratenen Massen kommen. 
Denn die anfänglich nicht ins Gewicht fallenden Interessenunterschiede und ideolo- 
gischen Differenzen sind keinesfalls eingeebnet, sie spitzen sich vielmehr im Verlauf 
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der Klassenauseinandersetzungen zu, die eine zielgerichtete Bündelung der Massen- 
aktivität zu einer. Überlebensfrage machen. Ohne einen solchen Zylinder, um an 
Trotzkis Metapher aus seiner Geschichte der russischen Revolution zu erinnern, 
verpufft auch der stärkste Dampf. Die mobilisierten Massen zerfallen wieder in ihre 
einzelnen Elemente, wie es die französische Maibewegung so drastisch demonstriert 
hat. Ebenso war in der strikt basisdemokratischen Orientierung der Shop-Siewards- 
Bewegung gegen Ende des Ersten Weltkrieges schon ihr Scheitern angelegt. Während 
die Massen auf die Initiative der Führer warteten, warteten die Führer auf die Bewe- 
gung der Massen, die ohne politische Exekutive zwangsläufig zersplittern mußte 
(Kendall 1971, S. 142 ff.). Umgekehrt in Rußland, wo die Bolschewiki, vergleichbar 
den Klubs in der französischen Revolution, strategische Kristallisationskerne der re- 
volutionären Massenaktivität bildeten. Unter deren Einfluß wiederum wandelte sich 
die unter den Bedingungen der lllegalität straff geführte Kaderpartei von Berufsre- 
volutionären in eine demokratische Massenpartei mit dem faktischen Recht auf 
Fraktionsbildung — eine Interaktion von Massen und ihren Räteorganen mit der 
bolschewistischen Partei und ihren Führern, die unter den historischen und weltpo- 
litischen Rahmenbedingungen nicht aufrechterhalten werden konnte. 


2.2 Zur Stalinismusproblematik 


Der Stalinismus läßt sich adäquat nur von den spezifischen Bedingungen der Okto- 
berrevolution her erschließen, die freilich nicht zwangsläufig eine terroristische In- 
dustrialisierung zur Folge hatte. Es blieb den Bolschewiki jedenfalls nichts anderes 
übrig, als sich einer revolutionären Situation zu stellen, die Marx und Engels als eine 
Verschärfung innerkapitalistischer Widersprüche nur auf einer höchst allgemeinen 
Abstraktionsebene formulieren konnten. Der systemspezifische Konflikt zwischen 
sich entfaltenden Produktivkräften und zurückbleibenden Produktionsverhältnissen 
mit seinen.Überproduktionskrisen und Klassenkämpfen verlagerte sich in der natio- 
nalstaatlichen Existenzweise des Kapitals nach außen: als ökonomisch-militärische 
Konflikte zwischen unterdrückten Kolonialvölkern und imperialistischen Mächten 
wie innerhalb dieser selbst um die Aufteilung der Erde. Der imperialistische System- 
zusammenhang bedingte zwar eine allgemeine Zuspitzung der gesellschaftlichen Wi- 
dersprüche, die aber entsprechend der Reformismusanalyse sozialrevolutionäre Pro- 
zesse nur in den schwächeren Kettengliedern des imperialistischen Systems ermög- 
lichte. In dem „Gesetz der ungleichmäßigen Entwicklung‘ begründete Lenin eine 
realhistorische Modifikation der marxistischen Revolutionstheorie, die sich bis in 
die Gegenwart hinein bestätigt hat, ob es sich nun um Lateinamerika, Afrika oder 
den Nahen Osten handelt. 

Die siegreiche Oktoberrevolution brachte angesichts der scheiternden Revolu- 
tionsversuche in Westeuropa eine Reihe von Problemen für die Arbeiterbewegung 
und den Marxismus mit sich, die bisher weder praktisch noch theoretisch befriedi- 
gend gelöst sind. Sie kamen in der Sowjetunion etwa in den widersprüchlichen Lo- 
sungen vom „Aufbau des Sozialismus in einem Lande‘ (Stalin) und der „ursprüngli- 
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chen sozialistischen Akkumulation“ (Preobrashenski) zum Ausdruck, die den epo- 
chemachenden Widerspruch zwischen fortgeschrittenen, international vermittelten 
Klassenkämpfen und rückständigen nationalen Produktivkräften bezeichneten. Be- 
reits deren Schwergewicht mußte den revolutionären Sprung ‚aus dem Gleichge- 
wicht bringen, verändern und, bis zu einem gewissen Grad, auch in Frage stellen“ 
(Carillo 1977, S. 15), der zudem durch die militärische Intervention auswärtiger 
Mächte in den russischen Bürgerkrieg, die Heraufkunft faschistischer Regimes und 
die weltpolitische Isolierung ständig bedroht war. Die partei-, staats- und demokra- 
tietheoretischen Folgen dieser für eine unmittelbare sozialistische Transformation 
anomalen Konstellation liegen auf der Hand. Mit dem Chaos des Bürgerkriegs blieb 
eine Einparteienregierung zurück, die ihre innere Diskussionsfreiheit schrittweise 
einschränkte; die Notwendigkeit der Stabilisierung der Revolution geriet mit der So- 
wjetdemokratie in Konflikt, die schließlich der Parteidiktatur wich; der Gewaltcha- 
rakter der proletarischen Diktatur triumphierte schließlich über ihren demokrati- 
schen Inhalt. Das läßt sich schon in Lenins schwankender Fassung der proletari- 
schen Diktatur erkennen, die er in „Staat und Revolution‘ zunächst im Anschluß 
an Marx und Engels als demokratische Mehrheitsherrschaft rekonstruiert. Wenn er 
dann von einer Vorherrschaft der proletarischen Minderheit im Interesse der Mehr- 
heit, schließlich von der absoluten Führungsrolle der proletarischen Avantgarde 
spricht, die sich nur noch auf nackte Gewalt stützen kann, wird eine theoretische 
Übersetzung der sich zuspitzenden Probleme der inneren Konsolidierung sichtbar: 
die nur in einigen Zentren konzentrierte Arbeiterklasse vermochte zwar im Bünd- 
nis mit großen Teilen der Landbevölkerung die morsche Machtstruktur des halb- 
asiatischen, -feudalen und -kapitalistischen Landes (Bahro 1977, S. 98 ff.) zu zer- 
schlagen; die proletarische Klassenbasis für den sozialistischen Aufbau war jedoch 
weitgehend im neuen Machtapparat: Rote Armee, Partei und Staatsorgane, absor- 
biert (Blleinstein 1977,S.13£.). 

Unter diesen Bedingungen konnte die Besitzergreifung der Produktionsmittel 
im Namen der Gesellschaft nicht der letzte Akt des Staates sein, der in der Folge- 
zeit die spezifische Aufgabe der Entwicklung der Großen Industrie übernehmen 
mußte. Damit war die Möglichkeit, ja die Wahrscheinlichkeit einer Verselbständi- 
gung des Staates im Maße des Zerbrechens der revolutionären Klassenbündnisse ge- 
geben. So lag dem von Stalin als Verschärfung des Klassenkampfes ideologisierten 
bürokratischen Terror realpolitisch die gewaltsame Kollektivierung der Landwirt- 
schaft zugrunde — ein innerer Bürgerkriegszustand, der in den Massenterror der 
30er Jahre führte. Ohne soziale und institutionelle Korrektive begann sich ein ‚‚all- 
umfassendes System außerökonomischen Zwangs herauszubilden“ (Lorenz 1976, 
8. 183). Ein objektiv nicht notwendiger Exzeß der Macht, wie Werner Hofmann 
noch immer am schlüssigsten den Stalinismus charakterisiert: „Stalinismus ist ein 
spezifischer Opportunismus der Macht, auf der allgemeinen Grundlage einer prole- 
tarischen Gesellschaft. Seine soziale Bedingung ist die zeitweilige relative Verselb- 
ständigung der Führer von ihrer vorerst noch schwach entwickelten gesellschaftli- 
chen Basis. Die erklärte Diktatur des Proletariats hat so für lange Zeit den Charak- 
ter einer stellvertretenden Diktatur angenommen, worin die Staatsgewalt ihren 
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eigentlichen gesellschaftlichen Trägern entfremdet gegenübertrat“ (Hofmann 1967, 
S.39). 

In dieser Definition kommt zugleich der transitorische Charakter des Stalinis- 
mus zum Vorschein, der sich zwar langsamer als erwartet, aber dennoch erkennbar 
in dem Abbau der Lager, der Dezentralisierung ökonomischer und politischer Ent- 
scheidungen, der Stärkung der betrieblichen und lokalen Organe der Selbstverwal- 
tung usw. vollzieht. Diese Aspekte finden als Ausdruck der sozialistischen Potentia- 
lität der Sowjetunion bisher in großen Teilen der westdeutschen Linken zu geringe 
Beachtung, die zugleich die antifaschistische und antiimperialistische Bedeutung der 
Sowjetunion weitgehend verdrängt haben. Hierauf baute in der anhebenden Studen- 
tenbewegung gerade ein Verhältnis solidarischer Kritik, das einen allgemeinen Kon- 
sens begründete, woran H.Gollwitzer kürzlich erinnert hat (Das Argument 113,1978). 
Gewiß haben der Einmarsch in die CSSR, die Ausbürgerung Biermanns und Inhaf- 
tierung Bahros dazu beigetragen, daß sich in dem notwendigen Protest hiergegen die 
Grenzen zum bürgerlichen Antikommunismus verschoben haben. Das deutet sich et- 
wa in der ausgeuferten Kampagne gegen die „Marburger Schule“ an, die vielfach 
nicht auf eine solidarische Auseinandersetzung mit fragwürdigen Aspekten ihrer Ge- 
schichtsschreibung zielt (Kammler u.a. 1979). Sie hat dem freilich im Maße Vor- 
schub geleistet, wie Widersprüche innerhalb der Arbeiterbewegung verzeichnet und 
verharmlost wurden. Deren schonungslose Aufarbeitung ist im Interesse sozialer 
und politischer Lernprozesse, vor allem aber hinsichtlich größerer Handlungsfähig- 
keit der so zersplitterten westdeutschen Linken unerläßlich. Hierfür geben die Dis- 
kussionsprozesse in der westeuropäischen Arbeiterbewegung ein lehrreiches Bei- 
spiel, 


3. Zur eurokommunistischen Strategie 


Die eurokommunistische Synthese zwischen Demokratie und Sozialismus, die eine 
neue Aneignung der westeuropäischen Tradition einschließt (Anderson 1978), 
bleibt nicht bei einer negativen Abgrenzung vom Stalinismus stehen. Sie enthält 
auch die Einsicht, daß die eigene Existenz im Kontext der sozialistischen Oktober- 
revolution zu begreifen ist, die am Anfang des säkularen Prozesses sozialer Revolu- 
tion steht. In diesem Sinne stellt der sich entwickelnde „reale Sozialismus“ eine 
äußere Expansionsschranke für den Kapitalismus dar. Die Veränderung des interna- 
tinalen Kräfteverhältnisses ermöglicht vielfach erst ein weiteres Vordringen der anti- 
imperialistischen Befreiungsbewegungen (Kuba, Vietnam, Angola, Persien usw.). 
Zugleich engt sich der Spielraum für eine militärische Lösung, den kriegerischen Ex- 
port der inneren Probleme ein, der durch die von der Sowjetunion wesentlich mitge- 
tragene Entspannungspolitik ebenfalls beschränkt wird. Damit verliert aber auch der 
bürgerliche Antikommunismus als ideologisches Bindemittel der Freien Welt an 
Wirksamkeit, auch wenn er sich immer wieder an den nach wie vor gravierenden 
Problemen der „sozialistischen Gesetzlichkeit“, der eng gezogenen Grenze individu- 
eller und kollektiver Freiheitsrechte aufladen kann. Insofern wirkt die sozialistische 
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Welt in widersprüchlicher Weise in die kapitalistischen Industriestaaten hinein, die 
sich nach der langen Prosperitätsphase in einer Periode mit stärkeren Krisentenden- 
zen befinden, die etwa Klaus Busch im Kontext der EG für England und Italien, 
Frankreich und Bundesrepublik im einzelnen nachgewiesen hat (1978). 

Die sozialökonomischen Einbrüche seit den 60er Jahren haben Erschütterun- 
gen im politischen Herrschaftssystem und verschärfte soziale Auseinandersetzungen 
ausgelöst, die sich gemäß den besonderen nationalen Bedingungen in unterschiedli- 
cher Weise entwickelt haben (Albers u.a. 1971). Dabei gingen die vorwiegend poli- 
tisch geprägte Maibewegung in Frankreich wie die italienischen Fabrikkämpfe im 
Heißen Herbst zunächst mehr oder weniger an den großen kommunistischen Arbei- 
terorganisationen vorbei, ohne deren langfristige ideologische Wirksamkeit jedoch 
kaum die intensive Entwicklungsform der Massenstreiks, Betriebsbesetzungen, Pro- 
duktionsverlangsamungen usw. zustandegekommen wäre. Auch wenn studentische 
Aktionen im französischen Mai gewissermaßen die Initialzündung gaben, einige 
Gruppen lokalen Einfluß im Heißen Herbst gewannen, standen in deren Mittelpunkt 
dennoch die gewerkschaftliche Basis und hier vor allem kommunistisch und soziali- 
stisch organisierte Kollegen. In den sich zuspitzenden Auseinandersetzungen um die 
kapitalistische Arbeitsorganisation, Entlohnungsformen und Sozialleistungssysteme 
bildeten sich einheitliche gewerkschaftliche Basisorgane heraus: vor allem die Fa- 
brikräte in Italien, aber auch in Frankreich die Gewerkschaftssektionen und in Groß- 
britannien die Shop Stewards, die auf die großen Gewerkschaftsbünde mobilisierend, 
vereinheitlichend und demokratisierend wirkten. Die entstehenden räteähnlichen 
Gewerkschaftsstrukturen organisieren den Klassenkampf, die Kontrolle des Kapitals 
auf der Ebene der unmittelbaren Produktion, die im westdeutschen Betriebsverfas- 
sungsgesetz im sozialpartnerschaftlichen Sinne abgeschirmt wird. Zugleich ist in der 
„Rätegewerkschaft“ eine Verallgemeinerung, gesamtgesellschaftliche Umsetzung lo- 
kaler Erfahrungen und Erfolge gewährleistet, was bei einer gewerkschaftlichen Zer- 
splitterung wie in Großbritannien nur schwer möglich ist (Trentin 1978). Produk- 
tion wie Distribution umgreifende gewerkschaftliche Organisationsformen stellen ei- 
nen entscheidenden Terraingewinn der Arbeiterklasse dar, dem auf gesamtgesell- 
schaftlicher Ebene erweiterte Strategien wie etwa der des „Historischen Kompromis- 
ses“ in Italien entsprechen. Das schließt keinesfalls aus, daß unzählige Fragen wie des 
Verhältnisses von Gewerkschaft und Partei, außerparlamentarischer und parlamenta- 
rischer Aktionen usw. noch nicht zureichend geklärt sind, daß sich Mißerfolge, auch 
Positionsverluste einstellen. Der Konstitutions- wie Entwicklungsprozeß der Arbei- 
terbewegung ist keine Einbahnstraße, auch wenn er an den historischen Vergesell- 
schaftungsgrad des Kapitals gebunden bleibt, aus dessen Widersprüchen sich in der 
Gegenwart jedoch neue Ansätze einer „bestimmten Negation‘“ des kapitalistischen 
Systems zu entwickeln beginnen (vgl. Deppe 1979, S. 138 ff.; Neusüß 1978). 

Noch unklare Taktiken und Strategien, die mangelnde Bündnisbereitschaft 
von Organisationsspitzen und eine gelähmte Masseninitiative einschließlich punk- 
tueller neuer sozialer Bewegungen deuten nicht nur auf unzureichende Entschei- 
‚dungsprozesse und Organisationsstrukturen der Arbeiterbewegung, sondern auch 
auf veränderte Kräfteverhältnisse auf gesamtgesellschaftlicher Ebene, auf eine neue 


72 


Offensive des Kapitals und der herrschenden Klassen. Sie versuchen im Zeichen ei- 
ner rigorosen Austeritätspolitik zugleich verlorengegangene gesellschaftliche Positio- 
nen zurückzugewinnen. Mit dieser über internationale Institutionen wie dem Welt- 
währungsfonds usw. vermittelten Strategie sind zugleich entdemokratisierende Ten- 
denzen verbunden, wie sie sich etwa in der Bundesrepublik in der wirtschaftspoliti- 
schen Kompetenzverlagerung auf die Bundesbank zeigen, die enthoben dem Partei- 
enstreit in der Legislative ihre rein „sachrationalen“ Entscheidungen treffen kann. 
Die gesellschaftliche Tendenzwende sollte aber nicht den Blick dafür verstellen, daß 
es den herrschenden großkapitalistischen Gruppen und ihren Funktionseliten in 
Wirtschaft, Gesellschaft und Staat bisher nicht gelungen ist, den sozialen und politi- 
schen Terraingewinn der westeuropäischen Arbeiterbewegung nachhaltig zu schwä- 
chen. Noch die in ihr verstärkt aufbrechenden Diskussionen um die anstehenden 
Probleme, die mit der praktischen Einmischung sich geradezu potenzieren, legen ein 
Zeugnis für den umfassenden Erneuerungsprozeß ab, der erstmals seit dem antifa- 
schistischen Widerstand wieder die Perspektive einer Aufhebung der Spaltung der 
westeuropäischen Arbeiterbewegung eröffnet. Dieser mit Rückschlägen verbundene 
Prozeß steht und fällt jedoch mit den Kämpfen um grundlegende gesellschaftliche 
Veränderungen, die in den verschiedenen strategischen Entwürfen durchaus konkre- 
te Gestalt gewinnen, 
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Alexa Mohl 
„Wissenschaftlicher Sozialismus‘, was ist das? 


Wenige Werke der Weltliteratur wurden so kontrovers diskutiert wie die Marxschen 
Schriften. Nicht nur Anhänger und Gegner von Marx stritten und streiten sich über 
die richtige Interpretation, auch im jeweiligen Lager geriet und gerät man aneinan- 
der. Nur in einem Punkt sich sich Protagonisten und Antagonisten aller Schattierun- 
gen mit Marx und Engels einig: die Marxschen Studien und Analysen sollten die 
„theoretische Begründung‘ des Kommunismus liefern (1), das „Kapital“ wollte 
„den sozialistischen Bestrebungen die wissenschaftliche Unterlage geben“ (2). 


I 


Daß der Sozialismus mit der im Marxschen Hauptwerk entfalteten Kritik der politi- 
schen Ökonomie von einem utopischen Menschheitstraum auf das Niveau einer Wis- 
senschaft gehoben worden war, machte den Stolz der in der bürgerlichen Gesell- 
schaft Verachteten und ihrer Parteigänger aus dem gegnerischen Lager aus. In der 
festen Überzeugung, theoretisch unangreifbar zu sein, rief Karl Kautsky, der führen- 
de Kopf der deutschen Sozialdemokratie, den Marx- und Marxismuskritikern auf 
deutschen Lehrstühlen zu: ‚Wer unser Ziel für irrig erweisen will, der muß nachwei- 
sen, daß unsere Lehre von der ökonomischen Entwicklung eine falsche ist ...“ (3) 

So stützt sich denn auch das 1891 in Erfurt angenommene Programm der 
nach zwölf Jahren Verfolgung unter dem Sozialistengesetz wieder legalen Partei auf 
das wissenschaftliche Hauptwerk von Karl Marx. Kautsky, aus dessen Feder der 
theoretische Teil des Programms stammt, bestätigt dies im Vorwort zur fünften 
Auflage seines Kommentars: ‚, .... der allgemeine Teil des Programms selbst ist nur 
eine Paraphrase des bekannten Absatzes über ‚die geschichtliche Tendenz der kapi- 
talistischen Akkumulation‘ im ‚Kapital‘ “ (4). Marx selber hatte 1871 in einem 
Brief an Wilhelm Liebknecht (5) auf dieses Kapitel über die ursprüngliche Akkumu- 
lation als passenden Text für die praktische Propaganda hingewiesen. 


us 


Marx an Ferdinand Lassalle vom 6. Nov. 1859, MEW 29, S. 618 

2 Friedrich Engels: Rezension des Eısten Bandes „Das Kapital“ für die „Elberfelder Zei- 
tung“, MEW 16,8. 215 i 

3 Karl Kautsky:. Das Erfurter Programm in seinem grundsätzlichen Teil erläutert. 10, Aufl. 
Stuttgart 1910, 8.131 

4 ebenda S.XX 

5 Marx an Wilhelm Liebknecht vom 13. April 1871, MEW 33, S. 207 
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Dieses Kapitel enthält auch die einzige „Stelle“ im Marxschen Hauptwerk, 
an welcher die proletarische Revolution als Resultat des Entwicklungsgesetzes der 
bürgerlichen Gesellschaft thematisiert wird. Marx beschreibt dort den Entwicklungs- 
prozeß des Kapitalverhältnisses ausgehend von seiner Vorgeschichte, der „Expro- 
priation der unmittelbaren Produzenten“ (6), d.h. der Trennung von Produzent und 
Produktionsmittel, über die weitere Expropriation des Privateigentums „durch das 
Spiel der immanenten Gesetze der kapitalistischen Produktion selbst, durch die 
Zentralisation der Kapitale“ (7) bis zu einem Punkt, an dem dieser Prozeß wieder 
umschlägt: „Mit der beständig abnehmenden Zahl der Kapitalmagnaten, welche alle 
Vorteile dieses Umwandiungsprozesses usurpieren und monopolisieren, wächst die 
Masse des Elends, des Drucks, der Knechtschaft, der Entartung, der Ausbeutung, 
aber auch die Empörung der stets anschwellenden und durch den Mechanismus des 
kapitalistischen Produktionsprozesses selbst geschulten, vereinten und organisierten 
Arbeiterklasse. Das Kapitalmonopol wird zur Fessel der Produktionsweise, die mit 
und unter ihm aufgeblüht ist. Die Zentralisation der Produktionsmittel und die Ver- 
gesellschaftung der Arbeit erreichen einen Punkt, wo sie unverträglich werden mit 
ihrer kapitalistischen Hülle. Sie wird gesprengt. Die Stunde des kapitalistischen Pri- 
vateigentums schlägt. Die Expropriateure werden expropriiert.“ (8) 

In diesem Absatz finden sich die Argumente, die nach Kautsky — und seine 
Interpretation der Marxschen Texte galt als offizielle sozialdemokratische Theorie — 
die „Naturnotwendigkeit‘“ einer proletarischen Revolution und in ihrem Gefolge 
den Sozialismus begründen. Die anwachsende Krisenhaftigkeit der kapitalistischen 
Produktion und ihr schließlicher Zusammenbruch macht eine alternative Gesell- 
schaftsordnungmit einer radikal veränderten Struktur und Synthese der gesellschaft- 
lichen Gesamtarbeit notwendig. Das anwachsende Elend zwingt das Proletariat un- 
ausweichlich zur Empörung gegen das System und schließlich zur Umwälzung der 
kapitalistischen Produktionsweise. Neben diesen als Zusammenbruchs- und Verelen- 
dungstheorie später umstrittenen Argumenten enthält jener Absatz noch eine The- 
se, nach welcher die Kapitalistische Produktionsweise selber in der Zentralisation 
der Produktionsmittel und der Vergesellschaftung der Arbeit die materiellen Ele- 
mente einer neuen höheren Gesellschaftsordnung hervorbringt: die Universalismus- 
oder Sozialismusthese (9). 


Karl Marx: Das Kapital Bd. I, MEW 23, S. 789 

ebenda $S. 790 

ebenda S. 790 £, 

Die Universalismusthese oder Sozialismusthese meint die Vorstellung von Marx, daß die 
Revolution im Ausgang der kapitalistischen Epoche nicht partikulare Interessen der 
zuvor unterdrückten Klasse zur allgemeinen gesellschaftlichen Anerkennung bringt, son- 
dern eine allgemein menschliche Emanzipation zum Inhalt hat. Gegen diese These wand- 
ten Kritiker der Marxschen Emanzipationstheorie ein, sie stehe in Widerspruch zu der Be- 
hauptung, daß diese universelle Revolution durch eine partikulare Klasse durchgeführt 
werden solle. Anlaß zu solchen Einwänden bietet in der Tat die Marxsche Aıgumenta- 
tion in seiner „Einleitung zur Kritik der Hegelschen Rechtsphilosophie“. Die Kritiker 
übersehen aber, daß es auch schon beim frühen Marx Formulierungen gibt, die die Mög- 
lichkeit einer allgemein menschlichen Emanzipation und die Etablierung einer Gesell- 
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Diese drei Elemente, die Zusammenbruchstheorie, die Verelendungstheorie 
und die Sozialismusthese, bilden zusammengenommen eine strikt objektivistische 
Revolutionstheorie, die die Unausweichlichkeit der proletarischen Umwälzung der 
bürgerlichen Gesellschaftsordnung durch eine wissenschaftliche Analyse des Bewe- 
gungsgesetzes der kapitalistischen Warenproduktion nachweist, Sie stellt also eine 
naturwissenschaftlich getreue „kausale“ Begründung der sozialistischen Revolution 
dar. 

Daß die Notwendigkeit der proletarischen Revolution und die Etablierung 
einer sozialistischen Gesellschaftsordnung objektiv, d.h. eines wissenschaftlichen Be- 
weises fähig sein mußte, war kein Spezifikum des Kautskyanismus. Auch Rosa Lu- 
xemburg teilte diese Überzeugung. So wandte sie zum Beispiel gegen Bernsteins Kri- 
tik an der Krisen- und Zusammenbruchstheorie ein: „Nimmt man ... mit Bernstein 
an, die kapitalistische Entwicklung gehe nicht in die Richtung zum eigenen Unter- 
gang, dann hört der Sozialismus auf, objektiv notwendig zu sein.‘ (10) Das soziali- 
listische Programm der deutschen Sozialdemokratie können dann nur mehr ideali- 
stisch begründet werden, „während die objektive Notwendigkeit, das heißt die Be- 
gründung durch den Gang der materiellen gesellschaftlichen Entwicklung dahin- 
fällt“ (11). In dieser Antikritik ging es Rosa Luxemburg in der Tat um die Realisa- 
tionschancen gesellschaftlicher Emanzipation. Mit der Deklarierung des Sozialismus 
als eines Ideals statt einer historischen Notwendigkeit sei die deutsche Sozialdemo- 
kratie „glücklich bei dem Prinzip der Gerechtigkeit angelangt, bei diesem alten, seit 
Jahrtausenden von allen Weltverbesserern in Ermangelung sicherer geschichtlicher 
Beförderungsmittel gerittenen Renner, bei der klapprigen Rosinante, auf der alle 
Don Quichottes der Geschichte zur großen Weltreform hinausritten, um schließlich 
nichts anderes heimzubringen als ein blaues Auge.“ (12) 

Die gleichen Argumente hatte Bernstein zehn Jahre zuvor gegen die katheder- 
sozialistische Kritik an der Verelendungstheorie vorgebracht. Gerhart von Schulze- 
Gävermitz, ein Nationalökonom der Brentanoschule, hatte die These aufgestellt, daß 
der Fortschritt der kapitalistischen Produktion vom Kleinbetrieb zum Großunter- 
nehmen automatisch eine Verbesserung der Lage der Arbeiter nach sich zöge (13). 
Darauf entgegnete Bernstein: „Wir geben nun soviel zu. Ist ... es ... gelungen zu be- 
weisen, einmal daß die Lage der Arbeiter in der englischen Baumwollindustrie, wo 
der Großbetrieb herrscht, eine — wir sagen nicht, glänzende, sondern nur vernünfti- 


schaftsordnung, die die Herrschaft von Menschen über Menschen überwunden hat, wider- 
spruchsfrei begründen durch die Entwicklung der Produktivkräfte und der fortschreiten- 
den Vergesellschaftung der Arbeit. So zum Beispiel in der „Deutschen Ideologie‘, wo 
Marx und Engels feststellen, die Aneignung müsse „also schon von dieser Seite her einen 
den Produktivkräften und dem Verkehr entsprechenden universellen Charakter haben“ 
(MEW 3,8. 67). 

10 Rosa Luxemburg: Sozialreform oder Revolution, in: dies.: Politische Schriften I, hrsg. 

von Ossip K. Flechtheim. Frankfurt/Wien 3. Aufl. 1968, S. 54 

il ebenda S. 55 

12 ebenda S. 106 

13 Gerhart von Schulze-Gävernitz: Der Großbetrieb, ein wirtschaftlicher und socialer Fort- 

schritt. Eine Studie auf dem Gebiete der Baumwollindustrie. Leipzig 1892 
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gen Anforderungen entsprechend befriedigende ist, und zweitens daß der Großbe- 
trieb in seinem Verlaufe überall und dauernd auf dem Boden der heutigen Gesell- 
schaftsordnung zu demselben Resultate führen muß, dann ist der Sozialismus i in der 
Hauptsache besiegt.“ (14) 

Ohne den Zusammenbruch der kapitalistischen Warenproduktion und ohne 
die Verelendung des Proletariats würde also — so das Fazit aus den herausgezogenen 
Thesen Luxemburgs und Bernsteins — der Sozialismus eine Illusion bleiben. Deshalb 
baute die Sozialdemokratie „nicht auf Hoffnungen und Versprechen, sondern auf 
die unbeugsame Nothwendigkeit der ökonomischen Entwicklung“ (15). Daß sie 
nur tun wollte, was sie glaubte zu tun gezwungen zu sein, machte seltsamerweise ihr 
Selbstbewußtsein aus. „Utopisterei‘“ war verpönt. Man war wissenschaftlich, d.h. 
man konnte behaupten, auch der Gegner hätte verstehen müssen, daß „‚die Bildung 
einer neuen Gesellschaftsform an Stelle der bestehenden ... nicht mehr bloß etwas 
Wünschenswerthes, (sondern) ... etwas Unvermeidliches geworden“ war (16). Es 
stand nach Kautsky weder in der Macht der Sozialdemokratie, diese Revolution zu 
machen, noch in der ihrer Gegner, sie zu verhindem (17). 


Il. 


Die wissenschaftliche Begründung für diese Vorstellung von der Transformation der 
bürgerlichen Gesellschaft lieferte die trinitarische Revolutionsformel aus dem 24. 
Kapitel des ersten Bandes des „Kapital“. Mit der Zusammenbruchstheorie konnte 
der Nachweis geführt werden, daß die kapitalistischen Produktionsverhältnisse an ei- 
nem bestimmten Punkt der Entwicklung zu einer Fessel der Produktivkräfte geraten 
"müßten, die zu sprengen unumgänglich sein würde. Eine neue Struktur der gesell- 
schaftlichen Gesamtarbeit und eine neue Synthese ökonomischen Handelns würde 
sich durchsetzen, ob die Menschen wollten oder nicht. Diesen Nachweis der objek- 
tiven Notwendigkeit einer neuen Gesellschaftsformation konnte man auch mit der 
Verelendungstheorie erbringen. Denn nach dieser Theorie zwingt beständig steigen- 
des Elend die Arbeiter, „wenn sie nicht völlig verkommen wollen“ (Kautsky) (18), 
mit anderen Worten: „bei Strafe des Untergangs“ (Engels) (19) zu revolutionärem 
Handeln gegen das bürgerliche System und zur Einführung einer neuen Gesellschafts- 
ordnung. 

Und noch eine wichtige These wird durch die Verelendungstheorie begründet: 


14 Eduard Bernstein: Technisch-ökonomischer und sozial-ökonomischer Fortschritt, in: Die 
Neue Zeit Jg. 11, Bd. 1, Stuttgart 1893, S. 785 

15 Kautsky: Das Erfurter Programm, a.a.0.,S.131 

16 ebenda $. 136 

17 vgl. Karl Kautsky: Ein sozialdemokratischer Katechismus, in: Die Neue Zeit Jg. 12, Bd.l, 
Stuttgart 1894, 8. 368 £. 

18 Kautsky: Das Erfurter Programm, 2.a.0., 8. 136 £, 

19 Friedrich Engels: Herrn Eugen Dührings Umwälzung der Wissenschaft (,Anti-Dühring“), 
MEW 20, 5.261 
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die sogenannte Arbeiterexklusivitätsthese. Es geht dabei um die Behauptung, die 
Revolution der kapitalistischen Warenproduktion würde durch das Proletariat und 
nur durch das Proletariat durchgeführt werden. Belegt werden kann diese Behaup- 
tung nur durch eine Theorie der absoluten Verelendung. Kein anderes der Analyse 
des ökonomischen Zwangszusammenhangs der bürgerlichen Gesellschaft entstam- 
mendes Argument könnte beweisen, daß irgendeine sozioökonomisch definierbare 
Gruppe nicht nur in der Lage, sondern auch gezwungen sein würde, die kapitalisti- 
sche Produktionsweise umzuwälzen. Ohne die Verelendungstheorie kann im streng 
objektivistischen Sinne die These nicht begründet werden, daß nur die Arbeiterklas- 
se die Totenglocke der bürgerlichen Gesellschaftsordnung läuten könne und dies zu 
tun auch gezwungen sein würde. 

Daß die auf die proletarische Revolution folgende neue Gesellschaftsforma- 
tion der Sozialismus sein würde, diese Annahme wird durch die Sozialismusthese 
begründet. Diese Begründung ist zwar kein kausaler Beweis, denn die unter dem Ka- 
pitalismus fortgeschrittene Zentralisation der Produktionsmittel und Vergesellschaf- 
tung der Arbeit machen es nur plausibel, daß auf einer solchen Grundlage eine neue 
Gesellschaftsordnung entstehen kann, der das Moment der Herrschaft von Men- 
schen über Menschen fehlt. Aber die Verbindung dieser These mit den oben genann- 
ten Theorien der Verelendung und des Zusammenbruchs, denen als Resultanten ge- 
sellschaftlicher Zwangszusammenhänge quasi naturwissenschaftliche Kausalität in- 
häriert, vermittelt Gewißheit auch hinsichtlich der Form der nachkapitalistischen 
Gesellschaft. Somit ist nicht nur die Revolution, es ist auch ihre proletarische Form 
und ihr sozialistisches Ziel objektiv determiniert. 


IH. 


Die von der sozialdemokratischen Revolutionstheorie reklamierte kausale Logik 
läßt sich mit Marx begründen. Da die Synthese der gesellschaftlichen Gesamtarbeit 
innerhalb der kapitalistischen Warenproduktion sich als Zwangszusammenhang hin- 
ter dem Rücken der Menschen herstellt und eine eigengesetzliche Dynamik entfal- 
tet, in die das Handeln der Menschen eingebunden ist, kann man behaupten, die 
Entwicklungsgesetze der kapitalistischen Warenproduktion wirken wie Naturgesetze. 
Probleme tauchen allerdings auf, wenn man begründen will, daß Marx eine solche 
Revolutionstheorie ‘vertreten habe. Dabei geht es nicht um die Zusammenbruchs- 
theorie oder die Sozialismusthese. Argumente, die die Sozialismusthese stützen, las- 
sen sich im ‚„‚Kapital“ aufzeigen (20), und daß Marx tatsächlich überzeugt war, das 
kapitalistische System würde an einem bestimmten Punkt sich aus eigener Kraft 
nicht mehr reproduzieren können, kann man durch eine „Stelle“ aus den Grundtris- 


20 vgl. Marx: Das Kapital, Bd. I, MEW 23, S. 526; ders.: Der Bürgerkrieg in Frankreich. 
Adresse des Generalrats der Internationalen Arbeiterassoziation. MEW 17, S. 343 
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sen belegen (21). Dagegen läßt sich — und das ist der entscheidende Punkt — in der 
entfalteten Kritik der politischen Ökonomie kein Argument auftreiben, welches 
Marx als Vertreter einer Verelendungstheorie ausweisen könnte. Eine Verelendungs- 
theorie vertritt Marx nur in seinen Frühschriften, in ökonomiekritischen Texten al- 
so, in denen sich eine deutliche Abhängigkeit der Marxschen Theoriebildung von 
seinen klassischen englischen Vorläufern nachweisen läßt. Im „Kapital“ ist jedoch 
von der Verelendungstheorie keine Rede mehr. 

Wie wichtig jedoch die Verelendungstheorie für eine objektivistische Revo- 
lutionskonzeption ist, läßt sich schon daran ablesen, daß orthodoxe Marxisten in 
ihren Kompendien und populären Darstellungen der Marxschen Theorie bei Behand- 
lung des allgemeinen Gesetzes der kapitalistischen Akkumulation immer ausführli- 
che Beschreibungen absoluter und relativer Verelendung eingefügt haben (22). Denn 
mit der Verelendungstheorie fällt die These von der proletarischen Form der Revo- 
lution im Ausgang der kapitalistischen Epoche. Ohne die Verelendungstheorie läßt 
sich nur beweisen, daß die historische Gesellschaftsformation Kapitalismus nach ih- 
rem Entstehen einen Aufschwung, eine Blütezeit und einen Niedergang durchläuft, 
und zuletzt als ein sich selbst regulierendes und reproduzierendes System nicht 
mehr funktioniert. Und diese Einschätzung läßt sich auch mit der Marxschen „Kapi- 
tal“-Analyse belegen. Dagegen fehlt im Marxschen Hauptwerk jeder Anhaltspunkt, 
der auf eine entsprechende „Kausalität‘ im Hinblick auf die Form der Revolution 
zu schließen erlauben würde. Nur die These, daß eine neue Form der gesellschaftli- 
chen Synthese notwendig wird, kann man begründen. Welche Gruppe in der Endkri- 
se des Kapitalismus gesellschaftsverändernd handeln wird, ob es überhaupt eine so- 
zioökonomisch determinierbare Gruppe sein wird, dafür läßt sich im „Kapital“ kein 
Bestimmungsgrund auftreiben. 

Mit dem Argument, welches das Proletariat als die die Revolution tragende 
Gruppe ausweist, fällt aber auch die begründete Gewißheit, die auf den Kapitalis- 
mus folgende Gesellschaftsordnung müsse der Sozialismus sein. Denn nach Über- 
windung der kapitalistischen Warenproduktion, eines sich mit objektiver Notwen- 
digkeit reproduzierenden gesellschaftlichen Zwangszusammenhangs, in den das Han- 
deln der Menschen, ob sie wollen oder nicht, eingebunden ist, wird Subjektivität als 
eine Struktur und Synthese der Gesellschaft bestimmende Kraft frei. Es hängt dann 
nämlich von der gesellschaftlichen Gruppe, die in der Revolution die dominierende 
Rolle spielt, ab, welches Antlitz die nachkapitalistische Gesellschaftsordnung trägt. 

Da ohne die Verelendungstheorie im objektivistischen Revolutionskonzept 


21 Karl Marx: Grundrisse der Kritik der politischen Ökonomie (Rohentwurf). Berlin/DDR 
1953, S. 636 j : 

22 vgl. die entsprechenden Kapitel in: Grundlagen des Marxismus-Leninismus. Lehrbuch. 
Nach der 2. russ. Ausgabe. Berlin/DDR 1963, S. 280 ff.; Akademie der Wissenschaften 
der UdSSR. Institut für Ökonomie: Politische Ökonomie. Lehrbuch. Nach der 4. russ. 
Ausgabe. Berlin/DDR 1964, S. 146 - 151; besonders interessant sind die „Lernschritte“ 
bei Schellenberg, der denselben Grundkurs einmal für die DDR (1967), das andere Mal 
für die BRD (1969) schrieb. Vgl. Walter Schellenberg: Grundkurs zum „Kapital“. Berlin/ 
DDR 1967; ders.: Wie lese ich „Das Kapital“. Frankfurt/M. 1969 
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die Identifizierung des Subjekts der gesellschaftlichen Umwälzung mit der Arbeiter- 
klasse nicht möglich ist, kann man weder die These begründen, daß die kapitalisti- 
sche Epoche durch eine proletarische Revolution beendet wird, noch diejenige, daß 
der Sozialismus diese Epoche ablöst. Ich ziehe daraus folgende Konsequenz: Wenn 
man mit Marx das „Kapital“ als theoretische Begründung des Kommunismus be- 
greift, kann man nicht gleichzeitig die Auffassung vertreten, Marx habe die proleta- 
rische Revolution und den Übergang zum Sozialismus objektiv aus der Analyse der 
Bewegungsgesetze der kapitalistischen Warenproduktion abgeleitet. 


IV. 


Wie wenig diese objektivistische Konzeption der proletarischen Revolution mit der 
Marxschen Theorie zu tun hat, wird m. E. deutlich, wenn man ihre strukturellen 
Implikate und Konsequenzen herausarbeitet. 

Zunächst kann man zeigen, daß das revolutionäre Moment in dieser Theorie 
sich nicht der Auseinandersetzung des Denkens mit seinem Gegenstand verdankt. 
Vielmehr ist die revolutionäre Konsequenz, die das Denken einschlägt, den gesell- 
schaftlichen Verhältnissen geschuldet. Nicht die Form der Kritik also, sondern das 
Resultat der kapitalistischen Warenproduktion, bestimmt Richtung und Ziel des 
Denkens. Die Theorie der proletarischen Revolution ist Konsequenz der materiellen 
Verhältnisse, d.h. der eigengesetzlichen Dynamik der bürgerlichen Gesellschaft, die 
zur Verelendung des Proletariats und zum Zusammenbruch der kapitalistischen Pro- 
duktion führt. Revolutionäres Denken spiegelt lediglich revolutionäre Verhältnisse 
wider. Theoretische Kritik der kapitalistischen Warenproduktion ist nur Reflex der 
Selbstkritik dieser Gesellschaftsformation (23). 

Dieses Verhältnis des Denkens zum Gegenstand schlägt sich nieder in der Dar- 
stellungsform der wissenschaftlichen Resultate: Die Analyse der Verhältnisse und 
ihrer Konsequenz gerät zu einem System von Aussagen über einen Objektbereich, 
in dem eine bestimmte Veränderung (Revolution) als notwendige Konsequenz von 
quasi-naturgesetzlichen Entwicklungen (Zusammenbruch, Verelendung) beschrie- 
ben wird, und zwar in der Weise des logischen Schlußverfahrens: wenn a, dann b. 
Von denkenden und handelnden Menschen ist hier keine Rede. 

So wie Motivation und Charakter des „kritischen“ Denkens in dieser Revolu- 
tionskonzeption der Logik des Realobjekts verhaftet bleibt, so sind auch Motivation 
und Charakter des revolutionären Handelns aus der bestehenden Realität abgeleitet 
und somit Momente dieser materiellen Verhältnisse und keine Qualitäten oder Fä- 
higkeiten der Subjekte. Das revolutionäre Subjekt bleibt selbst in dem „schöpfe- 


23 Eine so bescheidene Einschätzung geistiger Fähigkeiten, nach welcher „die Bewegung des 
Denkens ... nur die Widerspiegelung der sich in der natürlichen und menschengeschichtli- 
chen Welt vollziehenden Entwicklung sein“ kann, ist nachzulesen bei Joachim Bischoff: 
Gesellschaftliche Arbeit als Systembegriff. Über wissenschaftliche Dialektik. Berlin 1973, 
s.72 
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rischsten Akt“, den die Geschichte kennt, der: Veränderung gesellschaftlicher 
Grundverhältnisse, eingeschlossen in den geschichtlichen Zwangszusammenhang. 

Die Notwendigkeit revolutionären Handelns geht in dieser Revolutionskon- 
zeption also nicht vom revolutionären Subjekt selber aus, sondern von dem Gang 
der Entwicklung, den die materiellen Verhältnisse nehmen. Die historische Aufgabe 
wird dem Proletariat vom Zwang der Verhältnisse diktiert. Die Zusammenhänge ih- 
res Lebens, die die Menschen nicht bewußt geregelt haben, von denen sie darum ab- 
hängen, wirken als objektiver Grund ihres Handelns durch sie hindurch auf die ma- 
teriellen Lebensverhältnisse zurück. Die inaugurierte Selbstbestimmung der Arbei- 
terklasse ist also eine Bestimmung durch die gesellschaftlichen Verhältnisse, ihre 
Selbstbefreiung eine durch objektive Entwicklungsgesetze erzwungene Befreiung, 
ihre Selbstverwirklichung die Verwirklichung von Zielen, die als notwendiges Resul- 
tat der Geschichte in den Entwicklungsgang der kapitalistischen Warenproduktion 
eingebrannt sind. 

Aus dem diesem Revolutionsmodell inhärenten Primat des gesellschaftlichen 
Seins und seiner Entwicklungsgesetze sowohl dem kritischen Denken als auch dem 
revolutionären Handeln gegenüber folgt, daß zwischen Denken und Handeln keiner- 
lei Vermittlung besteht. Da sich im kritischen Denken wie auch im revolutionären 
Handeln nichts anderes durchsetzt als die Logik der materiellen Verhältnisse, bedarf 
das kritische Denken ebensowenig eines Rekurses auf revolutionäres Handeln für 
die Theorie der Revolution, wie revolutionäre Praxis sich auf die kritische Theorie 
beziehen muß, um die Revolution durchzuführen. Welche Funktion könnte auch 
ein Bewußtsein, d.h.ein an den Ergebnissen theoretischer Arbeit geschultes Bewußt- 
sein haben, wenn es in der Revolution nicht um die Ziele von Menschen geht, son- 
dern um die Erfüllung einer von der Logik der Geschichte gestellten notwendigen 
Aufgabe. 

Diese Trennung zwischen kritischer Theorie und revolutionärer Praxis im 
theoretischen Konzept der proletarischen Revolution hat aber Konsequenzen für 
die praktische Durchsetzung dieser Revolution. Ein Verhältnis der Dominanz von 
Theorie über Praxis greift Platz: diese Theorie beansprucht ein Monopol auf Inter- 
pretation der gesellschaftlichen Verhältnisse. Sie leitet das Ziel revolutionären Han- 
delns aus der Analyse der bürgerlichen Gesellschaftsordnung ab. Sie bestimmt, be- 
gründet durch objektive Strukturverhältnisse, das Subjekt der Revolution, sie erar- 
beitet mit wissenschaftlichen Mitteln die notwendige Kampfstrategie und Organisa- 
tionsform für die revolutionäre Praxis. Die Theorie formuliert also für das revolutio- 
näre Subjekt objektive Aufgaben. Die Bevormundung der Handelnden durch die 
theoretisch geschulten Köpfe ist somit vorgezeichnet: Will das revolutionäre Sub- 
jekt sich selber über sein Ziel verständigen, kann es von Seiten der Theorie mit Si- 
cherheit den Vorwurf des Idealismus, Utopismus oder Voluntarismus erwarten. Will 
das Proletariat durch politische Aktionen die „objektiven“ Widersprüche der ökono- 
mischen, sozialen und politischen Herrschaft der Bourgeoisie verschärfen, so kann 
es mit dem Hinweis auf mögliche Mißgriffe, Irrungen, überflüssige Opfer und nutz- 
lose Verschwendung von Kıaft und Zeit rechnen, welche unangenehmen Resultate 
ein willkürlicher Eingriff in die Entwicklungsgesetze des Kapitals herbeiführen kann. 
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Wollen die Arbeiter praktisch losschlagen, wird ihnen von Seiten der Theorie Furcht 
gemacht, durch Voreiligkeit alles verderben zu können. Und auch was die nachkapi- 
talistischen Verhältnisse angeht, hat die Theorie vorgesorgt, daß der revolutionären 
Phantasie der Revolutionäre keine Flügel wachsen. 

Angesichts dieser in der objektivistischen Revolutionskonzeption angelegten 
Dominanz von kritischer Theorie über revolutionäre Praxis ist es nicht zufällig, daß 
sich im orthodoxen Marxismus ein Herrschaftsverhältnis von Theorie (d.h. Intellek- 
tuellen) über Praxis (d.h. werktätige Massen) herausgebildet hat. Die 1902 von 
Kautsky aufgestellte (24) und später von Lenin übernommene (25) These vom indu- 
zierten Klassenbewußtsein, also der revolutionären Unmündigkeit des Proletariats 
und seiner Erziehungsbedürftigkeit durch die Intellektuellen, war — welche gesell- 
schaftlichen Wurzeln dieses Phänomen auch immer haben mochte — theoretisch 
angelegt in der objektivistischen Revolutionskonzeption. 


V. 


Hervorstechendes Merkmal dieses Revolutionskonzepts ist die dominierende Rolle 
der materiellen Verhältnisse und ihrer Entwicklungsgesetze. Die kritische Theorie 
dieser Verhältnisse (Verelendungstheorie, Zusammenbruchstheorie} oder anders: 
die Kritik dieser Verhältnisse verdankt sich nicht der Auseinandersetzung des Den- 
kens mit den Verhältnissen, sie ist vielmehr eine Selbstkritik der Verhältnisse vermit- 
tels des Denkens. Ebenso verdankt sich die revolutionäre Umwälzung dieser Verhält- 
nisse, d.h. die praktische Kritik dieser Verhältnisse nicht der Auseinandersetzung 
der Menschen mit dem System, in dem sie leben, diese ist vielmehr eine praktische 
Seibstkritik (Verelendung, Zusammenbruch, Revolution) des Systems vermittels der 
revolutionären Partei. 

Aber genau dieser Bezug der Theorie auf die reale Entwicklung der Kapitalisti- 
schen Verhältnisse, der von denkenden und handelnden Menschen abstrahiert, 
macht im Kontext dieser Revolutionstheorie die „Wissenschaftlichkeit‘‘ des Sozialis- 
mus aus. „Um aus dem Sozialismus eine Wissenschaft zu machen, mußte er erst auf 
einen realen Boden gestellt werden“, so Engels in der Einleitung zum ‚‚Anti-Düh- 
ring“ (26). An die „handgreiflichen, materiellen Tatsachen“ (27) sollte die Sozialde- 
mokratie sich halten und alle Vorstellungen von Recht und Unrecht, Wünsche, Hoff- 
nungen und Utopien beiseite lassen. Marx habe seine kommunistischen Forderun- 
gen nie auf ein „sittliches Gefühl“, sondern auf „den notwendigen, sich vor unseren 
Augen täglich. mehr und mehr vollziehenden Zusammenbruch der kapitalistischen 


24 Vgl. Karl Kautsky: Die Revision des Programms der Sozialdemokratie in Oesterreich, in! 
Die Neue Zeit, Jg. 20, Bd. 1, Stuttgart 1902, 8.79 £. 

25 Vgl. W.I. Lenin: Was tun?, in: Werke Bd. 5, Berlin/DDR 1959, S. 385 £. 

26 Engels: „Anti-Dühring“, MEW 20,8. 19 

27 ebenda, S. 147 
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Produktionsweise“ gegründet (28). Und die Verelendung betreffend wählt Engels, 
um den Charakter der materiellen Notwendigkeit hervorzuheben, die die Arbeiter- 
klasse zum Handeln treibt, eine Wendung, die Marx als sprachlichen Ausdruck be- 
nutzte, um die Akkumulation als Zwangsgesetz des Kapitals darzustellen: „Indem 
die kapitalistische Produktionsweise mehr und mehr die große Mehrzahl der Bevöl- 
kerung in Proletarier verwandelt, schafft sie die Macht, die diese Umwälzung, bei 
Strafe des Untergangs, zu vollziehn genötigt ist.“ (29) Es gilt also für die objektivi- 
stische Revolutionstheorie, daß der Beweis des Kommunismus aus dem Elend der 
Arbeiterklasse und dem Zusammenbruch der kapitalistischen Produktion von der- 
selben Gewißheit und Dignität ist wie matheinatische Beweise. Schon der junge En- 
gels formulierte: „Mit derselben Sicherheit, mit der wir aus gegebenen mathemati- 
schen Grundsätzen einen neuen Satz entwickeln können, mit derselben Sicherheit 
können wir aus den bestehenden ökonomischen Verhältnissen und den Prinzipien 
der Nationalökonomie auf eine bevorstehende soziale Revolution schließen.“ (30) 
Mit dem ‚‚realen Boden“, den ‚„‚handgreiflichen, materiellen Tatsachen“ glaub- 
ten die sozialdemokratischen ‚‚Weltverbesserer“ sich die nach Rosa Luxemburg not- 
wendigen „sicheren geschichtlichen Beförderungsmittel“ eingehandelt zu haben, um 
von dem Ausritt zur „großen Weltreform‘ etwas „anderes heimzubringen als ein 
blaues Auge“. Sie bemerkten nicht, daß sie damit die Theorie der Revolution auf 
eine ganz bestimmte Einschätzung über den zukünftigen Verlauf der kapitalistischen 
Entwicklung aufgebaut hatten, eine Basis, die durch die wirkliche Entwicklung wi- 
derlegbar war. Somit gab die Sozialdemokratie den bürgerlichen Marx- und Marxis- 
muskritikern Argumente an die Hand, die leicht in Ohrfeigen zu verwandeln waren. 
Diese Chancen ließen die akademischen Gegner der Marxschen Erben nicht 
ungenutzt verstreichen. Gar nicht so dumm, wie Engels‘ bissiger Spott allzu fahrläs- 
sig jedem bürgerlichen Angreifer „unseres Autors“ unterstellte (31), richteten Ka- 
thedersozialisten der liberalen Fraktion und Vertreter der Manchesterschule ihre 
Kritik gerade gegen das schwächste Glied im Begründungszusammenhang der sozial- 
demokratischen Revolutionstheorie, die Verelendungstheorie, die gegen Ende des 
19, Jahrhunderts immer offensichtlicher durch die reale Entwicklung der Tatsachen 
widerlegt wurde. Allen voran schlug Julius Wolf, Doktorvater von Rosa Luxemburg, 
den Verelendungstheoretikem statistische Daten aus England und dem Königreich 
Sachsen aufs Haupt (32). Lujo Brentano entwickelte, orientiert an den ökonomi- 
schen Auswirkungen der ‚‚Arbeitergilden“, eine eigene ‚Lehre von den Lohnsteige- 
rungen“ (33). Gerhart von Schulze-Gävernitz ging weiter. Er stellte, wie oben be- 


28 Friedrich Engels: Vorwort (zur ersten deutschen Ausgabe von Karl Marx‘ Schrift „Das 
Elend der Philosophie“), MEW 21,8. 178 

29 Engels: „Anti-Dühring“, MEW 20, S. 261 

30 Friedrich Engels: Zwei Reden in Elberfeld, I, MEW 2, 8. 555 

31 Engels an Nikolai Franzewitsch Danielson in Petersburg vom 5. Jan. 1888, MEW 37, 5.9 

32 vgl. Julius Wolf: Sozialismus und kapitalistische Gesellschaftsordnung. Kritische Würdi- 
gung beider als Grundlegung einer Sozialpolitik. Stuttgart 1892 

33 vgl. Lujo Brentano: Die Lehre von den Lohnsteigerungen mit besonderer Rücksicht auf 
die englischen Wirtschaftslehrer, in: Jahrbücher für Nationalökonomie und Statistik Bd. 
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reits angeführt, die empirisch abgesicherte These auf, die Entwicklung der kapitali- 
stischen Produktion vom Kleinbetrieb zum Großunternehmen ziehe automatisch 
eine Verbesserung der sozialen Lage der Arbeiterklasse nach sich (34). Die schärfste 
Kritik der theoretischen Grundlagen der sozialdemokratischen Revolutionstheorie 
lieferte Georg Adler (35). Seine Einwände nahmen Bernsteins spätere Kritik gegen 
die orthodoxe Theorie so weitgehend vorweg, daß die marxistischen Kritiker des 
Revisionismus sich zu dem Urteil gedrängt sahen, Bernsteins Einspruch als Resultat 
bürgerlich beeinflußter Denkstrukturen abzuqualifizieren, ohne sich die Mühe zu 
machen, ihren eigenen theoretischen Standpunkt einer kritischen Prüfung zu unter- 
ziehen. 

Zunächst jedoch wurde Bernstein, der bis Mitte der 90er Jahre die orthodoxe 
Position ohne Einschränkungen vertrat, zum Verteidiger der Verelendungstheorie 
gegen die akademischen Kritiker. Daß seine eigenen Beweise für die Gültigkeit dieser 
Basistheorie der proletarischen Revolution ihn selber nur wenig später nicht mehr 
überzeugten (36), wurde zum Ausgangspunkt seines Entwicklungsganges zum Revi- 
sionisten (37). 

Damit jedoch hatte die Geschichte der unglücklichen Rettungsversuche der 
Verelendungstheorie erst begonnen. Da ohne sie die Behauptung nicht vertretbar 
ist, die sozialistische Revolution sei das Urteil der Geschichte der bürgerlichen Wa- 
renproduktion, und das Proletariat notwendig sein Vollstrecker, machte zunächst 
Kautsky sich auf zur Verteidigung dieser unentbehrlichen „Waffe der Kritik“. Seine 
Relativierung der Verelendungstheorie zu einer Theorie der relativen Verelendung 
(38) rettete zwar die Verelendungstheorie vor dem allzu offenbaren Widerspruch zu 
den sozioökonomischen Tatsachen. Sie Konnte jedoch die objektivistische Begrün- 
dung der proletarischen Revolution nicht mehr rekonstruieren. Da relative Verelen- 
dung immer mit einem steigenden Reallohn vereinbar ist, begründet diese Theorie 
nicht mehr die objektive Notwendigkeit, die die Ausgebeuteten zu systemtranszen- 
dierendem Handeln zwingen könnte. Denn hier bezeichnet man als Verelendung, 
was als solche subjektiv nicht empfunden werden kann, das vielmehr als Resultat ei- 
ner komplizierten und oft dubiosen statistischen Rechnerei präsentiert wird. 

Im Gefolge dieser ersten Krise des Marxismus vernahmen die „sozialdemokra- 
tischen Gegenapologeten“ nach dem Urteil Adormnos nicht nur nicht mehr „den Hohn, 


16. Jena 1971; ders.: Zur Lehre von den Lohnsteigerungen, in: Zeitschrift für die gesam- 
ten Staatswissenschaften, Bd. 32. Tübingen 1876; ders.: Die Arbeitergilden der Gegen- 
wart. Leipzig 1871 

34 vgl. Fußnote 13 

35 Georg Adler: Die Grundlagen der Karl Marxschen Kritik der bestehenden Volkswirt- 
schaft. Kritische und ökonomisch-literarische Studien. Tübingen 1878 

36 vgl. Eduard Bernstein: Entwicklungsgang eines Sozialisten, in: Felix Meiner (Hrsg.): Die 
Volkswirtschaftslehre der Gegenwart in Selbstdarstellungen. Leipzig 1924, S. 24 

37 vgl. Christian Gneuss: Um den Einklang von Theorie und Praxis. Eduard Bernstein und 
der Revisionismus, in: Marxismusstudien. Zweite Folge, Hrsg. von Iring Fetscher. Tübin- 
gen 1957,S. 210 

38 vgl. Karl Kautsky: Bernstein und das sozialdemokratische Programm. Eine Antikritik. 
Stuttgart 1899,$. 114 ff. 
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der aus dem Ausdruck relative Verelendung ihrer Mühe entgegenschallte“ (39), sie lie- 
ßen sich auch nicht durch die deutliche Sprache der statistischen Zahlen beirren, die 
Theorie der absoluten Verelendung wieder ins Arsenal der sozialistischen Agitation 
und Propaganda aufzunehmen. In einem Artikel in der Prawda von 1912 behaupte- 
te Lenin anhand statistischer Zahlen über die Verhältnisse in Deutschland, innerhalb 
der kapitalistischen Gesellschaft würden die Arbeiter nicht nur relativ, sondern auch 
absolut verelenden (40). Unter Stalin geriet die Verelendungstheorie unter die „gei- 
stigen Waffen“, „die den revolutionären Legitimationsbedarf einer nachrevolutionä- 
ren Gesellschaft zu decken“ hatten (41). Absolute und relative Verelendung für die 
Arbeiter im Kapitalismus; absolute und relative Verbesserung der Lage der Werktäti- 
gen im Sozialismus (42), diese Beschwörungsformel, ausgestattet mit der Würde von 
sozialen „Gesetzen“, sollte die sowjetische Bevölkerung für den drakonischen Kon- 
sumverzicht in der Phase des Aufbaus der Schlüsselindustrien entschädigen. 

Bis in die fünfziger Jahre des zwanzigsten Jahrhunderts hinein konnte die or- 
thodoxe Theorie auf die absolute Verelendung nicht verzichten (43). Die relative 
Verelendung gehört immer noch zum festen Dogmenbestand der selbsternannten 
Erben der Marxschen Theorie. Ein ähnliches Schicksal erlebte die Zusammenbruchs- 
theorie, als die Entwicklung der realen Verhältnisse immer offenbarer werden ließ, 
daß die Überlebensfähigkeit des kapitalistischen Systems von bedeutend höherem 
Grad war, als seine revolutionären Kritiker hofften. Man erörterte stufentheoretisch 
„neue“, „höchste“ und angeblich „letzte“ Stadien des Kapitalismus. Verwunderlich 
ist dabei nur, daß die orthodoxen Verteidiger der objektivistischen Revolutionstheo- 
tie nicht auf eine Relativierung der Zusammenbruchstheorie zu einer Theorie des 
relativen Zusammenbruchs verfallen sind. 

Die Entwicklung des Sozialismus von der Utopie zur Wissenschaft im Sinne 
von Friedrich Engels hatte also die kommunistischen Forderungen der deutschen 
Arbeiterbewegung, indem sie sie auf die „handgreiflichen, materiellen Tatsachen“ 
(44) und Entwicklungstrends der kapitalistischen Produktion gründete, durchaus 
nicht auf einen festen Boden gestellt. Der erklärte Gegensatz zum utopischen Sozia- 
limus in dieser Form erwies sich nicht nur theoretisch, sondern auch praktisch als 
problematisch. Kautskys deterministische Marxinterpretation verleitete nicht nur 
theoretisch zu einem revolutionären Attentismus (45), indem man sich der Mühe 
nicht unterzog, zu wissen was die Mitglieder der Bewegung wollten, es gab auch 


39 Theodor W. Adorno: Reflexiorien zur Klassentheorie, in ders.: Gesammelte Schriften, 
Bd. 8. Frankfurt am Main 1972, S. 384 

40 W, I. Lenin: Die Verelendung in der kapitalistischen Gesellschaft, in: Werke Bd. 18, S. 
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41 Oskar Negt: Einleitung in A. Deborin, N. Bucharin: Kontroversen über dialektischen und 
mechanistischen Materialismus. Frankfurt am Main 1969, S.15 

42 J. Stalin: Zu den Ergebnissen der Arbeiten der XIV. Konferenz der KPR (B), in: Werke 
Bd. 7,8.83 

43 vgl. Fußnote 22 

44 Engels: „Anti-Dühring“, MEW 20, 8.147 

45 Dieter Groh: Negative Integration und revolutionärer Attentismus. Die deutsche Sozial- 
demokratie am Vorabend des Ersten Weltkrieges. Frankfurt/M.-Berlin-Wien 1974 
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keine praktischen Pläne zur Eroberung und Entfaltung der Macht im Staate (46). 
Die Kehrseite dieser objektivistischen Anwendung der Marxschen Theorie, den revo- 
lutionären Aktivismus, demonstrierte die russische Arbeiterbewegung. Hier wußte 
wohl die Partei, was sie wollte, und an praktischen Plänen fehlte es auch nicht. Nur 
hatten die Parteiintellektuellen ein Monopol an diesem Wissen und dementspre- 
chend Erziehungsaufgaben gegenüber dem „einfachen‘“ Arbeiter, der gemäß der 
Theorie nur zu tradeunionistischer Kritik an der bürgerlichen Produktions- und Le- 
bensweise fähig war. Und diese Erziehungsaufgaben erwiesen sich bald — und das 
bis heute — als Sisyphosarbeit. 


VI. 


Scheinbar teilte Marx diese von Engels hervorgehobene und an den sozialdemokrati- 
schen Marxismus weitergegebene Frontstellung des wissenschaftlichen gegen den 
utopischen Sozialismus. Hatte er doch zusammen mit Engels in der „Deutschen 
ldeologie“ formuliert: „Der Kommunismus ist für uns nicht ein Zustand, der herge- 
stellt werden soll, ein Ideal, wonach die Wirklichkeit sich zu richten haben (wird). 
Wir nennen Kommunismus die wirkliche Bewegung, welche den jetzigen Zustand 
aufhebt. Die Bedingungen dieser Bewegung ergeben sich aus der jetzt bestehenden 
Voraussetzung.“ (47) Andere „Stellen“, die sich gleichfalls auf den Gegensatz der 
Auffassungen von Marx und Engels zu denen der großen Utopisten beziehen, lauten 
ähnlich. Überrascht wird der Leser der blauen Bände erst im 18. Band. Im „Kon- 
spekt von Bakunins Staatlichkeit und Anarchie‘ “ vermerkte Marx zum Begriff 
„wissenschaftlicher Sozialismus“: ‚, ... gebraucht worden nur im Gegensatz zum 
utopischen Sozialismus, der neue Hirngespinste dem Volk aufheften will, statt 
seine Wissenschaft auf der Erkenntnis der vom Volk selbst gemachten sozialen 
Bewegung zu beschränken ...“ (48) 

Offensichtlich hatte Marx doch andere Einwände gegen den utopischen So- 
zialismus als Engels. Geht es ihm doch nicht darum, die utopische Zielsetzung zu 
kritisieren und darauf hinzuweisen, daß die Arbeiterbewegung, wenn sie erfolg- 
reich sein wolle, sich an die materiellen Tatsachen der kapitalistischen Entwick- 
lung zu halten habe. Die Wissenschaftlichkeit des Sozialismus muß also Marx zu- 
folge andere Momente betreffen, als Engels und nach ihm der Marxismus damit 
verband. Marx kritisiert an dieser Stelle, daß der utopische Sozialismus dem Volk 
neue Hirngespinste aufheften will. Das Gegenteil dieses Verfahrens — und das muß 
nach Marx das Spezifikum des „wissenschaftlichen Sozialismus“ sein — beschreibt er 
mit folgender Formulierung: „Erkenntnis der vom Volk sebst gemachten sozialen 
Bewegung“. Marx wendet sich also nicht gegen das utopische, sondern gegen das 


46 vgi. Helga Grebing: Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung. Ein Überblick. 2. Aufl. 
München 1966, 8.115 

47 Karl Marx/Friedrich Engels: Die deutsche Ideologie, MEW 3, S. 35 

48 Karl Marx: Konspekt von Bakunins Buch „Staatlichkeit und Anarchie“, MEW 18, 5. 636 
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doktrinäre Element in den Theorien der utopischen Sozialisten. Diese entwickeln 
die Ziele aus ihren eigenen Köpfen heraus und oktroyieren sie dem Volke auf. Dem 
gilt Marx’ Kritik. Im Gegensatz dazu betreibt der „wissenschaftliche Sozialismus“ die 
Erkenntnis der vom Volk selbst gemachten sozialen Bewegung. Er nimmt also des- 
sen Ziele auf und analysiert den gesellschaftlichen Charakter dieser Bewegung. Mit 
dieser Interpretation stimmt auch der im „Kommunistischen Manifest“ formulierte 
Vorwurf von Marx und Engels zusammen, in welchem festgestellt wird, die utopi- 
schen Sozialisten „erblicken auf der Seite des Proletariats keine geschichtliche 
Selbsttätigkeit, keine ihm eigentümliche politische Bewegung“ (49). Ein solches 
Verständnis dessen, was nach Marx ‚‚wissenschaftlicher Sozialismus‘ heißt, wirft ein 
neues Licht auf den Bezugspunkt revolutionärer Theorie. Die „wirkliche Bewegung, 
welche den jetzigen Zustand aufhebt“ (50), auf die die Theorie sich zu beziehen 
hat, meint nicht die Entwicklung der kapitalistischen Produktionsverhältnisse, son- 
dern die soziale Bewegung, d.h. die Opposition gegen die bürgerlichen Verhältnisse, 
die systemkritische Praxis der Arbeiter. 

Erst auf dem Hintergrund dieser Überlegungen löst sich die Merkwürdigkeit 
jener berühmten „Utopie-Stelle“ aus dem „Elend der Philosophie“ auf, wo es die 
Aufgabe der revolutionären Theorie betreffend heißt: „Aber in dem Maße, wie die 
Geschichte vorschreitet, haben sie (die Sozialisten, A. M.) nicht mehr nötig, die Wis- 
senschaft in ihrem Kopfe zu suchen; sie haben sich nur Rechenschaft abzulegen von 
dem, was sich vor ihren Augen abspielt, und sich zum Organ desselben zu machen.“ 
(51) Wenn der Gegenstand der Theorie, d.h. das was sich vor den Augen der Theore- 
tiker abspielt, und dessen Analyse sie zu liefern haben, die Entwicklung der kapitali- 
stischen Warenproduktion sein soll, dann bleibt unverständlich, daß die revolutionä- 
re Theorie sich zum Organ dieses Gegenstands machen soll. Sinnvoll ist diese Forde- 
tung nur, wenn der Gegenstand, die reale Bewegung, auf die revolutionäre Theorie 
sich zu beziehen hat, die systemkritische Praxis des Proletariats meint. 

Aus diesen Überlegungen ergibt sich ein ganz anderer Begriff von „wissen- 
schaftlichem Sozialismus“. Zunächst ist nur eine negative Bestimmung festzuhalten: 
Es geht dabei nicht um eine Ableitung der proletarischen Revolution und der sozia- 
listischen Gesellschaftsordnung aus der Analyse der Bewegungsgesetze der kapitali- 
stischen Warenproduktion. Was aber bedeutet ‚‚wissenschaftlicher Sozialismus“ im 
Marxschen Sinne positiv? Die „Kapital“-Analyse — die doch nach Marx‘ eigenen 
Worten die „theoretische Begründung“ des Kommunismus darstellt und damit 
nichts anderes ist als der „‚wissenschaftliche Sozialismus“ — thematisiert doch das 
Entwicklungsgesetz der bürgerlichen Gesellschaft! Von Revolution ist in diesem 
Werk auch nur an der von den Marxisten-Leninisten für ihr Revolutionskonzept her- 
angezogenen Stelle über die geschichtliche Tendenz der kapitalistischen Akkumula- 
tion die Rede! Welche andere Möglichkeit als die oben diskutierte objektivistische 
Weise gibt es, das „Kapital“ revolutionstheoretisch zu deuten? oder anders: Was für 


49 Karl Marx / Friedrich Engels: Manifest der Kommunistischen Partei, MEW 4, S. 490 
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51 Karl Marx: Das Elend der Philosophie, MEW 4, S. 143 
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ein Revolutionskonzept ergibt sich, wenn man die „Kapital“-Analyse als ‚„Erkennt- 
nis der vom Volk selbst gemachten sozialen Bewegung“ interpretiert? 


vH. 


Um einer positiven Bestimmung dessen, wie das „Kapital“ revolutionstheoretisch 
zu interpretieren, also als „wissenschaftlicher Sozialismus“ zu dechiffrieren sei, 
näher zu kommen, ist m. E. eine Rekonstruktion der Emanzipationskonzeption 
des jungen Marx notwendig. Marx war in den frühen 40er Jahren wie alle Junghege- 
lianer ein Kritiker der bestehenden europäischen Gesellschaftsordnung und ein Strei- 
ter für die „Verwirklichung der Philosophie‘ — das heißt für die Verwirklichung der 
von der philosophischen Kritik erarbeiteten gesellschaftlichen Ziele — bevor er die 
Anatomie dieser Gesellschaft studierte und das Proletariat als eine mögliche gesell- 
schaftsverändernde Kraft in sein Blickfeld geriet. In der Nachfolge einer Philoso- 
phie, die scheinbar keinen Fortschritt des Wissens mehr zuließ, waren die junghege- 
lianischen „Erben“ dieser Philosophie genötigt, in ein Reflexionsverhältnis zu dieser 
Philosophie und zu der ihr entsprechenden Realität zu treten (52). Konfrontiert mit 
einer zerrissenen und entleerten Welt und einer Philosophie des Absoluten, deren 
wechselseitige Bedingtheit sie erkannten, Konnten sich die Erben dieser Philosophie 
nur noch Kritisch verhalten und zwar gegen beide Momente, Welt und Philosophie. 
Diesen Zusammenhang formuliert Marx als ein „psychologisches Gesetz“: „Der in 
sich frei gewordene theoretische Geist (wird) zur praktischen Energie, (kehrt) als 
Wille aus dem Schattenreiche des Amenthes hervortretend, sich gegen die weltliche, 
‚ohne ihn vorhandene Wirklichkeit“ (53). 

Ausgehend von diesem kritischen Verhältnis des Denkens zur bestehenden ge- 
sellschaftlichen Realität und zum philosophischen System dieser Realität analysiert 
der kritische Philosoph die Formen der gesellschaftlichen Verhältnisse und entwik- 
kelt, mit der fortschreitenden Analyse dieser Formen korrespondierend, Zielkonzep- 
tionen, d.h. Postulate der Verwirklichungsphilosophie. So analysiert Marx in seiner 
„Kritik des Hegelschen Staatsrechts“ die Trennung von Gesellschaft und Staat, eine 
Trennung gesellschaftlicher Sphären, die auch den Menschen selbst auseinanderreißt 
in den Staatsbürger und den Privatmann. Dieser Darstellung und Kritik der gesell- 
schaftlichen Verhältnisse entsprechend entwickelt er die Zielkonzeption, das Postu- 
lat der kritischen Philosophie. Es ist die Forderung einer „Selbstidentität des Men- 
schen und einer Identität von Mensch und Gattung“ (54). In der „Judenfrage“ ist 
sowohl die Analyse der gesellschaftlichen Verhältnisse als auch die Zielkonzeption 
konkreter erarbeitet. Durch immanente Kritik entwickelt Marx die Form des Le- 


52 Karl Marx: Aus den Anmerkungen zur Dissertation (Das Philosphisch-Werden der Welt 
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bens in der bürgerlichen Gesellschaft, in der der Materialismus und der Egoismus 
herrschen, in der der Zweck des menschengemäßen Lebens, die Gemeinschaft in der 
Gattung, zum Mittel des individuellen Lebens verkehrt wird. Diese Form des gesell- 
schaftlichen Lebenskonfrontiert er der Form des Staatslebens, in dem das Gattungs- 
leben Selbstzweck istund das individuelle Leben lediglich die Bedingung seiner Mög- 
lichkeit ausmacht. Das dieser Kritik der bestehenden gesellschaftlichen Verhältnisse 
entsprechende Postulat der kritischen Philosophie lautet: Überwindung des Dualis- 
mus, indem die Normen, die die Verhältnisse der Menschen im Staatsleben regeln, 
zu Normen für die Totalität aller menschlichen Beziehungen erhoben werden (55). 
Schon am Vergleich dieser beiden Schriften läßt sich zeigen: Die kritische 
Analyse der gesellschaftlichen Verhältnisse korrespondiert mit den Postulaten der 
kritischen Philosophie, aber diese werden aus jener nicht abgeleitet. Was die Analyse 
der Realität negativ akzentuiert, macht positiv gewendet Motiv und Fluchtpunkt 
kritischen Philosophierens aus. Und ein zweites Moment scheint mir wichtig: Die 
Postulate der kritischen Philosophie sind wie die Kritik der gesellschaftlichen Ver- 
hältnisse nicht ein für allemal fertig, der Standpunkt des kritischen Denkens ist 
nicht ausformuliert und damit fixiert. Es wird kein unveränderbarer Maßstab aufge- 
stellt, an dem die realen gesellschaftlichen Verhältnisse gemessen würden. Vielmehr 
verändert sich das Motiv kritischen Denkens, modifizieren sich die Postulate kriti- 
schen Philosophierens, je mehr Formen der Wirklichkeit in die Analyse eingehen. 
Wichtig für die frühe Marxsche Konzeption der Verwirklichung der Philoso- 
phie ist aber nicht nur das Verhältnis des Denkens zum Gegenstand und damit die 
Form kritischen Philosophierens. Wie die Philosophie zu verwirklichen sei, ist zu al- 
lererst eine praktische Frage. Die Formulierung aus dem „leitenden Artikel in Nr. 
179 der ‚Kölnischen Zeitung‘ “: „Die Philosophie steht früher mit dem Hirn in der 
Welt, ehe sie mit den Füßen sich auf den Boden stellt“ (56), ist hier nicht nur so zu 
verstehen, daß das theoretische Konzept existieren muß, bevor es in die Praxis um- 
gesetzt werden kann. Wichtiger ist folgender Sachverhalt, daß die Philosophie zuerst 
in die Köpfe der Menschen eingehen muß, bevor diese sie in der Realität durchset- 
zen können. Damit ist auf den „Praxispartner‘ der Philosophie verwiesen. Dieser 
muß ein philosophisches Bewußtsein, d.h. die Resultate der Philosophie sich ange- 
eignet haben, um „A la hauteur des principes“ handeln zu können. Er muß den Wil- 
len haben, die Philosophie zu verwirklichen und nicht eigene partikulare Interessen, 
d.h. er darf „weder der Genußsucht und dem Egoismus der himmlischen noch der 
irdischen Welt“ verfallen sein (57). Einem solchen revolutionären Subjekt gegenüber 
hätte die kritische Philosophie die Funktion, einen Bewußtseinswandel und eine 
‘ Sublimierung des Willens, d.h. seiner sozialen Bestrebungen zu initiieren. Das ist al- 
lerdings eine Aufgabe, durch die der Theorie eine ebenso dominierende Rolle zuge- 
schrieben würde wie in dem oben diskutierten objektivistischen Revolutionsmodell. 
Diese Rolle der Theorie für die Praxis ändert sich entscheidend, wenn die 
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Konzeption der Verwirklichung der Philosophie nicht nur von den oben genannten 
intellektuellen und moralischen Fähigkeiten des revolutionären Subjekts ausgeht. 
Ein solches erweitertes Emanzipationskonzept entwickelte Marx im September 
1843 in einem Brief an Ruge. Bereits tätige, praktische Kritik, die in ihren Motiven 
und Leitbildern mit dem Standpunkt und den Zielkonzeptionen der philosophischen 
Kritik übereinstimmt, wird zum Bezugspunkt der Philosophie. An diese „wirklichen 
Kämpfe“ habe das Denken seine Kritik ‚anzuknüpfen und mit ihnen zu identifizie- 
ren“ (58). Die Aufgabe der Philosophie in diesem praktischen Emanzipationsmodell 
ist dann nicht mehr die Initiierung eines Bewußtseinswandels und die Erziehung zu 
moralischem, das Allgemeine förderndem Handeln. Die Philosophie hat nur noch 
der kämpfenden Partei zu zeigen, „warum sie eigentlich kämpft“ (59). Dieses Be- 
wußtsein hielt Marx für ‚eine Sache, die sie sich aneignen muß, wenn sie auch nicht 
will“ (60). Im praktischen Emanzipationsmodell bezieht sich die Theorie also auf 
die wirkliche Bewegung praktischer Kämpfe. Sie geht dabei davon aus, ‚‚daß die 
Welt längst den Traum von einer Sache besitzt, von der sie nur das Bewußtsein be- 
sitzen muß, um sie wirklich zu besitzen“ (61). Der Theorie ist hier nur noch aufgege- 
ben, eine „Reform des Bewußtseins“ zu bewirken, die darin besteht, „daß man die 
Welt ihr Bewußtsein innewerden läßt, daß man sie aus dem Traum über sich selbst 
aufweckt, daß man ihre eigenen Aktionen ihr erklärt‘. Es geht um eine „Selbstver- 
ständigung (Kritische Philosophie) der Zeit über ihre Kämpfe und Wünsche“ (62). 


VI. 


Dieses praktische Emanzipationsmodell unterscheidet sich in allen wesentlichen Di- 
mensionen vom objektivistischen Revolutionskonzept: 

Während im objektivistischen Konzept der Revolution das Denken ohne Vor- 
aussetzung oder erkenntnisleitendem Interesse die bestehenden gesellschaftlichen 
Verhältnisse analysiert und damit ihrer Logik sich anpaßt, steht im praktischen 
Emanzipationskonzept das Denken schon immer in einem Reflexionsverhältnis zur 
gesellschaftlichen Ordnung. Selber nicht abzutrennen von dieser Ordnung der Ver- 
° hältnisse, mißt es diese am Bild einer besseren Ordnung, für die es eintritt. Dennoch 
erstarrt dieses Bild nicht zu einem „wahren Wesen menschlicher Verhältnisse“ oder 
zu irgendeinem transzendenten Prinzip. Mit der fortschreitenden Analyse der gesell- 
schaftlichen Verhältnisse wird auch das Motiv des Denkens, werden seine Zielkon- 
zeptionen hinterfragt, verändert, entwickelt. 

Dieses Verhältnis des Denkens zu seinem Gegenstand schlägt sich nieder in 
der Darstellungsform der Resultate der Analyse. Führte im Kontext des objektivisti- 
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schen Revolutionsmodells die vorgängige Gleichgültigkeit des Denkens gegenüber 
seinem Erkenntnisobjekt zu Aussagen in der Form der Schlußfigur: Wenn a, dann b, 
einem Systern von Sätzen, in denen das Denken selbst nicht thematisiert wurde, so 
nimmt die Darstellung der Forschungsergebnisse im Kontext des praktischen Eman- 
zipationsmodells die Form immanenter Kritik an. Sie ist objektive Darstellung und 
durch die Darstellung Kritik, d.h. eine Darstellung, der ein kritischer Standpunkt 
und die Konzeption besserer gesellschaftlicher Verhältnisse inhärieren. Diese aber 
sind vom Gegenstand der Kritik nicht abgetrennt als ‚ideale Postulate“ oder ‚‚meta- 
physische Ideen“, welche den bestehenden Verhältnissen stracks entgegengesetzt 
sind. Ein solcher Eindruck kann nur entstehen, wenn der Kritiker der Marxschen 
Theorie sein Urteil auf die Analyse einer Schrift von Marx beschränkt. Je mehr For- 
men der gesellschaftlichen Realität analysiert werden, desto konkreter lassen sich 
der Standpunkt der Kritik und die Konzeptionen besserer gesellschaftlicher Verhält- 
nisse bestimmen. 

Und noch eine zweite Dimension der Darstellungsform der Marxschen emanzi- 
pativen Theorie ist zu berücksichtigen. Die theoretischen Aussagen im Kontext des 
objektivistischen Modells der proletarischen Revolution bildeten ein geschlossenes 
System von formulierten gesellschaftlichen Zwangszusammenhängen und Entwick- 
lungsgesetzen mit einer objektiv determinierten Konsequenz. Innerhalb der prakti- 
schen Konzeption der allgemein menschlichen Emanzipation liegt dagegen eine 
offene Darstellung der Analyse vor, die die Autonomie des Adressaten dieserTheo- 
rie berücksichtigt. Die Struktur der kritischen Philosophie ist die der Denunziation. 
Sie formuliert keine Anleitungen zum Handeln. Sie stellt aber gesellschaftliche Le- 
benszusammenhänge dar, bei denen der Theoretiker voraussetzen kann, daß erstens 
der Adressat sie kritisiert, weil er entgegengesetzte Vorstellungen eines menschenge- 
mäßen Lebens hat, und zweitens durch das Bewußtsein dieser Zusammenhänge be- 
wogen wird, gegen das System dieser Verhältnisse in seinem eigenen Sinne zu reagie- 
ren. Deshalb ist die praktische Auseinandersetzung mit dem Gegenstand der kriti- 
schen Theorie — die Emanzipation — Selbstbestimmung des revolutionären Subjekts 
und nicht Konsequenz der Theorie. Der Leser würde die Theorie als Denunzia- 
tion gar nicht wahrnehmen Können, teilte er nicht ihre Motive und Postulate, Die- 
sen Charakter der Denunziation hat die Marxsche kritische Philosophie immer bei- 
behalten. Sie beschränkt sich auf objektive Darstellung, wertet deren Resultate 
nicht und expliziert nicht ihre Konsequenzen. 

Das wichtigste Moment des praktischen Emanzipationsmodells ist jedoch die 
Autonomie revolutionärer Praxis. Im objektivistischen Revolutionsmodell war so- 
wohl das revolutionäre Subjekt als auch seine historische Mission aus der Analyse 
der kapitalistischen Warenproduktion abgeleitet worden. Durch seine objektive La- 
ge innerhalb dieser Gesellschaftsordnung, konkreter durch die anwachsende mate- 
rielle Not, würde das Proletariat zu revolutionärem Handeln gezwungen werden, ob 
es will oder nicht. Demgegenüber bestimmen im praktischen Konzept der Emanzi- 
pation die Menschen selber, ob sie sich zum revolutionären Subjekt zählen. Nicht 
der Zwang der herrschenden Verhältnisse begründet als durch die Individuen hin- 
durch blind wirkende Ursache Motiv, Antrieb und Ziel des Handelns. Deshalb ist 
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es auch nur im Kontext dieses Konzepts berechtigt, revolutionäres Handeln als 
Selbstbefreiung, Selbstbetätigung und Selbstverwirklichung auszuweisen. 

Wie das kritische Denken in diesem Modell in Auseinandersetzungen mit sei- 
nem Gegenstand verwickelt ist, so befindet sich auch das kritische Handeln in Kolli- 
sionen mit den bestehenden Verhältnissen. Durch den Charakter und die Leitbilder 
bereits ausgetragener und ablaufender Kämpfe demonstriert das revolutionäre Sub- 
jekt dem kritischen Philosophen, auf wen dieser sich zu beziehen hat. Beider Po- 
sitionen gegenüber der bestehenden Realität sind verwandt. Wie das kritische Den- 
ken wird auch der praktische Kampf von Ideen geleitet, die, obgleich sie über das 
Bestehende hinausweisen, doch nicht unberührt bleiben von der gesellschaftli- 
chen Praxis. Im Verlauf der Auseinandersetzungen verändern sich die Vorstellungen 
von den Gründen und den Zielen der Kämpfe. Sie werden korrigiert, bestätigt und 
weiterentwickelt, ebenso wie das Denken mit fortschreitender Auseinandersetzung 
mit den Formen der gesellschaftlichen Verhältnisse seine kritischen Motive und Po- 
stulate hinterfragte. 

Daß das kritische Handeln gleichen Charakters sein muß wie das kritische 
Denken, ist Voraussetzung für die Beschränkung der kritischen Philosophie auf ob- 
jektive Darstellung der Verhältnisse. Ohne diese Verwandtschaft wäre das revolutio- 
näre Subjekt nicht in der Lage, die Theorie als Denunziation zu begreifen, könnte 
die Theorie also die ihr von Marx zugewiesene Funktion, den Kämpfenden ein ange- 
messenes Verständnis ihrer gesellschaftlichen Lage und des gesellschaftlichen Cha- 
rakteıs ihrer Motive und Ziele zu vermitteln, gar nicht erfüllen. Sie wäre gezwungen, 
das zu tun, was Marxkritiker ihr fälschlicherweise unterstellen, nämlich die Resulta- 
te der Analyse zu werten, stellvertretend für die Handelnden Schlußfolgerungen dar- 
aus zu ziehen und ihnen Handlungsanweisungen zu geben. 

Ein weiteres Moment kommt hinzu: Im Kontext des objektivistischen Revo- 
lutionsmodells führte der Primat der gesellschaftlichen Verhältnisse dazu, daß im 
kritischen Denken wie auch im kritischen Handeln sich nichts anderes durchsetzt als 
die Logik der materiellen Verhältnisse. Weder bedurfte das Denken der Praxis für 
die Theorie der Revolution, noch waren die Handelnden für die praktische Durch- 
setzung der Revolution genötigt, die Resultate der Theorie sich anzueignen. 

Im Kontext des praktischen Emanzipationsmodells ist das anders: Nicht nur 
war der Theoretiker von Marx angewiesen worden, seine Kritik mit den praktischen 
Kämpfen zu identifizieren, Marx bestand auch der kämpfenden Partei gegenüber 
darauf, daß das Bewußtsein eine Sache sei,.die sie sich aneignen müsse. Denn ohne 
Bewußtsein können die revolutionären Kräfte nicht den gesellschaftlichen Lebens- 
zusammenhang herstellen, der im Gegensatz zum kapitalistischen System von den 
Menschen selber bewußt geregelt sein soll. Beides, Denken und Praxis, nehmen also 
nicht nur verwandte Positionen ein, sie sind auch voneinander abhängig, auf einan- 
der verwiesen, was die Gültigkeit ihrer Resultate angeht, oder besser: ihres Resultats: 
Die Verwirklichung der Philosophie ist nichts anderes als die Selbstverwirklichung 
des revolutionären Subjekts. Aus der Kritik der bestehenden Gesellschaftsordnung 
in praktischer Absicht, welche trotz ihrer Konzeption der revolutionären Theorie- 
Praxis-Vermittlung die gesellschaftlich gesetzte Trennung von Theorie und Praxis 
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noch an sich hat, entwickelt sich die kritische Philosophie durch den doppelten Pro- 
zeß der Identifizierung ihrer Kritik mit der revolutionären Praxis und durch die An- 
eignung dieser Kritik durch die revolutionäre Praxis (die Kämpfenden) zu einer 
„Kritik im Handgemenge“. Kopf und Herz der Revolution sind nicht mehr verteilt 
auf zwei gesellschaftliche Gruppen, die Intellektuellen und die praktischen Voll- 
strecker der objektiv gestellten historischen Aufgabe. In der Revolution fallen sie 
zusammen. - 

„so ergibt sich die Konsequenz, daß das Philosophisch-Werden der Welt zu- 
gleich ein Weltlich-Werden der Philosophie, daß ihre Verwirklichung zugleich ihr 
Verlust (ist)“. (63) In dieser Formulierung wird das Verhältnis zwischen revolutio- 
närer Theorie und revolutionärer Praxis im Kontext des praktischen Emanzipations- 
modells am deutlichsten ausgesprochen: Die Welt wird philosophisch und die Philo- 
sophie weltlich, wenn die gesellschaftlichen Verhältnisse das Antlitz der mit Willen 
und Bewußtsein handelnden Menschheit tragen. Wenn revolutionäre Praxis den Gra- 
ben zwischen dem, was zwischenmenschliche Beziehungen sein können und dem, 
was sie bisher waren, überwunden hat, verliert revolutionäre Philosophie — die 
Selbstverwirklichung des Menschen in antizipatorischer Form — ihre Existenzgrund- 
lage. Sie stirbt ab. 


IX. 


In den frühen Marxschen Schriften Kann man zwei einander entgegengesetzte Kon- 
zeptionen der allgemein menschlichen Emanzipation ausmachen, deren Umrisse ich 
oben als objektivistisches Revolutionsmodell und praktisches Emanzipationsmodell 
skizziert habe. 

Schon Bernstein entdeckte innerhalb der Marxschen Theorie einen grundle- 
genden Dualismus, „der durch das ganze monumentale Marxsche Werk geht“ (64). 
Nur faßte er diesen Zwiespalt, durch Engels‘ Begriff vom „wissenschaftlichem So- 
zialismus“ irregeleitet, als einen Widerspruch von wissenschaftlichen, d.h. empirisch 
abgesicherten, und utopischen Elementen innerhalb der Marxschen Analyse der ka- 
pitalistischen Produktionsweise auf. Klarer sah dagegen Ernst Bloch diesen Zwie- 
spalt: Marx habe versäumt, das Verhältnis „zwischen ‚subjektivem‘ Willen und ‚ob- 
jektiver‘ Idee“ gründlich zu reflektieren. ‚„‚Derselbe Mann, der allen Fetischcharakter 
aus dem Produktionsvorgang austrieb, der alle Irrationalitäten der Geschichte als le- 
diglich undurchschaute, unbegriffene und daher schicksalhaft wirkende Dunkelhei- 
ten der Klassenlage, des Produktionsprozesses zu analysieren, zu exorzieren glaubte, 
.. treibt mit den ‚Produktivkräften‘, mit dem Kalkül des ‚Produktionsprozesses‘ das- 
selbe allzu konstitutive Wesen, denselben Pantheismus, Mythizismus, vindiziert ihm 
dieselbe letzhin gebrauchende, reifende, leitende Macht, die Hegel der ‚Idee‘ und 


63 Marx: Das Philosophisch-Werden der Welt ..., a.a.0.,S. 71 
64 Eduard Bernstein: Die Voraussetzungen des Sozialismus und die Aufgaben der Sozialde- 
mokratie, Stuttgart 1899, S. 177 
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Schopenhauer dem Willen zum Leben vindiziert hatte.“ (65) 

Dieser Dualismus im Marxschen Werk selber ist dafür verantwortlich, daß die 
Marxschen Schriften auf zwei völlig verschiedene Weisen interpretiert werden. Die- 
ser Zwiespalt stellt also die Wurzel dar für den Gegensatz von orthodoxem und kriti- 
schem Marxismus (66). Explizit in diesem Zusammenhang formulierte Karl Korsch 
in den zwanziger Jahren seine Position. In der Diskussion über die Zusammenbruchs- 
theorie wendet er sich entschieden gegen solche Theorien „von einer objektiv gege- 
benen und in ihrem schließlichen Ziel im voraus feststehenden ökonomischen Ent- 
wicklungstendenz, die mehr mit bildlichen Vorstellungen als mit eindeutig bestimm- 
ten wissenschaftlichen Begriffen arbeitet und obendrein unvermeidlich auf eine un- 
zureichende Induktion (Erfahrungserkenntnis) gegründet ist.“ Solche Theorien 
scheinen ihm „nicht geeignet, jenen vollen Ernst des selbstverantwortlichen Han- 
delns der für ihre eigenen Zieie kämpfenden proletarischen Klasse hervorzubrin- 
gen“ (67). Korsch aber bezieht seinen kritischen Marxismus hauptsächlich auf die 
frühen Schriften von Marx. Entsprechend haben, beginnend mit Kautskys Polemik 
gegen Korsch (68), orthodoxe Marxisten immer den späten Marx gegen den frühen 
ausgespielt, um die objektivistische Marxinterpretation zu untermauern. Ich glaube 
jedoch, daß das Spätwerk von Marx, das „Kapital“, mit mehr Argumenten als die 
Frühschriften auf dem Hintergrund des praktischen Emanzipationsmodells zu inter- 
pretieren ist. 


X. 


Diese These möchte ich im Folgenden begründen: Eine revolutionstheoretisch ob- 
jektivistische Position formuliert Marx nur in seinen Frühschriften. In der „heiligen 
Familie“ definiert er (zusammen mit Engels) eindeutig den Zwang der materiellen 
Verhältnisse als das treibende Moment der Revolution: „Das Proletariat ist ... als 
Proletariat gezwungen, sich selbst und damit seinen bedingenden Gegensatz, der es 
zum Proletariat macht, das Privateigentum, aufzuheben.‘ (69) Und wenig später 
heißt es: „Es handelt sich nicht darum, was dieser oder jener Proletarier oder selbst 
das ganze Proletariat als Ziel sich einstweilen vorstellt. Es handelt sich darum, was 
es ist und was es diesem Sein gemäß geschichtlich zu tun gezwungen sein wird. Sein 
Ziel und seine geschichtliche Aktion ist in seiner eignen Lebenssituation wie in der 
ganzen Organisation der heutigen bürgerlichen Gesellschaft sinnfällig, unwiderruf- 


65 Ernst Bloch: Geist der Utopie. Berlin 1923, S. 324 

66 vgl. dazu Thomas Meyer: Der Zwiespalt in der Marx‘schen Emanzipationstheorie, a.a.O. 

67 Karl Korsch: Über einige grundsätzliche Voraussetzungen für eine materialistische Diskus- 
sion der Krisentheorie, in: Karl Korsch, Pauli Mattick, Anton Pannekoek: Zusammen- 
bruchstheorie des Kapitalismus oder revolutionäres Subjekt. Berlin 1973, S. 97 

68 vgl. Karl Kautsky: Rezension von Karl Korschs „Marxismus und Philosophie“, in: Die 
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lich vorgezeichnet.“ (70) Spätere revolutionstheoretische Äußerungen mit objektivi- 
stischem Tenor sind, soweit mir bekannt, auch immer auf dem Hintergrund des 
„praktischen Emanzipationsmodells interpretierbar. 

Auch die objektivistische Begründung für die Identifizierung des revolutionä- 
ren Subjekts mit der Arbeiterklasse und für ihre historische Missiön, die Verelen- 
dungstheorie, vertritt Marx nur in seinen frühen Schriften. Formulierungen absoluter 
oder relativer Verelendung als unausweichliches Schicksal des Proletariats innerhalb 
der bürgerlichen Gesellschaftsordnung finden sich beispielsweise in den „Pariser Ma- 
nuskripten“, in „Lohnarbeit und Kapital“ und in dem Fragment „Arbeitslohn“, 
Schriften also, in denen sein ökonomiekritisches Verständnis noch abhängig war 
von theoretischen Vorstellungen seiner Vorläufer Adam Smith und David Ricardo. 
in Schriften dagegen, in denen die Marxsche Kritik der politischen Ökonomie voll 
entfaltet ist, findet man keine Verelendungstheorie mehr. 

Auch die Konzeption eines kausalen Zusammenhangs von Verelendung und 
Revolution läßt sich nur in Frühschriften belegen. So schreibt er (zusammen mit 
Engels) in der „heiligen Familie“: Weil das Proletariat „unmittelbar durch die nicht 
mehr abzuweisende, nicht mehr zu beschönigende, absolut gebieterische Not — den 
praktischen Ausdruck der Notwendigkeit — zur Empörung gegen diese Unmensch- 
lichkeit gezwungen ist, darum kann und muß das Proletariat sich selbst befreien.“ 
(71) Im „Kapital“ aber gibt es diesen Zusammenhang nicht mehr. Darüber kann kei- 
ne noch so extensive Auslegung des Begriffs „Elend“ aus dem 24. Kapitel des ersten 
Bandes über die geschichtliche Tendenz der kapitalistischen Akkumulation hinweg- 
täuschen. 

Im „Kapital“ gibt es also keine Argumente mehr, die objektiv, d.h. gestützt 
auf Erkenntnisse über Zwangszusammenhänge und Entwicklungsgesetze der bürger- 
lichen Gesellschaftsordnung, begründen könnten, der Sozialismus sei das Urteil der 
Geschichte der kapitalistischen Warenproduktion und das Proletariat notwendig 
sein Vollstrecker. 

Mein zweites Argument zur Begründung der These, daß das „Kapital“ eher 
auf dem Hintergrund eines praktischen Emanzipationskonzepts als im Kontext 
eines objektivistischen Revolutionsmodells interpretierbar ist, bezieht sich auf die 
Darstellungsform der Analyse der Bewegungsgesetze der bürgerlichen Gesellschaft, 
Wäre es nicht unbestritten, so könnte man auf den Untertitel des Marxschen Haupt- 
werkes verweisen: Seine Theorie ist Gesellschaftskritik und nicht Gesellschaftskun- 
de. Der revolutionäre Charakter dieser Theorie beruht nicht auf einer objektiven 
Selbstkritik des Systems in dem von Hilferding unterstellten Sinne, nach welchem 
die sozialistische Konsequenz Resultat der Tendenzen sei, die in der warenproduzie- 
renden Gesellschaft sich durchsetzen (72). Vielmehr gibt die Marxsche Theorie Ant- 
worten auf Fragen, die einer kritischen Auseinandersetzung des Denkens mit den 


70 ebenda, S. 38 
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geselischaftlichen Verhältnissen und nicht diesen selber entspringen: Marx begreift 
die bürgerlichen Lebensverhältnisse als eine gesellschaftliche Ordnung, in der die Be- 
ziehungen der Menschen die Gestalt von Beziehungen zwischen Sachen annehmen, 
in der die Produkte der gesellschaftlichen Arbeit die Menschen selber beherrschen. 
Die kapitalistische Warenproduktion wird dargestellt als eine. „verkehrte“ Wirklich- 
keit. Und dies ist eine Erkenntnis, die sich wahrhaftig’keiner Widerspiegelung der 
Verhältnisse im Denken verdanken kann. 

Das „grundneue Element“ seiner Theorie (73), „das Beste‘ an seinem Buch 
(74) ist nach Marx‘ eigenem Urteil die Analyse des Doppelcharakters der Arbeit als 
konkrete und abstrakte Arbeit. Sie ist der „Springpunkt ..., um den sich das Ver- 
ständnis der politischen Ökonomie dreht“ (75) und den Ricardo und mit ihm die 
ganze klassische politische Ökonomie zu untersuchen versäumt haben (76). Wenn 
man ein objektivistisches Revolutionsmodell vertritt, also das 24. Kapitel aus dem 
ersten Band als wichtigste revolutionstheoretische „Stelle“ des „Kapitals“ darstellt, 
kann man die Marxsche Wertung des Doppelcharakters der Arbeit als des wichtig- 
sten Momentes der Kritik der politischen Ökonomie, und das heißt der wissenschaft- 
lichen Begründung des Sozialismus, gar nicht teilen. Denn um eine Selbstkritik des 
bürgerlichen Systems, d.h. eine Verelendungstheorie, eine Zusammenbruchstheorie 
und eine Sozialismusthese zu formulieren, brauchte Marx den wissenschaftlichen 
Standpunkt Ricardos gar nicht produktiv zu überwinden. Die quantitative Wertlehre 
reicht aus für eine objektivistische Revolutionstheorie. 

Wenn man sich aber dem Marxschen Urteil anschließt, daß der Doppelcharak- 
ter der geselischaftlichen Arbeit, also ein spezifischer Praxisbegriff, das Kernstück 
seiner Kritik der politischen Ökonomie ausmacht, ergibt sich eine andere Einschät- 
zung des revolutionären Charakters der Analyse der bürgerlichen Gesellschaftsord- 
nung. Dieser entspringt dann nicht mehr der Erkenntnis, daß die widersprüchlichen 
Entwicklungsgesetze der kapitalistischen Warenproduktion. an einem bestimmten 
Punkt die gesellschaftlichen Verhältnisse aufsprengen müssen. Der kritische und re- 
volutionäre Charakter ist dann von der Darstellung der Analyse selbst gar nicht 
mehr zu trennen. Er beschränkt seinen sichtbaren Ausdruck nicht auf jene drei Sei- 
ten am Ende des ersten Bandes des „Kapitals“, er durchzieht das ganze Werk von 
Marx. Die Marxsche Theorie ist „Darstellung des Systems und durch die Darstellung 
Kritik desselben“ (77). Sie ist Darstellung und Kritik der gesellschaftlichen Arbeit 
innerhalb einer spezifischen Produktionsweise, Kritik einer unbewußten gesellschaft- 
lichen Praxis, deren Resultate die Menschen selber unterdrücken. 

Daß aber die Marxsche Analyse im „Kapital“ durch die objektive Darstellung 
hindurch Kritik ist, also eine Theorie, die, obwohl sie nicht explizit wertet und kei- 
ne Handlungsanweisungen formuliert, dennoch ihren Gegenstand kritisch angeht, 
erschließt sich nur demjenigen, der Motiv und Leitbild des kritischen Denkens teilt, 
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der sich also in der gleichen Weise wie der Autor des „Kapital“ mit den bestehenden 
gesellschaftlichen Verhältnissen auseinandersetzt. Das heißt, daß es für die Dechiff- 
rierung ihres kritischen und denunziatorischen Charakters nicht gleichgültig ist, wel- 
cher Leser sie zur Kenntnis nimmt. Nur derjenige, der die Schranken seiner Selbst- 
verwirklichung fühlt und deren gesellschaftlichen Charakter ahnt, der also in einer 
Gesellschaftsordnung leben will, deren Verhältnisse auf selbstbestimmtem und be- 
wußt gesellschaftlich orientiertem Handeln beruhen, dem erschließt sich die revolu- 
tionäre Tendenz in jedem Satz des „Kapital“. 

Daß das Hauptwerk von Marx nur im Kontext eines Stälktischen Emanzipa- 
tionsmodells interpretiert werden kann, ergibt sich zudem aus seiner Existenz sel- 
ber. Theorie in dem Umfang, in dem Marx sie betrieb, wäre sinnlos, unterstellte 
man ihm ein Revolutionskonzept, in welchem Theorie keine Funktion hat, in dem 
die Revolution nämlich zwangsläufig aus den Gesetzmäßigkeiten der Gesellschafts- 
ordnung entspringt. Nur innerhalb eines praktischen Emanzipationskonzepts, in 
dem kritische Philosophie die Aufgabe hat, eine „Selbstverständigung der Zeit über 
ihre Kämpfe und Wünsche“ zu ermöglichen, kommt: theoretischer Kritik die emi- 
nente Bedeutung zu, die Marx ihr durch sein eigenes Lebenswerk auch praktisch 
zugewiesen hat. Nur in einem Emanzipationsmodell, das gesellschaftliche Verhält- 
nisse antizipiert, die im Gegensatz zu den bürgerlichen Verhältnissen vom Willen 
und Bewußtsein der Menschen abhängen, in denen also Bewußtsein das wichtigste 
konstitutive Moment ist, hat Theorie eine Funktion, die der kritischen Form, in der 
Marx sie betrieben hat, entspricht: nämlich die Ausbildung eines gesellschaftskriti- 
schen und damit antizipatorischen Bewußtseins. 

Ein weiteres Argument für die Auslegung des „Kapital“ auf dem Hintergrund 
des praktischen Emanzipationsmodells bezieht sich auf die Konsistenz der Interpre- 
tation. Man muß nur kurz erwägen, welche Momente aus der von Marx dargestell- 
ten Kritik der politischen Ökonomie wegfallen oder an den Rand gedrängt würden, 
wenn die Zusammenbruchstheorie, die Verelendungstheorie und die Sozialismus- 
these thematische Hauptsache der Marxschen Theorie wären, um zu dem Urteil zu 
kommen, daß Marx keineswegs die sozialistische Revolution als notwendiges Resul- 
tat der Tendenzen, die in der warenproduzierenden Gesellschaft sich durchsetzen, 
abzuleiten gedachte. Die Marxsche Kritik ist in erster Linie Kritik der gesellschaftli- 
chen Formen, in denen die Menschen innerhalb der kapitalistischen Warenproduk- 
tion sich mit der Natur auseinandersetzen und ihre Beziehungen miteinander regeln. 
Diese Formanalyse, deren Kritik negativ mit den Formen des antizipierten ‚‚Reiches 
der Freiheit“ korrespondiert, hat aber in einem objektivistischen Revolutionsmodell 
keinen Platz. Demgegenüber sind die Elemente der „Kapital“-Analyse, die die 
Hauptbestandteile des objektivistischen Revolutionsmodells darstellen, sehr wohl 
im Kontext des praktischen Emanzipationsmodells interpretierbar. Das von Marx 
dargestellte Gesetz der kapitalistischen Akkumulation ist dann kritisch und denun- 
ziatorisch zu begreifen als Konsequenz einer durch Arbeitsteilung und Privatarbeit 
strukturierten gesellschaftlichen Ordnung, in welcher die Synthese der gesellschaft- 
lichen Gesamtarbeit sich hinter dem Rücken der Menschen herstellt, als blinder 
Zwangszusammenhang von dem bewußten und gewollten menschlichen Handeln 
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sich abhebt, eine Eigendynamik entwickelt und — die Trennung von Produzent und 
Produktionsmittel vorausgesetzt — in einen kumulativen Prozeß einmündet, der als 
solcher und nicht nur in seinen negativen Konsequenzen von keinem Mitglied der 
Gesellschaft gewollt sein kann, weder als krisenhafte Akkumulation des gesellschaft- 
lichen Reichtums auf der einen Seite noch als wachsende Ausbeutung, verstärkte 
Repression, zunehmende soziale und politische Herrschaft auf der anderen Seite. 
Die Revolution, von der Marx im Anschluß an jene Darstellung der geschichtlichen 
Tendenz der kapitalistischen Akkumulation spricht, wäre dann nicht als die von der 
kapitalistischen Produktion ‚mit der Notwendigkeit eines Naturprozesses‘ erzeugte 
„eigene Negation‘“ zu verstehen (78). Sie wäre vielmehr die von Marx antizipierte 
Reaktion der Menschen, die begriffen haben, daß die im „Kapital“ dargestellten 
„verkehrten“ gesellschaftlichen Verhältnisse Resultat ihrer eigenen gesellschaftli- 
chen Praxis sind. 

Zu erklären ist in diesem Zusammenhang allerdings, warum Marx auch im 
Spätwerk seine revolutionären Hoffnungen ausschließlich auf das Proletariat setzte. 
Diese Ausschließlichkeit, so habe ich oben argumentiert, läßt sich nur durch die 
Verelendungstheorie begründen. Aber wenn Marx auch im ‚Kapital‘ von der Arbei-. 
terklasse die entscheidende Aktion, die die „Vorgeschichte der Menschheit“ ab- 
schließen sollte, erwartete, ist das kein Grund, ihm ein objektivistisches Revolutions- 
konzept zuzuschreiben. Dessen Spezifikum ist nämlich nicht die Identifizierung des 
revolutionären Subjekts mit der Arbeiterklasse, sondern ihre Identifizierung auf 
Grund einer aus der Analyse der kapitalistischen Warenproduktion theoretisch ab- 
geleiteten Kategorie. Auch im praktischen Emanzipationsmodell gibt es Kriterien 
für die Identifizierung des revolutionären Subjekts. Aber diese sind nicht aus der 
Analyse der bürgerlichen Gesellschaftsordnung herausgetrieben. In diesem Konzept 
ist es systemoppositionelle, in Motiven und Leitbildern dem kritischen Denken ver- 
gleichbare Praxis, mit der das revolutionäre Subjekt dem kritischen Philosophen sig- 
nalisiert, wer sein Praxispartner ist. Wenn Marx sich also auch im Spätwerk auf die 
Arbeiterklasse als revolutionärem Subjekt bezieht, ist das durch die Tatsache zu er- 
klären, daß diese im 19. Jahrhundert die einzige gesellschaftliche Gruppe war, wel- 
che durch ihre „wirkliche Bewegung“, d.h. ihre Kämpfe gegen das bestehende Sy- 
stem der bürgerlichen Gesellschaft den kritischen Philosophen veranlaßte, seine Kri- 
tik mit ihren Kämpfen zu identifizieren (79). 

Daß das „Kapital“ in den Kontext des praktischen Konzepts der allgemein 
menschlichen Emanzipation zu stellen ist, läßt sich auch direkt belegen. Marx be- 
tont auch in späteren Schriften die Autonomie des revolutionären Subjekts. So 
schreibt er zum Beispiel in den Instruktionen für die Delegierten des Zentralrats der 
„Intemationalen Arbeiter-Assoziation“: „Es ist die Aufgabe der Internationalen Ar- 
beiterassoziation, die spontanen Bewegungen der Arbeiterklasse zu vereinigen und 
zu verallgemeinerm, doch nicht, ihnen irgendein doktrinäres System zu diktieren 


78 Marx: Das Kapital Bd. I, MEW 23, S. 791 
79 vgl. Marx an Ruge vom Sept. 1843, MEW 1,5. 345 £. 
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oder aufzudrängen.“ (80) In diesem Sinne praktischer Einübung von Selbstbestim- 
mung und Selbsttätigkeit ist auch der Marxsche Vorschlag zur „Untersuchung der 
Lage der arbeitenden Klasse aller Länder, unternommen von der Arbeiterklasse 
selbst“, zu verstehen. Es geht darum, daß die Arbeiter selbst „durch die Initiative 
eines so großen Werks ... ihre Fähigkeit, ihr Geschick in die eigenen Hände zu neh- 
men“, beweisen (81). „Daß die Emanzipation der Arbeiterklasse durch die Arbeiter- 
klasse selbst erobert werden muß“ (82), ist deshalb im emphatischen Sinne zu ver- 
stehen. Nicht die krisenhafte Entwicklung des Kapitalverhältnisses, nicht eine Par- 
tei, die den Verlauf der revolutionären Aktionen plant, nicht ein einzelner Doktri- 
när, und sei es ein Marx — „sie selbst müssen das meiste zu ihrem endlichen Siege 
dadurch tun, daß sie sich über ihre Klasseninteressen aufklären, ihre selbständige 
Parteistellung sobald wie möglich einnehmen, sich durch die heuchlerischen Phrasen 
der demokratischen Kleinbürger keinen Augenblick an der unabhängigen Organisa- 
tin der Partei des Proletariats irremachen lassen.‘ (33) 

Die Frage, wie ‚„wissenschaftlicher Sozialismus“ im Marxschen Sinne zu ver- 
stehen sei, läßt sich auf Grund dieser Überlegungen in folgenden Sätzen zusammen- 
fassen: Seine kritische Stoßrichtung geht nicht gegen das utopische, sondern gegen 
das doktrinäre Moment in den Theorien der utopischen Sozialisten. Bezugspunkt 
für revolutionäre Theorie sind deshalb nicht die Bewegungsgesetze der bürgerlichen 
Warenproduktion, sondern systemoppositionelle Kämpfe — zu Marx‘ Zeiten eindeu- 
tig Klassenkämpfe. Deren Wurzeln und Bestrebungen hat Theorie zu erklären. Auf- 
gabe des „wissenschaftlichen Sozialismus“ als Theorie für die revolutionäre Praxis 
ist demzufolge nicht die Ableitung sozialistischer Ziele, Kampfstrategien und Orga- 
nisationsformen aus der Analyse der Entwicklungsgesetze kapitalistischer Produk- 
tion. Auch hat er nicht wie der utopische Sozialismus losgelöst von den wirklichen 
gesellschaftlichen Kämpfen Systeme zu entwerfen und diese den revolutionären 
Kräften als Aufgaben aufzuoktroyieren. Vielmehr lautet sein Programm: Selbstver- 
ständigung der Zeit über die Wurzeln ihrer „verkehrten“ gesellschaftlichen Verhält- 
nisse, über die gesellschaftlichen Motive ihrer Kämpfe, über die Wünsche, die diesen 
Kämpfen zugrunde liegen und über die Ziele, die sie anstreben, 


XI. 


Bleibt zum Schluß zu erklären, weshalb das Hauptwerk von Marx bisher überwie- 
gend auf dem Hintergrund eines objektivistischen Revolutionsmodells interpretiert 
wurde. Selbst kritische Marxisten wie Georg Lukacs und Vertreter einer kritischen 


80 Karl Marx: Instruktionen für die Delegierten des Provisorischen Zentralrats zu den einzel- 
nen Fragen, MEW 16, 5.195 

el ebenda, S. 191 

82 Karl Marx: Provisorische Statuten der Internationalen Arbeiter-Assoziation, MEW 16, S. 
14 

83 Karl Marx / Friedrich Engels: Ansprache der Zentralbehörde an den Bund vom März 
1850, MEW 7,8. 254 
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Gesellschaftstheorie wie Horkheimer und Adorno werten manche Momente der 
Marxschen Theorie im gleichen Sinne wie die selbsternannten Erben des ‚Kapital‘ 
und ihre Klassengegner auf wissenschaftlichem Felde. 

Ich sehe einen Grund für dieses Phänomen in der Darstellungsform, in der das 
Marxsche Hauptwerk vorliegt. In seinen Frühschriften thematisierte Marx noch alle 
Momente der theoretischen Reflexion, so daß seine Analyse als Auseinandersetzung 
des Denkens mit seinem Gegenstand im Blickfeld bleibt. Denn im Rahmen eines 
formulierten kritischen Standpunkts und explizierter Antizipationen der kritischen 
Philosophie erscheint die Theorie der bestehenden gesellschaftlichen Verhältnisse — 
auch wenn sie diese objektiv darstellt — unübersehbar als Kritik. Im „Kapital“ be- 
schränkt sich Marx auf die Darstellung des Entwicklungsgesetzes der bürgerlichen 
Gesellschaft. Damit überläßt er es dem Leser selber, den kritischen und revolutionä- 
ren Gehalt zu extrapolieren. Daß auch im „Kapital“ an einer Stelle eine Antizipa- 
tion des „Reiches der Freiheit‘ auftaucht (84), geht im Rahmen eines in sich dialek- 
tisch gegliederten (85), als Konstruktion apriori erscheinenden (86) Systems der ka- 
pitalistischen Warenproduktion unter. Zudem trägt eine objektive Darstellung der 
Sache selbst bei zu dem Mißverständnis, welches die Dynamik des Kapitalverhältnis- 
ses mit der revolutionären Bewegung gegen das System identifiziert, so als hätten 
die Objekte des Systems dessen Entfaltung als ihre subjektive Sache aufzufassen 
und sie ihrerseits voranzutreiben. Manche „Stellen“ aus dem „Kapital“ und aus an- 
deren späten Marxschen Schriften vermitteln den Eindruck, daß die Widersprüche 
der kapitalistischen Produktionsweise quasi im Selbstlauf den Sozialismus herbei- 
führen (87), daß also das Bewußtsein des Widerspruchs gegen das Bestehende auf 
die immanenten Widersprüche im System sich verlassen könne. Es sieht also so aus, 
als wäre Marx selber der von ihm so angeprangerten Verkehrung von Subjekt und 
Objekt innerhalb der bürgerlichen Gesellschaftsordnung in manchen Formulierun- 
gen nicht entgangen. 

Man darf aber nicht übersehen, daß genau diese auf die objektive Analyse ein- 
geschränkte Form der Darstellung, die zu objektivistischen Mißverständnissen Anlaß 
gibt, auf der anderen Seite die Voraussetzung dafür ist, daß die antizipierte Emanzi- 
pation wirklich eine Emanzipation ist und keine theoretisch orientierte Erziehung 
des wissenschaftlich identifizierten revolutionären Subjekts und konsequente Anlei- 
tung dieses Subjekts zu objektiv begründetem Handeln im Sinne wissenschaftlich 
fundierter Ziele (87a). 


84 vgl. Marx: Das Kapital Rd. I, MEW 23, 8.92. 

85 vgl. Marx an Engels vom 31. Juli 1865, MEW 31, S. 132 

85 vgl. Marx: Das Kapital Bd. 1, MEW 23, S. 27 

87 vgl. z.B. Karl Marx: Das Kapital Rd. III, MEW 25, 8.453 und $S. 455 f. 

87a Daß dieses objektivistische Konzept gegenwärtige Wirklichkeit im Sinne einer realen 
gesellschaftlichen Kraft mit politischer Wirksamkeit ist, kann man nicht nur in der ge- 
genwärtigen Politik des real existierenden Sozialismus ausmachen. In neueren Publika- 
tionen über „wissenschaftlichen Kommunismus“ ist nachzulesen, daß der „marxistisch- 
leninistischen Theorie“ eine „wachsende Bedeutung“ in der „Erziehung der Werktätigen“ 
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Xu. 


An dieser Stelle drängt sich die Frage auf, was nach dem Selbstverständnis des kriti- 
schen Marxismus als einer im emphatischen Sinne emanzipativen Theorie heute ‚‚wis- 
senschaftlicher Sozialismus“ sein kann. D.h. welche Aufgabe hat heute revolutionäre 
Theorie, die für eine Gesellschaftsordnung eintritt, deren Wert sich nicht nur an 
einem Minimum an Hunger und Repression bemißt, sondern vor allem an dem Maß 
an Selbstverwirklichung und Glück, welches sie für das letzte ihrer Mitglieder bereit 
hält. 

Mein Verfahren, aus dem oben entwickelten praktischen Emanzipationsmo- 
dell Konsequenzen zu ziehen, kann nur der Versuch einer Antwort sein, zudem ein 
sehr abstrakter Versuch. Er ist damit — wie alles Denken, das seine Aufgabe auf 
dem Hintergrund eines Konzeptes allgemein menschlicher Emanzipation definiert 
— ein Beitrag zur „Selbstverständigung der Zeit über ihre Kämpfe und Wünsche“ (88), 
hier und heute leider mehr eine Verständigung über Wünsche. 


Die Grundthese emanzipativer Theorie und Praxis muß m. E. nach allen bisherigen 
historischen Erfahrungen, negativ formuliert, so lauten: Das Bewußtsein des Wider- 
spruchs gegen das kapitalistische System warenproduzierender Arbeit kann sich — 
wie auch die Praxis des Widerspruchs — nicht auf die Widersprüche des Systems 
selber stützen. Ein Denken wie ein Handeln, das sich auf die Logik einer kapitalisti- 
schen „Selbstkritik“ verläßt, ist selbst dann, wenn es nicht nur den Zusammenbruch 
des Systems abwartet, sondem ihn aktiv betreibt, nichts anderes als revolutionärer 
Attentismus, der die Bedingungen der Befreiung nicht in sich selber zu suchen wagt. 
Die Marxsche Kritik der bürgerlichen Gesellschaft war Kritik des Systems als einer 
Totalität. Radikal sein im Marxschen Sinne heißt, die Sache an der Wurzel fassen. 
Und diese Wurzel ist der Mensch, für den der Mensch das höchste Wesen ist (88a). 
Es geht in der Analyse des kapitalistischen Systems warenproduzierender Arbeit um 
die Kritik des verkehrten Verhältnisses zwischen den Menschen und den Produkten 
ihrer Auseinandersetzung mit der Natur und um die Kritik des verkehrten, verding- 
lichten Verhältnisses zwischen den Menschen selber. Deshalb verfallen nicht nur die 
negativen Konsequenzen des Wertgesetzes, sondern auch seine positiven Auswirkun- 
gen der Kritik, weil die Totalität, Resultat bewußtlosen gesellschaftlichen Handelns, 
den Menschen unter sich subsumiert, inn erniedrigt, knechtet und verächtlich 
macht (38b). 


zukommt, und daß deshalb „nur die Partei, die die fortgeschrittenen Vertreter des Volks 
vereint, die die gesellschaftlichen Entwicklungsgesetze kennt und über gewaltige prakti- 
sche Erfahrungen bei der Gestaltung der neuen Gesellschaftsordnung verfügt, ... den Auf- 
bau des Kommunismus wirklich wissenschaftlich leiten“, ‚‚die Aktivität der Massen ... or- 
ganisieren und auf wissenschaftlich fundierte Ziele ... lenken“ kann. (vgl. Autorenkollek- 
tiv; Wissenschaftlicher Kommunismus. Berlin/DDR 1972, S. 426) 

88 vgl. Marx an Ruge vom Sept. 1843, MEW 1,5. 346 

88a vgl. Marx: Zur Kritik der Hegelschen Rechtsphilosophie. Einleitung, MEW 1, 'S. 385 

88b vgl. ebenda 


104 


Aus diesen Überlegungen folgt, daß die widersprüchliche Entwicklung des Ka- 
pitalverhältnisses keine Folie abgibt für eine Ableitung oder Begründung sozialisti- 
scher Organisationen, Strategien und sozialistischer Zielkonzeptionen, kurz für so- 
zialistische Politik. Diese entfaltet sich vielmehr aus dem Spannungsverhältnis zwi- 
schen dem Denken und Handeln und der bestehenden Realität. Sozialistische Ziele 
haben nichts gemein mit gesellschaftlichen Verhältnissen, die die bürgerliche Gesell- 
schaft je aus sich entwickeln könnte. Die Erfolgsbedingungen der allgemein mensch- 
lichen Emanzipation sind gerade, daß die Menschen fähig werden, ihr Bewußtsein 
und Handeln aus der Abhängigkeit vom bestehenden gesellschaftlichen Sein zu lö- 
sen und sich mit dem Bewußtsein möglicher besserer Lebensverhältnisse gegen die 
bestehenden zu wenden, Daß ein Zweck nur durch Mittel und auf Wegen, welche 
von der Natur des Zwecks ganz und gar durchdrungen sind, erreicht werden kann, 
ist kein Satz, der nur innerhalb der Hegelschen Philosophie Gültigkeit besitzt. 

Deshalb muß sozialistische Strategie Gegenstrategie sein. Die die bestehende 
Ordnung verteidigende Partei darf der Gegenmacht nicht die Form der Auseinan- 
dersetzung diktieren können. Das beginnt mit der Ausprägung des Bewußtseins: Die 
Angst, schon auf ‚„ideologischem“ Gebiet unterlegen zu sein, darf Sozialisten nicht 
dazu verleiten, gegen das klar ausgearbeitete, in seinen Urteilsstrukturen fixierte, 
durchgegliederte, d.h. auch nicht zu verwirrende oder zu täuschende, weil der herr- 
schenden Ordnung entspringende Bewußtsein des Gegners ein klarer ausgearbeite- 
tes, in seinen Urteilsstrukturen offenbareres, gewisseres und definitiveres, d. h. auch 
nicht zu bezweifelndes oder wissenschaftlich angreifbares Bewußtsein aufzurich- 
ten. Wenn die Geister der revolutionären Partei ausgerichtet werden auf eine all- 
gemein gültige Interpretation der bestehenden Realität und ihrer Aufgaben, dann 
hat vielleicht die Revolution der bestehenden Gesellschaftsordnung eine Chance auf 
Verwirklichung. In Zweifel steht jedoch, ob diese Revolution eine Emanzipation, al- 
so eine Selbstverwirklichung der handelnden Menschen sein kann. 

Deshalb darf auch eine sozialistische Organisation sich ihren Aufbauplan nicht 
von der bestehenden Ordnung vorschreiben lassen. Wenn Sozialisten der Meinung 
sind, die soziale und politische Gegenmacht müsse in der Sammlung und Zentralisie- 
rung der Kräfte, in der Vereinheitlichung ihrer Ausrichtung, in der Straffheit ihrer 
Führung, in der Exaktheit ihrer Planung und der Effektivität der Durchführung ge- 
stellter Aufgaben der Macht ihrer Kontrahenten nicht nur gleichkommen, sondern 
sie übertreffen, werden sie vielleicht siegen, aber diese Form der Organisation und 
die ihr entsprechenden Kampfformen werden das Bekämpfte nach Form und Inhalt 
noch einmal reproduzieren. Wenn die angetretenen Kräfte sich Organisations- und 
Kampfformen durch die Macht des zu Überwindenden aufherrschen lassen, wäre 
selbst bei einem Sieg der revolutionären Kräfte sogleich zu fragen, ob denn dieser 
Sieg die Vorgeschichte der Menschheit abschließt oder die Herrschaft von Menschen 
über Menschen auf einer neuen Stufe reproduziert. 

Was wir wollen und wie wir es erreichen, ist nicht der Logik der objektiven 
Verhältnisse der bürgerlichen Gesellschaft abzugucken, steht auch nicht im „‚Kapi- 
tal“ (89) und auch nicht in den anderen „blauen Bänden“. Es entsteht in unseren 
Köpfen und — um im Bild zu bleiben — in unseren Herzen und sonst nirgendwo, 
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Wir müssen ihm in uns auf die Spur kommen, es durchsetzen, es leben. 

Wenn die Logik der kapitalistischen Warenproduktion keine Grundlage abge- 
ben kann für die Formulierung sozialistischer Politik, diese vielmehr „‚Gegen“-Poli- 
tik ist, deren erste Aufgabe lautet, Bewußtsein und Handeln der Menschen aus dem 
Zwangszusammenhang des Wertgesetzes zu befreien, folgt daraus auch, daß die 
Theorie der Analyse der kapitalistischen Warenproduktion keine Kategorien entneh- 
men kann, um das revolutionäre Subjekt zu definieren. Wenn sie das tut, und sozia- 
listische Politik solche Ergebnisse der Theorie praktisch umsetzt, hat sie allemal ein 
Moment der alten Gesellschaftsordnung in die neue Geseilschaftsformation hinüber- 
gerettet. Wenn allgemein menschliche Emanzipation Selbstbefreiung, Selbstbestim- 
mung und Selbstverwirklichung ist, muß man das, was ein Mitglied dieser Gesell- 
schaft zum revolutionären Subjekt macht und es in das Lager der revolutionären 
Kräfte treibt, in ihm selber suchen. Es gibt Erfahrungen über Zustände, die die Men- 
schen nicht hinnehmen, über Verhältnisse, gegen die sie sich wehren, über Situatio- 
nen, in denen sie auch den Kopf hinhalten, aber ich glaube nicht, daß solche Erfah- 
rungen verallgemeinerbar sind. 

Deshalb ist auch die Arbeiterklasse nicht als revolutionäres Subjekt zu definie- 
ren, die Revolution der kapitalistischen Warenproduktion nicht als ihre historische 
Mission zu deklarieren. Gerade weil das Proletariat eine sozioökonomische Katego- 
rie der bürgerlichen Gesellschaft ist, ergeben sich theoretische und praktische Pro- 
bleme für die sozialistische Perspektive. Lohnarbeit definiert Kapital, nicht System- 
opposition. Deshalb war es auch immer möglich, systemoppositionelle Bestrebungen 
bei Arbeitern in den Widerspruch zwischen Kapital und Lohnarbeit zu transformie- 
ren und so in den Binnenraum der bürgerlichen Gesellschaft abzulenken. Man ver- 
gleiche die Ziele von Arbeiteraktionen zur Zeit der 1. internationale mit den Forde- 
rungen, die seit Bestehen der Sozialdemokratie als Massenpartei zur öffentlichen 
Proklamierung zugelassen wurden. Alle Diskussionen über die Konstitutionsbedin- 
gungen von Klassenbewußtsein demonstrieren die Schwierigkeit, eine sozioökono- 
mische Kategorie revolutionstheoretisch zu wenden, Das Moment des Widerspruchs 
entspringt eben nicht diesem System selber. Es entsteht aus dem Spannungsverhält- 
nis zwischen dem, was die Menschen wünschen und glauben, sein zu können, und 
dem, was sie hier und heute zu sein gezwungen sind. Als Ferdinand Lassalle die 
deutschen Arbeiter vor dem „Tretmühlenrundgang“ des gewerkschaftlichen Kamp- 
fes warnte (90), orientierte er sich genau an diesen Überlegungen: „Aus dieser ge- 
selischaftlichen Lage (d.h. dem Verhältnis der Lohnarbeit zum Kapital, A. M.) gibt 
es ... auf gesellschaftlichern Wege keinen Ausweg. Die vergeblichen Anstrengungen 
der Sache, sich als Mensch gebärden zu wollen, sind die englischen strikes ..., deren 


89 Im Gegensatz zu der hier vertretenen Position glaubt Oskar Negt, daß es durchaus in der 
Systematik des Marxschen Werkes „Stellen“ gäbe, aus denen heraus eine Theorie des re- 
volutionären Prozesses entwickelt werden könnte. (Vgl. Negt: Zur Dialektik der Über- 
gangsperiode in Westeuropa. Lelio Bassos Konzeption der revolutionären Transformation, 
in: Prokla Nr. 34, Berlin 1979, 8.5 £.) 

90 Ferdinand Lassalle: Offenes Antwortschreiben ..., in: Gesammelte Reden und Schriften 
hrsg. und eingel. von Eduard Bernstein, Bd. IH Berlin 1919, S. 69 
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trauriger Ausgang bekannt genug ist. Der einzige Ausweg für die Arbeiter kann da- 
her nur durch die Sphäre gehen, innerhalb derer sie noch als Menschen gelten...‘ (91) 

Aus diesen Überlegungen folgt aber nicht, daß Arbeiter, Arbeitergruppen oder 
vielleicht die gesamte Arbeiterschaft nicht zum revolutionären Subjekt gehörten. Von 
ihnen abzusehen wäre schon deshalb unmöglich, da ein Fortschritt der Menschheit 
im Sinne von Emanzipation gar nicht stattfinden kann, wenn die revolutionären 
Kräfte nur Minderheiten sind. im Kontext des praktischen Emanzipationsmodells 
ist aber niemand gehindert, für eine Gesellschaftsordnung sich einzusetzen, die die 
Herrschaft von Menschen über Menschen der Geschichte überantwortet und damit 
jedem die Möglichkeit auf Selbstverwirklichung einräumt. Auf dem Hintergrund des 
praktischen Konzepts allgemein menschlicher Emanzipation bestimmt das revolu- 
tinäre Subjekt sich selber durch die Motive seines Kampfes und die Ziele, die er an- 
strebt. Revolutionäre Theorie kann deshalb nicht die Aufgabe haben, die Bedingun- 
gen der Genese systemoppositionellen Bewußtseins aus der Analyse der bürgerlichen 
Gesellschaft hervorzutreiben, vielmehr hat sie die Erkenntnis systemoppositioneller 
Praxis voranzutreiben, ihre gesellschaftlichen Wurzeln und ihren gesellschaftlichen 
Charakter zu erklären und damit eine wissenschaftliche Selbstverständigung revolu- 
tionärer Praxis zu ermöglichen. Die Erfolgschancen einer so verstandenen revolutio- 
nären Theorie scheinen mir zuzunehmen; denn es gelingt m. E. immer weniger, die 
Schwierigkeiten des kapitalistischen Systems als überwindbar darzustellen, d.h. das 
Bewußtsein dieser Probleme zu nivellieren und damit Ansätze von Systemopposi- 
tion in Kanäle abzulenken, über die sie folgenlos im Binnenraum der bürgerlichen 
Gesellschaft versickern. 

Alle Versuche, sich über die Aufgaben kritischer Intelligenz im Kontext eines 
praktischen Emanzipationsmodells zu verständigen, laufen auf einen Imperativ hin- 
aus, der negativ so formuliert werden kann: emanzipatorische Theorie, welche für 
die Selbstverwirklichung der Menschen im gesellschaftlichen Rahmen eintritt, darf 
die Selbstbestimmung der Individuen nicht antasten, ja hat die Herstellung der ge- 
sellschaftlichen Bedingungen dieser Selbstbestimmung aktiv zu betreiben. 

Positiv formuliert ergeben sich aus diesem Imperativ paradoxe Konsequenzen: 
obwohl das praktische Emanzipationsmodell im Gegensatz zum objektivistischen 
Konzept der proletarischen Revolution eine Vermittlung von Theorie und Praxis 
exponiert, Kann emanzipative Theorie diese Vermittlung nicht leisten. Sie produ- 
ziert revolutionäre Praxis nicht. Sie denkt sie nur. Das heißt: sie bleibt Theorie und 
muß es bleiben. 

Für dieses Postulat gibt es zwei Gründe: In praktische Kämpfe verwickeltes 
Denken verliert seine Widerstandskraft gegen partikulare Bestrebungen. Die Trans- 
formation der kapitalistischen Warenproduktion ist aber keine Revolution, die ir- 
gendeine partikulare, innerhalb der bürgerlichen Gesellschaft unterdrückte Gruppe 
an die Macht bringen und deren Interesse zum allgemeinen Prinzip der neuen Gesell- 
schaftsordnung organisieren soll. Es geht um die allgemein menschliche Emanzipa- 


91 Ferdinand Lassalle: Herr Bastiat-Schuize von Delitzsch, der ökonomische Julian oder Ka- 
pital und Arbeit, in: Gesammelte Reden und Schriften, Bd. V., 8. 275 f, Fußnote 
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tion, d.h. um eine Gesellschaftsordnung, die die Herrschaft von Menschen über Men- 
schen der Geschichte überantworten soll. Deshalb darf ein Denken, das für eine sol- 
che Emanzipation eintritt, sich nicht von der Politik partikularer Gruppen affizieren 
lassen oder die Theorie solcher Gruppierungen betreiben. Vielmehr hat emanzipato- 
tische Theorie ein Universalitätsprinzip zu gewährleisten. Wenn die Überzeugung 
richtig ist, daß im Gegensatz zum Kapitalismus und auch zu den bestehenden sozia- 
listischen Systemen der Sozialismus im emphatischen Sinne eine Gesellschaftsord- 
nung ist, die vom Willen und Bewußtsein aller Beteiligten abhängt, dann kann er nur 
Wirklichkeit werden, wenn alle Akteure bewußt wollen und wissen können. Für die 
Ausbildung dieses gesellschaftskritischen und damit antizipatorischen Bewußtseins 
einer freien Gesellschaftsordnung ist emanzipative Theorie nach wie vor notwendig. 
Deshalb ist auch die Marxsche Kritik der bürgerlichen Gesellschaftsordnung nach 
wie vor unverzichtbar. Wer sie entgegen ihrem Selbstverständnis als eine „‚Wissen- 
schaft vom Polizeistaat“ (Glucksmann) interpretiert, weil in ihrem Namen bisher 
nicht das versprochene Reich der Freiheit, sondern eine totalitäre Staatsmacht eta- 
bliert wurde, und deshalb glaubt, sie fallen lassen zu können oder zu müssen, der lei- 
stet gerade solchen Entwicklungen Vorschub, die er zu verhindern trachtet. Nur un- 
ter der Voraussetzung eines ausgebildeten gesellschaftskritischen Bewußtseins bei 
den Massen selber, eines Bewußtseins, das die Wurzeln dessen begriffen hat, was es 
nicht will, und das die Bedingungen dessen erkannt hat, was es will, kann verhindert 
werden, daß sich gesellschaftliche Kräfte durchsetzen, die unter dem Mantel des 
usurpierten Allgemeininteresses ihre Sonderinteressen zum allgemeinen Prinzip ge- 
selischaftlicher Organisation erheben. 

Die andere Begründung für die Forderung, die Vermittlung von Theorie und 
Praxis nicht von Seiten der Theorie zu betreiben, steht mit obiger Argumentation in 
engem Zusammenhang. Ist doch eine solche Vorstellung Triebkraft für die revolu- 
tionäre Ungeduld von Intellektuellen. Diese führt m. E. oft zu einer falschen theore- 
tischen Fragestellung, welche ebenso „verkehrte“ praktische Konsequenzen zeitigt. 
Sie fragt dann nämlich nach den materiellen Bedingungen der Genese systemopposi- 
tionellen Bewußtseins und emanzipativen Handelns, so als könnte dieses Wissen da- 
zu verhelfen, mit der Herstellung solcher Bedingungen Emanzipation voranzuttei- 
ben. Was eine solche Fragestellung jedoch zutage fördern und bewirken kann, ist 
nicht Emanzipation im Sinne von „Selbst“-Verwirklichung der Menschen, sondern 
die Verwirklichung theoretisch erarbeiteter und von der Theorie gestellter Aufgaben. 
impliziert doch eine solche Fragestellung schon im Ansatz eine Dominanz von Theo- 
rie über Praxis. Was theoretisch analysiert werden kann, sind vielleicht die materiel- 
len Bedingungen einer gesellschaftlichen Umwälzung. Ob aber eine revolutionäre 
Praxis, die auf Grund solcher Bedingungszusammenhänge ins Werk gesetzt wird, 
auch seine Bedingungen selber revolutionieren Kann, muß nach allen geschichtlichen 
Erfahrungen revolutionärer Kämpfe und ihrer Resultate angezweifeli werden. Die 
Bedingungen der Befreiung aus der alten Gesellschaftsordnung wurden allemal zu 
Konstitutionsbe dingungen der neuen Gesellschaftsordnung. 

Die Vermittlung von Theorie und Praxis wird also im Kontext des praktischen 
Emanzipationsmodells nicht durch die Theorie, sondern durch die Praxis vollzogen. 
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Die Handelnden eignen sich die Resultate der Analyse der objektiven gesellschaftli- 
chen Verhältnisse an, die die Theorie vermittelt. Damit wird es ihnen möglich, die 
gesellschaftlichen Motive ihres Kampfes, den gesellschaftlichen Charakter ihrer Be- 
strebungen zu durchschauen oder sie werden auch nur — und das ist schon viel — 
in die Lage versetzt zu begreifen, daß die Grenzen ihrer Selbstverwirklichung, ihr 
„beschädigtes Leben“ gesellschaftlich vorgeprägt sind. Auch wenn ihre Selbstver- 
ständigung mittels revolutionärer Theorie noch keine Aufklärung über den gesell- 
schaftlichen Charakter ihrer Kämpfe, sondern allererst ihre Wünsche und das ge- 
sellschaftliche Bewußtsein ihrer Wünsche zutage fördert, bleibt der Primat bei ih- 
nen, d.h. das revolutionäre Subjekt bleibt auch in diesem Lernprozeß Subjekt. 

Und dieser Lernprozeß muß beginnen, bevor der Kampf anhebt, der die alte 
Ordnung über den Haufen werfen soll, denn sonst sind es wieder die schon inner- 
halb der bürgerlichen Gesellschaft privilegierten Intellektuellen, die die sozialistische 
Organisation, die sozialistische Strategie und das, was Sozialismus sein soll, entwer- 
fen und durchsetzen. Wie, auf welchen Wegen, zu welchem Ziel, dürfen jedoch kei- 
ne von der Theorie zu beantwortenden Fragen sein. Die praktisch handelnden Men- 
schen müssen sie entscheiden, wenn ihre Praxis Selbstbestimmung, Selbstbefreiung 
und Selbstverwirklichung sein soll. 


in der PROKLA erschien: 


Alexa Mohl, Im Osten nichts Neues? — Der Leninismus in Bahros Konzept der Kul- 
turrevolution, in: PROKLA Nr. 35 
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Christel Neusüß 

Welche neuen gesellschaftlichen Momente bestimmen die gegenwärtige 
ökonomische Stagnationsphase ? 

Einige Fragestellungen und Hypothesen 


Obwohl inzwischen wieder positive Wachstumsraten im zyklischen Aufschwung zu 
verzeichnen sind, ist das Bewußtsein, sich in einer Krisen- und Stagnationsphase zu 
befinden, seit dem Konkunktureinbruch von 1974 nicht mehr geschwunden. Offen- 
sichtlicher Ansatzpunkt dieses Bewußtseins ist das Anhalten der Arbeitslosigkeit 
trotz neuerlicher Bruttosozialprodukts- und Investitionszuwachsraten. Aber auch 
die um sich greifende Befürchtung, der gewonnene Zuwachs könne mit zu hohen 
und womöglich unwiederbringlichen Kosten der Zerstörung von Natur und von 
menschlichen Fähigkeiten verbunden sein, läßt eine ungebrochene Hoffnung auf 
weitere Zuwächse als Mittel der Krisenlösung nicht zu. Krise und Stagnation tragen 
entscheidend neue Züge gegenüber der letzten historischen Epoche, in welcher die 
fortschrittliche Wirkung der kapitalistischen Produktion in Frage stand, der Krise 
der 30er Jahre. Dazu einige Thesen: 


1. Krise, Weltmarkt und Nationalstaat 


Die Krise nimmt bisher nicht die Form katastrophischer Zusammenbrüche der Pro- 
duktion an, wie dies 1929/30 der Fall war. Dabei sind u.a. folgende Momente zu 
beachten: 

Die Krisen des 19. Jahrhunderts und auch die Krise der 30er Jahre sind in ih- 
rern Verlauf durch die plötzliche Entwertung großer Massen des Börsen- und Bank- 
Kapitals gekennzeichnet. Der Geldrise geht die Verwertungskrise industrieller Kapi- 
tale voraus, doch die Heftigkeit des Krisenausbruchs ist dann durch den Zusarnmen- 
bruch des Kredits bestimmt, durch welchen auch Einzelkapitale, welche in der sich 
entwickelnden Verwertungskrise des industriellen Kapitals noch unbehelligt geblie- 
ben waren, durch Multiplikatorwirkung in die Krise hineingezogen werden. Der Zu- 
sammenbruch des internationalen Kredits verleiht der Krise die Dynamik eines 
Schneeballeffekts. Heute bestehen demgegenüber sowohl auf intemationaler als 
auch auf nationaler Ebene institutionelle Vorkehrungen, über welche unterschiedii- 
che Formen der staatlichen oder halbstaatlichen Stützung zahlungsunfähiger Indu- 
strieunternehmen, Banken und Länder organisiert werden können. Zu fragen wäre 
natürlich, ob internationale Währungsspekulationen im Zusammenhang der progres- 
siven Ablösung des Dollars als Weiltwährung zu ähnlichen Katastrophen wie zu Be- 
ginn der 30er Jahre führen können. Welche staatlichen und suprastaatlichen institu- 
tionellen Hemmnisse stehen einem katastrophenträchtigen Wuchern der Währungs- 
spekulation entgegen? Wie ist ihre Wirksamkeit einzuschätzen? 
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Dem Zusammenbruch des internationalen Kredits entsprach im Gefolge der 30er 
Jahre die Entwicklung politischer Strategien, die die nationale Krise durch Devisen- 
beschränkungen und scharf protektionistische Maßnahmen, im Faschismus dann 
durch Rückkehr zu nationaler Autarkie zu steuern suchten und damit den Verfall 
des Weltmarktes mit sämtlichen krisenverschärfenden Momenten vorantrieben. Na- 
türlich verstärken sich auch heute zunächst protektionistische Tendenzen, aber ihr 
Umfang ist unvergleichlich geringer als in der Weltwirtschaftskrise. Die materielle 
Basis für eine solche Politik in der Existenz eines gesicherten großen Marktes (USA, 
- Frankreich und England — Kolonien, Deutschland hatte die Hoffnung auf imperia- 
listische Eroberungen) fehlt. Für die westeuropäischen Länder wäre es beim gege- 
benen Grad der ökonomischen Verflechtung auch tödlich, sich aus den internationa- 
len Zusammenhängen lösen zu wollen. Die Aufrechterhaltung des Weltmarktzusam- 
menhangs unter Krisenbedingungen läßt allerdings nun die Wirkungen der interna- 
tinalen Konkurrenz voll zur Geltung kommen. Dies läuft voraussichtlich auf eine 
verstärkte internationale Arbeitsteilung hinaus. Die im Weltmaßstab schwächeren 
Kapitale werden liquidiert, die technologisch und arbeitsorganisatorisch „fortge- 
schrittensten“ Kapitale gewinnen weiter Boden (1). Zwar hat der Außenhandel 
seit der Krise 74/75 auch nur eine mäßige Entwicklung, übrigens mit starken 
Schwankungen, es ist aber kein Vergleich zur Desintegration des Weltmarktes in der 
Krise 1930 ff. möglich. Die Handlungsfähigkeit der nationalen Staaten einen eigen- 
ständigen Weg aus der Krise zu suchen, ist entscheidend eingeschränkt, was ja inner- 
halb kapitalistischer Bedingungen nicht notwendig negativ eingeschätzt werden muß, 
denkt man an die autarke faschistisch-imperialistische Lösung in Deutschland. Die 
multinationale Existenz des industriellen Kapitals wirkt zusätzlich in die Richtung 
der Herstellung industrieller Durchschnittsbedingungen auf Weltmarktebene. Die in 
Produktivität und Durchkapitalisierung zurückgebliebenen Länder sind — übrigens 
im Unterschied zu den 30er Jahren — relativ am schärfsten von den Krisenwirkun- 
gen betroffen (Italien, in anderer Weise England). Die Weltmarktkrise bewirkt un- 
mittelbar einen neuen Schub in der Durchsetzung der entwickelten Produktivität 
bei gleichzeitiger Vergrößerung einer rationalisierungsbedingten Arbeitslosigkeit. 
Das Funktionieren des Weltmarktes bewirkt aber auch, daß arbeitsintensive Indu- 
striezweige in Länder mit niedrigem Lohnniveau ausgelagert werden, da selbst hohes 
technologisches Niveau nicht Garant der Konkurtrenzfähigkeit ist, wenn es verbun- 
den ist mit einem hohen Lohnniveau. 

So das Resultat. Doch wie vermittelt sich dieses Resultat im Verhältnis der 
verschiedenen nationalen Ökonomien zueinander? Rückblickend wird heute häufig 


1 Vgl. demgegenüber Elektroindustrie und Chemieindustrie in Deutschland 1930 ff,, die 
aufgrund des Zerfalls des Weltmarkts in eine autark-faschistische Richtung getrieben wer- 
den, obwohl sie außerordentlich konkurrenzfähig aufgrund entwickelter Produktivität 
waren. Der Versuch Brünings, durch Deflationspolitik die Löhne zu senken, die Gewinn- 
spannen zu erhöhen und die Weltmarktpreise stabil zu halten, um auf diese Weise eine 
Regeneration des deutschen Kapitals durch Eroberung von Weltmarktpositionen zu 
organisieren, schlug bekanntlich fehl. Sie scheiterte u. a. an der um sich greifenden 
Devisenbewirtschaftung und den Zollerhöhungen auf dem kapitalistischen Weltmarkt. 
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die Regierung Brüning dafür gerügt, daß sie deflationiert habe, statt durch Anhe- 
bung der staatlichen den Ausfall der privaten Nachfrage zu steuern. Eine scharfe Zu- 
spitzung der Klassengegensätze im Innern war bekanntlich mit der Deflationspolitik 
Brünings verbunden. Die nachträglich empfohlene Politik hätte aber die Gefahr von 
Preissteigerungen und Währungsverfall zur Folge gehabt, was die Kreditwürdigkeit 
Deutschlands weiter geschwächt hätte. Die Deflationspolitik Brünings bildete den 
Versuch, dem deutschen Kapital den Zugang zum Weltmarkt und zum internationa- 
len Kredit offen zu halten. Demgegenüber haben heute Länder, die auf internationa- 
le Kreditierung angewiesen sind, größere Spielräume keynesianistischer Krisenregu- 
lierungsversuche, da im Unterschied zu den 30er Jahren ein internationales ökono- 
misches Interesse an der Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit der nationalen 
Ökonomien existiert (vgl. die staatlich abgestützten Kredithilfen für Großbritannien 
und Italien). Auch wenn dann Austerity Politik (2) als Bedingung der Wiederherstel- 
lung der Konkurrenzfähigkeit nationaler Kapitale früher oder später notwendig zu 
werden scheint, führt Inflationierung der nationalen Währung nicht automatisch zur 
Destruktion der internationalen Geld-, Waren- und Kapitalbeziehungen, wie dies 
1930 ff. noch der Fall gewesen zu sein scheint. Die viel kritisierte Inflation hat 
heute sicherlich die heilsame Funktion, den Entwertungsprozeß von Kapital zu ver- 
langsamen und damit katastrophische Kriseneinbrüche zu verhindern (3). Durch all- 
mähliche Umverteilung zwischen fortgeschrittenen und zurückgebliebenen Kapita- 
len, zwischen Lohn und Profit werden klassische Krisenfunktionen mit dem Mittel 
der Inflation durchgesetzt. Bei drohendem Überschwappen der Inflationsraten ha- 
ben sich bisher die nationalen Gewerkschaften dazu bereit erklärt, den Versuch zu 
machen, durch Zurückhaltung in den Lohnforderungen einen Beitrag zur Stabilisie- 
rung der Währung zu leisten bis hin zur freiwilligen Hinnahme von Rückgängen des 
Reallohns (vgl. England). Anders gesagt, die Klassisch über das Fallen der Marktprei- 
se bewirkten, mit katastrophenartigen Produktionseinbrüchen verbundenen Ent- 
wertungsprozesse werden teils durch Inflation, teils durch Konzertierte Aktionen, 
teils durch staatliche Subventionierung von besonders krisenbetroffenen Industrie- 
zweigen in langwierig stagnativ vorangehende Phasen der Entwertung und Umstruk- 
turierung des Kapitals transformiert. Die Verlangsamung der im Zusammenhang der 
Weltmarktkonkurrenz notwendig erscheinenden Entwertungen, Umstrukturierun- 
gen und Rationalisierungen der nationalen Kapitale birgt nun allerdings die Gefahr 
des Rückfalls in der internationalen Konkurrenz in sich. Die nationale Wirtschafts- 
politik auch der schwächeren Länder wird dann wieder zu Maßnahmen der Förde- 
rung fortgeschrittener, konkurrenzfähiger Technologien und Produktionsz weige 
provoziert, zur Beendigung der Subventionierung im Weltmaßstab zurückgebliebe- 
ner Branchen (4). Dies bedeutet aber auch: Rücknahme keynesianistischer Politik 


2 Vgl. dazu genauer: E, Altvater, Politische Implikationen der Krisenbereinigung — Über- 
legungen zu Austerity Tendenzen in Westeuropa, in: Prokla Nr. 32, $. 43 ff. 

3 Vgl. dazu Altvater / Hoffmann / Künzel / Semmler, Inflation und Krise der Kapitalver- 
wertung, in: Prokla Nr. 17/18, S. 237 £f. 

4 Vgl. die gegenwärtigen Konflikte in Frankreich um die Liquidierung von Teilen der Stahl- 
industrie oder auch die Befürwortung eines Konzepts stärkerer Mobilität der Arbeitskräf- 
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als Bedingung der Anpassung der nationalen Ökonomie an die internationale Kon- 
kurtenz. 

Gegenwärtig ist die Situation in den westeuropäischen Ländern dadurch ge- 
kennzeichnet, daß allgemein von der Notwendigkeit einer staatlichen Politik ausge- 
gangen wird, welche auf eine „Restrukturierung“ des Kapitals im Rahmen interna- 
tionaler Konkurrenz zielt. Sei es, daß die Subventionierung nicht mehr konkurrenz- 
fähiger Industriezweige zurückgeschraubt wird, sei es durch Verminderung der Be- 
steuerung, um auf diese Weise dem Kapital zusätzlichen Profitspielraum zu verschaf- 
fen, seies durch direkte Subventionierung technologischer Erneuerung und Entwick- 
lung in einzelnen Industriezweigen. Zumeist handelt es sich um eine Kombination 
der Maßnahmen, welche dann sämtlich unter dem Begriff „Strukturpolitik“ laufen. 

Die Bundesrepublik ging im Zurückdrängen des Keynesianismus als wirtschafts- 
politischer Ideologie und Praxis voran. Ihre seit 1974 eher neoklassisch als keynesia- 
nisch auf Weltmarktexpansion ausgerichtete Wirtschaftspolitik hat inzwischen auch 
die kapitalistischen Nachbarstaaten unter Zugzwang gesetzt und dort den Spielraum 
alternativer Wirtschaftspolitik weiter verengt. 

Das BRD-Kapital mit hochentwickelter Produktivität und vergleichsweise ge- 
ringem Umfang unter Weltmarktniveau produzierender Industriezweige konnte sich 
die Hoffnung machen, durch Forcierung der Rationalisierung von der „reinigenden“ 
Wirkung der Weltmarktkrise sehr schnell zu profitieren. Demgemäß wurde gerade in 
der Bundesrepublik der Keynesianismus schon zu Beginn der Krise in eine Neben- 
rolle staatlicher Wirtschaftspolitik abgedrängt, die Neoklassik als Theorie der Selbst- 
heilungskräfte des Marktes gewann demgegenüber an Gewicht. Gleichzeitig bildet 
sich aber mit neuen Namen und neuen Kriterien ein neuer Zweig staatlicher Wirt- 
schaftspolitik heraus: die systematische Förderung technologischer Erneuerung von 
zukunftsträchtig erscheinenden Industriezweigen. Verwiesen sei hier auf die Tren- 
nung zwischen Bildungs- und Forschungsministerium und auf den politischen Be- 
deutungszuwachs des letzteren. Das Forschungsministerium wird neben dem Wirt- 
schaftsministerium zu einer neuen wirtschaftspolitischen Instanz. Dabei entstehen 
gleichzeitig neue Fronten in der Auseinandersetzung um die Funktion des Staates 
im Prozeß der Restrukturierung der nationalen Ökonomie. Während z. B. der Sach- 
verständigenrat und mit ihm das Wirtschaftsministerium Strukturpolitik über den 
Markt vermittelt wissen wollen, indem nach allgemeiner Steuerentlastung die Unter- 
nehmen dann selbst herausfinden sollen, wo die neuen Investitionen am besten, weil 
profitabelsten zu tätigen sind, besteht eine eher technokratisch-sozialdemokratische 
Linie, repräsentiert u.a. durch das Forschungsministerium, auf einer stärker staat- 
lich induzierten und gelenkten technologischen Erneuerung. Gezielte Förderung 
und Subventionierung von industriellen „Innovationen“ sollen dem politischen Ent- 


te von Seiten der KPI und der Gewerkschaften in Italien als Alternative zur Verteidigung 
von Arbeitsplätzen ohne Rücksicht auf die Konkurrenzfähigkeit des entsprechenden In- 
dustriezweigs. Vgl. auch den Sieg der konservativen Partei in England mit ihrem Pro- 
gramm der Rücknahme staatlicher Unterstützung krisengeschwächter Industriezweige 
und massiver Steuerentlastung für die höheren Einkommensklassen. 
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scheidungsträger gleichzeitig Einfluß auf die Richtung der neuen industriellen Struk- 
. tur verschaffen. Die keynesianische Ideologie geht von einem Staat aus, welche oh- 
ne die Richtung der Produktion zu bestimmen und unter Beachtung der Autonomie 
der Unternehmen, über das Mittel der Ausgaben und Steuerpolitik, Konjunkturen 
und Krisen als quantitative Auf- und Abwärtsbewegungen steuert bzw. gegensteuert. 
Orientierungspunkt soll nach ihr ein — von allen Gebrauchswertfragen abstrahieren- 
des — Gleichgewicht der makroökonomischen Entwicklung sein. An diese ‚Neutrali- 
tät‘ des Staates gegenüber der Entwicklung der stofflichen Struktur des Produktions- 
prozesses setzt die wiederauflebende Neoklassik an, gibt allerdings gleichzeitig den 
Anspruch auf eine durch staatliche Nachfrage organisierte konjunkturelle Gegen- 
steuerung auf. Gemäß Sachverständigenrat soll nicht die Staatsnachfrage, sondern 
die von den Kapitalen selbst unterm Druck der Krise vollzogene Rationalisierung 
Voraussetzung des Wiederaufschwungs sein. Der durch erzwungene ‚Lohnzurückhal- 
tung‘ und Minderung der staatlichen Steuerlast geschaffene Profitspielraum soll von 
den Unternehmen genutzt werden, sich auf Weltmarktexpansion auf neuestem tech- 
nologischen Niveau einzustellen. In der direkten Subvention bestimmter Branchen 
wird die Gefahr staatlicher Investitionslenkung gewittert. 

In der Tat liegt hier ein Problem. Der Staat kann, schlägt er ausnahmslos den 
Weg der unmittelbaren Förderung von Einzelkapitalen ein, nicht einmal mehr den 
Anspruch erheben, er würde neutral über diesen Einzelinteressen agieren, wie dies 
noch bei der Globalsteuerung der Fall war. Als diese 1967 von Schiller aus der Taufe 
gehoben wurde, wäre auch ein Hamburger Bürgermeister Klose sicherlich nicht auf 
die Idee gekommen, zu behaupten, an der Stamokaptheorie sei doch etwas richtiges 
dran. 

Es ist übrigens zu beobachten, daß bei denjenigen, die gegenwärtig eine keyne- 
sianistische Politik für notwendig halten — ich verweise hier auf das Gegengutachten 
zum Sachverständigenrat — unter der Hand ein Bedeutungswandel von dem, was un- 
ter Keynesianismus zu verstehen sei, sich vollzieht. Im Gegengutachten ist nämlich 
keineswegs eine strukturneutrale Globalsteuerung gemeint, sondern die Umstruktu- 
rierung der Produktion auf eine stärkere Berücksichtigung von Bedürfnissen, die 
durch Ausweitung der öffentlichen Haushalte und durch Lohnerhöhungen zur Gel- 
tung gebracht werden könnten. Wenn das Gegengutachten von der nach wie vor exi- 
stierenden Notwendigkeit keynesianistischer Politik ausgeht, so setzt es damit doch 
gleichzeitig einen Alternativvorschlag für die staatliche Strukturpolitik hinsichtlich 
des Gebrauchswertcharakters ihrer Resultate. Öffentliche Dienstleistungen und Ver- 
besserung des Lebensniveaus als Alternative zur blinden Anpassung an durch inter- 
nationale Konkurrenz vorgegebene Strukturzusammenhänge. Allerdings wird im Ge- 
gengutachten dieses Problem der internationalen Konkurrenz nicht thematisiert. 

Vom Sachverständigenrat und vom Wirtschaftsministerium wenigstens wird 
Mißtrauen sowohl gegenüber der linkskeynesianischen als auch der technokratischen 
Variante staatlicher Strukturpolitik angemeldet. Die Beeinflussung der stofflichen 
Struktur der Produktion durch den Staat als bewußtem gesellschaftlichen Entschei- 
dungsträger scheint über die traditionelle Trennung zwischen Staat und gesellschaft- 
licher Produktion als Privatsache der Möglichkeit nach hinauszuweisen. Sicherlich 
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bildet heute die Einordnung in die internationale Konkurrenz, d.h. die Unterstützung 
des naturwüchsigen Gangs der Akkumulation für die genannte technokratische Rich- 
tung der Strukturpolitik den entscheidenden Orientierungspunkt. 

Zu fragen ist allerdings, ob dieser Verweis auf einen quasi blinden verhängnis- 
vollen Zwangsmechanismus, dem sich der Staat als nun doch bewußte gesellschaftli- 
che Einheit ohne Rücksicht auf Verluste, ohne eine inhaltliche Vorstellung von 
dem, was unter Fortschritt und Bedürfnisbefriedigung zu verstehen sei, unterzuord- 
nen habe, auf die Dauer Legitimationskraft entfalten kann. Profitmaximierung und 
internationale Konkurrenz, anders gesagt: die durchkeinerlei Sinnorientierung mehr 
kontrollierte nackte Herrschaft der Kapitalverwertung können als menschgengefähr- 
dendes Prinzip der Entwicklung erscheinen und die Unterordnungstaatlicher Entschei- 
dungen unter dieses Prinzip als fragwürdig. Was bedeutet es, wenn die staatliche Un- 
terstützung bestimmter Industriezweige im Zuge der Strukturpolitik (z. B. als „Tech- 
nologiepolitik“) weder Arbeitsplätze schafft noch zur Produktion nützlicher Ge- 
brauchswerte führt? Auch der Faschismus praktizierte keineswegs eine keynesiani- 
stische Globalsteuerung im Sinne einer gebrauchswertneutralen Regulierung von 
Konjunkturen und Krisen. Im Gegenteil, seine wirtschaftspolitische Intervention 
richtete sich eindeutig auf die Förderung bestimmter Industriezweige, der für die 
Aufrüstung wichtigen. Doch diese Unterstützung bestimmter Industriezweige, das 
Herausgehen des Staates aus seiner neutralen Aktion gegenüber dem Konkurrenz- 
zusammenhang der privaten Kapitale, wurde keineswegs durch Marktzwänge legiti- 
miert, durch abstrakte Zwänge der Kapitalverwertung, sondern durch eine 1deolo- 
gie des nationalen „Gebrauchswerts“ und durch Beseitigung der Arbeitslosigkeit. 
Diese Ideologie sprach vom Volk ohne Raum, vom Herrschaftsanspruch der ari- 
schen Rasse, von der Beseitigung der Schmach von Versailles, von den gemeinsa- 
men Interessen der Volksgemeinschaft. Die Profitinteressen der Einzelkapitale 
setzten sich im propagierten Rahmen eines barbarischen nationalen „Allgemein- 
interesses“ durch. Die Profitinteressen der Einzelkapitale zum offen propagierten 
letzten Staatszweck zu erklären, dazu gab es keine ideologische Möglichkeit. Die fa- 
schistisch-imperialistische Möglichkeit schließt sich heute jedoch aus. Wenn heute 
bestimmte Industriezweige im Rahmen einer Strukturpolitik gefördert werden, so 
laufen die Auseinandersetzungen in anderer Weise: Kann auf die weitere Entwick- 
lung der Kernenergie verzichtet werden oder nicht? Wie könnten altemative Ener- 
giequellen aussehen? Wie kann der Staat auf die quantitative Seite des Energeiver- 
brauchs Einfluß nehmen? Wie wirkt sich Kabelfernsehen auf die sozialen Beziehun- 
gen der Individuen aus? Wie auf die Kindererziehung und damit auf die nächste Ge- 
neration? Welche Wirkungen hat die Entwicklung der Atomindustrie für die folgen- 
den Generationen? Ist es sinnvoll, den Individualverkehr durch Straßenausbau wei- 
ter zu fördern? Wie auch solche Diskussionen angesichts der gegebenen Machtver- 
hältnisse momentan ausgehen mögen, ein Feld der Vergesellschaftung der Politik 
und der Politisierung der Ökonomie bildet sich heraus, wenn den privaten Kapitalen 
der Atem in der eigenständigen Entwicklung neuer Produktionszweige oder der Wei- 
terentwicklung alter ausgeht und wenn deren Entwicklung nicht fraglos als Faktor 
des Fortschritts deklariert werden kann. Die Frage, was zu produzieren sei, um Pro- 
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duktionsentwicklung und gesellschaftlichen Fortschritt in Einklang zu bringen, wird 
zunächst zu einem öffentlich diskutierten Problem. Ob damit wichtige Schritte in 
die Richtung eines Bewußtwerdens der Notwendigkeit gesellschaftlicher Kontrolle 
über die Produktion getan werden, wird sich herausstellen. 

Die Erscheinung, daß unter entwickelten kapitalistischen Verhältnissen die 
Weltmarktkrise wirklich als solche, nämlich in ‚„teinigender Wirkung‘“ zur Entfal- 
tung kommt, bildet m. E. die wesentliche Basis für die Zurückdrängung des Keyne- 
sianismus als wirtschaftspolitischer Ideologie. Festzuhalten ist, daß gleichzeitig so- 
wohl nationalistisch-imperialistischen Krisenlösungsversuchen Schranken gesetzt 
sind, aber auch nationalstaatlich-sozialistischen. Der Optimismus der französischen 
Volksfront und der Einheitswille ihrer Führungskader zerbröselte angesichts einer 
Situation, wo im Gefolge der Krise 1974 die engen Grenzen einer nationalen Politik 
sichtbar wurden. Daß der Wahlkampf dann wesentlich unter der Forderung „Selbst- 
verwaltung“ geführt wurde, darin deutet sich die Schwierigkeit an, eine solche na- 
tional bestimmte sozialistische wirtschaftspolitische Strategie alten Stils glaubwür- 
dig entwickeln und vertreten zu können. Die Leichtigkeit, mit welcher Giscard 
d‘Estaing vor den Wahlen im Fernsehen Mitterrand unqualifizierter wirtschaftspoli- 
tischer Strategien zeihen konnte, wie höhnisch in der deutschen Presse vermerkt 
wurde, ist nur ein Indiz für die immensen Schwierigkeiten, unter den Bedingungen 
der entwickelten Weltmarktverflechtung ein sozialistisches Krisenlösungsmodell in 
Frankreich, d h. in einem Land, herauszuarbeiten. Zu diskutieren ist natürlich, daß 
gerade die Selbstverwaltungsforderungen nun wesentliche Bedeutung gewinnen. Ih- 
re Schwäche liegt allerdings, und das kann von vorneherein gesagt werden, darin, 
daß sie das Problem der Planung der Ökonomie und den internationalen Aspekt die- 
ses Problems nicht thematisieren. 


Der zumindest vorübergehende Rückgang des Einflusses der Kommunistischen Par- 
tei in Italien und ihre momentane Strategie, wieder in die Opposition zu gehen, 
hängt m. E. auch mit diesem Problem zusammen: sie konnte nicht die noch stärkere 
Integration Italiens in die Wirkungen zumindest des westeuropäischen Marktes ver- 
hindern. Das Währungsabkommen (EWS), welches für das Verhältnis der westeuro- 
päischen Länder untereinander selbst noch den Schutzmechanismus der Bewegung 
des nationalen Geldwertes abbaut, indem Wechselkurse festgesetzt werden sollen, 
setzt Italiens Wirtschaft noch stärker der westeuropäischen Konkurrenz aus. Daß 
die auch von der KPI propagierte Notwendigkeit einer nationalen Austerity-Politik 
in nicht viel weniger und viel mehr als einer Verbesserung der italienischen Zahlungs- 
bilanz resultierte, verbaut der Kommunistischen Partei zunehmend die Möglichkeit 
einer Strategie, Regierungsloyalität als Vorbereitung zur Machtbeteiligung und Mas- 
senloyalität der Arbeiter miteinander zu verbinden. 

Fafst man diese punktuellen Beobachtungen zusarnmen, so scheinen sie doch 
darauf hin zu deuten, daß die kapitalistische Weltmarktkrise diesmal in einige Rein- 
heit sich entfaltet. Die Brechungen der Konkurrenz durch die Existenz nationa- 
ler Staaten verlieren an historischer Bedeutung. Der Ruf nach dem Nationalstaat als 
einzig möglichem Subjekt, von welchem man in der großen Weltwirtschaftskrise die 
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Beseitigung der Arbeitslosigkeit erwartete, ist verstummt. Die Anpassung der natio- 
nalen Kapitale an die Gesetze des internationalen Marktes erscheint als unabdingba- 
re Notwendigkeit. Solange ein Land wie die Bundesrepublik mit ihrer außerordent- 
lich starken Position sich von der Unterordnung staatlicher Wirtschaftspolitik unter 
die Gesetze der Weltmarktkonkurrenz eine Sicherung der Konjunktur verspricht, 
wird es den anderen westeuropäischen Ländern umso schwerer sein, andere Ent- 
scheidungsmaßstäbe für die Entwicklung ihrer nationalen Industrien durchzusetzen. 
Mit der gegenwärtigen Hochkonjunktur nationaler „Restrukturierungspolitik“ auf 
westeuropäischer Ebene hat sich sicherlich das Kräfteverhältnis wieder einmal zu- 
gunsten der Kapitalseite verschoben. Doch die Folgen einer solchen Politik sind 
schon heute abzusehen. Die aus der ja nicht abgestimmten Förderung der nationalen 
Industrien erfolgende Produktionsausweitung in bestimmten Zweigen birgt schon 
jetzt die Gefahr neuer Überproduktionen und Überkapazitäten in sich. Die nächste 
Konjunkturkrise internationalen Maßstabes ist damit vorprogrammiert. 


2. Staat und Sozialpolitik 


Betrachten wir die Rolle des Staates für den gesellschaftlichen Reproduktionspro- 
zeß insgesamt im Vergleich zu der Krise der dreißiger Jahre: im quantitativen Anstei- 
gen der infrastrukturellen und sozialen Maßnahmen deutet sich die Tatsache an, daß 
heute die Quelle des Reichtums — betrachtet nach der stofflichen Seite des gesell- 
schaftlichen Reproduktionsprozesses — schon zu einem beachtlichen Teil nicht 
mehr im privat organisierten kapitalistischen Produktionsprozeß liegt. Bildungsaus- 
gaben, Ausgaben für das Gesundheitssystem, für die Versorgung sozial Schwacher 
und für die Entwicklung des Verkehrs bilden wesentliche Bedingungen der kapitali- 
stischen Reichtumsproduktion überhaupt. Darin ist eingeschlossen, daß Wertproduk- 
tion und Produktion der stofflichen Momente des gesellschaftlichen Reichtums wei- 
ter auseinanderklaffen. Daß das Kapital arbeitsfähige Arbeitskräfte auf dem Markt 
vorfindet, bedeutet quantitativ zunehmende Ausgaben der Gesellschaft in die ge- 
nannten Sektoren. Die Struktur der Sozialpolitik in kapitalistisch organisierten Ge- 
sellschaften ist dabei durch ihren kompensatorischen Charakter geprägt. Die Unter- 
nehmen benötigen mobile und jederzeit einsatzfähige Arbeitskräfte: zunächst zer- 
setzt sich die Groß-, dann zum Teil auch die Kleinfamilie, und die Folgekosten — 
Versorgung der Alten, der Kranken, der Schwachen, der Kinder — werden verstaat- 
licht. Der Umfang sozialer Dienstleistungen steigt an. Ihre Effektivität wird be- 
zweifelt (5). 


5 „Durch die Zunahme psychischer Störungen in breiten Bevölkerungsschichten und die 
scheinbare ‚soziale Unfähigkeit‘ der Randgruppen ist der Sczialapparat rettungslos über- 
fordert. Herkömmliche soziale Dienstleistungen helfen nicht weiter. Im Gegenteil, sie 
paralysieren die gemeinschaftliche Hilfe. Die Professionalisierung der Sozialarbeit vergrö- 
ßert den Abstand zwischen Betreuern und Betreuten, Der Wille zur Selbsthilfe ist den 
Leuten durch die sozialpolitischen Leistungen gründlicher gebrochen worden als etwa im 
Gartenbau, die Expertengläubigkeit ist nirgends so tief verankert wie gegenüber den me- 
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Den Unternehmen werden von staatlichen Bildungsinstitutionen qualifizierte 
Arbeitskräfte geliefert und der Umfang der in öffentlichen Institutionen vermittel- 
ten Qualifikationen steigt an. Doch zu fragen bleibt: Ist die gegenwärtige Form der 
Trennung zwischen Ausbildungssystem und gesellschaftlicher Produktion noch eine 
adäquate Organisationsform der Lernprozesse? Ist die auf dieser Trennung basieren- 
de Entwicklung der Wissenschaft als Instrument der Natur- und Menschenbeherr- 
schung unabhängig von den konkreten Bedürfnissen der Produzenten selbst noch 
eine adäquate Form des Erkenntnisfortschritts? Wie läßt sich lebenslanges Lernen 
organisieren ohne die Kosten von Schulneurosen und -ängsten, von Verfallsprozes- 
sen gesellschaftlichen Bewußtseins bei den im Ausbildungssystem lange Verharren- 
den, ohne völligen Motivationsverlust? 

Die im Arbeitsprozeß krankgemachten Arbeiter und Angestellten werden im 
— durch staatliche Umverteilung organisierten — Gesundheitssystem wieder ‚repa- 
riert‘. Nicht mehr brauchbare Lohnabhängige werden möglichst früh aus dem Pro- 
duktionsprozeß ausgeschieden. Der Umfang der Sozialleistungen und damit der 
staatlichen Umverteilung der Lohneinkommen nimmt zu. Allenthalben ist von ei- 
ner Krise des Rentensystems, des Gesundheitssystems, des Bildungssystems die Rede. 
Die Klagen über diese Teilkrisen begleiten die ökonomische Krise von Beginn an. In 
der Sozialdemokratie gibt es Stimmen, die die kompensatorische Struktur desentwik- 
kelten Systems der Sozialpolitik in Frage stellen und damit ein wesentliches traditio- 
nelles Aktionsfeld sozialdemokratischer Politik (6). Die Dynamik unabsehbarer 
quantitativer Ausweitung ohne in die Augen fallende Qualitätsverbesserung bildet 
auf der anderen Seite die Legitimationsgrundlage stärker nach rechts hin orientier- 
ter Steuerverweigerungsbewegungen (7). Die der Verstaatlichung sozialer Probleme 
innewohnenden Krisenmomente bergen die Gefahr eines Wiederauflebens von sol- 
chen Privatisierungsmodellen, welche den erreichten Grad der Vergesellschaftung 
rückgängig zu machen suchen und zu einer neuen Verschärfung sozialer Ungleich- 
heit führen (8). 

Die Trennung zwischen profitorientierter Reichtumsproduktion und staatlich 
organisierter Kompensations- und Zulefererpolitik für den mit den Menschen ver- 
schwenderisch umgehenden Bereich der privaten Produktion erscheint als ingesamt 
verschwenderischer Umgang mit den Quellen des Reichtums und mit dem Reichtum 
selbst. Das gleiche gilt für die zunehmenden Kosten zur Beseitigung der privat pro- 


dizinischen Diensten.“ (Biswanger, Geissberger, Ginsburg (Hısg.), Der NAWU-Report, 
Wege aus der Wohlstandsgesellschaft, Strategien gegen Arbeitslosigkeit und Umweltkrise, 
Ffm 1978, 8. 246) 

6 „Es ist nicht nur unsere Sache, dafür zu sorgen, daß bestimmte Berufskrankheiten auch 
nachher irgendwo behandelt werden können. Sondern es kommt darauf an, möglichst 
viele dieser Berufskrankheiten zu vermeiden. Arbeitslosenunterstützung für stellenlose 
Lehrer ist gut. Kleinere Klassen mit arbeitenden Lehrern sind besser.“ (Eppler, in: Der 
Spiegel, 3. 1. 77). Der Ausbau der Sozialpolitik rein quantitativer Art würde auf die 
Dauer unbezahlbar, so vermutet Eppler. 

7 Vgl. USA, Schweden, Dänemark und neuestens auch BRD 

8 Vgl. z. B. die Vorschläge der CDU zur Eigenfinanzierung des Studiums, zur Reprivatisie- 
rung des Beschäftigungsrisikos etc. 
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duzierten Umweltschäden, der Vergiftung und Zerstörung von Natur. Die Frage, ob 
der gesellschaftliche Fortschritt noch an den Wachstumsraten des Sozialprodukts 
gemessen werden könne, stellt sich dem öffentlichen Bewußtsein in den verschie- 
densten Formen: von der Frage nach der ‚Qualität des Lebens“ im Unterschied zur 
Quantität des Wachstums bis zur Konstruktion neuer Indikatoren der Reichtums- 
messung (Sozialindikatoren). Von der Klage linker Sozialdemokraten über die Unfä- 
higkeit des tradierten Parteiensystems und seiner an Prinzipien des pluralistischen 
Verteilerstaates orientierten Politik, die Bedürfnisse der Bevölkerung nach auszu- 
drücken, über die Frage nach der womöglich größeren politischen Kompetenz von 
Bürgerinitiativen, das von den Parteien versäumte nun doch zu tun, bis hin zur kon- 
servativ-reaktionären Beschwörung der Notwendigkeit eines autoritären, experto- 
kratisch geführten Staatsapparats, welcher einzig in der Lage wäre, die überwuchern- 
den Ansprüche an den „Verteilerstaat‘“ bei gleichzeitiger Aufrechterhaltung alter 
Einkommensprivilegien zurückzuschrauben. Dabei zeichnet sich übrigens die konser- 
vative Ideologie im Unterschied noch zu den zwanziger Jahren heute durch den 
plattesten Materialismus aus: allein der Trieb des einzelnen, ein möglichst hohes 
Einkommen zu erzielen, soll danach Grundlage für die Motivation zu Arbeit und 
Lernen sein. Eine Nivellierung der Leistungs- und Einkommenshierarchie soll da- 
nach zu einem Motivationsverfall führen. 


War das Hauptproblem staatlicher Sozialpolitik in der Krise der dreißiger Jahre 
noch ihre massive quantitative Rücknahme durch die Notverordnungspolitik Brü- 
nings und Papens und die damit verbundene Auslieferung großer Teile von Arbeits- 
losen an den puren Hunger und das perspektivlose materielle Elend, so gilt dies heu- 
te nicht mehr ohne weiteres. Nicht, daß die Probleme einer gerechten, an einem 
menschenwürdigen materiellen Dasein orientierten Sozialpolitik heute gelöst wären: 
Arbeitslosigkeit kann manifeste auch materielle Not bedeuten, Minimalrenten eben- 
so, schlechte Wohnverhältnisse ebenso. Doch tauchen neue Momente in der Ausein- 
andersetzung mit staatlicher Sozialpolitik auf, die die vorhandene Form als Ver- 
schwendung gesellschaftlichen Reichtums kritisieren. Ist es überhaupt notwendig, 
derartig große Teile des Sozialprodukts in die Gesundheitsversorgung zu stecken? 
ist es nicht humaner und auch ökonomischer, die Gesundheitsgefährdung direkt im 
Produktionsprozeß anzugehen und damit von einer patriarchalisch-fürsorglichen Re- 
paraturpolitik, wo der Patient so und so Objekt bleibt, den Arbeitern und Angestell- 
ten selbst an der Abwehr von Gesundheitsschäden zu beteiligen, ihnen die Kompe- 
tenz zur Einschätzung der Folgen der Arbeitsbedingungen zuzugestehen? Genau 
dies versuchten sich die italienischen Arbeiter in den Klassenauseinandersetzungen 
mit dem Kapital zu erkämpfen und damit auch durch Praxis die traditionellen For- 
men der Wissenschaft und der Arbeitsmedizin ebenso wie der nachfolgenden Repa- 
raturpolitik zu kritisieren. Ist die bisher alternativlose Auflösung der Familie als ge- 
brauchswertorientierte Lebens- und Produktionsform der Weisheit letzter Schluß? 
Müssen nicht neue Formen sozialen Zusammenlebens entwickelt werden, wo die 
Schwächeren gesellschaftlich sinnvolle Arbeit leisten können und menschliche Zu- 
wendung bei Krankheit erfahren? Wo die Kinder wieder in sozial verantwortliche 
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Tätigkeiten einbezogen werden und die Schule nicht an die Stelle allen ernsten ver- 
antwortungsvollen Lebens tritt bzw. dieses aus sich ausschließt. Die gegenwärtige 
Diskussion um die Eingliederung der behinderten Kinder und der ausländischen 
Kinder in den normalen Unterricht und um die Entwicklung sozialen Lernens inner- 
halb der Schule deutet in diese Richtung. Ebenso die Entwicklung von Vorstellun- 
‘gen über die Bildung sogenannter „sozialer Netze“, wo sich Individuen und Fami- 
‘lien zusammenschließen und einen Teil der für das menschliche Leben notwendigen 
sozialen Tätigkeiten gemeinschaftlich und gebrauchswertorientiert organisieren. 

Mit der Kritik des Inhalts an staatlicher Kompensationspolitik ist die Kritik 
an ihrer institutionell bürokratischen Regelungsweise verknüpft. Eine nicht mehr al- 
lein kompensatorische Sozialpolitik erforderte die stärkere Befähigung der Individu- 
en zur Wahrnehmung ihrer eigenen Interessen, d.h. eine Demokratisierung des ge- 
sellschaftlichen Lebensprozesses, eingeschlossen eine Demokratisierung der Wissen- 
schaften, 

Die Trennung der Gesellschaft in Gesellschaft und Staat und die Reservierung 
von Demokratie auf den Bereich des Parlaments bringt das Wuchern staatlicher Bü- 
rokratie in dem Maße hervor, wie der Staat für die Herstellung der Bedingungen der 
‘ privaten Produktion zunehmend verantwortlich wird. Auch diese Bürokratie birgt 
immense Verschwendung von Ressourcen. Wäre nicht die Rücknahme von Teilen 
staatlicher Sozialpolitik in die Gesellschaft auf dem Wege der Demokratisierung der 
. Gesellschaft notwendig und möglich? Bildet diese Demokratisierung nicht die einzi- 
ge Alternative zur von rechts vorgeschlagenen Reprivatisierung staatlicher Funktio- 
nen im Zuge der keineswegs allein durch keynesianistische Politik entstandenen 
‚Krise des Steuerstaats‘? 

Sowohl Vorstellungen einer alternativen, in den Betrieben beginnenden Ge- 
sundheitspolitik, als auch die in der Bildungsreform partiell durchgesetzte, heute 
zum Teil wieder zurückgenommene Demokratisierung von.Schulen und Hochschu- 
len, aber auch Vorstellungen von der Bildung sogenannter „sozialer Netze“ weisen 
in diese Richtung. Viel weiter entwickelt finden sich solche Vorstellungen in Italien, 
in den Formen von Kommunalpolitik, wie sie die KPI in Bologna entwickelte, in 
den Versuchen zur Verbindung betrieblicher und kommunaler bzw. regionaler räte- 
artiger Organisationen und ihrer Kooperation mit den kommunalen Behörden (9). 


3. Was ist Kriterium gesellschaftlichen Reichtums? 


Marx sieht als einen wesentlichen Widerspruch der entfalteten kapitalistischen Ge- 
sellschaft, daß die „bedürftige Subjektivität des lebendigen Arbeitsvermögens“ ei- 
nen „immer grelleren Kontrast“ bildet zum schon entwickelten sachlichen Reich- 
tum der Gesellschaft. Die Frage nach der „Qualität des Lebens“ stellt sich nicht nur 
für das gegebene Verhältnis von Sozialpolitik und privater Produktion. Sie ist verall- 


9 Vgl. dazu: Jäggi/Müller/Schmid, Das rote Bologna, Zürich 1976. Vgl. auch: Bruno Tren- 
tin, Arbeiterdemokratie, Hamburg 1977 
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gemeinert zur Frage, ob die durch die kapitalistische Gesellschaft produzierten Be- 
dürfnisse noch hinlänglich durch wachsenden Output privat produzierter Güter be- 
friedigt werden können. Selbst innerhalb des Sachverständigenrates zur Beutach- 
tung der wirtschaftlichen Entwicklung hat sich inzwischen eine Minderheitsposition 
zu Wort gemeldet, die eine ungehemmte weitere Expansion der Güterproduktion als 
Dreh- und Angelpunkt menschlicher Bedürfnisbefriedigung und Legitimation wirt- 
schaftspolitischer Maßnahmen vorsichtig abwägend in Frage stellt: „wenn die eigene 
Tätigkeit selbst den Gegenstand des Bedarfs bilde“, ja was dann? ‚, ... die Zahl derer 
steigt, die es zwar erstrebenswert finden, eine Anstellung zu haben, die aber ihre be- 
tufliche Tätigkeit nicht als befriedigend“ ansehen. „Daß die Ansprüche an die Ar- 
beitsbedingungen steigen, entspricht den Tendenzen des Bedarfswandels, die man in 
anderen Bereichen beobachten kann ... und es ist die Organisation, die die Arbeits- 
bedingungen und damit für den einzelnen die Chance bestimmt, seine Fähigkeiten 
zu entfalten, den Produktionsprozeß mitzugestalten, sich mit seiner Arbeit zu iden- 
tifizieren.“ 

Man darf ‚die Nachfrage gerade nicht als eine Größe verstehen, die sich dem 
technisch produzierbaren Angebot beliebig anpassen könnte. ... Zwar halte ich es 
wie die Mehrheit für vernünftig davon auszugehen, daß die Summe der menschlichen 
Bedürfnisse unendlich ist, bin aber davon überzeugt, daß der Geschwindigkeit, mit 
der zusätzliche Wünsche nach Konsumgütern erfüllt werden Können, eine Grenze ge- 
zogen ist.“ (10) Soweit das Minderheitsgutachten. Natürlich ist der kritische Gehalt 
dieser Position dadurch beschränkt, daß gegenwärtige Formen der Verschwendung 
wie Rüstungsproduktion, Überakkumulation von Kapital, disproportionale Entwick- 
lung von Produktionszweigen, Luxuskonsumtion nicht thematisiert werden. Trotz- 
dem: die von Adam Smith als Naturbedingung von Zivilisation und Fortschritt — 
definiert als wachsende Güterproduktion — angegebene Verkrüppelung der Fähig- 
keiten der Individuen wird von Seiten bürgerlicher Ökonomen heute selbst in Frage 
gestellt und zaghaft daran erinnert, daß die menschlichen Bedürfnisse weiter ge- 
steckt sein könnten als nach dem Besitz von sachlichen Gütern. Bisher galten solche 
Annahmen der etablierten ökonomischen Wissenschaft als irrationale philosophi- 
sche Glaubensanschauungen (11). Marx hatte erstmals Adam Smith widersprochen 
und die Aufhebung der Degradierung im Arbeitsprozeß als historische Möglichkeit 
auf der Basis entwickelter Produktivkräfte postuliert. Dies galt gängigerweise als 
Utopie. Was würde es aber für die Organisation der gesellschaftlichen Reproduktion 
bedeuten, wenn die Entwicklung von Fähigkeiten in den Katalog dessen, was als ge- 
sellschaftlicher Reichtum zu definieren sei, wirklich aufgenommen würde, wie es 
heute etwa von der arbeitsorientierten Betriebswirtschaftsiehre gefordert wird. 

Was hieße dies für die herrschende Form der Arbeit, die abstrakte Arbeit, wel- 
che eigentlich die Gleichgültigkeit des Arbeitenden gegen das, was er tut, einschließt: 


10 Jahresgutachten 1978/79 des Sachverständigenrats zur Begutachtung der gesamtwirt- 
schaftlichen Entwicklung, S. 186 - 193 

11 Die Thesen von Alexa Mohl in diesem Heft müßten auch unter diesem Aspekt überdacht 
werden. 
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die Negation aller auf Tätigkeit gerichteten Bedürfnisse, die Reduktion der Bedürf- 
nisse auf die Erreichung einer bestimmten Lohnhöhe, auf die Konsumtion. Schon 
die Schwierigkeit der bürgerlichen Ökonomie, dieses Bedürfnis nach sinnvoller Tä- 
tigkeit quantitativ, d.h. wissenschaftlich zu erfassen, zeigt Grenzen der Vergesell- 
schaftungsform an. Das die Gesellschaft integrierende Prinzip der „formalen Ratio- 
nalität“, wie Max Weberesnennt oder, um mit einem gegenwärtigen Sprachgebrauch 
innerhalb der SPD zu formulieren, die „Herrschaft des quantitativen Prinzips“ ge- 
riete in seiner Legitimität ins Wanken. Damit aber auch die herrschaftlich-bürokra- 
tische Form der Organisation des gesellschaftlichen Produktionsprozesses und die 
Vermittlung der arbeitsteiligen Produktior über das quantifizierende Prinzip der 
Konkurrenz und der Messung der Produktion des Einzelbetriebs am Profit des Ein- 
zelunternehmens. Bruno Trentin hat in seiner programmatischen Analyse der Klas- 
senkämpfe in Italien unter dem Titel ‚„Arbeiterdemokratie‘““ aufgezeigt, wie die 
infragestellung der Tayloristischen Arbeitsteilung im Betrieb selbst Ausgangspunkt 
und Grundlage qualitativ neuer Vorstellungen von Demokratie als „Vergesellschaf- 
tung der Politik“ von der Rücknahme des Staates in die Gesellschaft, von der Ent- 
wicklung der individuellen Fähigkeiten zur gesellschaftlichen Kooperation in den 
italienischen Klassenkämpfen bildet: Demokratie statt Konkurrenz als Form der Or- 
ganisation des gesellschaftlichen Lebensprozesses. Aber Demokratie nicht nur als 
politische Kontrollform, sondern auch als neues Verhältnis zur eigenen Tätigkeit. 
Oskar Negt versucht dies zu formulieren, wenn er von der „Rücknahme der Politik 
in den Arbeitsprozeß des Alltags“ spricht. 

Es sei daran erinnert (13): der Faschismus sammelte seine Massenbasis nicht 
nur wegen des materiellen Elends. Denn zu fragen ist ja, warum dieses materielle 
Elend der degradierten Mittelschichten nicht der Arbeiterbewegung Anlaß zur brei- 
ten Ausdehnung ihrer Massenbasis war. Sicherlich: in Deutschland fehlte die demo- 
kratische Tradition des Kleinbürgertums, es herrschte das nationalistische Denken, 
es gab die Dolchstoßlegende usw. Aber lag in der These der Arbeiterbewegung, erst 
die psychische Degradierung zur industriellen Lohnarbeit, der Verlust an individuel- 
ler Identität im Arbeitsprozeß basierend auf dessen Selbständigkeit, die Auflösung 
des Anspruchs auf individuelle Selbstverwirklichung in der Arbeit schaffe das rich- 
tige, Kollektive Klassenbewußtsein: lag darin nicht durchaus etwas Abschreckendes 
für die alten kleinbürgerlichen Schichten und die degradierten Angestelltenschich- 
ten, die diese Degradierung im Vergleich zu früheren Zuständen empfanden. Noch 
heute ist beiden Selbständigen die Arbeitszufriedenheit unabhängig vom Arbeitsein- 
kommen am größten. Und um an Oskar Negts Artikel im letzten Heft anzuschlie- 
ßen: „Was bedeutet die Arbeit für die eigene Identität des Menschen? Es gibt doch 
keinen Menschen, der sich damit abfindet, daß Arbeit nur Mittel zum Leben und 
nicht auch erstes Lebensbedürfnis, die entscheidende Form seiner Realitätsaneig- 
nung, seiner gesellschaftlichen Selbstverwirklichung und Anerkennung ist.“ Die 
Ideologie der Volksgemeinschaft, der Betriebsgemeinschaft, des Zusammenwirkens 


13 Der folgende Zusammenhang ist genauer entwickelt in: Prokla Nr. 31, Neusüß, Produk- 
tivkraftentwicklung, Arbeiterbewegung und Schranken sozialer Emanzipation, S. 75 ff. 


123 


von Arbeitern des Kopfes und der Faust im gemeinsamen Interesse, der Appell an 
Führungs- und Unterordnungsverhältnisse äls angeblich naturnotwendige Formen 
des Arbeitsprozesses suchte Bedürfnisse nach gesellschaftlich sinnvoller, nicht nur 
auf den Tauschwert orientierter Arbeit für sich zu mobilisieren. 

Der ungebrochene Glaube der Arbeiterbewegung an die fortschrittlichen 
Wirkungen der Rationalisierung überhaupt und die Beschränkung der sozialisti- 
schen Alternative auf eine bessere Verteilung ohne. Infragestellung der Wirkungen 
des kapitalistischen Produktionsprozesses mußte notwendigerweise die Bedürfnisse 
der mittelständischen Schichten als reaktionäre Bedürfnisse einstufen. Der Sozial- 
demokratie erschienen in dem von diesen Schichten geäußerten Vorstellungen auch 
keinerlei Momente von Rationalität. Sie schienen’ ihr blanke Irrationalität. Der Fa- 
schismus mit seinen Elitevorstellungen knüpfte an Ängste vor kollektivistischer 
Gleichmacherei an und gab ihnen im Rassemythos — man seinun doch irgendetwas 
besonderes — eine mörderische Cestalt. Doch ist festzuhalten, 'daß.das dargestellte 
kritiklose Verhältnis der Arbeiterbewegung zur Form des Produktionsprozesses 
selbst .noch auf der Annahme basierte, die Befriedigung der Grundbedürfnisse der 
notleidenden Bevölkerung wäre nur. durch eine möglichst rasche Entwicklung des 
Produktionsapparates möglich. Die Vernachlässigung des Bedürfnisses nach sinn- 
voller Arbeit sei notwendig, um die Bedingungen des Lebens zu sichern. Dies ist 
heute so nicht mehr der Fall. Nicht umsonst geht Trentin in seiner Analyse davon 
aus, daß die neuen Forderungen der italienischen Arbeiterbewegung nach Wieder- 
aneignung der Wissenschaft, nach Selbstbestimmung, nach Bildungsmöglichkeiten, 
näch Aufhebung der Lohndifferenzierung, nach Aufhebung entwürdigender und ge- 

‚sundheitsschädlicher Arbeitsbedingungen auf der Basis der Möglichkeit zur Befrie- 
digung der Grundbedürfnisse durch den neuen Stand der Produktivkräfte erfolgte. 
Demgegenüber war im Reichtums- und Fortschrittsbegriff der Arbeiterbewegung 
zur Zeit der großen kapitalistischen Krise der zwanziger und dreißiger Jahre die Ent- 
wicklung menschlicher Fähigkeiten als konkrete Forderung nicht enthalten. Zwar 
sprach man in pädagogischen Programmen und auch in auf pädagogische Inseln be- 
schränkten Versuchen sozialdemokratischer Bildungsarbeit noch vom reich entwik- 
kelten Individuum. Für das, was hinsichtlich der Entwicklung. des Arbeitsprozesses 
gefordert wurde, waren solche Vorstellungen jedoch unverbindlich. Sie waren dys- 
funktional im Sinne des propagierten ‚Produktionsinteresses‘ der Arbeiter und der 
Gesamtgesellschaft. 

Heute ist das Bedürfnis, nicht lebenslang das gleiche zu tun, etwas sinnvolles 
zu tun, eine befriedigende Arbeit zu haben, durchaus in den Bereich des auch in der 
traditionellen Arbeiterbewegung Legitimationsfähigen aufgenommen. Sowohl die 
Forderungen zur Bildungspolitik als auch zur Humanisierung der Arbeit reflektieren 
diesen Tatbestand. Aber auch in Forderungen nach Erhalt des Qualifikationsbestan- 
des, wie sie in den Tarifrunden der IG Druck und der 1G Metall im Jahre 1978 auf- 
tauchen, deuten sich historisch neue Momente an. Damit sind Möglichkeiten gege- 
ben, Interessen der Arbeiter und der nun ja nicht mehr kleinbürgerlichen, sondern 
weitgehend in die Lohnabhängigkeit integrierten Mittelschichten miteinander zu 
verbinden in einer historischen Perspektive, welche die Kritik der existierenden For- 
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men der Anwendung der Arbeit und der Degradierung des Individuums zu einem 
wichtigen Inhalt hat. Die Entwicklung demokratischer Formen ist darin impliziert. 
Bei Trentin wird davon ausgegangen, daß allein unter einer solchen Perspektive auch 
die Notwendigkeit, mittleren und höheren Schichten der Lohnabhängigen bestimm- 
te Privilegien auf der Einkommensseite zu entziehen, um schlechtergestellten Schich- 
ten ein materiell würdiges Dasein zu ermöglichen, vermittelt werden könne. Es ist 
entscheidend wichtig: das Bedürfnis nach sinnvoller Arbeit wird heute nicht mehr 
von der Rechten mobilisiert. Diese geht voll von der Legitimität der existierenden 
Einkommenshierarchie und Arbeitsteilung aus. Wird der Anspruch auf „Befreiung 
der Arbeit“ zu einer wichtigen Zielsetzung der sozialen Bewegung, in welcher sie 
ihre Bedürfnisse mit den Reichtumsvorstellungen des Kapitals konfrontiert, so wä- 
ren damit Bedingungen gegeben, das Festhalten an Einkommensprivilegien der bes- 
sergestellten Schichten zumindest ideologisch aufzubrechen. 


4. Arbeitslosigkeit, Gewerkschaften und Rationalisierung 


Der Umfang der Arbeitslosigkeit in den Jahren 1930 bis 1933 war Resultat des an- 
fangs genannten katastrophenartigen Zusammenbruchs der Ökonomie. Zwar beweg- 
te sich die dem Kriseneinbruch 1929 folgende Massenarbeitslosigkeit auf der Basis 
der rationalisierungsbedingten Arbeitslosigkeit der zwanziger Jahre, doch war die 
letztere zu keinem Zeitpunkt Anlaß von Appellen an den Staat, Maßnahmen zur Be- 
seitigung zu ergreifen. SPD und ADGB hofften auf die investitionsfördernden Wir- 
kungen von Rationalisierung und Lohnerhöhungen. Die KPD forderte differenzierte 
Maßnahmen zur Arbeitszeitverkürzung, aus denen sie sich gleichzeitig eine Vermin- 
derung der’ Arbeitsintensivierung versprach. Der Kampf gegen die rationalisierungs- 
bedingte Arbeitslosigkeit wurde von der KPD als Aufgabe gewerkschaftlicher und 
Betriebsrätepolitik formuliert. Darüber hinaus forderte sie natürlich die Revolution. 

Der Ruf nach dem Staat als einzig noch zur Beseitigung der Arbeitslosigkeit 
fähig erscheinendem Sübjekt beginnt erst 1931 und zwar beim ADGB und in der 
KPD gleichermaßen, zu dem Zeitpunkt nämlich, als die ausufernde Anarchie der 
Produktion als wesentliche Quelle der Arbeitslosigkeit erschien. Die Gewerkschaf- 
ten forderten auf der Basis des sogenannten WTB-Plans staatliche Arbeitsbeschaf- 
fungsmaßnahmen vor allem im Bereich der Verbesserung der Infrastruktur. Die 
SPD konzentrierte sich dann etwas später in ihrem Programm zum ‚Umbau der 
Wirtschaft‘ auf Forderungen zur Verstaatlichung von Banken und Schlüsselindu- 
strien und zur Einrichtung von zentralen Planungsstellen. Gewerkschaftliche und fa- 
schistische Lösungsvorschläge für das Problem der Arbeitslosigkeit unterschieden 
sich in der, Frage, ob die durch Staatsverschuldung ausgegebenen Gelder in den Rü- 
stungssektor oder in die Infrastruktur gesteckt werden sollten und ob die staatli- 
chen Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen die Arbeitslosen zu Tariflöhnen oder zu den 
Sätzen der Arbeitslosenhilfe einstellen sollten. 

Demgegenüber läßt sich heute schwer vorstellen, wie die hervortretende ratio- 
nalisierungsbedingte Massenarbeitslosigkeit, die ihren Umfang über das konjunktur- 
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elle Tief hinaus aufrechterhalten hat, und deren Ende auch durch weitere Auf- 
schwünge der Konjunktur nicht abzusehen ist, ausschließlich durch Vermehrung der 
Staatsausgaben sinnvoll zu beseitigen sei. Vorstellungen, die einfach eine quantitati- 
ve Ausweitung des öffentlichen Dienstes fordern, eine höhere Staatsverschuldung 
zum Zwecke der Umstrukturierung der Gebrauchsgüterproduktion von den privat 
erbrachten Sach- zu den öffentlichen Dienstleistungen für notwendig halten, kön- 
nen sich zwar auf offensichtlich existierende Mangelsituationen in vielen Bereichen 
der öffentlichen Versorgung berufen (vgl. z. B. das Gesundheitswesen und das Bil- 
dungswesen und vor: allem die Schulen). Doch berücksichtigen sie insgesamt nicht 
die Probleme, die sich heute hinsichtlich einer rein kompensatorischen Sozialpolitik 
schon stellen. Die wenn auch erst zaghaft sich entwickelnden Vorstellungen, Ratio- 
nalisierung müsse den Produzenten zugute kommen in der Form der Verteidigung 
oder Verbesserung ihrer Qualifikation im Produktionsprozeß, der Herabsetzung der 
Arbeitsintensität, der Verbesserung der Ausbildungs- und Umschulungsbedingungen, 
der Durchsetzung von Mitbestimmung, der Schaffung qualifizierter Arbeitsplätze, 
der Erhöhung der arbeitsfreien Zeit — all diese Vorstellungen weisen in eine andere 
Richtung als in die traditionell keynesianistische Politik. War die Phase nach der 
Krise 1967 auch dadurch gekennzeichnet, daß Gewerkschaftspolitik sich zuneh- 
mend als Teil staatlicher Wirtschaftspolitik formulierte (konzertierte Aktion) — so 
beginnen seit der Krise 1974 Überlegungen in der Gewerkschaftsbewegung um sich 
zu greifen, daß man sich auf seine eigene Kraft besinnen müsse und durch Stärkung 
der Rechte der Betriebsräte sowohl wie durch Tarifpolitik die Kompetenzen zum 
Einfluß der Arbeiter und Angestellten und ihrer Vertretungen auf die Entwicklung 
des Produktionsprozesses selbst verstärken müsse. Allein die Tatsache, daß die Krise 
der dreißiger Jahre durch den qualitativ höheren Grad der Arbeitslosigkeit eine 
völlige Entmachtung der Gewerkschaften in ihrer betrieblichen Handlungsfähigkeit 
bedeutete, reicht m. E. nicht zur Erklärung hin. 

Zwar wird in der heutigen Gewerkschaftsbewegung nach wie vor davon ausge- 
gangen, daß der Staat zum einen durch Ausgabenpolitik die Konjunktur beleben, 
zum anderen gesetzliche Rahmenbedingungen für Arbeitszeitverkürzung und Ratio- 
nalisierungsschutz entwickeln müsse, doch wesentliche Aufgaben werden als gewerk- 
schafts- und betriebsrätespezifische Aufgaben formuliert. Im Unterschied zur Wei- 
marer Republik wird die Notwendigkeit menschenwürdiger Arbeitsbedingungen 
nicht mehr allein mit volkswirtschaftlichen Notwendigkeiten begründet, nicht allein 
also mit dem Argument, mit dem Faktor Arbeitskraft müsse aus volkswirtschaftli- 
chen Gründen ökonomisch umgegangen werden. Es wird vielmehr die Frage nach 
dem Bedürfnis und dem Recht des einzelnen nach Arbeitsbedingungen gestellt, die 
seine Fähigkeiten zu nutzen und zu entfalten in der Lage sind. Dies gilt für die So- 
zialdemokratie gleichermaßen. 

In der Praxis der gegenwärtigen bundesrepublikanischen Tarifpolitik handelt 
es sich allerdings allenfalls um allererste Ansätze von Umorientierungen, die — im 
Unterschied zu den Entwicklungen in Italien zu Beginn der siebziger Jahre — noch 
wesentlich defensiv bestimmt sind. So hatten etwa die streikenden Druckarbeiter 
durchaus ihren alten Beruf als positive Vorstellung und ohne Kritik der Bornierun- 
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gen eines solchen Berufs im Hintergrund bei ihren Auseinandersetzungen um den 
neuen Tarifvertrag. Theoretisch wäre es durchaus möglich, sich die Umschulung ei- 
nes Druckers zum Journalisten vorzustellen, eine allgemeine Entlastung der Journa- 
listen, aber durchaus auch ein Arbeiten ohne Arbeitsdruck an den neuen Geräten 
durch Erhöhung der Zahl der Joumalisten: die Terminals bilden eine technische 
Grundlage für die Aufhebung der beruflichen Trennung zwischen Journalisten und 
Setzern. Auf der Basis der alten Technologie war diese Trennung technisch durch- 
aus notwendig. Die Setzerei erforderte einen hohen Arbeitsaufwand und sie erfor- 
derte selbst eine hohe handwerkliche Qualifikation. Doch in diese Richtung der 
Aufhebung alter Berufe wurde nicht gedacht. Stattdessen verweisen die gegebenen 
Machtverhältnisse und auch das gegebene Bewußtsein, die allseitige Angst sowohl 
der Joumalisten als auch der Setzer, sich womöglich gegenseitig Konkurrenz zu 
machen und den Arbeitsplatz sich wegzunehmen, auf eine Verteidigung der alten 
Berufe: Journalist auf der einen, Setzer auf der anderen Seite. Und dieVerteidigung 
gelingt für den Setzer nicht dem Arbeitsinhalt nach, sondern nur bezüglich der 
Lohnhöhe und zeitweiser, partieller Arbeitsplatzsicherung. Sicherlich ist damit eine 
Basis für die Entwicklung weitergehender gewerkschaftlicher Vorstellungen gege- 
ben. Aber zunächst werden die neuen Probleme noch in den alten Vorstellungen ge- 
dacht. Das gleiche gilt, wenn auch mit anderem Inhalt, für die Politik der IG Metall 
in Baden-Württemberg: Absicherung der Qualifikation durch den komplizierten 
phantasiereich ausgedachten Mechanismus der kollektiven Lohnabsicherung. In den 
Kategorien der Unternehmenskalkulation mit dem Lohn als Kostenfaktor soll dem 
Kapital etwas ganz anderes, nämlich die Herstellung bzw. Erhaltung nicht degradie- 
render Arbeit aufgezwungen werden. Es soll dazu gebracht werden, dem Prinzip der 
Arbeitsteilung und Lohnsenkung Einhalt zu gebieten. Es ist kein Zufall, daß gerade 
diese Forderungen nicht durchkamen und ihre Realisierung in den Betrieben wäre 
sicherlich auch auf große Schwierigkeiten gestoßen. 

Die praktische Gewerkschaftspolitik ist seit dem Scheitern der konzertierten 
Aktion — in welchem sich selbst hinwiederum die Krise keynesianistischer Wirt- 
schaftspolitik reflektiert — weniger durch eine einheitliche Politik zur Abwehr von 
Arbeitslosigkeit als vielmehr durch unterschiedliche, zum Teil divergierende Tenden- 
zen gekennzeichnet. Teils wird, wie eben charakterisiert, die Frage nach der subjek- 
tiven Aneignung des technischen Fortschritts vorsichtig formuliert. Teils werden 
linkskeynesianistische Positionen vertreten. Ein Teil der Gewerkschaften und Be- 
triebe und vor allem diejenigen, die sich von der reinigenden Wirkung der Weltmarkt- 
krise eine Sicherung ihrer Arbeitsplätze über die Expansion ihres Industriezweigs 
auf dem Weltmarkt erhoffen, oder derjenigen Betriebsbelegschaften, die auf eine 
staatliche Förderung ihrer technologisch fortschrittlichen Wachstumsbranche setzen 
(exemplarisch Atomindustrie) agieren klassisch-sozialpartnerschaftlich im Sinne: 
was dem Unternehmerprofit nützt, sichert auch unsere Arbeitsplätze. Als fragwürdi- 
ges Resultat einer solchen Politik seinur an das Votum Loderers in Sachen Südafri- 
ka und Kernenergie nach Harrisburg erinnert. 

Erinnert sei auch an die restringierte Aufnahme der auf dem Gewerkschafts- 
tag der IGM erhobenen Forderung nach der 35-Stundenwoche durch den Gewerk- 
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schaftsvorstand: Nur für bestimmte Branchen wie die Stahlindustrie sollte diese 
Forderung sinnvoll sein. Das läuft darauf hinaus, daß die Arbeiter unterschiedlich - 
nach der ökonomischen Situation ihrer Branche an den Errungenschaften der Pro-. 
duktivität teilnehmen sollen: Die Arbeitszeitverkürzung wird selbst noch — entlang 

staatlicher Strukturpolitik — funktionalisiert für die Bedürfnisse des Kapitalwachs- 

tums. Die Arbeiter schwacher Branchen sollen die Arbeitszeit verkürzt bekommen, 
um damit der besonders hohen „Freisetzungsrate‘““ entgegenzuwirken (Stahlindu- 

strie). Die Arbeiter wachstumsstarken Branchen (Autoindustrie) sollen weiterhin 40 

Stunden arbeiten. Hier soll nicht bestritten werden, daß die Arbeitsbedingungen in 

der Stahlindustrie eine solche Politik zusätzlich nahelegten und auch legitimieren 

können, aber dies war nicht der Grund für die Entscheidung des IG Metall Vorstands, 

speziell in der Stahlindustrie um Arbeitszeitverkürzung zu kämpfen. Eher ging es 

um die Nachahmung von Strukturpolitik in der Gewerkschaftspolitik. Damit wird 

aber der Anspruch aufgegeben, die Arbeiterschaft insgesamt habe sich die Resultate 

des technischen Fortschritts anzueignen. Die Forderungen bleiben rein defensiv, in- 

dem Arbeitszeitverkürzung wesentlich als Mittel der Abwehr von Arbeitslosigkeit 

begriffen wird und dies beschränkt auf bestimmte Branchen. In diesem Zusammen- 

hang erscheint es auch nicht als ein Zufall oder als ein Mangel an strategischen Vor- 

überlegungen, daß der Streik in der Stahlindustrie nicht als exemplarischer Kampf : 
geführt wurde, sondern auf die Stahlindustrie beschränkt blieb und, da es sich um 
eine Branche handelte, die ökonomisch schwer unter Druck zu setzen ist, in einer 
Niederlage endete. Folgt Gewerkschaftspolitik einfach der Verschiebung der Schwer- 
gewichte staatlicher Wirtschaftspolitik auf die Förderung von Wachstumsbranchen 
und einzelner „fortschrittlicher“ Technologien, so läuft sie Gefahr, korporativistisch 
zu verfallen. Auch am Beispiel der Aktionen der KKW-Betriebsräte, die ja inzwi- 
schen von den Gewerkschaften scharf kritisiert werden, wurde dies deutlich. Wenn 
der Staat vorgibt, mit der Förderung von Einzelkapitalen das Allgemeininteresse am 
wirtschaftlichen Wachstum zu erfüllen — bei der Globalsteuerung sah dies noch ganz 
anders aus — besteht im Rahmen einer sozialpartnerschaftlichen Politik die Gefahr, 
daß die Belegschaften einzelner Betriebe ihr Interesse an der Erhaltung der Arbeits- 
plätze identisch setzen mit dem Interesse des Einzelkapitals und der wirtschaftspoli- 
tischen Logik folgend mit dem Allgemeininteresse am wirtschaftlichen Wachstum. 
Hier bestehen entscheidende Unterschiede zur konzertierten Aktion. Die Einord- 
nung der Gesamtlohnrate in einen staatlichen Plan der Konjunktursteuerung wurde 
als Bedingung zur Erreichung von Vollbeschäftigung, wirtschaftlichem Wachstum, 
Geldwertstabilität angesehen. Die Gewerkschaften agierten als Gesamtorganisatio- 
nen innerhalb kooperativer Institutionen von Staat, Industrievertretern, Gewerk- 
schaftern. Werden demgegenüber die Interessen der Arbeiter entlang der staatlichen 
Strukturpolitik und der naturwüchsigen „Restrukturierung“ des Kapitals wahrge- 
nommen, so geht ein Konzept einheitlichen Handelns verloren. 

Der Durchsetzung einer so gekennzeichneten korporativistischen Politik mit 
dem Resultat eines Zerfalls der Gewerkschaften in betriebliche Sonderinteressen 
stehen allerdings wichtige Momente entgegen. Die Verschärfung des Klassenkampfs 
von seiten des Kapitals vor allem in der Praxis der Aussperrung macht die Notwen- 
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digkeit der Entwicklung einer von den Betrieben ausgehenden und diese übergreifen- 
den solidarischen Politik deutlich, wie dies in der jüngst geäußerten Reaktion des 
1G Metallvorstands auf die Niederlage im Stahlarbeiterstreik sich andeutete. 

Die Situation speziell der bundesdeutschen Gewerkschaften läßt sich grob so 
kennzeichnen: Einerseits ist die prosperierende Entwicklung nach dem zweiten 
Weltkrieg mit Auflösungsprozessen traditionellen Klassenbewußtseins einhergegan- 
gen. Die veränderte Struktur der Bedingungen der Produktion gesellschaftlichen 
Reichtums führt zudem zur Auflösung eines auf gemeinsamer körperlicher — als 
reichtumsschaffender — Arbeit beruhenden Selbstbewußtseins. Individuelle Auf- 
stiegserfahrungen und ein partiell reformiertes Bildungssystem haben ein Bewußt- 
sein entstehen lassen, das die Notwendigkeit gemeinsamer Klassenpolitik als Bedin- 
gung der Verbesserung der eigenen Lebenssituation in den Hindergrund hat treten 
lassen. Tradierte Formen der Vergesellschaftung der einzelnen in der Gewerkschaft 
über Autorität und Vertrauen sind brüchig geworden (14). Das verstärkte Selbstbe- 
wußtsein der Lohnabhängigen als Individuen, die durch individuelle Leistung Ein- 
fluß auf ihr Schicksal nehmen können, birgt zum einen unter Bedingungen von 
Rückschlägen in der Krise die Gefahr von Resignation und Vereinzelung. Verschlech- 
terungen der Lebenssituation werden als individuelles Versagen interpretiert. Ande- 
rerseits kann aber auch die entwickeltere Erfahrung von Individualität zusammen 
mit einem insgesamt gestiegenen Bildungsniveau die Grundlage für die Entwicklung 
sozialer Kämpfe auf der Basis eines neuen Bewußtseins abgeben. Sozialer Kämpfe, 
die in ihren Zielen und Organisationsformen den Anspruch der demokratischen, die 
Entfaltung der Individuen in gesellschaftlicher Kooperation einschließenden Rege- 
lung der Lebensprozesse erheben. 


5. Krise der marxistischen Theorie? 


Wenn heute, nicht zuletzt auch angesichts der hier grob skizzierten Zusammenhän- 
ge, von einer Krise der marxistischen Theorie gesprochen wird, was ist daran richtig? 
Sicherlich stellt sich die Frage, ob die Begriffe von Klassenbewußtsein, von Klassen- 
kampf und von Krise, wie sie im Gefolge der Studentenbewegung als angeblich 
genuin marxistische rekonstruiert wurden, wirklich das voll erfaßt haben, was die 
konkreten Elemente der gegenwärtig sich entwickelnden gesellschaftlichen Ausein- 
andersetzungen ausmacht. Aufgrund ihrer sozialen Privilegierung und ihrer Isolie- 
rung von der tradierten Arbeiterbewegung skeptisch gegenüber den eigenen subjek- 
tiven Erfahrungen und Bedürfnissen geworden, vollzog ein Teil der sozialistischen 
Intelligenz eine Wiederaneignung der Theorie unter den tradierten Normen der Ar- 
beiterbewegung. Sicherer Arbeitsplatz, ausreichender Lohn, gesicherte soziale Ver- 
sorgung, Sicherung der Gesundheit: kurz und gut die Sicherung der unmittelbaren 
materiellen Lebensbedingungen wurde als das nach wie vor allein legitime Bedürfnis 


14 Vgl. Michael Schumann, Entwicklungen des Arbeiterbewußtseins, in: GMH 3/79, S. 152 
£f, 
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interpretiert. Über andere Bedürfnisse machte man sich wenigstens wissenschaftlich 
wenig Gedanken. Teile der gerade in der Studentenbewegung formulierten Thesen, 
in denen sich die Veränderung der Rolle der Intelligenz reflektierte, wurden zurück- 
gedrängt. Sowohl Krisen- als auch Klassenanalyse beschränkten sich häufig darauf, 
zeigen zu wollen, daß zum einen die ökonomische Krise notwendig kommen müsse 
und mit ihr die Negation der oben genannten Bedürfnisse, zum anderen Mittelschich- 
ten und damit auch die Studenten zunehmend in Lohnarbeit integriert würden, was 
sie der traditionellen Lohnarbeitersituation aussetze und damit zur Produktion der 
gleichen Bedürfnisse führe wie in der Industriearbeiterschaft. Unter gewerkschaftli- 
cher Orientierung der Studenten wurde dies zum Teil verstanden. Dies ist zwar eine 
grobe Überzeichnung, aber doch vielleicht wichtig um zu erkennen, warum heute 
an bestimmten Formen der marxistischen Theorierezeption Kritik geübt wird. Theo- 
rie wurde unter dem Vorzeichen der sogenannten ‚„materialistischen“ im Unter- 
schied zur „idealistischen“ Weltanschauung angeeignet: „Caesar eroberte Gallien, 
hatte er nicht wenigstens seinen Koch dabei?“ Die alte Arbeiterbewegung bezog ihr 
Selbstbewußtsein und ihre Normen aus der Produktivität der körperlichen Arbeit: 
Ihre gewerkschaftlichen Forderungen konzentrierten sich auf die Erhaltung der Ar- 
beitskraft. Ökonomie der Arbeit hieß ökonomischer Umgang mit der Arbeitsfähig- 
keit, damit sie lebenslang produktiv sein könne. Da die Verausgabung von Arbeits- 
Kraft die wesentliche Quelle des gesellschaftlichen Reichtums bildete, geistige Arbeit 
durch das Bildungsmonopol als Tätigkeit der herrschenden Klasse vorbehalten blieb, 
war es gesellschaftlich legitim, vor allem den sorgsamen Umgang mit dem physischen 
Arbeitsvermögen als wesentlich gegenüber dem Kapital einzufordern. Diese Proble- 
me sind keinesfalls obsolet geworden, betrachtet man etwa die gegenwärtige durch 
die Krise noch verschärfte Situation in den Betrieben NascilEh Gesundheitsschä- 
digungen. Doch sind neue hinzugekommen. 

Was soll ein junger Lehrer davon halten, wenn ihm vera wird, er leiste un- 
produktive, weil nicht mehrwertschöpfende Arbeit, die er zudem noch sträflicher- 
weise mit dem Bedürfnis, etwas Sinnvolles zu tun, verbindet und deshalb zusam- 
mengenommen sehr große Schwierigkeiten mit der Entwicklung eines richtigen 
fortschrittlichen Bewußtseins haben müsse. Schließlich geht der Lehrer richtiger- 
weise davon aus, daß der wirkliche gesellschaftliche Reichtum durchaus von seiner 
Arbeit mit abhängt, auch wenn das gesellschaftliche Bewertungssystem — Lehrer- 
gehälter bilden letztlich Abzüge vom Profit — dies nicht anerkennt. 

Als Redaktionskollektiv Gewerkschaften der Prokla verwahrten wir uns gegen 
den Einwand, es könnte doch vielleicht nicht ausschließlich nur der Tatbestand ver- 
schärfter Arbeitsintensivierung, sondern auch das neue Sensibilisierungs- und An- 
spruchsniveau auf der Basis entfalteter Produktivkräfte sein, das heute zum Auftau- 
chen des Problems der „Humanisierung der Arbeitswelt“ in der Gewerkschaftsbe we- 
gung führe. Wir beharrten auf einer deutlichen materiellen Verelendung und zwar 
im Sinne einer sich noch weiter verschärfenden Arbeitsintensivierung, stellten die 
damit zusammenhängende Frage nach den zugleich historisch entwickelten Bedürf- 
nissen nicht. Daß die Produktionsweise auch die Individuen, die Bedürfnisse ent- 
wickelt — natürlich in widersprüchlicher Form — und nicht nur die sachlichen Pro- 
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duktivkräfte, dies wurde zwar ab und an verbal beschworen — schließlich hatte man 
Marx ja gelesen — wissenschaftlich jedoch nicht ernst genommen. Wo erkennt sich 
in einer solchen Rezeption der Marxschen Theorie ein Student wieder, der sagt, er 
studiere nicht nur eines höheren Einkommens und gesundheitlich fördernderer Ar- 
beitsbedingungen wegen, sondern weil ihm seine alte Arbeit nicht gefallen habe. 
Seine Bedürfnisse werden als im Marxschen Kategoriensystem nicht anerkannte 
letztlich abgeschoben. 

Was konnte wohl ein junger Arbeiter damit anfangen, wenn ihm der sozialisti- 
sche Theoretiker sagte, er solle, statt zweiten Bildungsweg zu machen, mal in seiner 
proletarisch-handarbeitenden Existenz verbleiben, da dies die beste Voraussetzung 
für Klassenbewußtsein sei. Im übrigen müsse er gründlichst den Marx studieren. 
„Der Kommunismus ist das Leichte, das schwer zu Machende“, meint Brecht. Teile 
der sozialistischen Intelligenz nahmen vor allem den zweiten Satz ernst und bauten 
mit den Initiationsriten in die Marxsche Theorie Barrieren in den Köpfen gegen die 
präzise Wahrnehmung der Realität auf. Im Herumreiten auf der begrifflichen Unter- 
scheidung zwischen dem Oberflächenschein und dem Wesen der kapitalistischen Ge- 
sellschaft wurde die unmittelbare Erfahrung des lebendigen Individuums als Quelle 
möglicher Erkenntnis noch einmal denunziert. In der Form der Theorierezeption 
wurde häufig die alte Teilung zwischen geistiger und körperlicher Arbeit noch ein- 
mal reproduziert. 

In einer Phase der kapitalistischen Produktionsweise, wo diese selbst dabei 
war und ist, das Monopol der herrschenden Klasse auf die geistige Arbeit aufzulösen 
und dem tradierten Begriff von körperlicher Arbeit durch die Veränderung des Pro- 
duktionsprozesses in den Boden zu entziehen — worüber jede industriesoziologische 
Arbeit und jede Studie über Arbeiter- und Angestelltenbewußtsein heute Auskunft 
gibt —, in einer solchen Phase macht sich eine sozialistische Intelligenz Vorstellun- 
gen von Klassenbewußtsein, Krise und Revolution, die ganz auf der Linie der alten 
Klassentrennung zwischen körperlicher und geistiger Arbeti liegen, eingeschlossen 
den Führungsanspruch einer Avantgarde, die das Erkenntnisprivileg hat. 

Es ist auch zufragen, was es bedeutet, wenn die bürgerlichen Vorstellungen 
von der Arbeit und die Formen der entwickelten Wissenschaftlichkeit fragwürdig 
werden? In der Weimarer Republik gingen die Gewerkschaften und die Sozialdemo- 
kratie noch eindeutig davon aus, daß die neu entwickelte Arbeitswissenschaft eben- 
so wie die Naturwissenschaft kKlassenneutrale Konzeptionen der Entwicklung der 
produktiven Kräfte seien, Auf dieser Ebene wurde der Gegensatz zwischen den Be- 
dürfnissen der Produzenten und den Entscheidungskriterien der Unternehmen nicht 
definiert. Was heißt es demgegenüber heute für die Frage Klassenbewußtsein, wenn 
die Arbeiter eines Betriebes, wenn Gewerkschaften davon ausgehen, daß Technik, 
Naturwissenschaft, Arbeitswissenschaften nicht Wissenschaften im Sinne einer Re- 
präsentation eines gemeinsamen über den Klassen stehenden Interesses an der Ent- 
wicklung der Produktivität der Arbeit und des Güterreichtums sind? Was heißt es, 
wenn Gewerkschaften heute Einfluß auf die Entwicklung der Wissenschaften unter 
dem Gesichtspunkt der Bedürfnisse der Produzenten fordern? Was heißt es, wenn 
die Form der Erkenntnisbildung in der Wissenschaft als Expertenwissen, das die 
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Realität in zu isolierende Faktoren aufteilt, in Frage gestellt wird? Was bedeutet es 
für die Ökonomie als Wissenschaft, wenn sie jetzt plötzlich Kategorien wie „Quali- 
tät des Lebens“, wie ‚Bedürfnis nach sinnvoller Tätigkeit“ in ihr System integrieren 
soll? Kann sie das? Und was bedeutet es für die Kategorie Klassenbewußtsein, wenn 
die bürgerlichen Wissenschaften von Reichtumsproduktion Risse und Sprünge be- 
kommen, sich selbst ihrer Sache nicht mehr sicher sind— Marx hätte man durchaus 
auch anders lesen können: Die Kategorie der abstrakten Arbeit, nach welcher das 
Individuum reduziert wird auf seine wertschöpfende Tätigkeit, ist eine kritische 
Kategorie, welche die Dynamik kapitalistischer Entwicklung charakterisiert, ohne 
gleichzeitig die ihr entgegenstehenden Bedürfnisse konkret im einzelnen und als hi- 
storisch werdende zu entwickeln. Die Lücken, die auf diese Weise entstehen und wo 
weitergehende theoretische Arbeit über Marx hinaus geleistet werden muß, wurden 
nur wenig vermerkt. Dies gilt vor allem für diejenigen, die die Rekonstruktion der 
Marxsche Theorie sich zur wesentlichen Aufgabe machten. Marx ging schließlich 
davon aus, daß die kapitalistische Produktion selbst zur Zurückdrängung der unmit- 
telbaren Arbeit als Grundpfeiler des tatsächlichen Reichtums vorangehe und an ih- 
rer Stelle „das Verständnis der Natur und die Beherrschung derselben durch sein 
Dasein als Gesellschaftskörper -—- in einem Wort die Entwicklung des gesellschaftli- 
chen Individuums ... als der große Grundpfeiler der Produktion und des Reichtums 
erscheint.‘ (15) Damit würden aber Kapitalverwertungund Tauschwert als Vergesell- 
schaftsformen obsolet. Was ist aber unter solchen historischen Bedingungen unter 
Krise, Klassenbewußtsein und Klassenkampf zu verstehen? 


15 Karl Marx, Grundrisse der Kritik der Politischen Ökonomie, Berlin 1953, S. 593 


Ulrich Jürgens 

Für. eine Entmystifizierung des Gesetzes vom tendenziellen Fall der 
Profitrate — Das Profitratengesetz als Ansatzpunkt von Kapitalstrategien 
und staatlicher Reformpolitik (eine Problemskizze) 


in der Diskussion des Profitratengesetzes herrscht seit je ein prinzipieller Dissens 
zwischen marxistischen und nicht-marxistischen Wissenschaftlern. Die einen halten 
es für ein Fundamentalgesetz der ökonomischen Entwicklung im Kapitalismus, die 
anderen bestreiten rundweg seine Gültigkeit. 

Dabei müßte das Gesetz, wenn es die von den Marxisten behauptete Rolle be- 
sitzt, in höchstem Maße verhaltensrelevant sein — sowohl für das Handeln einzelner 
Kapitale als auch für die gesellschaftlichen Institutionen, die gemeinschaftliche In- 
teressen von Kapitalen reflektieren. So erklärt zum Beispiel J. Hirsch, sich Überle- 
gungen P. Matticks anschließend, 
„daß in der Entwicklung des ‚Gesetzes vom tendenziellen Fall der Profitrate‘ im dritten Band 
des Kapital der notwendige logische Verknüpfungspunkt zwischen der Untersuchung des ‚Kapi- 
tals im Allgemeinen‘ und den erscheinenden Bewegungen an der Oberfläche der Gesellschaft, 
den bewußten Aktionen geselischaftlicher Subjekte und damit der politischen Prozesse, zu su- 
chen ist.“ (1) . 
So „einfach‘‘ das Gesetz bei Marx auf Basis der von ihm entwickelten Beziehungen 
von Mehrwertrate und organischer Zusammensetzung auch erscheint (2), als histori- 
sches Entwicklungsgesetz unter Einschluß der entgegenwirkenden Tendenzen ist es 
jedoch ein in seinen Implikationen kaum zu überblickender Wirkungsmechanismus. 
Kein Wunder, daß Untersuchungen zum Nachweis des Profitratengesetzes dazu ten- 
dieren, diesen Komplex zu mystifizieren und sich über Fragen der Durchsetzungs- 
weise des Gesetzes und seiner Vermittlungsformen auf der Ebene der „bewußten 
Aktionen gesellschaftlicher Subjekte‘ ausschweigen. 

Die Versuche, anhand von Indikatoren den tatsächlichen empirischen Bewe- 


1 J. Hirsch, Elemente einer materialistischen Staatstheorie, in: C. v. Braunmühl et al., Pro- 
bleme einer materialistischen Staatstheorie, Frankfurt/M. 1973, S. 199 ff., S. 234; vgl. 
ähnlich P. Mattick, Werttheorie und Kapitalakkumulation, in: C. Rolshausen, Hg., Ka- 
pitalismus und Krise. Eine Kontroverse um das Gesetz des tendenziellen Falls der Profit- 
rate, Frankfurt/M., Wien 1970, S. 7 ff. sowie: Ders., Marx und Keynes. Die Grenzen des 
„gemischten Wirtschaftssystems“, Frankfurt/M., Wien 1971 

2 Vgl. die berühmte Formulierung von Marx im 3. Band des Kapitals: 

„50 einfach das Gesetz nach den bisherigen Entwicklungen erscheint, so wenig ist es aller 
bisherigen Ökonomie gelungen, ( ... ) es zu entdecken. Sie sah das Phänomen und quälte 
sich in widersprechenden Versuchen ab, es zu deuten. Bei der großen Wichtigkeit aber, 
die dies Gesetz für die kapitalistische Produktion hat, kann man sagen, daß es das Myste- 
tium bildet, um dessen Lösung sich die ganze politische Ökonomie seit Adam Smith 
dreht, und daß der Unterschied zwischen den verschiednen Schulen seit A. Smith in den 
verschiednen Versuchen zu seiner Lösung besteht.“ (MEW Bd. 25, S. 223) 
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gungsverlauf der gesellschaftlichen Durchschnittsprofitrate darzustellen und zu er- 
klären, überspringen das Problem der Durchsetzungs- und Vermittlungsformen. Die 
Vermittlung von Oberflächenbewegungen und Wertverhältnissen erfolgt nach der 
Methode der „black box“, indem aus Veränderungen auf der Ebene der Preisbewe- 
gungen über einfache Annahmen auf die grundlegenden Gesetze der Wertbewegun- 
gen „zurückgeschlossen‘“ (3) wird. Zur Begründung eines solchen Rückschlusses ha- 
ben Altvater, Hoffmann und Semmler die „Parallelitätsannahme“ eingeführt, die 
darin besteht, 

„daß letztendlich die Tendenzen der Wertbewegung die Marktpreisbewegungen bestimmen, daß 


über entsprechend (?) lange Zeiträume also Wertverhältnisse und die sich in Marktpreisen aus- 
drückenden Verhältnisse an der Oberfläche parallel verlaufen.“ (4) 


Die Vermittlung zwischen Wert- und Preisverhältnissen wird auf diese Weise als rein 
mathematisches Problem formuliert; sie läßt sich durch eine einfache (hier auch 
noch lineare) Funktion zwischen den beiden Ebenen darstellen. Das Problem der 
Durchsetzungs- und Vermittlungsformen reduziert sich auf die Frage nach dem Zeit- 
raum, in dem sich die grundlegenden Gesetze der Wertbewegung an der Oberfläche 
durchsetzen. Nicht das Wie und Ob, sondern nur das Wann der Durchsetzung ist 
hier Problem. Da die Handlungsstrategien von Individuen und etwa Anpassungs- 
und Ausweichstrategien der Einzelkapitale lediglich als Besonderheit der Oberflä- 
chenbewegungen und d.h. der Preisbeziehungen betrachtet werden, bleibt für die in- 
neren Gesetzmäßigkeiten der Wertbewegungen nur die Vorstellung einer „linearen“ 
Weitergeltung und des Anstiegs, oder besser des Anstaus der Notwendigkeit sich 
durchzusetzen. 

Das black-box-Verfahren führt damit zu einer spezifischen Verkürzung der 
Diskussion um das Gesetz vom tendenziellen Fall. Indem das Schwergewicht auf die 
Frage des langfristigen Trends und der Krisenprognose gelegt wird, also auf die Fra- 
ge der Dauer und des Zusammenbruchs des Profitsystems, werden Fragen nach den 
Übergangs- und Vergesellschaftungsformen, die sich in der historischen Entwicklung 
in Reaktion auf das Gesetz herausbilden, vernachlässigt (4a). 

Mit den folgenden Ausführungen soll versucht werden, die Implikationen, die 
sich aus dem Gesetz für die Anpassungs- und Ausweichstrategien des Kapitals erge- 
ben, näher darzustellen. Da das Erkenntnisinteresse dabei weg von der langfristigen 
Krisen- und Zusammenbruchsprognose hin zu den handlungspraktischen Strategien 
in Politik und Ökonomie, die auf Stabilisieıung und Anpassung im Rahmen des Pro- 


3 Vgl. E. Altvater et al., „Zum Problem der Profitratenabrechnung — Eine Replik und ein 
Versuch, das Indikatorenverfahren zu präzisieren“, in: Probleme des Klassenkampfs 24 
(1976), S. 191 ff. Vgl. im Übrigen zur Diskussion um das Gesetz der fallenden Tendenz 
der Profitrate die zahlreichen Beiträge in dieser Zeitschrift (insbesondere Heft 13 und 16). 

4 E. Altvater et al., Zum Problem ..., a.a.O0., S. 194 

4a Vgl. zur generellen Fragestellung und zu einer exemplarischen Analyse anhand der Kar- 
telle meine Dissertation: „Selbstregulierung des Kapitals. Problemstudien zum Verhältnis 
zwischen den objektiven Gesetzen der kapitalistischen Ökonomie und den Anpassungs- 
formen des Kapitals in der historischen Entwicklung insbesondere anhand der Kartellbe- 
wegung in Deutschland um die Jahrhundertwende“ (erscheint demnächst). 
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fitsystems orientiert sind, gerichtet wird, ergeben sich auch unmittelbar Anknüp- 
fungspunkte zu der nicht-marxistischen Wirtschaftsforschung. 

Zentraler Ausgangspunkt der Argumentation ist, daß Analysen zu den Durch- 
setzungs- und Vermittlungsformen des Profitratengesetzes auf der Ebene der einzel- 
nen Branchen und Produktlinien ansetzen müssen.. Ich werde im ersten Teil dieses 
Aufsatzes zeigen, wie sehr der branchenbezogene Zugang zur Profitratenanalyse und 
die Frage der Ausweichmöglichkeiten der Kapitale bei Marx miteinander verknüpft 
sind. Dafür werden insbesondere die Ausführungen im Band 3 des „Kapital“ zur 
Rolle der Aktiengesellschaften herangezogen. Anhand dieser Ausführungen läßt sich 
zeigen, weshalb Marx selbst keine scharfe Trennlinie zwischen zusammenbruchstheo- 
retischen und übergangstheoretischen Fragestellungen im Zusammenhang mit dem 
Profitratengesetz gezogen hat. 

Im zweiten Teil des Aufsatzes wird noch einmal näher auf die Konzeption der 
Aktiengesellschaften bzw. der „großen Kapitale“ als Subjekte oder Objekte von 
Strategien, den gesellschaftlichen P;oblemdruck aufgrund tendenziell fallender Pro- 
fitraten aufzufangen und einzugrenzen, eingegangen. Dabei geht es mir vor allem 
um die Rolle, die die Aktiengesellschaften für eine reformgradualistische Vorstel- 
lung des Absterbens, der Auszehrung und Abschaffung des Profitsystems vor dem 
Hintergrund der Einschätzung der Irreversibilität der Wirkungen des Profitratenge- 
setzes gewinnen konnte. 

Mit dem dritten Teil des Aufsatzes wird ein Sprung in die gegenwärtige nicht- 
marxistische Theorie über den langfristigen Produktzyklus getan. Mit dieser Theorie 
wird m. E. die Anerkennung der Geltung des Gesetzes vorgenommen, und damit zu- 
gleich als Grundgesetz der Anpassungs- und Planungskalküle des Managements für 
eine langfristige Strategie der Sicherung der Einzelkapitale formuliert. Die Darstel- 
lung der Theorie des langfristigen Produktzyklus erfolgt im Rahmen des Aufsatzes 
vergleichsweise ausführlicher, da hier m. E. auch für die marxistische Diskussion An- 
regungen für eine Darstellung der Vermittlungsformen des Profitratengesetzes gege- 
ben werden, die auf Mystifikationen verzichtet. 

Weitergeführt werden die Überlegungen im vierten und letzten Teil dann aller- 
dings nur in einem Aspekt — nämlich den Implikationen, die die Anerkennung und 
hadlungspraktische Reformulierung des Profitratengesetzes für das Verhältnis von 
einzelkapitalistischer Anpassungs- und staatlicher Reformpolitik gewinnen kann. 
Dabei beziehe ich mich auf die Vorstellungen, die von Fritz Scharpf und Volker 
Hauff in ihrem Buch ‚Modemisierung der Volkswirtschaft. Technologiepolitik als 
Strukturpolitik“ (4 b) programmatisch entwickelt wurden. 

Insbesondere dieser letzte Teil wird nur eine sehr knappe Skizze von Überle- 
gungen und Thesen sein können. 


4b Frankfurt 1975 
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1. Die empirische Basis des Profitratengesetzes bei Marx 


Einer der wesentlichen Gründe dafür, daß das Profitratengesetz so schwer analytisch 
nachzuvollziehen ist, liegt daran, daß die fallende Tendenz — in bester Keynesscher 
Manier — von vornherein auf gesamtwirtschaftlicher Ebene — analog zur sinkenden 
Grenzleistungsfähigkeit des Kapitals — betrachtet wird. Demgegenüber wird hier die 
Auffassung vertreten, daß, um die inneren Zusammenhänge und die Durchsetzungs- 
mechanismen des Gesetzes zu analysieren, zunächst die Verwertungsverhältnisse in 
den einzelnen Zweigen gesellschaftlicher Produktion historisch spezifiziert heranzu- 
ziehen sind. Auf diese Bedingtheit hat Marx selbst in der Auseinandersetzung mit 
Ricardo hingewiesen: A 

„Im Gegensatz zu Adam Smith arbeitete David’ Ricardo die Bestimmung des Werts der Ware 
durch die Arbeitszeit rein heraus und zeigt, daß dies Gesetz auch die ihm scheinbar widerspre- 
chendsten bürgerlichen Produktionsverhältnisse beherrscht. Ricardos Uuntersuchungen be- 
schränken sich ausschließlich auf die Wertgröße, und mit Bezug auf diese ahnt er wenigstens, 
daß die Verwirklichung des Gesetzes von bestimmten historischen Voraussetzungen abhängt. 
Er sagt nämlich, daß die Bestimmung der Wertgröße durch die Arbeitszeit nur für die Waren gel- 
te, ‚die durch die Industrie beliebig vermehrt werden können und deren Produktion durch un- 
eingeschränkte Konkurrenz beherrscht wird‘. Es heißt dies in der Tat nur, daß das Gesetz des 
Wertes zu seiner völligen Entwicklung die Gesellschaft der großen industriellen Produktion und 
der freien Konkurrenz, d.h. die moderne bürgerliche Gesellschaft voraussetze ...“ (5) 


Die Produktionsweise der „großen Industrie‘ beherrscht jedoch nie vollständig den 
gesamten Umfang gesellschaftlicher Arbeiten (6). Soweit sich neue Produktions- 
zweige bilden, muß dieser Prozeß der Unterwerfung der Produktionsbedingungen 
von Wert unter dessen Gesetzmäßigkeiten von Neuem vollzogen werden. 

Wenn aber diese Veränderung nicht eine einmalige ist, sondern fortwährend 
im Verlauf der kapitalistischen Entwicklung stattfindet, wie läßt sich dann ein Fall 


der Profitrate alsin der Tendenz unausweichlich behaupten, wenn „,... die allgemei- 
ne Profitrate aus dem average der besonderen Profitraten in allen branches of busi- 
ness (besteht)‘“? (7) 


Die Begründung des allgemeinen durchschnittlichen Profitratenfalls erfolgt bei 
Marx zunächst auch nur auf Basis einer expliziten Annahme. So erklärt er: 


„Nimmt man ( ... ) an, daß diese graduelle Veränderung in der Zusammensetzung des Kapitals 
sich nicht bloß in vereinzelten Produktionssphären zuträgt, sondern mehr oder weniger in allen, 
oder doch in den entscheidenden Produktionssphären, daß sie also Veränderungen in der organi- 
schen Durchschnittszusammensetzung des einer bestimmten Geselischaft angehörigen Gesamt- 
kapitals einschließt, so muß dies allmähliche Anwachsen des konstanten Kapitals, im Verhältnis 
zum variablen, notwendig zum Resultat haben einen graduellen Fall in der allgemeinen Profit- 


5 K. Marx, Zur Kritik der politischen Ökonomie, in: MEW Bd, 13, Berlin/DDR 1968, 
3.45 f.; unsere Hervorhebung. Das Zitat beruht auf: D. Ricärdo, On the Principles of 
political economy and taxation, 3rd ed. London 1821, S. 3 

6 Die Öffnung von neuen Produktionszweigen wird von Marx selbst als eine der „entgegen- 
wirkenden Ursachen“ gegen das Gesetz des Profitratenfalls angeführt; vgl. Das Kapital, 
Bd. 3, in: MEW, Berlin/DDR 1964, S. 246 f. 

7 K. Marx, Theorien über den Mehrwert. (Vierter Band des „Kapitals“). Zweiter Teil; 
MEW Bd. 26.2. Berlin/DDR 1967, 5. 433 
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rate bei gleichbleibender Rate des Mehrwerts oder gleichbleibendem Exploitationsgrad der Ar- 
beit durch das Kapital.“ (8) 


Diese Annahme begründet er im Anschluß selbst mit der empirischen Erfahrung: 


„Nun hat sich aber gezeigt, als ein Gesetz der kapitalistischen Produktionsweise, daß mit ihrer 
Entwicklung eine relative Abnahme des variablen Kapitals im Verhältnis zum konstanten Kapi- 
tal und damit im Verhältnis zu dem in Bewegung gesetzten Gesamtkapital stattfindet.‘ (9) 


Die Problematik dieser Annahme liegt also nicht darin, daß sie dogmatisch gesetzt 
und keiner empirischen Überprüfung zugänglich sei; sie liegt m. E. auch nicht darin, 
daß Marx hier eine bestimmte Form des technischen Fortschritts, den arbeitssparen- 
den, verabsolutiert und den kapitalsparenden vernachlässigt (10). Ich sehe den we- 
sentlichen Mangel der Gesetzesbegründung darin, daß Marx anscheinend eine auch 
entwicklungsperspektivisch sehr begrenzte Anzahl von Produktionssphären im Auge 
gehabt hat, in denen sich der Prozeß der ansteigenden Kapitalzusammensetzung 
irreversibel abspielt und daß auch diese ‚„‚Sphären“ sehr eng begriffen wurden, d.h. 
eher im Sinne von Produktlinien, wie in der Produkt-Zyklus-Theorie (s. unten) und 
nicht im Sinne von Produktionszweigen. Allerdings ist das Entstehen neuer Kapitalan- 
lagesphären von Marx durchaus gesehen und in ihrer Wirkung auf die Profitrate wie- 
derholt hervorgehoben worden (11). Die Vermutung, daß der Neubildung bzw. Dif- 
ferenzierung der Kapitalanlagesphären von ihm dennoch im Hinblick auf das Profit- 
ratengesetz keine große Relevanz beigemessen wurde, stützt sich auf die Vorstellun- 
gen, die Marx zur Rolle der „großen Kapitale“ entwickelt. 

Marx stellt nämlich im Hinblick auf die Profitratenentwicklung eine grundsätz- 
liche Differenz zwischen den „großen Kapitalen“ und dem Rest der Einzelkapitale, 
insbesondere den noch Anlage suchenden Kapitalen fest. Dabei ist wichtig, daß die 
Höhe der Profitrate von ihm dabei als subjektives Entscheidungskriterium herange- 
zogen wird: 

„Die Profitrate, d. h. der verhältnismäßige Kapitalzuwachs ist vor allem wichtig für alle neuen, 
sich selbständig gruppierenden Kapitalableger. Und sobald die Kapitalbildung ausschließlich in 
die Hände einiger weniger, fertiger Großkapitale fiele, für die die Masse des Profits die Rate auf- 


wiegt, wäre überhaupt das belebende Feuer der Produktion erloschen. Sie würde einschlum- 
mern.“ (12) 


8 K. Marx, Das Kapital. Bd. 3, a.a.O., S. 222; (meine Hervorhebungen, Speıtungen im Ori- 
ginal nicht berücksichtigt) 

9 A.a.O., meine Hervorhebung. 

10 Vgl. G. Stamatis, „Zum Marxschen Gesetz vom tendenziellen Fall der allgemeinen Profit- 
rate“, in: Mehrwert, Nr. 10 (1976), 8. 70 ff. 

1i Vgl. z. B. für die Chemie: ‚Jeder Fortschritt der Chemie vermannigfacht nicht nur die 
Zahl der nützlichen Stoffe und die Nutzanwendungen der schon bekannten, und dehnt 
daher mit dem Wachstum des Kapitals seine Anlagesphären aus. Das Kapital, Bd. 1, a.a.O., 
S. 632; vgl. auch a.a.O., S. 641; Ders., Das Kapital, Bd. 3, a.a.0.,S. 246, 276 und passim 
sowie ders., Grundrisse ..., a.a.0., 5. 310 ff. 

12 _ Marx fügt hinzu: „Die Profitrate ist die treibende Macht in der kapitalistischen Produk- 
tion, und es wird nur produziert, was und soweit es mit Profit produziert werden kann. 
Daher die Angst der englischen Ökonomen über die Abnahme der Profitrate.“ Das Kapi- 
tal, Bd. 3, 2.2.0,.,$. 269 
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Wie muß man dies nun verstehen, daß für die großen Kapitale die Profitmasse die 
Profitrate „aufwiegt“; etwa so, daß sich diese Kapitale nunmehr mit einer kleineren 
Profitrate „zufriedengeben“ würden? Es wäre tautologisch, mit der in der Regel hö- 
heren organischen Zusammensetzung bei diesen Kapitalen zu argumentieren, so daß 
sie daher den Durchschnittsprofit gar nicht mehr ‚„abwerfen“ würden (13). Denn 
entweder es handelt sich um eine notwendige Produktion im Zusammenhang der ge- 
sellschaftlichen Arbeitsteilung, dann würde sich auch der „Anspruch“ auf Durch- 
schnittsprofit durchsetzen können, oder das ist nicht der Fall, dann wird tendenziell 
Kapital aus diesem Zweig abfließen. Die dritte, von Marx angegebene Möglichkeit, 
daß sich diese großen Unternehmungen in Aktiengesellschaften umwandeln und da- 
her nur als „zinstragendes Kapital berechnet und angewandt“ (14) werden, wird an 
dieser Stelle von mir noch nicht berücksichtigt. 

Würde man die obige Aussage handlungstheoretisch auffassen, so würde man 
einen subjektiven Sättigungsgrad der großen Kapitale, oder hier: der Großkapitali- 
sten unterstellen, die daher „zufrieden“ sind, wenn sie auf ihr jeweils nur eingesetz- 
tes Kapital jeweils auch Profit erzielen, gleichviel in welcher Höhe. Dies würde unter- 
stellen, als würde das Kapital nach dem en Akkumulations,‚drang‘“ seiner 
sozialen Repräsentanten reguliert. 

Die Frage ist aber doch, inwieweit die „großen Kapitale“ auf Basis einer rela- 
tiv geringeren Kapitalverwertung sich langfristig überhaupt reproduzieren Können. 
Unter dem Gesichtspunkt der Reproduktion des einzelnen Großkapitals bedeutet 
ein Sinken der Profitrate eine Abnahme der Akkumulationsrate und daher eine Ver- 
minderung der Fähigkeit zur Umwälzung der Produktionsbedingungen im eigenen 
Bereich. Als die gesellschaftliche Produktion einer bestimmten „Sphäre“ beherr- 
schendes Einzelkapital kann dieses sich nur dann mit einer hohen Profitmasse als 
„Kompensation“ für die fallende Rate begnügen, wenn eine derartige Umwälzung 
durch neu einströmende Kapitale unwahrscheinlich geworden ist, und das große Ka- 
pital diese Umwälzung im Rahmen eines längeren, in stärkerem Maß autonom be- 
stimmbaren Zeithorizonts vornehmen kann. Diese Konstellation ist nur in der später 
noch darzustellenden „Ausreifungsphase“ einer Produktlinie denkbar. 

Wenn aber mit dem Sinken der Profitrate gleichzeitig auch der Stachel, d.h. 
doch wohl die objektive Notwendigkeit, der Akkumulation abstumpft, wie es in der 
Marx‘schen Formulierung heißt, dann kann dies nur bedeuten, daß das betreffende 
Kapital diesen Produktionszweig, in dem es groß geworden ist, nicht verläßt. In die- 
sem Falle stagniert es und schrumpft mit dem es tragenden Produktionszweig zu- 
sammen. Daß Marx diese Vorstellung über das Schicksal der großen Kapitale gehegt 
haben muß, läßt sich aufgrund der Rolle der Aktiengesellschaften als „entgegenwir- 
kender Ursache“ des Profitratenfalls annehmen. Er erklärt dazu: 


„Ein Teil des Kapitals wird im Fortschritt der kapitalistischen Produktion, der mit beschleunig- 
ter Akkumulation Hand in Hand geht, nur als zinstragendes Kapital berechnet und angewandt. 


13 Vgl. K. Marx, Das Kapital, Bd. 3, a.a.0., S. 273 und passim; als Beispiel führt Marx im- 
mer wieder das Eisenbahnwesen an. 
14 A.2.0.,8. 250 
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Nicht in dem Sinne, worin jeder Kapitalist, der Kapital ausleiht, sich mit den Zinsen begnügt, 
während der industrielle Kapitalist den Unternehmergewinn einsteckt. Dies geht die Höhe der 
allgemeinen Profitrate nichts an ( ... ) Sondern in dem Sinne, daß diese Kapitale, obgleich in 
große produktive Unternehmungen gesteckt, nach Abzug aller Kosten nur große oder kleine 
Zinsen, sogenannte Dividenden abwerfen. Z. B. in Eisenbahnen. Sie gehn also nicht in die Aus- 
gleichung der allgemeinen Profitrate ein, da sie eine geringre als die Durchschnittsprofitrate ab- 
werfen. Gingen sie ein, so sänke diese viel tiefer.“ (15) 


Damit ergibt sich folgende Ableitung: 

1. der Prozeß der Konzentration und Zentralisation führt zum Großwerden 
einzelner Kapitale; 2. für diese vermag eine steigende Profitmasse ein Sinken der 
Profitrate zu kompensieren; 3. die adäquate Organisationsform des Kapitals in die- 
sem Stadium ist die Aktiengesellschaft; 4. in der Form der Aktiengesellschaft befin- 
det sich das Kapital aber bereits in einer Übergangsform, die dem eigentlichen Kapi- 
talzusammenhang nicht mehr angehört, da es den Ausgleichungsprozessen zur gesell- 
schaftlichen Durchschnittsprofitrate, d. h. der Konkurrenz nicht mehr ausgesetzt 
ist; dieser Ausgleichungsprozeß ist es aber, der das Kapital als gesellschaftliche Ein- 
heit konstituiert (16). 

Das für die begrenzte Verwertungs,‚sphäre“ und ihren Wachstumsmöglichkei- 
ten zu große Kapital wird als Aktiengesellschaft bereits in eine erste Form der Ent- 
wertung überführt. Würde dies Kapital den durchschnittlichen Verwertungsgrad rea- 
lisieren können und in der eigenen ‚Sphäre‘ akkumulieren, wäre eine ungeheure 
Überakkumulation die Folge. Als Alternative folgert Marx auf Entwertung. 

Was mag Marx bewogen haben, gerade den großen Kapitalen die Flexibilität 
abzusprechen, in solche Produktionszweige hinüberzuwachsen, in denen noch eine 
Ausdehnung möglich ist? Ist es nicht gerade das Charakteristikum der großen Kapi- 
tale, sich nieht mit dem Schicksal eines stagnierenden Zweiges abzufinden? Folgen 
wir dem obigen Argumentationsstrang, dann scheint Marx das System der gesell- 


15 K. Marx, Das Kapital, Bd. 3, S. 250; meine Hervorhebungen. Marx fährt fort: „Theore- 
tisch betrachtet, kann man sie einrechnen, und erhält dann eine geringere als die schein- 
bar (gemeint ist sicherlich: anscheinend — U. J.) existierende und die Kapitalisten wirk- 
lich bestimmende, da gerade in diesen Unternehmungen das konstante Kapital im Ver- 
hältnis zum variablen am größten.“ Die neueren Versuche zur Quantifizierung der gesell- 
schaftlichen Durchschnittsprofitrate haben diese Aussage m. E: noch nicht reflektiert. Sie 
würden durch sie auch in arge Schwierigkeiten kommen. j 

16 An anderer Stelle scheint Marx diese Aussage allerdings einzuschränken; im Zusammen- 
hang mit der Rolle des Kıedits in der kapitalisitschen Produktion erklärt er im Vorbeige- 
hen: „Da der Kredit hier (bei den Aktiengesellschaften — U.J.) rein die Form des Zinses 
annimmt, sind solche Unternehmungen noch möglich, wenn sie bloßen Zins abwerfen, 
und es ist dies einer der Gründe, die das Fallen der allgemeinen Profitrate aufhalten, in- 
dem diese Unternehmungen, wo das konstante Kapital in so ungeheurem Verhältnis zum 
variablen steht, richt notwendig in die Ausgleichung der allgemeinen Profitrate eingehn.“ 
(Das Kapital, Bd. 3, a.a.O., S. 453; meine Hervorhebungen.) Das Problem besteht aber 
gerade in den spezifischen Konkurrenzbedingungen, die die Notwendigkeit ausräumen 
und diesen Kapitalen eine andere Akkumulationsrate ermöglichen; daß die Kapitaleigner 
sich mit dem Zins begnügen würden, wenn sie müßten (aber warum?), ist demgegenüber 
wenig relevant, dies würden im Übrigen auch die Kapitaleigner der Nicht-Aktiengesell- 
schaften zuweilen tun, wenn sie könnten. 
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schaftlichen Arbeit für so ausgefüllt und besetzt zu halten (bedenken wir, daß er in 
seiner Darstellung an sich vom „entwickelten Kapitalismus“ ausgeht), daß ein Aus- 
weichen der großen Kapitale in neue Produktionszweige u. ä. als die unwahrschein- 
lichere Alternative gegenüber einer Umwandlung in die nur noch „zinsberechnen- 
den‘ Aktiengesellschaften erscheint. Dies kann nur so interpretiert werden, daß 
Marx die Umwälzungen im System der gesellschaftlichen Arbeitsteilung in ihrer Wir- 
kung auf den Fall der gesellschaftlichen Durchschnittsprofitrate gering angesetzt hat. 
Die immer wieder sich ergebende Situation expandierender Produktionszweige — 
auf Kosten anderer — erhält bei Marx keine theoretische Relevanz. Würde dies nicht 
der Fall sein, bliebe den großen Kapitalen in der Tat von den anderen „entgegenwir- 
kenden Faktoren“ (Weltmarkt, Kauf der Arbeitskraft unter Wert usw.) einmal abge- 
sehen kein Ausweg als derjenige der Kapitalentwertung. 

Ob die zweigspezifischen Verwertungsprobleme umgekehrt auf der gesamt- 
wirtschaftlichen Ebene als zyklusübergreifender Trend in der Statistik der Erschei- 
nungsformen auch zum Ausdruck kommt, ist abhängig davon, wie das entsprechen- 
de Problem der Strukturveränderung über objektive Mechanismen und bewußte An- 
passungsformen „verarbeitet“ werden kann, sowie abhängig von den Mechanismen, 
durch die das zunächst einzelzweigspezifische Verwertungsproblem auf andere Ver- 
wertungssphären übertragen und damit „vergesellschaftet“ wird, oder aber auf den 
einzelnen Zweig begrenzt werden kann. 


2. Der Zusammenhang zwischen dem Profitratengesetz und dem Konzept der 
Übergangsformen. 


Die Frage, die hinsichtlich der Rolle der großen Kapitale im vorigen Abschnitt ge- 
stellt wurde, ist noch nicht voll beantwortet: 

Wie kommt es, daß Marx ausgerechnet den großen Kapitalen die Möglichkeit 
abspricht, die gesellschaftlich durchschnittliche Profitrate zu realisieren, und ihnen 
die Bereitschaft unterstellt, sich mit der steigenden Profitmasse zu begnügen und 
als Aktiengesellschaft schließlich ganz den Ausgleichungszusammenhang der Kapita- 
le zu verlassen? Ich habe diese Marx‘sche Konzeption oben als Beleg dafür herange- 
zogen, daß Marx das Terrain für die Entfaltung der kapitalistischen Produktionswei- 
se sehr eng gesteckt haben muß und daher zu entsprechenden Vorstellungen im Hin- 
blick auf die Wirksamkeit des Gesetzes des tendenziellen Falls kommen konnte. Ich 
will im Folgenden auf die politisch-strategischen Implikationen hindeuten, welche 
die für unsere heutigen Kenntnisse so überraschende Konzeption der Aktiengesell- 
schaften als ‚„entgegenwirkender Ursache“ (d. h. als mögliche Anpassungsform) zu 
dem Profitratengesetz und zugleich als Übergangsform besaß. 

Der theoretische Ausgangspunkt für die Darstellung der Aktiengesellschaften 
als Übergangsform ist bei Marx die Rolle des Kredits in der kapitalischen Produk- 
tion (17). Diese Darstellung steht, wie nirgendwo sonst im „Kapital“, ganz im Zei- 


17 Vgl. Das Kapital, Bd. 3, 27. Kapitei 


142 


chen einer strategischen Konzeption der ‚neuen Produktionsweise“, aus deren Per- 
spektive sich der Übergangscharakter bestimmter Erscheinungsformen ja erst bestim- 
men läßt. Im Zentrum dieser Konzeption stehen die Kooperativfabriken der Arbei- 
ter, die insbesondere in England seit der Mitte des 19. Jahrhunderts an Bedeutung 
zuzunehmen schienen. 


„Die Kooperativfabriken der Arbeiter selbst sind, innerhalb der alten Form, das erste Durchbre- 
chen der alten Form, obgleich sie natürlich überall, in ihrer wirklichen Organisation, alle Mängel 
des bestehenden Systems reproduzieren und reproduzieren müssen. Aber der Gegensatz zwi- 
schen Kapital und Arbeit ist innerhalb derselben aufgehoben, wenn auch zuerst nur in der Form, 
daß die Arbeiter als Assoziation ihr eigener Kapitalist sind, d. h. die Produktionsmittel zur Ver- 
wertung ihrer eigenen Arbeit verwenden. Sie zeigen, wie, auf einer gewissen Entwicklungsstufe 
der materiellen Produktivkräfte und der ihr entsprechenden gesellschaftlichen Produktionsfor- 
men, naturgemäß (!) aus einer Produktionsweise sich eine neue Produktionsweise entwickelt 
und herausbildet. Ohne das aus der kapitalistischen Produktionsweise entspringende Fabriksy- 
stem könnte sich nicht die Kooperativfabrik entwickeln und ebensowenig ohne das aus dersel- 
ben Produktionsweise entspringende Kreditsystem.‘‘ (18) 


Das Kreditsystem ist aber sowohl die Basis für die Kooperativ- wie für die Aktienun- 
ternehmungen; während Marx die letztere als quasi-automatisches Entwicklungsre- 
sultat sieht, verbindet er mit der ersteren eine politische Entwicklungsstrategie: 


Das Kreditsystem, „wie es die Hauptbasis bildet zur allmählichen Verwandlung der kapitalisti- 
schen Privatunternehmungen in kapitalistische Aktiengesellschaften, bietet ebensosehr die Mit- 
tel zur allmählichen Ausdehnung der Kooperativunternehmungen auf mehr oder minder natio- 
naler Stufenleiter. Die kapitalistischen Aktienunternehmungen sind ebensosehr (!) wie die Ko- 
operativfabriken als Übergangsformen aus der kapitalistischen Produktionsweise in die asso- 
ziierte zu betrachten, nur daß in den einen der Gegensatz negativ, und in den anderen positiv 
aufgehoben ist.“ (19) 


Die Bildung von Kooperativfabriken wurde denn auch in der politischen Arbeit von 
Marx unterstützt (20); allerdings zeigt eine genauere Untersuchung der Marx’schen 
Position, daß er zwar in der Auseinandersetzung um die Frage, ob die Arbeiterbewe- 
gung Priorität auf die Bildung von Konsumvereinen oder von Kooperativfabriken 
legen sollte, eindeutig zugunsten der letzteren Stellung bezogen hat (21), daß er den 


18 A.2.0.,S. 456; meine Hervorhebung. 

19 A.a.O., meine Hervorhebung, 

20 Vgl. dazu: H.-A. Winkler, Zum Verhältnis von bürgerlicher und proletarischer Revolution 
bei Marx und Engels, in: H.-U. Wehler, Hg., Sozialgeschichte Heute. Festschrift für Hans 
Rosenberg zum 70. Geburtstag. = Kritische Studien zur Geschichtswissenschaft 11, Göt- 
tingen 1974, S. 326 ff. Hier viele Belege für den Stellenwert der Kooperativunterneh- 
mungen für Marx und Engels. 

21 So erklärt Marx in den ‚Instruktionen für die Delegierten des Provisorischen Zentralrats 
zu den einzelnen Fragen“ (1867), (in: MEW, Bd. 16, Berlin/DDR 1962) für den General- 
rat der I, Internationale: „Wir empfehlen den Arbeitern, sich viel mehr auf Kooperativ- 
produktion als auf Kooperativläden einzulassen. Die letzteren berühren nur die Oberflä- 
che des heutigen ökonomischen Wesens, die eisteren greifen es in seinen Grundfesten 
an...“ (S. 196). 

Die Problematik der Übergangsformen läßt sich sehr gut anhand dieser Auseinanderset- 
zung um die Relevanz von Konsum- oder Produktionsgenossenschaften zeigen. Aus den 
theoretischen Überlegungen über das Kapital ergab sich natürlich, daß ein Einbruch in 
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politischen Stellenwert dieser Übergangsformen für die Arbeiterbewegung generell 
jedoch sehr kritisch bewertet hat. So erklärt er in „Der 18. Brumaire des Louis Bo- 
naparte“ (zuerst veröffentlicht 1852) die Niederlage des Proletariats in Frankreich 
1848 unter anderem damit: 


„Zum Teil wirft es (das Proletariat — U. J.) sich auf doktrinäre Experimente, Tauschbanken 
und Arbeiterassoziationen, also in eine Bewegung, worin es darauf verzichtet, die alte Welt mit 
ihren eigenen großen Gesamtmitteln umzuwälzen, vielmehr hinter dem Rücken der Geselischaft, 
auf Privatweise, innerhalb seiner beschränkten Existenzbedingungen, seine Erlösung zu vollbrin- 
gen sucht, also notwendig scheitert.“ (22) 


Für die Kooperativunternehmungen gilt immerhin intentional, was Marx den Aktien- 
unternehmungen unterstellt, nämlich ihr Willen aus dem gesellschaftlichen Ausglei- 
chungszusammenhang der Kapitale und d.h. aus dem Mechanismus zur Bildung der 
Durchschnittsprofitrate auszuscheiden. Im Hinblick auf diesen Ausgleichungszusam- 

“ menhang stellen die Kooperativunternehmungen bereits zumeist von ihrem Entste- 
hungsprozeß her Eintwertungsformen von Kapital dar, und als solche wirken sie ob- 
jektiv als „entgegenwirkende Ursache“ zum Fall der gesellschaftlichen Durchschnitts- 
profitrate. Es sind Unternehmen, die zur Verhinderung des Bankrotts und zur Erhal- 
tung von Arbeitsplätzen von den Belegschaften zumeist nur unter Kapitalisierung 
von Ersparnissen, Lohnverzicht und heute zumeist durch Subventionierung und 
Sonderkonditionen durch Banken usw, aufrecht erhalten werden, Das ökonomische 
Schicksal der Kooperativunternehmungen hat aber immer wieder deutlich gezeigt, 
daß ein Ausscheiden aus dem Ausgleichungszusammenhang als punktueller — auf 
einzelne Unternehmen beschränkter — und gradueller Prozeß noch anderen Voraus- 
setzungen unterliegt als der bloßen Bereitschaft, sich mit einer Kapitalverwertung 
unter der gesellschaftlichen Durchschnittsrate zu begnügen (23). 


das Prinzip der kapitalistischen Produktion ein stärkeres Gewicht für die Überwindung 
des Kapitalismus haben mußte als eine Veränderung der kapitahistischen Verteilungsprin- 
zipien. Für eine graduelle Strategie erwies sich diese Schlußfolgerung jedoch als grund- 
falsch. Wenn eine Genossenschaftsform überhaupt Existenzfähigkeit bewies, so waren es 
die Käufergenossenschaften; Produktivgenossenschaften vermochten sich allenfalls in 
handwerklichen Produktionsbereichen für einige Zeit zu halten. Frustration, welche sich 
bei diesen Argumenten nahezu ausnahmslos und rasch einstellten, sowie eine große Zahl 
von Bankrotten und Fehlschlägen waren die Folge. 

Vgl. zur Genossenschaftsbewegung im 19. Jahrhundert: F. Oppenheimer, Die Siedlungs- 
genossenschaft, Leipzig 1903. Für Großbritannien: vgl. B. Webb, Die britische Genossen- 
schaftsbewegung, Leipzig 1893; sowie M. Digby, Das Genossenschaftswesen in Großbri- 
tannien, Frankfurt 1971 

22 = MEW, Bd. 8,5. 115 ff., S. 122; im Originai gesperrt. Vgl, übrigens auch die Kritik von 
E. Bernstein an den Produktivgenossenschaften, die — wenn auch mit anderer politischer 
Stoßrichtung — für die Arbeiterbewegung in Deutschland die gleiche Erfahrung beschreibt; 
vgl. Die Voraussetzungen ..., 2.2.0. 

23 Das Debakel der Produktivgenossenschaften-Strategie bheb auch in Deutschland nicht 
aus, und es war, worauf Bernstein in der folgenden Aussage hinweist, nicht folgenlos für 
die politische Orientierung der Arbeiterbewegung: 

„Die starke Hinneigung zum outrierten Staatssozialismus, die sich Mitte der siebziger 
Jahre bei einem großen Theile der deutschen Sozialdemokratie (keineswegs nur der Las- 
salleaner) verfolgen läßt, und die manchmal seltsam mit dem politischen Radikalismus 
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Im Zentrum der reformistischen (zunächst vor allem kathedersozialistischen) 
Konzeptionen des Übergangs zum Staatssozialismus standen daher auch die Aktien- 
gesellschaften. Marx hatte sie, wie wir oben gesehen haben, ausdrücklich neben die 
Kooperativunternehmungen gestellt, als Formen, die „ebensosehr wie die Koopera- 
tivfabriken als Übergangsformen aus der kapitalistischen Produktionsweise in die 
- assozilerte zu betrachten“ seien. Damit hat er gewissermaßen der subjektiv-evoluto- 
rischen Strategie der Kooperativfabriken eine objektiv-evolutorische zur Seite ge- 
stellt, der intentional systemsprengenden „Übergangsform“ eine objektiv system- 
sprengende ( „systemfremde‘“‘) Form. Als besondere Wirkungen, die aus der Bildung 
der Aktiengesellschaften resultieren, werden von Marx genannt: 

(1.)  ,„Ungeheure Ausdehnung der Stufenleiter der Produktion und Unternehmungen, die für 
Einzeikapitale unmöglich waren. Solche Unternehmungen zugleich, die früher Regierungs- 
unternehmungen waren, werden gesellschaftliche.“ 

(2.) ‚In den Aktiengesellschaften ist die Funktion getrennt vom Kapitaleigentum, also auch 
die Arbeit gänzlich getrennt vom Eigentum an den Produktionsmitteln und an der Mehr- 
arbeit.“ 

(3)  . .. Zentralisation der Kapitale und daher Expropriation auf der enormsten Stufeniei- 
ter.“ (24) 

Nur beiläufig bemerkt Marx „noch dies ökonomische Wichtige‘, daß bei den Aktien- 

gesellschaften, weil der 

» .„. Profit hier rein die Form des Zinses annimmt, (.... ) solche Unternehmungen noch möglich 

(sind), wenn sie bloß Zins abwerfen, und es ist dies einer der Gründe, die das Fallen der allge- 

meinen Profitrate aufhalten, indem diese Unternehmungen, wo das konstante Kapital in so un- 


geheurem Verhältnis zum variablen steht, nicht notwendig in die Ausgleichung der allgemeinen 
Profitrate eingeht.“ (25) 


Diese Selbstbescheidung der Aktiengesellschaften würde aber gerade ihrem Charak- 
ter als objektiv systemsprengender Form widersprechen, die ja gerade auf der Be- 
schleunigung beruht, welche der Prozeß der Ausdehnung der Produktivkräfte, der 
Trennung von Kapitalfunktion und -eigentum und der Expropriation der Kapitale 
untereinander bewirkt. Die Aktiengesellschaften können daher nicht per se als Ent- 
wertungsform des Kapitals begriffen werden, sie üben ihre Funktion als dem ten- 
denziellen Profitratenfall entgegenwirkender Faktor „nicht notwendig‘ aus. 

Daß sie es der Möglichkeit nach tun, eröffnet jedoch Spielräume für gesamt- 
wirtschaftliche Strategien, den Problemdruck aufgrund des Profitratenfalls auf ei- 
nen Sektor einzuschränken bzw. abzuwälzen. Derartige Überlegungen kamen in 
Deutschland auf im Zusammenhang mit Untersuchungen, die über die „Bewährung 
der Aktiengesellschaften“ als Organisationsform der Produktion geführt wurden (26). 


der Partei kontrastierte, war in hohem Grade den trüben Erfahrungen geschuldet, die 
man mit den Genossenschaften gemacht hatte, Bankerotte selbsthilflerischer Genossen- 
schaften wurden jetzt nur noch mit Triumph zur Kenntnis genommen.“ (E. Bernstein, 
Die Voraussetzungen ..., 2.2.0., 8. 96 

24 K. Marx, Das Kapital, Bd. 3, S. 452 

25 A.a.O., S. 453; meine Hervorhebung. 

26 Vgl. insbesondere: R. van der Borght, Statistische Studien über die Bewährung der Ak- 
tiengesellschaften, Jena 1883; sowie: F. Kleinwächter, Wesen, Bedeutung, Geschichte, 
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Diese Diskussion wurde in den 70er und 80er Jahren des 19. Jahrhunderts in 
Deutschland geführt und sie mündete ein in die Strategien zum Staats- und Gemein- 
desozialismus, die seit der Jahrhundertwende (und insbesondere zu Beginn der Wei- 
marer Republik) immer stärker praktische Wirkung erhielt. Die Bewährung der Ak- 
tiengesellschaften wurde, um auf die deutschen Verhältnisse nach 1870, d. h. nach 
dem Zeitpunkt ihrer staatlichen „Zulassung“ als allgemeine Rechtsform kapitalisti- 
scher Unternehmungen, zurückzukommen, an ihrer Fähigkeit gemessen, den schar- 
fen Konjunkturrückgang 1873 und die folgende Depression als Einzelkapitale zu 
überstehen. Die Unterscheidung in für die Eignung von Aktiengesellschaften „um- 
strittene“ und „unumstrittene“ Gebiete (Oechelhäuser, Schäffle, van der Borght u.a.) 
zeigt sehr deutlich die zeitgenössische Vorstellung von dem „eigentlich“ kapitalisti- 
schen Zusammenhang von Produktion und Markt und von einem durch die Aktien- 
gesellschaften im unumstrittenen Gebiete repräsentierten „neuen“ Regulierungs- 
prinzip. Als wesentlichem Mangel wird den Aktiengesellschaften hier neben den Ge- 
fahren, die aus den erhöhten Spekulationsmöglichkeiten und der Anonymität der 
Führung resultieren, die Schwerfälligkeit in der „Ausnutzung der Konjunkturen“ at- 
testiert, während es die Stärke der Privatunternehmung (also der Personalgesellschaf- 
ten), sei, „allen Conjunkturen nachzugehen“ (27). 

Dagegen eigneten sie sich für alle Gebiete, die „keinem starken Conjuncturen- 
wechsel unterliegen“, sondern in denen die Nachfrage stetig sei und in denen kein 
Erfordernis bestehe, „das Unternehmungsgebiet schnell zu ändern“ (28); Gebiete 
also, in denen das Betriebskapital „vorwiegend fix“ und die ‚„Abnützung einfach 
wieder zu ersetzen ist“. 

Van der Borghts Resultat im Hinblick auf einzelne Produktionszweige ist dies: 
„Hiernach würden sich als berechtigte Gebiete der Actiengesellschaften (neben den ohnehin 
„unbestrittenen“ Gebieten des Bank-, Versicherungs- und Eisenbahnwesens — U. J.) nur folgen- 
de ergeben: Gas- und Verkehrsanstalten, Bergwerke, zur Zeit noch Gummi- und allenfalls Tex- 
tilindustrie. Das sind zugleich diejenigen, bei denen die Betriebskosten (also die Material- und 


Lohnkosten u.ä. — im Gegensatz zu den fixen Kosten der bloßen Betriebsbereitschaft — U. J.) 
nicht übermäßig ins Gewicht fielen ...“ (29) 


In der „Berechtigung“ von Aktiengesellschaften drückt sich für diese Autoren daher 
bereits das Aufkommen eines neuen Regulierungsprinzips an, das für die Großbe- 
triebe Formen der genossenschaftlichen, gemeinnützigen Wirtschaft in Kraft setzt. 
Die Aktiengesellschaften erscheinen als Träger allgemeiner Interessen und als unmit- 
telbare Vorform der „Äquivalent“ zur staatlichen Regelung: 


„Auf allen Gebieten daher, die dem Conjuncturenwechsel ausgesetzt sind, ist die Actiengesell- 
schaft schwächer als der Privatbetrieb, und gerade die Gebiete, auf denen Actiengesellschaft und 
Privatunternehmen concurriren können, sind derartig, daß auch der geringste Umschlag der 
Conjunctur sich bei ihnen deutlich zeigt. Hier haben also die Actiengesellschaften wenig Aus- 


Gesetzgebung, Reform und Anwendbarkeit der Actiengesellschaften, in: Schönbergs 
Handbuch der politischen Ökonomie, Bd. I, S. 190 - 209,8. 213 - 214, Tübingen 1882. 
27 Van der Borght, a.2.0.,5. 16 
28 A.0,S.21und 16 
29 A.a.0., 5.210 


sicht auf Erfolg. Andererseits aber giebt es Gebiete, welche den Privaten verschlossen sind, die 
man in gewissem Sinne als ‚gemeinnützige‘ bezeichnen kann, auf denen große Kapitalassociatio- 
nen notwendig sind, auf denen aber auch eine größere Gleichmäßigkeit des Geschäftsbetriebes 
hertscht, weil sie eben andauernden mächtigen Bedürfnissen der Volkswirtschaft Befriedigung 
verschaffen wollen. Das ist die eigentliche Domäne der Actiengesellschaften, auf denen sie ih- 
rem eigenen Vorteilund dem Nutzen der Gesamtheit in schöner Harmonie dienen können.“ (30) 


So bezeichnet van der Borght aufgrund seiner Resultate die Gasgesellschaften als 
„das Paradigma für die vernünftige Anwendung der Form der Actiengesellschaft“(31), 
die daher ihre Übernahme in die Form der kommunalen, öffentlichen Unternehmung 
geradezu erübrige. 

Es ist wahrscheinlich, daß Marx diese Entwicklungsperspektive bestimmter 
Produktionszweige bzw. Unternehmungen bei seiner Konzeption der Aktienunter- 
nehmung als Kapitalentwertungsform (d. h. als Kapital, das sich auch tendenziell 
nicht mehr wieder gesellschaftliche Durchschnitt der Kapitale rentiert) vor Augen 
gehabt hat. Mit der breit einsetzenden Kommunalisierungsbewegung von Gas-, Elek- 
trizitäts-, Verkehrsbetrieben usw. hat diese Entwertungsform tatsächlich eine erheb- 
liche Relevanz gewonnen. Allerdings erklärt sich der Umstand, daß die Möglichkeit 
der Aktienunternehmungen, nicht an dem Ausgleichungsmechanismus zur allgemei- 
nen Durchschnittsprofitrate teilzuhaben, auch zur Notwendigkeit wird, nicht aus 
der Form der Aktienunternehmung selbst; bezeichnenderweise war es gerade die 
Sozialdemokratie, die diese Funktion in Teilbereichen durchsetzte. 


3. Die handlungsorientierte Reflexion des Profitratengesetzesi in der empirischen 
Wirtschaftsforschung. 


Ziel der Darstellung bis hier war es, den engen Zusammenhang zwischen der Pro- 
blemdiagnose zum tendenziellen Fall und den Vorstellungen gradueller Aussteue- 
rung einzelner Kapitale aus dem interdependenten System der Kapitale, über die 
sich der tendenzielle Fall der Profitrate vermittelt, in der Zeit zu zeigen, in der Marx 
das Gesetz formuliert hat. In dem nun folgenden Teil will ich auf die Ansätze der 
neueren Wirtschaftsforschung eingehen, die die Gültigkeit des Gesetzes anerkennen 
und bestätigen und zugleich versuchen, es zum Ausgangspunkt von dynamisch-kapi- 
talistischen Anpassungsstrategien werden zu lassen. 

Das Problem eines langfristigen Falls der Profitrate ist einer der ersten Unter- 
suchungsgegenstände der sich als Forschungsdisziplin in den 20er Jahren herausbil- 
denden empirischen Wirtschaftsforschung. Diese ist vor allem von dem National 
Bureau of Economic Research (NBER) in den USA vorangetrieben worden. 

Die Fragestellungen dieser empirischen Wirtschaftsforschung ergaben sich ins- 
besondere aus der Beobachtung, daß die Umstrukturierung in den Organisätionsfor- 
men des ökonomischen Prozesses (Kartelle, Trusts), von denen man sich um die 
Jahrhundertwende noch eine Aufhebung der Produktionsanarchie erhofft hatte, 


36 A..0.,S.22 
31 Aa0„S.214 
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keineswegs den krisenhaften Verlauf der Entwicklung grundlegend veränderte, und 
zweitens aus der Beobachtung, daß die „‚klassischen“ Kapitalanlagesphären und Trä- 
ger der industriellen Entwicklung (Bergbau, Textilindustrie, Eisenbahnen) ihre Be- 
deutung zunehmend verloren. 

Die detaillierten Untersuchungen, welche vom NBER bzw. in dessen Umkreis 
und unter seiner Förderung über langfristige Entwicklungen in unterschiedlichen 
Produktionszweigen und Produktlinien angefertigt wurden (insbes. S. Fabricant 
und S. Kuznet) (32) haben die Bedeutung der Industrieszruktur, der qualitativen 
Differenzierung der gesellschaftlichen Arbeitsteilung für die Wachstumsraten der 
nationalen Produktion und die zyklischen Ausprägungen nachgewiesen und bewußt 
gemacht. 

So stellt Kuznets in seiner Untersuchung „Secular Movements in Production 
and Prices“ fest: 

„As we observe various industries within a given national economy, we see that the lead in the 
development shifts from onc branch to another. A rapidly developing industry does not retain 
its vigorous growth forever but slackens and is overtaken by others whose period of rapid deve- 
lopment is beginning. Within one country we can observe a succession of different branches of 


activity in the vanguard of the country‘s economic development, and within each industry we 
can notice a conspicous slackening in the rate of increase.“ (33) 


Auf Basis dieser Beobachtungen entwickelt Kuznets ein entwicklungstheoretisches 
Konzept, das später als product-life-cycle bezeichnet wurde und das konstitutive 
Bedeutung für die neueren bürgerlichen Theorien des Wachstums, des technischen 
Fortschritts sowie der nationalen und internationalen Produktionsstruktur gewinnt, 
Wichtiger noch: auf Basis dieses Konzepts läßt sich das in der Profitratendiskussion 
bisher in der Abstraktion des „letztlich“ verbleibende Problem der Durchsetzungs- 
formen eines tendenziellen Falls der Profiträte als langfristigem, zyklusüberspannen- 
dem Entwicklungsgesetz im Kapitalismus nunmehr anhand der konkreten histori- 
schen Entwicklung untersuchen. Indem gezeigt wird, daß die Frage der Durchset- 
zungs- und Vermittlunsformen des Gesetzes primär auf der Ebene der einzelnen 
Produktionszweige zu untersuchen ist und untersucht werden kann, wird die Mög- 
lichkeit für gesamtwirtschaftliche Schlußfolgerungen zunächst sehr eingeschränkt. 
Inwieweit der Problemdruck einzelner Produktionszweige auf die Gesamtwirtschaft 
übertragen wird bzw. inwieweit eine Abkoppelung und Abkapselung dieser proble- 
matischen Zweige von der Gesamtwirtschaft erfolgt und über welche Vermittlungs- 
formen das eine oder das andere geschieht, dies sind Fragen, die mit der Bestätigung 

- der allgemeinen Gültigkeit des Gesetzesnoch offenbleiben und nur durch historische 
Analysen beantwortet werden können. Der folgende kurze Abriß der Theorie des 
Produktzyklus beschränkt sich auf die allgemeinen Geltungsmomente des Gesetzes 
auf der Ebene einzelner Produktionszweige bzw. Produktlinien. 


32 S.Fabricant, The Output of Manufacturing Industries 1899 - 1933. National Bureau of 
Economic Research, New York 1940; S. Kuznets, Secular Movements in Production and 
Prices, Boston/New York 1930 

33 S. Kuznets, a.a.0., S. 254 
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Die Entwicklungsgeschichte von Produkten, Produktgruppen, Industriezwei- 
gen läßt sich demzufolge in vier Phasen einteilen (34): die Einführungsphase (1), die 
Expansionsphase (ll), die Sättigungsphase (ill) und die Stagnations- und Schrump- 
fungsphase (IV). 


(1) Die Einführungsphase ist die Phase der Marktentwicklung für ein spezifisches 
Produkt, dessen Produktion sich erst als besonderer Zweig der gesellschaftlichen 
Produktion etablieren muß. Die gesellschaftliche Notwendigkeit dieser spezifischen 
Produktion muß sich erst erweisen, es muß — in der Marketinglogik — erst eine 
Nachfrage geschaffen werden. 

„Wird ein Produkt neu eingeführt, so tut sich hinsichtlich der Nachfrage ein Neuland auf, das 
zunächst weitgehend offen und unerschöpflich erscheint. Es gibt allerdings auch hier eine Sätti- 
gung, die aber zu Beginn der Nachfragekreation noch weit außerhalb der Reichweite liegt; gilt 
es doch zunächst, überhaupt erst die Nachfrage ins Leben zu rufen, die in den späteren Markt- 
phasen wirksam ist. Hieraus ist ersichtlich, daß die Erfassung dieser Nachfrageschichten noch 
nicht dem Gesetz abnehmender Grenzerträge bzw. steigender Grenzkosten unterworfen ist, wie 
es bei einer weitgehenden Sättigung des Marktes in der Ausreifungs- und Stagnationsphase der 
Fall ist.“ (35) . 

Die Einführungsphase zeichnet sich nicht nur durch die Probleme aus, Nachfrage zu 
„produzieren“, also die Proklamation der gesellschaftlichen Notwendigkeit durch 
besondere Agenten der Werbeabteilungen und -institute besorgen zu lassen; noch 
mehr zeichnet sie sich durch die hohen Produktkosten und die häufigen Fehlschlä- 
ge aus. Das Problem besteht nämlich darin, daß die Feststellung eines Produkt-Le- 
benszyklus nur ex post erfolgen kann und viele Produkte ihre Einführungsphase gar 
nicht „überleben“. Ein weiteres wesentliches Charakteristikum dieser Phase besteht 
in der vorherrschenden Arbeitsweise. Hier überwiegen nämlich noch die „allgemei- 
nen Arbeiten“ der Erforschung, des Experiments; die Arbeit ist hier dem Kapital 
zum großen Teil erst formell subsumiert und der Anteil der lebendigen Arbeit gegen- 
über der vergegenständlichten ist hoch. 


(11) Die Expansionsphase stellt gegenüber der Einführungsphase das „take off“-Sta- 
dium dar. Die Anerkennung als gesellschaftlich notwendige Arbeit erfolgt, ohne daß 
diese bereits in dem quantitativ erforderlichen Ausmaß organisiert ist. 


„So bedarf es einer gewissen Erfahrungsdichte, bis das Produkt beginnt, sich von selbst herum- 
zusprechen. Ist dieses Stadium erreicht, so ist das Produkt nicht nur für die Abnehmer ıeif, die 
stets für Neuerungen aufgeschlossen sind, sondern auch für die breite Nachfrageschicht, die erst 
dann bereit ist, das Produkt zu akzeptieren, nachdem es andere ausprobiert haben und es sich 
bei diesen bewährt hat. In diesem Falle ergibt sich ein völlig anderes Klima der Nachfragegewin- 


34 Vgl. zum Folgenden vor allem E. Heuss, Allgemeine Maıkttheorie, Tübingen/Zürich 1965. 
Die Management-Literatur zum Produktzyklus befindet sich noch immer in der Phase 
progressiven Wachstums; ein früher, Leitmotive setzender Beitrag ist der von T. Levitt, 
„Exploit the Product Life-Cycle“, in: Harvard Business Review Nr. 6 (1965), neu er- 
schienen in: R. J. Lawrence, M. J. Thomas, Eds., Modern Marketing Management, Har- 
mondsworth 1971, S. 172 ff. Vgl. für einen Überblick: J.-Bidlingmaier, Marketing, Bd. 
2, Reinbek bei Hamburg 1973 

35 E. Heuss, a.a.0.,S. 31 
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nung, indem fast von einer Umkehrung der Lage gesprochen werden kann, wenn nunmehr Inter- 
essenten den Produzenten aufsuchen und sich von ihm über das neue Produkt oder das neue 
Verfahren informieren lassen. Damit tritt die Nachfragekreierung in eine neue Phase, die am be- 
sten als Selbstentzündung der Nachfrage bezeichnet werden kann.‘ (36) 


Diese auf den Konsumenten zugeschnittene Darstellungsweise verliert ihren subjek- 
tivistischen Charakter (das Produkt wird „akzeptiert“), wenn man berücksichtigt, 
daß die Mehrzahl der Produkte in den produktiven Konsum eingehen und daß das 
Angebot eines „neuen Produkts“ die Produktionsbedingungen in anderen „Sphären“ 
wesentlich verändern kann, so daß dessen Kauf eine Frage der internen Konkurrenz 
darstellt und nicht eine des subjektiven Bedürfnisses. 

Die Expansionsphase eines Produkts tritt dann ein, wenn es die Produktions- 
weise in anderen Produktionszweigen revolutioniert. Die Konkurrenz innerhalb die- 
ser anderen Zweige erzwingt die Übernahme des neuen Produkts bzw. Verfahrens 
durch die Konkurrenten. In dieser Phase tritt die Konkurrenz als äußere Zwangsge- 
walt im Sinne der Marx‘schen Bestimmungen der Konkurrenz als Vermittlungspro- 
zeß für das Wertgesetz (37) überhaupt erst in Funktion, und diese Funktion besteht 
in der Ausgleichung und Verallgemeinerung der Bedingungen, die für einzelne Kapi- 
tale eine höhere Verwertung ermöglichten, d. h. hier der Verallgemeinerung des 
neuen Produkts bzw. Verfahrens im Rahmen eines Produktionszweiges. 

Die erste Form, in der „das einzelne Kapital in die Bedingungen des Kapitals 
überhaupt gestellt“ wird, ist, wie wir gesehen haben, die Konkurrenz innerhalb eines 
Produktionszweiges bzw. innerhalb einer „Sphäre“. Denn: 


„Der Kapitalist, der die verbesserte Produktionsweise anwendet, eignet sich (.... ) einen größern 
Teil des Arbeitstages für die Mehrarbeit an, als die übrigen Kapitalisten in demselben Geschäft. 
(... ) Dasselbe Gesetz der Wertbestimmung durch die Arbeitszeit, das dem Kapitalisten mit der 
neuen Methode in der Form fühlbar wird, daß eı seine Ware unter ihrem gesellschaftlichen Wert 
verkaufen muß (der erste analytische Schritt ist, daß dem Kapitalisten ‚‚fühlbar wird“, daß er 
unter Wert verkaufen kann; inwiefern er es aufgrund der besonderen Produktionsbedingungen, 
z. B. bei Kostendegression u. ä. auch muß, ist ein zweiter, hier noch nicht weiter reflektierter 
Schritt — U. J.), treibt seine Mitbewerber unter dem Zwang der Konkurrenz zur Einführung der 
neuen Produktionsweise.‘“ (38) 


36 E. Heuss, a.a.0., S. 37 

37 An dieser Stelle setzen auch erst die Kategorien der Marx‘schen Konkurrenzanalyse ein: 
„in der Konkurrenz ist das Grundgesetz, das entwickelt wird im Unterschied zu dem 
über den Wert und Surpluswert aufgestellten, daß er bestimmt ist nicht durch die in ihm 
enthaltene Arbeit, oder die Arbeitszeit, worin er produziert ist, sondern die Arbeitszeit, 
worin er produziert werden kann, oder die zur Reproduktion notwendige Arbeitszeit. 
Dadurch wird das einzelne Kapital realiter erst in die Bedingungen des Kapitals überhaupt 
gestellt, obgleich es den Schein hat, als ob das ursprüngliche Gesetz umgeworfen. Die 
notwendige Arbeitszeit als durch die Bewegung des Kapitals selbst bestimmt, ist aber so 
eıst gesetzt. Dies ist das Grundgesetz der Konkurrenz.“ 

38 K. Marx, Das Kapital, Bd. 1, a.a.O., S. 337 £., meine Hervorhebungen. Vgl. für diesen 
Sachverhalt auch die folgende Aussage, die sich auf die Anfänge dieses Prozesses in ein- 
zelnen, vormals handwerklich betriebenen Produktionszweigen bezieht (a.a.O., S. 474): 
„Solange sich der Maschinenbetrieb in einem Produktionszweig auf Kosten des überlie- 
ferten Handwerks oder der Manufaktur ausdehnt, sind seine Erfolge so sicher, wie etwa 
der Erfolg einer mit dem Zündnadelgewehr bewaffneten Armee gegen eine Armee von 
Bogenschützen wäre.“ 
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Die Expansionsphase ist auch die Zeit der Rationalisierungen und der Kostenreduk- 
tionen. Die Ausdehnung der Produktion geht einher mit einer Ausdehnung der 
Märkte und der Nachfrage. 

„Es versteht sich von selbst“, so wieder E. Heuss, „daß in engem Zusammenhang mit diesen Ko- 
stenreduktionen die Preisentwicklung steht. So kann die Expansionsphase auch als Phase der 
großen Preisreduktionen bezeichnet werden, für welche die massiven Preisabschläge ebenso cha- 
rakteristisch sind wie die stürmische Produktionsausweitung. ( .... ) So schaffen derartige Preis- 
senkungen überhaupt erst die Voraussetzungen für einen Massenkonsum und damit für eine Ex- 
pansion, die nicht sogleich an die Marktgrenzen stößt.“ (39) 


Die Arbeitsweise beginnt sich in der Expansionsphase zu verändern. An die Stelle 
der „allgemeinen Arbeit“ tritt zunehmend die Serien- und Massenfabrikation. Die 
Arbeit wird dem Kapital nun ‚„reell subsumiert“ (40), ihre Inhalte und Formen sind 
dem Arbeiter vorgegeben und werden ihm gegenüber zumeist auch objektiv durch 
den Maschinentakt durchgesetzt. 

Die Konkurrenz innerhalb der Produktionssphäre beginnt sich zu entfalten. 
Noch ist es so, als habe die Sphäre insgesamt ein Monopol gegen die Gesellschaft 
geltend zu machen. Die Erschließung neuerer Märkte bildet noch einen der unter- 
nehmerischen „Aktionsparameter“ (41). Auch die Kosten stellen angesichts noch 
nicht ausgereifterer Produktionsverfahren noch einen unternehmerischen Aktions- 
parameter dar. 

„im Gegensatz zu den späteren Marktphasen, in denen die Kosten und damit die Kostenunter- 


schiede mehr oder weniger gegeben sind, befindet sich in der Expansionsphase alles noch im 
Fluß.“ (42) 


Sowohl bei der Nachfrage wie bei den Kosten und der Produktqualität sind weite 
„Spielräume“ gegeben, Spielräume, versteht sich, für die Erzielung, von Extraprofi- 
ten. Noch immer aber ist die wesentliche Basis die der Verlagerung des gesellschaft- 
lichen Bedarfs hin auf diese spezifische Arbeit. Es besteht noch immer eine erhebli- 
che „Elastizität“ (43), sowohl in bezug auf die Nachfrage- als auch auf die Produkti- 
vitätssteigerung. 

Die Existenz solcher Spielräume und Aktionsmöglichkeiten bedeutet, daß 
auch zwischen den großen Kapitalen eine intensive Konkurrenz zu finden ist. 


„so liefern sich die Oligopolisten in der laufenden Verbesserung ihrer Produktionsverfahren ge- 
genseitig einen Kostenwettlauf, der sich in einem entsprechenden Preissenkungswettlauf nieder- 
schlägt. Die Tatsache, daß die Kosten für die Unternehmer Aktionsparameter darstellen und 
noch nicht zum Datum geworden sind, gibt den Spielraum für eine Preiskonk urrenz unter Oligo- 
polisten.“ (44) Die Expansionsphase kann daher „keineswegs mit einer Politik von ‚leben und 


39 E. Heuss, a.a.0.,8.45 

40 Vgl. zu den Kategorien der formellen bzw. reellen Subsumtion der Arbeit unter das Ka- 
pital: K. Marx, Resultate des unmittelbaren Produktionsprozesses. Das Kapital, I. Buch, 
Der Produktionsprozeß des Kapitals. VI Kapitel = Archiv sozialistischer Literatur 17. 
Frankfurt/M. 1969 

41 E. Heuss, a.a.0.,8.58 

42 A.a.0.58.59 j 

43 Vgl. dazu auch K. Marx, Das Kapital, Bd. 1, a.a.0., S. 474 

44 E. Heuss, a.a.0., S. 59 
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leben lassen‘ gleichgesetzt werden. Dagegen spricht schon allein die hohe Ausscheidungsquote 
von Unternehmungen in dieser Phase.‘ (45) 

Dieser Prozeß der Ausscheidung von Unternehmungen führt daher zu einer Markt- 
struktur, die zunehmend oligopolistischen Charakter besitzt. 


(11) In der Ausreifungsphase schwinden die „Auftriebsmomente“ der vorigen Phase 
zunehmend. Die Preise verlieren ihren Charakter als Aktionsparameter aufgrund sin- 
kender Preiselastizitäten; Preissenkungen lassen also immer geringer werdende Stei- 
gerungen der Absatzmengen erwarten. Auch in der Produktion finden keine wesent- 
lichen Umwälzungen mehr statt, die „Spielräume“ zur Erzielung von Extramehr- 
wert durch neue Verfahren schrumpfen. Sowohl vom Markt als auch von der Pro- 
duktion sind dem Unternehmer Daten gesetzt; auch seine Möglichkeiten, Produkt- 
verbesserungen zu erzielen, werden immer geringer, da sie zunehmend marginal und 
unwesentlich werden. Allenfalls durch intensive Werbungsversuche wird es ihm ge- 
lingen, seine spezifische Produktvariante zu „besondern“ und ihr ein temporär grö- 
ßeres Marktsegment zu sichern; dies aber nunmehr auf Kosten seiner Konkurrenten 
innerhalb der Sphäre. Die Märkte sind gesättigt; wir sehen 

3»... daß sich in der Ausreifungsphase eine Marktstruktur herausschält, die weitgehend mit der- 
jenigen übereinstimmt, wie sie allgemein in der nationalökonomischen Literatur unterstellt wird. 
So sind Angebot, Nachfrage und auch das Produkt zu mehr oder weniger gegebenen Größen ge- 
worden, die den Produzenten nur noch einen sehr beschränkten Spielraum für eine Eigengestal- 
tung offenlassen. Wie sich in einem solchen Rahmen die Marktprozesse vollziehen, braucht im 
Detail nicht ausgeführt zu werden, gehört dies doch zum Standardwissen der ökonomischen 
Theorie.“ (46) f 

Die Akkumulation von Kapital ist unter diesen Bedingungen bereits kurzfristig mit 
einem Profitratenfall verbunden, während er bis zu dieser Phase, wie wir gesehen ha- 
ben, sich über viele Vermittlungsformen durchsetzte und daher langfristigen Charak- 
ter besaß. Für diese (und die folgende) Phase gilt daher offensichtlich der von Marx 
beschriebene unmittelbare Zusammenhang zwischen Akkumulation, Profitratenfall 
und Konkurrenz: 

„.. dermit der Akkumulation verbundene Fall der Profitrate (bringt) notwendig einen Konkur- 
renzkampf hervor. Die Kompensation des Falls der Profitrate durch die steigende Masse des Pro- 
fits gt nur für das Gesamtkapital der Gesellschaft und für die großen, fertig eingerichteten Ka- 
pitalisten. Das neue, selbständig fungierende Zusatzkapital findet keine solche Ersatzbedingun- 


gen vor, es muß sie sich erst erringen, und so ruft der Fall der Profitrate den Konkurrenzkampf 
unter den Kapitalisten hervor, nicht umgekehrt.‘ (47) 


45 A.2.0.,5.60 

46 E. Heuss, a.2.0.,S. 64, Hervorhebungen von mir. 

47 K. Marx, Das Kapital, Bd. 3, a.a.O., S. 266. Obgleich die Vorstellung einer „Kompensa- 
tion“ der (schon) sinkenden Rate des Profits durch die (noch) steigende Masse in der 
neueren Diskussion häufig aufgegriffen wird (vgl. W. Semmler, J. Hoffmann, „Kapital- 
akkumulation, Staatseingriffe und Lohnbewegung“, in: Probleme des Klassenkampfs 
Heft 2 (1972), 8. 1 ff.), ist über die exakte Bedeutung bisher noch nicht reflektiert wor- 
den. Wie diese Kompensation zur gleichen Zeit für das Gesamtkapital und für einen Teil 
des Gesamtkapitals gelten kann, ist mir unklar. Die Überlegung, die Marx auf S. 261, 
a.a.O. als, wie mir scheint, einzige Erklärung für den Kompensationsbegriff in diesem Zu- 
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Weil dieser Zusammenhang aber auch für die handelnden Kapitale unmittelbar ein- 
sichtig ist, folgert die neue Markt- bzw. Wettbewerbstheorie (48) genau das Gegen- 
teil einer Verschärfung der Konkurrenz: 

„Es überrascht (...) nicht, daß im Gegensatz zur Expansionsphase ein Oligopolist in der Ausrei- 
fungsphase kaum noch vom Markt eliminiert wird. So kann gesagt werden, daß einem Oligopoli- 
sten, der die konkurrenzintensive Zeit der Expansionsphase überstanden hat, in der Ausreifungs- 
phase nicht mehr viel zustoßen kann, zumindest nicht hinsichtlich der Preiskonkurrenz. In der 
gesunkenen Preiselastizität der Nachfrage hat der Oligopolist mit den höheren Kosten gleichsam 
einen Schutzwall gefunden, den zu durchstoßen der Oligopolist mit den niedrigsten Kosten kein 
Interesse hat. Betrachtet man diesen Sachverhalt unter dem Gesichtspunkt der Konzentration, 
so wirkt sich die Abnahme der Preiselastizität gleichsam wie eine Barriere gegen einen weiteren 
Konzentrationsprozeß aus. Hieraus dürfte sich vor allem erklären, warum man im Wirtschaftsle- 
ben zwar häufig Oligopol-, aber kaum eigentliche Monopolmärkte vorfindet. Allerdings kommen 
diese, Oligopolmäkrte dem Monopol sehr nahe, da ihnen das Konkurrenzelement, das sie vom 
Monopol unterscheidet, weitgehend verloren gegangen ist.“ (49) 


Die Theorie vergißt allerdings dabei, daß die Einsicht in die Dysfunktionalität der 
Konkurrenz nicht der Notwendigkeit der Akkumulation enthebt. Der Produktions- 
zweig wird also Produzent von Zusatzkapital, das in anderen „Sphären‘“ Anlage 
sucht; in zunehmendem Maße wird die Möglichkeit des Ausweichens oder die Not- 
wendigkeit der Entwertung zur charakteristischen Perspektive der Kapitalentwick- 
lung in diesem Zweig. 


(1V) Die Stagnations- und Rückbildungsphase stellt das Spiegelbild der Expansions- 
phase dar; nur daß es nun der inzwischen fest etablierte Zweig gesellschaftlicher Ar- 
beit ist, auf dessen Kosten — auch im ökonomischen Wortsinne — sich ein neuer 
Zweig herauszubilden beginnt. Die Marktentwicklung des Zweiges bleibt hinter der 
allgemeinen zurück. Dies hat die scheinbar paradoxe Folge, „daß der bis in die Aus- 
reifungsphase reichende Preissenkungsprozeß in der Stagnationsphase umgekehrt 
wird, indem auf der Nachfrage- wie auf der Angebotsseite Preisauftriebsmomente 
wirksam werden.“ (50) Dies gilt sowohl für eine Zunahme der Nachfrage, welche 
durch allgemeine Steigerung des (pro Kopf-)Einkommens bewirkt ist, als auch vor 
allem durch den folgenden Faktor: 


„Hinkt ( .„. ) ein Wirtschaftszweig in seiner Produktivitätsentwicklung hinter der allgemeinen 
zurück, so ist er nicht mehr in der Lage, das aus der höheren Produktivität resultierende Steigen 


sammenhang gibt, daß nämlich ‚jenseits gewisser Grenzen großes Kapital mit kleiner Pro- 
fitrate rascher akkumuliert als kleines mit großer“, mit der (von mir extrapolierten) Fol- 
gerung, daß mithin die Größeren auch ihre relative Konkurrenzposition selbst in dieser 
Situation des gesamtwirtschaftlichen Profitratenfalls noch verbessern können, kann zwar 
eine Erklärung für die Kompensation im Hinblick auf die großen Kapitale, nicht aber zu- 
gleich im Hinblick auf das Gesamtkapital sein. 

48 Der Zusammenhang zwischen Veränderungen in der Wettbewerbsintensität und der 
Marktstruktur, insbesondere das unterschiedliche Wettbewerbsverhalten der Oligopole, 
ist ein zentrales Problem der „neuen Wettbewerbstheorie“, für die das oben beschriebene 
Phasenmodell konstitutive Bedeutung hat. Vgl. grundlegend: E. Kantzenbach, Die Funk- 
tionsfähigkeit des Wettbewerbs, Göttingen 1966 

49 E. Heuss, a.a.0., S. 66 

50 A.aO.,S.87 
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des volkswirtschaftlichen Lohnniveaus aufzufangen. Folglich werden sich seine Arbeits- und da- 
mit seine Produktionskosten pro Produkteinheit erhöhen.“ (51) 


Die Stagnation bzw. Rückbildung wird von Heuss allgemein darauf zurückgeführt, 
„daß die Außenwelt auf die Marktstruktur einwirkt und die Marktvorgänge nachhal- 
tig beeinflußt. Je nachdem von welcher Intensität diese Ausstrahlungen sind, führen 
sie den Markt in die Stagnations- oder in die Rückbildungsphase.“ (52) 


„Bei der Rückbildungsphase eines Marktes spricht man häufig von einem Schicksal, dem man so 
wenig wie dem Tode entrinnen könne.“ (53) 


Das Konzept des langfristigen Produkt-Zyklus hat außer für die moderne Wettbe- 
werbstheorie und für zahlreiche Managementtheorien bisher vor allem für die Theo- 
rie der internationalen Produktionsstruktur und der Strukturpolitik einen zentralen 
Stellenwert gewonnen; es ist „handlungsrelevant‘““ auf der Ebene des einzelnen und 
des Gesamtkapitals geworden (54). 

Wir haben gesehen, daß die Gesetzmäßigkeit, die diesem Konzept zugrunde- 
liegt, für unausweichlich gehalten wird bzw. auf welcher Ebene die „Unausweichlich- 
keit“ analytisch und praktisch anzusiedeln ist. Die These, daß in diesem Konzept 
das Problem des Profitratenfalls handlungstheoretisch reflektiert wird, soll nun aller- 
dings nicht bedeuten, daß durch dieses Konzept die realen Probleme des Profitraten- 
falls aufhebbar gemacht worden sind. Zum einen blieb die Darstellung hier strikt 
auf den langfristigen Trend beschränkt und es wurde nicht untersucht, wie sich des- 
sen Gesetzmäßigkeiten mit anderen Faktoren in den Konjunkturzyklen kumulieren; 
zum anderen wurde lediglich der Prozeß des Profitratenfalls in einer Produktions- 
sphäre beschrieben. 


4. Implikationen einer aktiven Anpassungspolitik an die Wirkungen des Profitra- 
tengesetzes 


Es geht mir bei dem Hinweis auf die Theorie des Produktzyklus als einer Form der 
Reflexion des Gesetzes der fallenden Tendenz der Profitrate also nicht darum, daß 


51 AaO0. 

52 A.O,S.85 

53 A.a.0.,5.89 

54 Vgl. exemplarisch für die Managementtheorie: W. Pfeiffer, P. Bischoff, „Produktlebens- 
zyklen als Basis der Unternehmensplanung“, in: Zeitschrift für Betriebswirtschaft, Jg. 44 
(1974), S. 635 ff.; J. Bidlingmaier, Marketing, a.a.O.; für die Theorie der internationalen 
Produktionsstruktur: J. Hirsch, a.a,O.; für die Strukturpolitik: V. Hauff, F. W. Scharpf, 
a.2.0.; für die zentrale Bedeutung, die das Konzept des langfristigen Produktzyklus in 
dem Planungssystem der DDR erhält und damit auch für ein Beispiel der objektiven Wirk- 
samkeit des Gesetzes im Weltmaßstab und damit in den sozialistischen Ländern, vgl. J. 
Garscha,- Zeitfaktor und Produktionsstruktur. Grundfragen und Methoden zur Beach- 
tung des Zeitfaktors bei der Planung, = Planung und Leitung der Volkswirtschaft, H. 35, 
Berlin/DDR 1969; darin wird übrigens eine bis in Feinheiten der praktischen Folgerun- 
gen hinein mit den Vorstellungen von Hauff/Scharpf übereinstimmende Konzeption ei- 
ner „aktiven Strukturpoktik“ im Hinblick auf die Anpassung der nationalen Produktions- 
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es nun gelingen könnte, durch gezielte Anpassungsstrategien die Wirkungen des Ge- 
setzes tatsächlich aufzuheben bzw. in den Griff zu bekommen. Inwieweit es über- 
haupt möglich ist, aus der allgemeinen Problemerkenntnis auf der Ebene der Einzel- 
kapitale konkrete Problemlösungsstrategien abzuleiten, kann hier auch nicht weiter 
untersucht werden. Immerhin veranlaßt aber auch schon die Akzeptierung und 
Antizipation notwendiger Entwicklungsverläufe der Profitproduktion zu Versuchen 
der Planung und aktiven Anpassung an zukünftige Handlungserfordernisse. Diese 
Versuche selbst und die durch sie angeleiteten Vorstellungen der Reform- und Hand- 
lungsspielräume stellen gegenwärtig relevante Prozesse dar, die realitätsverändernd 
wirksam sind und im einzelnen näher zu untersuchen wären. Im Ranmen dieses 
Aufsatzes ist nicht mehr möglich, als die Aufmerksamkeit auf diese Prozesse zu len- 
ken. 

Die Frage ist also nicht, ob Planung die zukünftige Entwicklung richtig erfaßt 
und ihr gerecht wird, sondern welche spezifischen Strukturen geschaffen werden, 
um den realen Verlauf dem geplanten anzupassen und welche Abwälzungs- und 
Auffangmöglichkeiten dafür eingerichtet werden können. Dieser Frage wäre etwa 
auf der Ebene der Einzelkapitale anhand der neueren Tendenz zu untersuchen, 
Konzernstrukturen wieder zu dezentralisieren und nach ‚profit centers‘ zu organisie- 
ren. An dieser Stelle soll allerdings nur auf mögliche Implikationen für die staatliche 
Politik eingegangen werden. Dabei beziehe ich mich auf die vom gegenwärtigen 
Bundesminister für Forschung und Technologie mitverfaßte Studie zur „Modernisie- 
rung der Volkswirtschaft“. 

Die Vorschläge, die Volker Hauff und Fritz Scharpf für eine „Strategie des ak- 
tiven Strukturwandels“ vorgelegt haben, begründen sich aus dem Versagen der key- 
nesianischen Globalsteuerung der 60er Jahre angesichts der Probleme, mit denen in 
den 70er und 80er Jahren zu rechnen sei: Tiefgehenden sektoralen und regionalen 
Stagnationskrisen. Diese Krise biete aber auch die Chance zu einer aktiven Politik 
der Strukturveränderung. Das Problem, das die Aktivierung des Staates erforderlich 
macht, ist nach Hauff/Scharpf ein spezifisches Versagen des Marktes: 

„Der Markt als ein gegenwartsbezogenes Instrument der Produktionsbestimmung Kann sich auf 


künftige Entwicklungen nur insoweit einstellen, als diese sich bereits in heute absehbarer und 
kalkulierbarer Nachfrage niederschlagen.“ (55) 


Die Präferenz für das Bekannte, das Bestehende, die Unterschätzung des Zukünfti- 
ge, des Möglichen, ist das Defizit, das zu kompensieren ist (56). Dabei geht die Kon- 
zeption des „aktiven Strukturwandels‘“ offensichtlich dahin, die ohnehin notwendi- 
ge Anpassung an zukünftige Entwicklungen der Märkte lediglich rascher zu vollzie- 
hen. Die aktive Strukturpolitik soll die positive Auslese an Branchen und Unterneh- 
mungen unterstützen, Schrumpfungsprozessen und negativer Auslese weniger entge- 
gentreten. 


struktur an die Weltmarktbedingungen entwickelt (vgl. Hauff/Scharpf, Modernisierung 
der Volkswirtschaft, Ffm-Köln 1976, S. 117 ff. und Garscha, $. 136 ff.). 

55 Hauff/Scharpf, a.a.0., S. 45 

56 A..O.,S.48 
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Hier ist es notwendig, die besondere Ausprägung des Keynesianismus, wie sie 
sich in der Bundesrepublik durchgesetzt hat, zuvor zu charakterisieren, weil diese 
die Erfahrungen strukturiert hat, von denen ausgehend die Überwindung des Keyne- 
sianismus konzipiert wird. 

Versucht man den Kerngedanken keynesianischer Politik auf eine knappe For- 
mel zu bringen, so besteht er in der Beeinflussung der Realisierungsbedingungen von 
Warenwerten durch eine äußere Instanz, deren Handlungen nicht im Rahmen des 
ökonomischen Prozesses, aus dem die besonderen Realisierungsbedingungen ja her- 
vorgegangen sind, determiniert sind. Der Keynesianismus setzt also eine von der na- 
tionalen Ökonomie abgehobene, autonome Handlungsinstanz voraus. Er setzt wei- 
terhin die Autonomie der Kapitalverwertung als Funktion der privaten Unterneh- 
mungen voraus. 

Die Bedingungen der Produktion und diejenigen der Distribution werden ana- 
lytisch getrennt und praktisch unterschiedlichen Handlungsträgern als Kompetenz- 
bereiche zugesprochen; die Produktion als Mikrobereich den Unternehmungen, die 
Distribution als Makrobereich dem Staat. Die immanente Schranke keynesianischer 
Politik sind also die Bedingungen der Produktion. 

Die keynesianische Zwei-Ebenen-Steuerung bezog sich dabei auf die gegen- 
wärtigen Bedingungen von Produktion und Realisierung von Wert; das Modell der 
aktiven Struktursteuerung dagegen bezieht sich auf die Differenz von gegenwärtiger 
und zukünftiger Produktion. 


Betrachten wir nun, welche Gründe für eine Überlegenheit der Staat in der Wahr- 

nehmung zukünftiger Entwicklungen der Produktionsstruktur besitzt. 

Die zentrale Bedingung einer aktiven Anpassungspolitik, wie sie von Hauff/ 
Scharpf konzipiert wird, ist die Kenntnis immanenter Entwicklungsnotwendigkei- 
ten von Produktionsstrukturen. Diese Kenntnis basiert 
1. auf dem Vergleich der strukturellen Veränderungen in der industriellen Entwick- 

lung verschiedener Nationen. Vorausgesetzt ist hier die Hypothese des einen not- 
wendigen Entwicklungsganges, wie sie den wirtschaftshistorischen und entwick- 
lungstheoretischen Arbeiten in der Tradition von Rostow zugrundeliegen. Die- 
sem Vergleich zufolge hat die BRD einen ‚‚zu hohen“ Anteil der Industrie an der 
Gesamtbeschäftigung. 

. auf empirischen Analysen der Entwicklung bestimmter Produkte als Träger von 
Verwertungsprozessen, die auf die Existenz von Produktzyklen im Hinblick auf 
die Bedingungen von Produktion und Realisierung von Wert schließen lassen. 
Diese langfristigen Zyklen lassen Angaben über die Entwicklung und Wachstums- 
möglichkeiten der Produktion zu. Die Ballung und Parallelisierung der Zyklen 
von Schlüsselprodukten wird dabei als Erklärung der ‚langen Wellen“, der soge- 
nannten Kondratieff-Zyklen betrachtet. 

3. auf einer Theorie der internationalen Arbeitsteilung, die auf dem Produktionszy- 
klus beruht. Ihr zufolge ist nur ein bestimmter Entwicklungsgrad der Fertigungs- 
verfahren und Produktreife mit den Kostenstrukturen in industriell fortgeschrit- 
tenen Nationen vereinbar, darüberhinaus wird die Verlagerung der Produktion in 


[5] 
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technologisch weniger entwickelte, aber im Kostenniveau günstiger liegende Län- 

der möglich — und bei entsprechender Schärfe der Konkurrenz auch notwendig. 
Aus der Kenntnis dieser Gesetzmäßigkeiten, in deren Mittelpunkt das Konzept des 
Produktzyklus steht, leiten Hauff/Scharpf den Schluß ab, daß sich zwei Dinge zu- 
sammen bringen ließen: einerseits die Beibehaltung eines hohen Lohnniveaus und 
andererseits die Weltmarktoffenheit und Freihandelsorientierung in der BRD. 

Bezogen auf die Gewerkschaften heißt dies, die Produktionsstrukturen dem 
Kostenniveau und nicht umgekehrt das Konstenniveau den Produktionsstrukturen 
anpassen zu wollen; bezogen auf die Unternehmungen heißt es, die Kapitalexporte 
beizubehalten und die Exportorientierung zu verschärfen. Die BRD solle von einem 
„Universalproduzenten“ zu einem „Spezialproduzenten“ werden. Worin soll die 
Spezialisierung bestehen? Hauff/Scharpf setzen vor allem auf die Investitionsgüter- 
industrie und hier vor allem auf den Großanlagenbau und die komplementären 
Dienstleistungen, also jene Bereiche, die offensichtlich am wenigsten von der Krise 
1975 erfaßt wurden. 

Was von entsprechenden Sesektionskriterien anhand von Branchen zu halten 
ist, zeigt sich aber, sobald Hauff/Scharpf auf „Ausnahmen“ zu sprechen kommen. 
Hier müssen sie eingestehen: 

„Die Entwicklungschancen einer Branche im ganzen sind also nicht notwendigerweise auch aus- 
schlaggebend für das einzelne Unternehmen oder das einzelne Produkt, und im Zuge einer in- 


dustriellen Spezialisierung werden gerade solche Ausnahmefälle innerhalb stagnationsgefährde- 
ter Branchen eine besondere Bedeutung erlangen.“ (57) 


Als Grund für diese Ausnahmeerfolge führen sie an: 


„[n ihnen manifestiert sich die intensive Marktbeobachtung und der Wille zur Innovation; und 
die Ergebnisse einer solchen aktiven intelligenten und risikobewußten Suche können auch bei 
verbesserter Wirtschaftsstatistik und Industriestrukturforschung kaum durch abstrakte Kriterien 
einer staatlichen Strukturpolitik vorweggenommen werden.“ (58) 


Die konkreten Kriterien faktischen Wachstumserfolgs bestimmter Unternehmen 
durchbrechen also die abstrakten, staatlich gesetzten. Hauff/Scharpf folgern daher 
auch: 

„Immerhin könnte eine staatliche Strukturpolitik Vorkehrungen dafür treffen, daß ihre Förde- 
rungsmittel nicht in eıster Linie den ‚Fußkranken‘, sondern den ‚Schnelläufern‘ der Wirtschaft 


zugute kommen oder doch zu Arbeitsplätzen in jenen Unternehmen führen, die sich zutrauen, 
in Zukunft den Wettbewerb erfolgreich zu bestehen. “ (59) 


Die dominierende Rolle der Unternehmungen in der Wirtschaftsstrukturpolitik darf 
m. E. nicht auf eine subjektive Präferenz der Autoren zurückgeführt werden; sie 
stellt das zentrale Problem eines fortgeschrittenen Interventionismus dar; das Schei- 
tern des Keynesianismus setzt die Diskussion um intermediäre Gewalten, um Priva- 
tisierung staatlicher Tätigkeitsbereiche, um Korporative Organisationsprinzipien wie- 
der auf die Tagesordnung, die mit dem Keynesianismus überwunden schienen. Die 


57 A.2.0., 8.42 
58 A.a.O.; Hervorhebung von mir. 
59 A.a.O.; Hervorhebung von mir. 
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klare Ebenen- und Kompetenztrennung, die im Keynesianismus jedenfalls der Idee 
nach bestehen konnte und die in Deutschland unter dem Einfluß des Neoliberalis- 
mus vergleichsweise „rein“ durchgesetzt wurde, läßt sich also nicht weiter so durch- 
halten. Es kommt nicht von ungefähr, daß die deutlichsten Beispiele für Privatisie- 
rung staatlicher Tätigkeitsbereiche die staatliche Forschungs- und Technologiepoli- 
tik ist (60). 

Hauff/Scharpf verweisen daher im Zusammenhang mit der Frage nach positi- 

ven Steuerungsinstrumenten auf die französische und englische Erfahrung, aus 
denen neue Instrumente für eine „neue Strukturierung des Verhältnisses zwischen 
Staat und Wirtschaft“ hervorgegangen seien: 
„Für uns sind vor allem die Planvereinbarungen interessant. In ihnen verpflichten sich die betei- 
ligten Unternehmen zur Information, Konsultation und Abstimmung mit der Regierung bei 
wichtigen unternehmenspolitischen und Investitionsentscheidungen. Die Regierung ihrerseits 
stellt im Rahmen solcher Vereinbarungen finanzielle Hilfe zur Erreichung der vereinbarten Ziele 
zur Verfügung.“ (61) 


In den „großen und schwierigen Innovationsaufgaben in unserer institutionellen 
Entscheidungsstruktur“ jedenfalls liegt ein entscheidendes Problem dieser Struktur- 
politik: 

„Gemeinsame Planungseinrichtungen zwischen Staat, Wirtschaft und Gewerkschaften über die 
enge Zielsetzung der konzertierten Aktion hinaus, sind in der Bundesrepublik bisher nicht üb- 


lich gewesen, und die dafür erforderlichen Institutionen, Verfahrensweisen und Einstellungen 
müßten erst neu entwickelt werden.“ (62) 


Die traditionellen Verbindungslinien zwischen Staat und Wirtschaft, so wie sie in 
die Struktur des politischen Systems der BRD fest eingezogen sind, verlaufen über 
die Verbände. Von ihnen aus floß der Fachverstand mit dem entsprechenden Inter- 
esse in die staatlichen Entscheidungen ein; hier fand im Wesentlichen der Ausgleich 
divergierender Wirtschaftsinteressen statt. 

Die Strukturpolitik erfordert nun, wie wir gesehen haben, primär die Auslese 
und Differenzierung zwischen einzelnen Unternehmungen und erst sekundär — 
unter dem Gesichtspunkt der Konfliktminderung — den des Ausgleichs innerhalb 
der Branchen. Die Funktion der Vermittlung und der Harmonisierung beider Funk- 
tionen, der Auslese und des Konfliktausgleichs, soll nun einem ganz bestimmten 
Verband übertragen werden: den Gewerkschaften. Für die Seite des industriellen 
Kapitals sind einzelne Unternehmungen die ‚Partner der Politik‘, die notwendige 
Ausgleichsfunktion soll dagegen vor allem über die Gewerkschaften laufen; hier 
ist ihr entscheidender Ort in der „konzertierten Aktion“, wie sich insbesondere an 
der Rolle zeigen läßt, die. der Mitbestimmung zugedacht ist: 


60 Vgl. die entsprechenden empirischen Hinweise bei J. Hirsch, Wissenschaftlich-technischer 
Fortschritt und politisches System. Organisation und Grundlagen administrativer Wissen- 
schaftsförderung in der BRD, Ffm 1970 

61 Hauff/Scharpf, a.a.0., S. 124 

62 F. W. Scharpf, Krisenpolitik, in: P. v. Oertzen u. a. (Hrsg.), Thema: Wirtschaftspolitik, 
Bonn - Bad Godesberg 1974, S. 24; Hervorhebung von mir. 
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» .„.. gerade der Mitbestimmungskompromiß (könnte) bei uns neue, günstige Voraussetzungen 
schaffen, — insbesondere dann, wenn durch die Beteiligung von unternehmensfremden Ver- 
tretern auf der Arbeitnehmerseite eine überbetriebliche, zumindest branchenweite Perspektive 
in die Entscheidungsstruktur des einzelnen Unternehmens hineingebracht wird.“ (63) 


Die Gewerkschaften also als Träger einer überbetrieblichen Perspektive für die Not- 
wendigkeiten von Strukturpolitik — welche Aufgaben sollen sie erfüllen? Die über- 
betriebliche Perspektive wurde und wird in den Aufsichtsräten seit jeher durch die 
Banken eingebracht, die zudem viel stärker durch die Bonitätsprüfungen in die Pla- 
nungen der Unternehmungen einbezogen sind. Die Bedeutung der Gewerkschaften 
würde also vor allem die politische, legitimatorische Absicherung für disKriminieren- 
de Maßnahmen sein, denn Strukturpolitik kann nur Diskriminierungspolitik sein; 
eine Absicherung, für die sachliche Legitimation bankmäßiger Auslese nicht hin- 
reicht. 

Während die „Planungsstrukturen“ auf diese Weise als enge Planungssym- 
biosen zwischen Einzelunternehmungen, Staat und Gewerkschaften konzipiert sind, 
sind die Konsensstrukturen durch weitgehende Institutionalisierung von Interessen- 
gegensätzen zu gewährleisten, die „Raum für notwendige Kontroversen und solche 
Kompromisse (schaffen sollen), die sich unter den verschiedenen Aspekten als trag- 
fähig zu erweisen haben.“ (64) Diese Institutionalisierung, also Verrechtlichung von 
Interessengegensätzen bezieht sich vor allem auch auf die Organisationen der Betrof- 
fenen, auch Bürgerinitiativen; ihre Aufgabe ist es, „die Interessen der Beteiligten 
und Betroffenen miteinander in Übereinstimmung zu bringen“ (65). Man braucht 
die Konstruktion des Verhältnisses von Planungs- und Konsensstrukturen nicht groß 
zu untersuchen, um festzustellen, wie die Gewichte verteilt sind: Wesentlich ist, daß 
die in Aussicht genommene qualitative Wirtschaftslenkung als neue Staatsfunktion 
Formveränderungen des politischen Systems einschließt, die beim gegenwärtigen 
Übergang zu nachkeynesianischen Steuerungssystemen erst im Umriß und — wie in 
der gerade skizzierten Studie von Hauff und Scharpf — erst als programmatische 
Überlegungen sichtbar werden, aber dennoch stärker in den Vordergrund von Unter- 
suchungen und Diskussionen im Zusammenhang des Profitratengesetzes stehen soll- 
ten. 

Denn, daß ein solcher Zusammenhang von gegenwärtig stattfindenden Form- 
veränderungen im politischen System und dem Profitratengesetz besteht, dies ist — 
um im Schluß noch einmal den Bogen der Argumentation zu den Ausgangsüberle- 
gungen zu ziehen — die wesentliche These dieses Aufsatzes. Es ist demnach nicht 
mehr möglich, wie es in der Marx‘schen Darstellung des Gesetzes und seiner Wirkun- 
gen noch der Fall war, von einer engen Verkoppelung von übergangs- und zusam- 
menbruchstheoretischen Wirkungsmomenten auszugehen. Auch für den Bereich der 
auf Systemstabilisierung und immanenter Reform ausgerichteten Strategien war die 
Anpassungsstrategie hier reaktiv und eher auf das graduelle Aussteuern einzelner 


63 A.a.0. 
64 Hauff/Scharpf, a.a.0., 8. 128 
65 A.a.O. 


159 


Produktionsbereiche aus dem System der über den Profitratenausgleich eng mitein- 
ander verbundenen Einzelkapitale gerichtet, also auf einen Endzustand nichtkapita- 
listischer Organisationsformen der Produktion. Der Wandel, der mit einer prinzipiel- 
len Anerkennung der Wirkungsweise des Profitratengesetzes auf der Ebene einzelner 
Wirtschaftszweige bzw. Produktlinien eingesetzt hat, betrifft diese reaktive Grund- 
haltung, die auch der Reformpolitik ‚letztlich‘ eine systemsprengende Qualität ver- 
lieh. Eine Strategie der aktiven Anpassung muß die Produktionsbereiche, in denen 
das Gesetz im Sinne der oben dargestellten Phasen des langfristigen Produktzyklus 
„gegriffen hat“, nunmehr primär unter dem Gesichtspunkt der Wiedereingliederung 
und der Vermittlung neuer kapitalistisch verwertbarer Produktionszwecke betrach- 
ten. Die Politik, auch die reformorientierte, wird sich verstärkt hinter einzelne Un- 
ternehmen, Produktionszwecke, Produktlinien stellen müssen und damit Gesichts- 
punkte der Vewertbarkeit gegenüber denen der Brauchbarkeit in den Vordergrund 
stellen müssen (66). 

Es ist nicht möglich, die spezifischen Spielräume, Konflikte und Widersprüche 
einer solchen Politik hier auszuloten, aber es ist eine notwendige Aufgabe für weite- 
re Untersuchungen. 


66 Vgl. zu den damit gesetzten Legitimationsproblemen auch den Beitrag von Chr. Neusüß 
in diesem Heft. 


Diskussion zum „Gesetz des tendentiellen Falls der Profitrate“ in der PROKLA: 


Willi Semmler, Jürgen Hoffmann, Kapitalakkumulation, Staatseingriffe und Lohn- 
bewegung, in: PROKLA NT. 2 


Altvater / Hoffmann / Schoeller / Semmler, Entwicklungsphasen und -tendenzen 
des westdeutschen Kapitalismus, Teil 1 und 2, in: PROKLA Nr. 13 und 16 


Altvater/ Hoffmann / Künzel / Semmler, Inflation und Krise der Kapitalentwertung, 
in: PROKLANTr. 17/18 


Makoto Itoh, Krisentheorie bei Marx, in: PROKLA Nr. 22 


Diefenbach / Grözinger / Ipsen / Wartenpfuhl / Wengenroth, Wie real ist die Real- 
analyse, in PROKLA NT. 24 


Altvater / Hoffmann / Semmler, Zum Problem der Profitratenberechnung, in: 
PROKLA Nr. 24 


Georgios Stamatis, Die Konsistenz des Marxschen Gesetzes vom tendenziellen Fall 
der allgemeinen Profitrate, in PROKLA Nr. 25 J 
0 


| Anwar Shaikh, Einführung in die Geschichte der Krisentheorie, in: PROKLA Nr. 3 
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Rainer Dombois 

Stammarbeiter und Krisenbetroffenheit 
Fallanalysen zur Differenzierung der Krisenbetroffenheit 
angelernter Arbeiter 


Die inzwischen langjährige Massenarbeitslosigkeit in der Bundesrepublik läßt die Fra- 
ge aufwerfen, wieso eine derart weitreichende Verletzung strategischer Lebensinter- 
essen der lohnabhängigen Bevölkerung weder offene politische Legitimationskrisen 
entzündete noch eine stärker auf die Abwehr betrieblicher Arbeitsplatzvernichtung 
gerichtete gewerkschaftliche Interessenpolitik zu erzwingen vermochte (1). Auch 
Diskussion und Kampf um die Arbeitszeitverkürzung haben nichts daran geändert, 
daß — soetwa bei der Krisenregulierung im Saargebiet — der Abbau von Arbeitsplät- 
zen auf betrieblicher Ebene ohne nennenswerte Konflikte durchgesetzt wird und 
Gewerkschaften und Betriebsräte allenfalls auf die Milderung oder Umverteilung 
von Krisenlasten drängen — dies freilich um den Preis der Vereinnahmung in Ent- 
scheidungs- und Legitimationsmuster, die eine Mobilisierung der Betroffenen aus- 
schließen (2). 

Wenn auch mit gehöriger Verspätung hat sich die Aufmerksamkeit kritischer 
Sozialwissenschaftler in den letzten Jahren zunehmend der Krise und ihren sozialen 
Auswirkungen zugewandt (3). Wichtige Impulse zu einer Analyse der Krisenbetrof- 
fenheit vermittelte die Diskussion um die erst neuerdings in der Bundesrepublik 


1 Auch der Stahlstreik deutet nicht auf eine Wende gewerkschaftlicher Politik hin: die Um- 
münzung einer allgemeinen Arbeitszeitverkürzung zur Abwehr des Beschäftigungsabbaus 
in eine gestaffelte Urlaubsregelung, die sich aus gruppenspezifischen Belastungen begrün- 
det und die langfristige Festschreibung der ausgehandelten Ergebnisse drohen neue An- 
sätze des gewerkschaftlichen Kampfes gegen Rationalisierung und Arbeitsplatzvernich- 
tung wieder zu verschütten und Argumentationsmuster ins politische Abseits zu stellen, 
die sich weniger an privatwirtschaftlichen Rentabilitätszwängen als an Lebensinteressen 
der Arbeitnehmer ausschließlich orientieren. 

2 Vgl. etwa die Darstellung von J. Esser, Krisenregulierung und Gewerkschaften — Das Bei- 
spiel der saarländischen Stahlindustrie, in: Gewerkschaftliche Monatshefte 12/1978, 772 
ff. und J. Esser, W. Fach, W. Väth, Strukturelle Arbeitslosigkeit und politisches Konflikt- 
potential — Die Krise der saarländischen Stahlindustrie, in: Prokla 31, 115 ff. 

3 $. u.a.: Probleme des Klassenkampfes 19 - 21, 1975; R. Duhm, H. Wieser (Hrsg.), Krise 
und Gegenwehr, Berlin 1975; R. Duhm, U. Mückenberger, Arbeitskampf im Krisenalltag, 
Berlin 1977; 0. Jacobi, W. Müller-Jentsch, E. Schmidt, Gewerkschaftspolitik in der Krise, 
Kritisches Gewerkschaftsjahrbuch 1977/78, Berlin 1978; Soz. Büro (Hrsg.), Rationalisie- 
rung, Arbeitslosigkeit, Gegenwehr, Analysen, Materialien, Erfahrungen, Offenbach 1978; 
3. Huffschmidt, H. Schui (Hrsg.), Gesellschaft im Konkurs? Handbuch zur Wirtschafts- 
krise 1973 - 1976 in der BRD, Köln 1976; Leviathan 4/1976; R. Schultz-Wild, Beschäfti- 
gungspolitik in der Krise, Frankfurt/New York 1978. E. Hildebrandt, Feuern ohne zu 
heuern, in: Prokla, Heft 26, 1977,8. 151-190 


161 


rezipierten Theorieansätze zur Segmentierung des Arbeitsmarkts (4). Demnach sind 
verschiedene gesellschaftliche Gruppen, wie sie durch Geschlecht, Lebensalter, Na- 
tionalität und Qualifikationsniveau sozial definiert werden, mit unterschiedlichen 
Marktchancen ausgestattet und in unterschiedlichem Ausmaß von Krisenauswirkun- 
gen’— vor allem den Verlust des Arbeitsplatzes und der Minderung der materiellen, 
physischen und sozialen Reproduktionschancen — betroffen (5). Die Segmentie- 
rungsmechanismen, die solche Betroffenheitsprofile herstellen, sind in der betriebli- 
chen Beschäftigungspolitik und den in ihr wirksamen Interessenkonstellationen an- 
gelegt (6); sie zielen gleichermaßen auf die Bindung schwer zu ersetzenden Qualifi- 
kationspotentials wie auf die Minimierung von Konflikten. Die Segmentierungsthese 
dürfte uns einer Klärung der Frage näher bringen, wie sich die Beschäftigungskrise 
derart lautlos und konfliktarm an jenem Ort durchsetzt, an dem am ehesten kollek- 
tive Gegenwehr möglich wäre: im Betrieb. Da die Arbeitslosen aus kollektiven Gefü- 
gen gemeinsamer Interessenlage herausgerissen sind, keine produktiven oder legiti- 
matorischen Leistungen erbringen und auch zurückhalten können, vielmehr von öf- 
fentlichen Versorgungsleistungen abhängig sind, sind sie ganz besonders konfliktun- 
fähig. Die Phase, in der sie im manifesten Konflikt Interessen geltend machen könn- 
ten, ist vielmehr der Arbeitslosigkeit zeitlich vorgelagert. Die Mechanismen der be- 
trieblichen Arbeitsplatzvernichtung, die sozialen Betroffenheitsprofile, also die be- 
trieblichen Muster der Krisenabwälzung dürften einen Schlüssel zu einer Analyse des 
sozialen Konfliktpotentials der Krise liefern. Die Segmentierungsthese läßt also 
einen Bogen vom Arbeitsmarkt zu den betrieblichen Prozessen schlagen, die die 
Nachfrage nach Arbeitskraft steuern und — so unsere Annahme — Krisenbetroffen- 
heit, Krisenwahrnehmung und Reaktionsweisen strukturieren. 

Die betrieblichen Mechanismen der Verteilung von Krisenlasten dürften die 
subjektive Krisenwahrnehmung, die Erfahrung von Existenzrisiken und Interessen- 
verletzung prägen und differenzieren und Chancen und Bandbreite solidarischen In- 
teressenhandelns beeinflussen. Gruppen von Arbeitern etwa, die sich aufgrund der 
ökonomischen Branchensituation, ihrer (formalen oder betriebsspezifischen) Quali- 


4 Vgl. dazu insbesondere W. Sengenberger, Arbeitsmarktstruktur, Ansätze zu einem Modell 
des segmentierten Arbeitsmarktes, Frankfurt/München 1975; ders. (Hrsg.), Der gespalte- 
ne Arbeitsmarkt, Probleme der Arbeitsmarktsegmentation, Frankfurt/New York, 1978; 
die Aufsätze von D. Freiburghaus und S. Gensior, B. Krais, in: M, Bolle (Hısg.), Arbeits- 
markttheorie und Arbeitsmarktpolitik, Opladen 1976; D. Freiburghaus, G. Schmidt, 
Theorie der Segmentierung von Arbeitsmärkten, in: Leviathan 3/75, S. 417 ff. H.G. 
Mendius, W. Sengenberger, Konjunkturschwankungen und betriebliche Politik; Zur Ent- 
stehung und Verfestigung von Arbeitsmarktsegmentation, in: H. G. Mendius u.a., Betrieb 
— Arbeitsmarkt — Qualifikation I, Frankfurt 1976 

5 Vgl. dazu auch C. Offe (Hrsg.), Opfer des Arbeitsmarktes, Neuwied 1977;G. Lenhardt, 
Berufliche Qualifikation und Arbeitslosigkeit, in: Leviathan 3/75, S. 370 ff. 

6 Vgl. zur betrieblichen Beschäftigungspolitik: F. Weltz, Betriebliche Beschäftigungspoh- 
tik und Verhalten der Arbeitskräfte, in: Gewerkschaftliche Monatshefte, Heft 1, 1976; 
G. Mendius, R. Schultz-Wild, Betriebsräte und Personalabbau, in: Leviathan 4/76, S. 465 
ff. und weitere Arbeiten des Münchener Instituts für sozialwissenschaftliche Forschung; 
Projektgruppe des WSI, Betriebliche Beschäftigungspolitik und gewerkschaftliche Inter- 
essenvertretung, Köln 1977 
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fikationen, ihres Status in dem betrieblichen System der Zuteilung von Anforderun- 
gen und Gratifikatisnen gesichert sehen, werden Krisenauswirkungen anders wahr- 
nehmen und interpretieren als Arbeiter, die aufgrund der ökonomischen Situation 
des Betriebs und/oder ihrer eigenen marginalen betrieblichen Position besonders ge- 
fährdet sind. Ob aber bisherige politische und gesellschaftliche Deutungsmuster in- 
adäquat geworden sind, also ihre Orientierungsfunktion eingebüßt haben und ein- 
heitliche Klasseninteressen stärker hervortreten lassen, setzt nicht nur ein gewisses 
Maß an Gemeinsamkeit der Krisenbetroffenheit, sondern auch an Wahrnehmung 
gemeinsamer Interessenverletzung und allgemeiner Risiken voraus. 


Drei exemplarische Fälle von Krisenverarbeitung 


Im folgenden sollen drei Fälle betrieblicher Krisenverarbeitung gegenübergestellt 
werden, aus denen in vorsichtiger Verallgemeinerung Schlußforgerungen über Be- 
dingungen gegenwärtiger Krisenrezeption gezogen werden können. Im Mittelpunkt 
unserer Untersuchung stehen Mechanismen der Krisenabwälzung in den Hafenbe- 
trieben und Muster der Krisen- (besser: Betroffenheits-JWahrnehmung der Hafen- 
arbeiter (7); diesem Fall sollen andernorts dokumentierte Fälle der Krisenverarbei- 
tung bei VW (8) und schließlich die von Lichte und Bosch dokumentierte Betriebs- 
stillegung eines Röhrenwerks (9) gegenübergestellt werden. 

Den Fällen ist ein Krisenphänomen gemeinsam: die massenhafte Arbeitsplatz- 
vernichtung, deren Ausprägungen, Ursachen und Folgeprobleme freilich von Fall zu 
Fall verschieden sind. Während die Vernichtung von Arbeitsplätzen im Hafen vor- 
nehmlich konjunkturelle Ursachen hatte, spielten bei VW Vermarktungsprobleme, 
ein gewaltiger Rationalisierungsschub und die Produktionsauslagerung gleicherma- 
ßen eine Rolle; schließlich ging die Stillegung des Röhrenwerks auf Konzentration 
und Produktionszusammenlegung zurück. Der Krisenbegriff wird also sehr offen ge- 
faßt; er umfaßt sehr unterschiedliche ökonomische Prozesse, die allesamt in der Ar- 
beitsplatzvernichtung und damit in materiellen Risiken der Beschäftigten münden. 

Gemeinsam ist den Fällen der Arbeitsplatzvemichtung, daß angelernte Arbei- 
ter betroffen sind, also Arbeiter, deren jetzige Tätigkeit keine Berufsausbildung vor- 
aussetzt. Diese Arbeiter, meist dequalifizierte Handwerker und Facharbeiter, verfü- 
gen über mehr oder weniger große betriebsspezifische Qualifikationen, die aber 


7 Grundlage bildet unsere Untersuchung der Arbeitssituation bremischer Hafenarbeiter; 
vgl. M. Abendroth, N. Beckenbach, S. Braun, R. Dombois, Hafenarbeit im Wandel, Eine 
industriesoziologische Untersuchung über die Arbeits- und Betriebsverhältnisse in den 
bremischen Häfen, 5 Bände, Bremen 1978; erscheint demnächst gekürzt und überarbeitet 
bei Campus. Die Krisenproblematik ist allerdings nicht thematisiert worden. 

8 Vgl. R. Dombois, Massenentlassungen bei VW, Individualisierung der Krise, in: Leviathan 
4/1976; H. G. Mendius, R. Schultz-Wild, a.a.O., E. Hildebrandt, a.a.O., R. Schultz-Wild, 
2.2.0. j 

3 Vgl. dazu R. Lichte, Betriebsalltag von Industriearbeitern, Frankfurt/New York 1978;G. 
Bosch, Arbeitsplatzverlust, Die sozialen Folgen einer Betriebsstillegung, Frankfurt/New 
York 1978 
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nicht marktgängig, transferierbar sind, sondern bei einem Betriebswechsel verfal- 
len (10). Der Verlust des betrieblichen Arbeitsplatzes ist für diese Gruppe ein umso 
höheres Risiko, je höher der mit den Jahren und der Erfahrung erworbene betrieb- 
liche Status und je enger die altersbedingte geminderte physisch-psychische Lei- 
stungsfähigkeit die Arbeitsmarktchancen begrenzen. Gerade die Stammbelegschaft 
ist in hohem Maße an den Betrieb gebunden. 

Die Fallbeispiele unterscheiden sich — und dies ist einer der Gründe für ihre 
Auswahl — im Ausmaß der Arbeitsplatzvernichtung: zwischen dem relativ geringen 
Arbeitsplatz- und Beschäftigungsabbau im Hafen und der Betriebsstillegung liegt 
nicht nur eine quantitative Spannbreite zunehmender Schärfe von Krisenausprägun- 
gen; mit zunehmender Schärfe erweitert sich auch das Spektrum betroffener Grup- 
pen bis hin zur betrieblich qualifizierten Stammbelegschaft, die aufgrund ihrer so- 
zialen Homogenität, ihres Leistungsvermögens und ihrer starken Repräsentanz in 
der Interessenvertretung über eine relativ große Konfliktfähigkeit verfügt. Es stellt 
sich dann die Frage, wieweit einer zunehmenden Verallgemeinerung von Risiken und 
Betroffenheit unterschiedliche Mechanismen des Konfliktablaufs entsprechen, die 
Rückschlüsse auf die Muster der Krisenwahrnehmung und der Reaktionsweisen zu- 
lassen. 

Die Fälle beschränken sich auf großbetriebliche Muster der Konfliktregulie- 
rung: diese erhalten wegen der größeren ökonomischen und Konzessionsspielräume 
und organisatorischen Flexibilität eine besondere Elastizität und beziehen die in der 
Regel gut organisierte gesetzliche und gewerkschaftliche Interessenvertretung ein. 
Schließlich legt die große ökonomische und politische Bedeutung der Beschäfti- 
gungspolitik von Großbetrieben auch die politische Einflußnahme auf die Krisen- 
regulierung nahe. Aus diesen Gründen können die hier skizzierten Fälle als beson- 
ders entwickelte Formen der Krisenregulierung gelten, in der wichtige gesellschaft- 
liche Interessen einbezogen sind. 

Die Beschränkung auf betriebliche Fallanalysen, die singulär anmutende Ver- 
läufe der Krisenverarbeitung miteinander vergleichen, mag zunächst befremden. Da 
aber globale und branchenspezifische Daten zur Arbeitsplatzvernichtung und Be- 
schäftigungsentwicklung nur sehr unzureichend Aufschlüsse über Krisenbetroffen- 
heit zu geben vermögen, müssen wir uns zunächst mit solchen mikrosoziologischen 
Fallanalysen behelfen, um Mechanismen der einzelbetrieblichen Krisenverarbeitung 
und die Sozialprofile der Betroffenheit exemplarisch herauszuarbeiten und sodann 
erste vorsichtige Verallgemeinerungen zu versuchen. Dabei muß allerdings die Reich- 
weite unserer Aussagen beschränkt bleiben, zumal wir auf Material zurückgreifen, 
das nach unterschiedlichen Interessen und Fragestellungen erhoben wurde. Während 
die eigenen empirischen Erhebungen im Hafen die Krisenwahrnehmung der Hafenar- 
beiter direkt einbeziehen, legen die Daten zum Beschäftigungsabbau bei VW eher 
die Mechanismen der Verteilung von Krisenlasten und die resultierenden Sozialpro- 
file frei. Da in die Mechanismen der betrieblichen Krisenverarbeitung Reaktionsmu- 


10 Vgl. dazu F. Böhle, N. Altmann, Industrielle Arbeit und soziale Sicherheit, Frankfurt 
1972,38. 192 £f. 
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ster der Betroffenen und ihrer Interessenvertretung eingehen, können wir, allerdings 

ungesicherte, Rückschlüsse auf die Krisenwahrnehmung ziehen. Schließlich berück- 

sichtigt die Fallanalyse von Lichte und Bosch eher Konfliktchronologie, Betroffen- 

heitsprofile und Reaktionsmuster. Diese unterschiedlichen Schwerpunkte erklären 

sich aus unterschiedichen Untersuchungsbedingungen; immerhin erscheinen die Fäl- 

le auch im Rahmen einer Sekundäranalyse nach folgenden Dimensionen vergleich- 

bar: nach 

— je spezifischen betrieblichen Mechanismen der Verteilung und Abwälzung von 
Krisenlasten 

— den resultierenden Betroffenheitsprofilen 

— den Reaktionsmustern der Belegschaften 

— der Rolle der Politik der Interessenvertretung als integralem Moment des Kon- 
fliktablaufs. 


I.  Krisenbetroffenheit und Krisenwahrnehmung der bremischen Hafenarbeiter 


Da der konjunkturelle Zyklus der Häfen an die Entwicklung des Außenhandels ge- 
koppelt ist und zudem die spektakulären Rationalisierungsschübe (z. B. Einführung 
des Containers) schon mehrere Jahre zurückliegen, war der Beschäftigungsrückgang 
in den Häfen weniger stark als in anderen Branchen: 1975 verminderte sich der Um- 
schlag in den bremischen Häfen um ca. 20 Prozent gegenüber dem Vorjahr, ist aber 
seitdem wieder auf den Vorkrisenstand gestiegen. Die Zahl der Beschäftigten wurde 
von ca. 7.200 auf 6.600, also ca. um 10 Prozent verringert und seitdem annähernd 
konstant gehalten. Die Krisenauswirkungen sind also weniger dramatisch als in an- 
deren Wirtschaftsbereichen; es gab weder Massenentlassungen noch Betriebsstille- 
gungen, die eine kollektiv definierte Situation der Interessenverletzung und einen 
offenen Konflikt geschaffen hätten. 


I. Alltägliche Flexibilität des Arbeitseinsatzes im Hafen 


Der Hafenumschlag weist gegenüber anderen Branchen einige Besonderheiten auf, 
die für die Mechanismen der Krisenabwälzung und der Zuteilung von Krisenlasten 
ebenso bedeutsam wie für die Muster der Krisenerfahrungen sein dürften. 

Die Betriebe sind in ein System der Arbeitsteilung eingebunden, das als in- 
tegriertes Beschäftigungssystem bezeichnet werden kann. Arbeiter mehrerer Be- 
triebe arbeiten meist Hand in Hand zwischen der Schiffsluke und dem Schuppen. 
Während die Arbeiter des Großbetriebs Bremer Lagerhaus-Gesellschaft die gesamten 
kajeseitigen Güterbewegungen verrichten, arbeiten die Stauer, meist Beschäftigte 
kleiner und mittlerer Betriebe, an Bord der Schiffe. 

Das Beschäftigungssystem im Hafen ist eng mit der Politik der Kommune ver- 
woben: in den norddeutschen Städten gelten die Häfen nicht nur als „Schlüsselin- 
dustrie“ mit vielfältigen sekundären Beschäftigungseffekten (seenahe Industrie, Spe- 


165 


ditionen, Großhandel) und damit als bevorzugte Objekte öffentlicher Investitionen, 

vornehmlich in die Infrastruktur. Darüber hinaus gibt es in den größeren Häfen 

halbstaatliche Großbetriebe, die die lokale Seehäfenpolitik weitgehend bestimmen. 

Der größte Umschlagsbetrieb Bremens, die Bremer Lagerhaus-Gesellschaft (BLG), 

die für weite Hafenbereiche das Monopol aller Operationen auf der Kaje inne hat, 

ist mehrheitlich im Besitz der Stadtgemeinde, wird aber als Aktiengesellschaft ge- 
führt. Ein Überlassungsvertrag überträgt der BLG die Bewirtschaftung der Um- 
schlagsanlagen; die finanziellen Transaktionen zwischen BLG und Stadtgemeinde 
sind wenig transparent, so daß erhebliche, politisch eröffnete materielle Konzes- 
sionsspielräume des Unternehmens angenommen werden können. Schließlich sub- 
ventioniert die Stadtgemeinde und das Land auch den Gesamthafenbetrieb (GHB), 
einen Arbeitskräftepool, der als Gemeinschaftseinrichtung der bremischen Hafen- 
betriebe drittelparitätisch von Staat, Gewerkschaft und Arbeitgeber verwaltet wird. 

Der Arbeitsanfall im Hafen ist von der Zahl und Art der jeweils anwesenden 

Schiffe und der umzuschlagenden Güter abhängig. Da die Betriebe die Schiffe mög- 
lichst schnell abfertigen und die Schiffsankünfte weder regel- noch gleichmäßig sind, 
ist der betriebliche Arbeitskräftebedarf umso größeren Schwankungen ausgesetzt, 
je geringer das Auftragsvolumen und damit auch die arbeitsorganisatorische Aus- 
gleichsflexibilität ist. Die Betriebe stellen daher nur so wenig Arbeiter fest ein, wie 
sie ständig beschäftigen können. Tägliche und saisonale Schwankungen des Um- 
schlagsvolumens und des Arbeitskräftebedarfs werden mit folgenden Instrumenten 
ausgeglichen: 

— Die Stammarbeiter der Einzelbetriebe werden je nach Bedarf schichtweise oder 
auch mittelfristig ergänzt durch die (in Bremen und Bremerhaven insgesamt ca. 
1.300) Arbeiter des Gesamthafenbetriebs, eines betriebsförmig institutionalisier- 
ten Arbeitskräftepools mit der einzigen Funktion, die z. T. beträchtlichen, oft 
tageweisen Schwankungen deseinzelbetrieblichen Arbeitskräftebedarfs auszuglei- 
chen. Die Arbeiter des Pools werden von den Betrieben ausgeliehen, wenn die be- 
triebliche Stammbelegschaft nicht ausreicht oder auch die Stammbelegschaft 
möglichst klein gehalten werden soll. Arbeiter der Poolfirma, die nicht vermittelt 
werden, legen Feierschichten ein und erhalten den Mindestlohn aus der Garantie- 
Iohnkasse, einem aus staatlichen Bien und Pflichtabgaben aller Hafenbetrie- 
be gespeisten Fonds. 

— Mindestens ebenso wichtiges Mittel des Ausgleichs von Schwankungen stellen 
Überstunden, Doppelschichten, Nacht- und Wochenendarbeit und die Flexibili- 
sierung der Arbeitszeit dar. So ist es in einzelnen kleineren Betrieben nicht nur 
üblich, Überschichten in enormen Ausmaßen abzuverlangen (in einer Stauerei 
z. B. je Vorarbeiter etwa 100 Überschichten im Jahr 1976), sondern auch den je- 
weiligen Schichtbeginn von der Schiffsankunft abhängig zu machen. 

— Gerade kleinere Betriebe halten ihren Stamm klein und vermeiden es, die relativ. 
teuren GHB-Arbeiter auszuleihen, indem sie bei Bedarf Aushilfsarbeiter über das 
Hafenarbeitsamt oder über Verleihfirmen, sogenannte Sklavenhändler, tageweise 
beschäftigen und mit ebenso großer Leichtigkeit wieder abstoßen. So kamen in 
einem kleineren Hafen, der allerdings nicht über einen GHB verfügt, im ersten 
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Halbjahr 1978 auf ca. 4.500 Schichten von Stammarbeitern ca. 3.200 Schichten 
von Aushilfsarbeitern. Es ist klar, daß diese Praxis vor allem auf Kosten der 
Stammarbeiter geht, die die hafenunerfahrenen Aushilfsarbeiter mitziehen 
müssen und zusätzliche Sicherheitsrisiken eingehen. 

— Die Betriebe üben die Arbeiter sukzessive in verschiedene Arbeitsfunktionen 
ein. Der Qualifikationsüberschuß dient dazu, die unter wechselnden Umschlags- 
bedingungen erforderlichen unterschiedlichen Qualifikationen vorzuhalten. Die 
Hafenarbeiter sind also nicht bestimmten Arbeitsplätzen und Funktionen zuge- 
ordnet, sondern je nach Bedarf wechselnd einsetzbar. Dieser Wechsel der Arbeits- 
verteilung erlaubt den innerbetrieblichen Ausgleich des qualitätiven Arbeitskräf- 
tebedarfs. 

— Schließlich hat sich zumal in Klein- und Mittelbetrieben die illegale Praxis durch- 
gesetzt, überschüssige Stammarbeiter zwischenbetrieblich auszutauschen und so. 
einzelbetriebliche Schwankungen möglichst kostengünstig auszugleichen, 

Diese besonderen Instrumente des Ausgleichs schwankenden Arbeitsanfalls geben 

dem Arbeitseinsatz der Hafenbetriebe eine außerordentliche Flexibilität, die bereits 

im normalen Arbeitsalltag deutliche Segmentierungslinien erkennen läßt: Ist das 

arbeitstägliche Umschlagsvolumen gering, fordern die Betriebe weder Aushilfs- noch 

GHB-Arbeiter an, kürzen die Überstunden und setzen ihre Stammarbeiter je nach 

Anciennität und Leistungstüchtigkeit in Spezialfunktionen oder in jene sonst von 

Betriebsfremden ausgeübten manuellen Schwerarbeitsfunktionen ein. Bereits im nor- 

malen Arbeitsalltag gelingt dies ohne Friktionen, weil die Hafenarbeiter keine festen 

Arbeitsplätze haben, sondern daran gewöhnt sind, von Tag zu Tag wieder neuen 

Funktionen und Kooperationszusammenhängen zugeteilt zu werden. 


2. Betriebliche Muster der Abwälzung von Krisenlasten 


Unter diesen Umständen mußte der konjunkturelle Rückgang des Umschlagsvolu- 
mens einen beschäftigungspolitischen Kaskadeneffekt auslösen, der zuerst die be- 
triebsfremden, bedarfsweise angeheuerten unständigen Arbeiter verdrängte, aber 
auch auf den Arbeitseinsatz von Stammarbeitern der Einzelbetriebe Einfluß haben 
mußte. 

Wichtigstes Mittel der einzelbetrieblichen Krisenverarbeitung bildete die Ab- 
wälzung der Lasten auf Arbeiter anderer Betriebe und die Aushilfsarbeiter, um so 
die eigene Stammbelegschaft zu halten und Konflikte zu mindern. Als struktureller 
Puffer bot sich vornehmlich der Gesamthafenbetrieb an, dessen Funktion ja gerade 
der arbeitsalltägliche Ausgleich der Schwankungen des einzelbetrieblichen Arbeits- 
kräftebedarfs ist. In der Tat wurden Arbeiter des GHB weniger nachgefragt; Arbei- 
ter, die jahrelang an einen Betrieb ausgeliehen worden waren, wurden von einem 
Tag zum anderen wieder zum Pool zurückgeschickt. In den Spitzenzeiten 1975 
mußte jeder Arbeiter des GHB im Durchschnitt 10 Feierschichten monatlich einle- 
gen. 

Schließlich wurden die Krisenlasten auf jene Gruppe von Arbeitern abgewälzt, 
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die, wechselnd zusammengesetzt, keine Interessenvertretung haben und auch von 
den Hafenarbeitern eher mißtrauisch behandelt und stigmatisiert werden: die über 
das Hafenarbeitsamt und die „Sklavenhändler‘ vermittelten Tagelöhner, die weder 
Vermittlungs- noch Lohnansprüche haben. 

Jene eher unangenehmeren, schwereten, weniger qualifizierten Arbeiten, die 
bisher vor allem betriebsfremde Arbeiter ausgeführt hatten, wurden zunehmend von 
Stammarbeiterm mit geringeren Anciennitätsrechten übernommen. Dieses setzte al- 
lerdings weniger Probleme als Umsetzungen in stationären Industriebetrieben, weil 
die Hafenarbeiter an vielfältige Funktionen und den Funktionswechsel gewöhnt 
sind. 

Im Vergleich zu den Vorjahren wurden auch weniger Überstunden angeboten. 
Zudem wurden in einigen Betrieben noch flexiblere Arbeitszeitregelungen durchge- 
setzt: Hafenarbeiter konnten in der „Umschicht“ kurzfristig einer anderen Schicht, 
z.B. statt der Frühschicht der Spätschicht oder gar der Nachtschicht zugeteilt wer- 
den. Mit der Flexibilisierung der Arbeitszeit konnten die Betriebe Überstunden ein- 
sparen und die betriebliche Stammbelegschaft mit größter Intensität und Kontinui- 
tät einsetzen. Ein Extrem unregelmäßiger Arbeitszeitregelung führte ein Mittelbe- 
trieb in Bremerhaven vor, der den Stammarbeitern nur eine bestimmte Anzahl be- 
zahlter Schichten pro Monat garantierte und über die Arbeitszeit praktisch frei ver- 
fügte. 

Auch wenn insbesondere die Arbeiter des GHB, aber zunehmend auch Stamm- 
arbeiter der Einzelbetriebe Feierschichten einlegen mußten, wurden keine Massen- 
entlassungen durchgeführt. Statt dessen wurde ein Einstellungsstop verhängt und 
Arbeitern, die 59 Jahre und älter waren, die vorgezogene Verrentung angeboten. Es 
wurden also Formen der lautlosen Beschäftigungsverringerung gewählt, die überwie- 
gend öffentlich finanziert werden, den Einzelbetrieben relativ geringe Zusatzkosten 
bereiten und besonders wenige Konflikte versprechen. Zumal die Frühverrentung ist 
ja für die Betroffenen mit nur geringen finanziellen Einbußen verbunden; für die Ha- 
fenbetriebe gewinnt sie eine strategische Bedeutung, weil hohe Belastungen und 
enorme Unfallhäufigkeit die Hafenarbeiter einem besonderen Verschleiß aussetzen. 
Immerhin haben 90 Prozent der Hafenarbeiter, die länger als 10 Jahre im Hafen ar- 
beiten, einen oder mehrere Arbeitsunfälle erlitten. Mit dem Mittel der Frühverren- 
tung schlugen daher die Betriebe mehrere Fliegen mit einer Klappe: sie konnten 
sich billig eines großen Teils der Arbeiter mit geminderter Leistungsfähigkeit entle- 
digen und die — durch die Rationalisierungs- und Produktivitätsschübe der letzten 
beiden Jahrzehnte bedingte — Überalterung ihrer Stammbelegschaften mindern. 
Zum anderen ist die Frühverrentung weniger Konfliktträchtig als formelle Entlassun- 
gen, weil sie freiwillig erfolgt und die Unsicherheit der übrigen Beschäftigten zu ver- 
ringern scheint; indem Funktionen vakant werden, die relativ hohe Statusansprüche 
einräumen, werden verstopfte Pfade der betrieblichen Status- und Lohngruppen- 
‚karriere‘ wieder geöffnet. 

Die Betriebe verzichteten aber nicht nur aus diesen Gründen auf Massenentlas- 
sungen. Den einschneidenden Entlassungen in der Krise 1966/67, vor allem im Be- 
reich der Gesamthafenbetriebe, waren bereits 1968 Arbeitskräftemangel und Rekru- 
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tierungsschwierigkeiten gefolgt. Es war nicht nur schwierig, Arbeitskräfte für Betrie- 
be zu finden, die kurz zuvor mit Massenentlassungen auf prinzipielle Beschäftigungs- 
risiken hingewiesen hatten. Zudem macht der Mangel an besonderen, in langjähriger 
praktischer Erfahrung gewonnenen Kenntnissen und Fertigkeiten, die für die nur we- 
nig standardisierte, räumlich wenig strukturierte, teamartige Hafenarbeit erforderlich 
sind, den massenhaften Einsatz neuer und hafenfremder Arbeiter zu einem Risiko. 
Die Betriebe verzichteten 1975 aus diesem Grunde auf Massenentlassungen und ver- 
folgten eher eine Politik der Hortung von betrieblich qualifizierten Arbeitskräften;die- 
se Politik bewährte sich zumindest während deskurzen konjunkturellen Einschnitts. 
Arbeitsmarktpolitische Überlegungen verbanden sich mit politischen Interes- 
sen: Entlassungen in dem halbstaatlichen Großbetrieb BLG wie auch in dem beson- 
ders betroffenen drittelparitätisch verwalteten Poolbetrieb, auf den ein Großteil 
der Lasten abgewälzt wurde, wären in der Lokalszene, vor allem im Vorfeld der 

Bürgerschaftswahlen von 1975 zum Politikum geraten. Es war daher erklärte Ab- 

sicht von Gewerkschaftern, Politikern und Managern, keine Entlassungen vorzuneh- 

men. Die Politik des sanften Beschäftigungsabbaus und Konfliktarmer Krisenverar- 
beitung bedurfte denn auch des reibungslosen Ineinandergreifens privater und Öf- 
fentlicher Maßnahmen: 

— die vorgezogene Verrentung, von der ca. 200 Arbeiter, davon fast die Hälfte GHB- 
Arbeiter, Gebrauch machten, verlangt informelie Absprachen mit dem Arbeits- 
amt, den frühzeitig ausgeschiedenen Arbeitern Arbeitslosenunterstützung zu zah- 
len, ohne sie zur weiteren Arbeitsvermittlung anzubieten. 

— Als die Garantielohnkasse erschöpft war und weitere Feierschichten der GHB- 
Arbeiter nicht mehr finanziert werden konnten, schoß die Stadtgemeinde Gelder 
zu; zudem wurde den Einzelbetrieben eine Zusatzabgabe in den Garantielohn- 
fonds auferlegt. 

— Schließlich wurden vor allem GHB-Arbeiter in die neue Hafenfachschule ge- 
schickt, wo sie aus Mitteln des AFG zu Hafenfacharbeitern ausgebildet werden; 
sie entlasteten damit die Garantielohnkasse. 

Die Muster der Krisenbetroffenheit der Hafenarbeiter werden — das läßt sich fest- 

halten — in starkem Maße durch die branchenüblichen Formen des Arbeitseinsatzes 

und die betriebliche Struktur des Beschäftigungssystems geprägt. Die Organisation 
der Arbeit im Hafenumschlag, gefiltert über das eigentümliche Gefüge komplemen- 
tärer Betriebe, gibt den Firmen eine größere Elastizität der Krisenverarbeitung und 
besonders große Chancen, Krisenlasten auf kaum mehr konfliktfähige betriebsfrem- 
de Randgruppen abzuwälzen. Während die leistungstüchtigen Stammarbeiter der 

Einzelbetriebe gesichert und zu diesen Zwecken Überstundenpuffer und Frühver- 

rentung genutzt wurden, kumulierten sich die Krisenlasten bei den ‚‚Randgruppen“. 

Arbeiter des GHB und erst recht die völlig ungesicherten und konfliktunfähigen 

Tagelöhner werden weniger nachgefragt und büßen subjektiv stabilisierende Arbeits- 

chancen, die Tagelöhner zudem auch Beschäftigungs- und Einkommenschancen ein. 

Freilich dürfen auch die weniger spektakulären Veränderungen der Arbeitsbedin- 

gungen der betrieblichen Stammarbeiter in der Krise nicht unterschätzt werden: 

diese müssen — bei relativ sicherer Beschäftigung — eine größere Unregelmäßigkeit 
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von Arbeits- und Freizeit in Kauf nehmen, sind in der Krise einem erhöhten Diszi- 
plinierungsdruck ausgesetzt und müssen in stärkerem Maße Arbeiten ausführen, die 
bisher betriebsfremden Arbeitern überlassen wurden. 

Die Abwälzung der Krisenlasten auf betriebsfremde Arbeiter, die „Beggar-my- 
neighbour-Politik“ der Einzelbetriebe stellte eine Friedensformel dar, in der betrieb- 
liche Interessen am Erhalt einer qualifizierten disponiblen Stammbelegschaft, die 
Interessen der Stammarbeiter an sicherer Beschäftigung und schließlich auch die Le- 
gitimationsinteressen der betrieblichen Interessenvertretung aufgehoben waren. 

Schließlich sei festgehalten, daß die Krisenlasten nur unter drei V oraussetzun- 
gen derart lautlosund konfliktarm kaskadenartig abgewälzt werden konnten: erstens 
war der konjunkturelle Beschäftigungseinschnitt weder allzu tief, noch wurde er 
überlagert und potenziert durch einen vorgängigen Rationalisierungsschub; zweitens 
bedurfte es komplementärer staatlicher Unterstützung, d. h. der partiellen öffentli- 
chen Finanzierung von Krisenkosten; drittens gab es keine organisierte Gegenwehr 
gegen die Arbeitsplatzvernichtung. 


3. Krisenpolitik und Interessenvertretung 


Mechanismen der Abwälzung der Krisenlasten können allerdings nur zureichend er- 
klärt werden, wenn die Politik der gewerkschaftlichen und betrieblichen Interessen- 
vertretungen in die Analyse einbezogen wird. 

Der geringe Einfluß betriebsübergreifender, auf den verallgemeinernden Inter- 
essenschutz ausgerichteter gewerkschaftlicher Krisenpolitik gegenüber vor allem der 
großen betrieblichen Interessenvertretung drückte sich vor allem darin aus, daß vor- 
nehmlich die Betriebsräte in die betriebliche Krisenverarbeitung einbezogen waren. 
Die strukturelle Schwäche gewerkschaftlicher Gegenwehr hat im wesentlichen fol- 
gende Gründe: erstens hat die Gewerkschaft ÖTV trotz enormer Rationalisierungs- 
schübe und langfristiger Arbeitsplatzvernichtung in den Häfen weder Defensivstrate- 
gien gegen Rationalisierung und Krise (etwa Rationalisierungsschutzabkommen, Ab- 
sicherung gegen Abgruppierungen, Mindestgangbesetzungen etc.) noch Argumenta- 
tionen gegen Arbeitsplatzvernichtung entwickelt. Vielmehr hat die ÖTV in ihrer 
Seehafenpolitik eher die Technisierung und arbeitsorganisatorische Rationalisierung 
als Voraussetzung für Konkurrenzfähigkeit, Rentabilität und Arbeitsplatzsicherheit 
akzeptiert; die sozialen Konsequenzen {Arbeitsplatzvernichtung, Überalterung der 
Stammbelegschaft, Intensivierung) sind bisher nicht Gegenstand tariflicher Ausein- 
andersetzung geworden. Der Entwicklung einer gewerkschaftlichen Politik gegen 
Krise und Rationalisierung stand zweitens die Aufsplitterung des gewerkschaftli- 
chen Apparates in lokale Einheiten entgegen, die in ihrer Tarifpolitik die Konkur- 
tenz zwischen den Seehäfen reproduzieren und bei lokalen Veränderungen tarifli- 
cher Regelungen stets die Auswirkungen auf die relative Konkurrenzposition „ihres“ 
Hafens im Konzert der deutschen und ausländischen Seehäfen berücksichtigen: da 
dieses lckalwirtschaftliche Kalkül zumal in den Apparaten der größeren Häfen vor- 
herrscht, ist es besonders schwierig, ‚qualitative‘ Regelungen gegen Rationalisierung 
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und Krise, aber auch nur restriktive Arbeitsregelungen durchzusetzen. Schließlich 
ist ein dritter Grund bedeutsam: die wirtschaftliche Dominanz meist eines Großbe- 
triebs in jedem Hafen gibt den Betriebsräten dieser meist halbstaatlichen Unterneh- 
men (in Hamburg: HHLA, in Bremen: BLG, in Lübeck: LHG) einen besonders gro- 
ßen Einfluß innerhalb des lokalen ÖTV-Apparates und der nationalen Abteilung 
Seehafenbetriebe. Die Betriebsräte versuchen, ihre Handlungsspielräume auch ge- 
genüber der Organisation zu halten und die besonderen Konzessionsmargen der 
Großbetriebe für eine eher betriebsbornierte Politik der Betriebsvereinbarungen zu 
nutzen, 

Der Mangel von Ansätzen einer betriebs- und hafenübergreifenden gewerk- 
schaftlichen Rationalisierungs- und Krisenpolitik und die besondere institutionelle 
Struktur der Interessenvertretung trugen dazu bei, die Milderung der Folgen von 
Rationalisierung und Krise der betrieblichen Interessenvertretung zu überlassen. Da- 
mit wurde nicht nur einem betriebsbormnierten Partikularismus das Feld überlassen, 
sondern die Form der Konfliktaustragung auch an die spezifischen Modi der Ver- 
handlungsführung und der beschränkten Konfliktfähigkeit des Betriebsrats angebun- 
den. Sofern die Betriebsräte überhaupt in den Maßnahmen der Krisenabwälzung 
mitwirkten — die wichtigsten Maßnahmen, die verminderte Inanspruchnahme von 
Pool- und Aushilfsarbeitern sowie die Überstundenverringerung' sind in die aus- 
schließliche Verfügung des Betriebs gestellt — , war ihre Politik in der Regel darauf 
gerichtet, den legitimationsrelevanten Kern der betrieblichen Stammbelegschaft zu 
schützen und offene Konflikte zu vermeiden. Eine in der Krisenverarbeitung ange- 
legte Abwälzung der Krisenlasten auf betriebsfremde Arbeiter kam diesen Interes- 
sen ebenso entgegen wie die Vereinbarungen über Frühpensionierungen. 


4.  Krisenwahrnehmung der Hafenarbeiter 


Die Mechanismen der differentiellen Verteilung von Krisenlasten auf verschiedene 
Gruppen im Beschäftigungssystem des Hafenumschlags dürften sich auch in diffe- 
rentiellen Mustern der Krisenerfahrung ausprägen. Gerade die Stammarbeiter der 
Umschlagsbetriebe, diejenige Gruppe von Hafenarbeitern, die in der gewerkschaftli- 
chen Politik den Ton angeben und auch den Resonanzboden der betrieblichen In- 
teressenvertretungspolitik abgeben, sind demnach besonders geschützt; sie dürften 
auch die Krise anders erfahren als Arbeiter der Randgruppen: in ihrem Erfahrungs- 
bereich erscheint die Arbeitsplatzvernichtung nur als individueller Entschluß von 
Arbeitern, sich früher verrenten zu lassen, als selbstverschuldete Konsequenz von 
Normverstößen oder als verminderte Überstundenchancen. Die mangelnde Zuord- 
nung zu festen Arbeitsplätzen, der häufige Wechsel der Arbeitszusammenhänge läßt 
zudem die Arbeitsplatzvernichtung kaum sichtbar werden. 

Wir haben in unserer standardisierten Befragung im Krisenjahr 1975 und in 
der Intensivbefragung im Jahre 1976 vornehmlich Arbeiter der jeweiligen Stammbe- 
legschaften, auch des GHB erfaßt (11). Bei allen Mängeln der Erhebungstechnik des 
standardisierten Interviews lassen sich doch unterschiedliche Betroffenheitsprofile 
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und spezifische Muster der Krisenerfahrung umreißen. 


Bedingungen der Arbeitsplatzsicherheit in der Krise nach Betrieben 


(„Wovon hängt es Ihrer Meinung nach ab, ob man während einer Wirtschaftsflaute 
in Ihrem Unternehmen einen sicheren Arbeitsplatz hat?‘“) 
Alle 
BLG Stauereien GHB Befragten 
(n=1228) (n=248) (n=323) (n = 2047) 


% o (0 (4 

Vom eigenen Verhalten 47 44 35 44 
Vom Verhalten des Betriebsrats 
und der Gewerkschaft 13 10 15 12 
Von der Willkür des Unterneh- 
mens: es kann jeden treffen 13 26 24 19 
Vom Alter und Dauer der 
Betriebszugehörigkeit 25 19 22 23 
Rest/!KA 2 1 4 2 

100 100 100 100 


Zunächst fällt an den Antworten auf, daß nur eine Minderheit die Risiken der Be- 
schäftigung für gleichverteilt hält; fast 4/5 der Hafenarbeiter meinen, daß die Beschäf- 
tigungsrisiken nach Regeln verteilt, in Grenzen kalkulierbar oder gar durch eigenes 
Verhalten zu beeinflussen sind. Fast jeder zweite Harenarbeiter macht die Arbeits- 
platzsicherheit von der eigenen Leistungstüchtigkeit und dem Wohlverhalten abhän- 
gig; nahezu jeder vierte sieht die Beschäftigungssicherheit nach dem Anciennitäts- 
prinzip geregelt. Eine kleine Gruppe schließlich hebt die Bedeutung der Interessen- 
vertretung für die Verteilung von Arbeitsplatzrisiken hervor. Wenn auch geringer als 
erwartet, schlagen sich betriebliche Differenzierungen in den Urteilen nieder: Arbei- 
ter des Großbetriebs BLG betonen mehr als Arbeiter anderer Betriebe vor allem die 
Rolle des eigenen Verhaltens und der Anciennität und damit die Regelhaftigkeit der 
differentiellen Arbeitsplatzsicherheit. Diese Urteile dürften in dem differenzierten 
System der Statuszuteilung und in den vergleichsweise geregelten Mustern des be- 
trieblichen Werdegangs innerhalb der BLG begründet sein; die Verteilung von Bela- 
stungen und Gratifikationen ist hier nach Qualifikation und Anciennität geregelt 
und verschafft dem Kern der Stammbelegschaft noch einmal besondere Vorrechte 
und Sicherungen gegenüber Anfängern und erst recht gegenüber betriebsfremden 
GHB-Arbeitern. 

Arbeiter der Stauereien und des GHB halten in stärkerem Maße als Arbeiter 


11 Vgl. dazu unsere Untersuchung, Hafenarbeit, a.a.O. 
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der BLG die Beschäftigungsrisiken für kaum kalkulierbar (ca. 1/4); immerhin meint 
fast jeder zweite Stauereiarbeiter, aber nur jeder dritte GHB-Arbeiter, daß man die 
Arbeitsplatzsicherheit durch das eigene Verhalten beeinflussen könne. Dem liegt zu- 
grunde, daß GHB-Arbeiter in geringerem Maße als ihre Kollegen aus anderen Betrie- 
ben die Möglichkeit haben, ihre Austauschbarkeit durch betriebliche Funktionsqua- 
lifizierung zu verringern. Da den Poolarbeitern von den Umschlagsbetrieben vor- 
nehmlich manuelle Arbeiten zugewiesen werden, die den Stammarbeitern mit Spe- 
zialqualifikationen nur bei Arbeitsmangel zugemutet werden, ist das Statussystem 
im GHB nur wenig ausdifferenziert. 

Insgesamt läßt sich festhalten, daß selbst im Krisenjahr 1975 der überwiegen- 
den Zahl der Hafenarbeiter die Arbeitsplatzsicherheit kalkulierbar erscheint und 
daß gerade die Stammarbeiter der Einzelbetriebe aufgrund von Anciennitätsrechten 
und Leistungstüchtigkeit ihren Arbeitsplatz für relativ gesichert halten. 

Die Vorstellung, die Arbeitsplatzsicherheit über eigenes Verhalten steuern zu 
können, läßt umgedreht die Krisenbetroffenheit als individuelles Problem erschei- 
nen. Diese individualisierende Zurechnung — zumal bei den Stammarbeitern der 
Einzelbetriebe, aber auch älteren Arbeitern des GHB - sticht auch in den Intensiv- 
interviews als wichtigstes Interpretationsmuster hervor: vorherrschend ist die Auf- 
fassung, daß über einen sicheren Arbeitsplatz verfügt, wer „seine Arbeit macht“, 
„sich nichts zu schulden kommen läßt“ und sich betrieblich qualifiziert hat. So sagt 
ein Vorarbeiter der BLG: „Wenn ich nicht irgendwie schwerwiegende Fehler und 
Vergehen begehe, dann ist mir dieser Arbeitsplatz schon sicher. Als Stammarbeiter, 
wenn ich über 10 Jahre bei der Firma bin und hundertprozentig arbeite. Da legt 
man besonderen Wert darauf, daß diese Leute bis zuletzt gehalten werden.“ Entlas- 
sungen werden überwiegend nicht als gemeinsame Gefährdung, als Verletzung ge- 
mensamer Interessen kollektiv erfahren, sondern als individuelles Verschulden, Fehl- 
verhalten, Disziplinlosigkeit u. ä. interpretiert. So sagt ein Hafenarbeiter: ‚In der . 
Krise hat man Entlassungen nicht direkt vorgenommen. Die Kollegen haben sich im- 
mer selbst entlassen. Durch Trinken oder durch Diebstahl und sowas. Dadurch ha- 
ben die (Betriebe) es eben geschafft, sich reduziert. Es wurden keine Neuen mehr 
eingestellt. Und dadurch brauchte auch keine Entlassung stattzufinden.‘““ Und ein 
anderer: „Ich würde sagen, die da länger da sind und die sich nichts zu schulden 
kommen lassen in dieser Zeit, die sind einigermaßen sicher. ... Sicher, schwarze 
Schafe gibt es in jeder Firma, die dauernd krank sind und so weiter und so fort; da 
überlegt sich die Geschäftsleitung auch, wen sie zuerst an die Luft setzt ...“ 

So sehr diese individualisierende Ummünzung der Arbeitsplatzvernichtung in 
individuelle Entscheidungen (wie freiwillige Pensionierung oder eigene Kündigung) 
oder in selbstverschuldete Sanktionen (Entlassungen wegen Normverletzung) durch 
die besonderen betrieblichen Verteilungs- und Abwälzungsmechanismen von Kri- 
senlasten auch ihre Plausibilität erhält, so erscheint es doch bemerkenswert, daß die 
besonders betroffenen außerbetrieblichen Randgruppen ganz aus der Wahrnehmung 
ausgeblendet sind. Dies legt allerdings die Vermutung nahe, daß die Stammarbeiter 
der Hafenbetriebe eine solche individualisierende Interpretation nur so lange durch- 
halten können, wie nicht die Arbeitsplatzvernichtung im größeren Stil über die 
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Randgruppen hinaus die betriebliche Stammbelegschaft mit einbezieht, eine Selek- 
tion nach sozialen (also nicht Verhaltens-)Kriterien und schließlich die Explizierung 
der Kriterien erzwingt. 


II. Mechanismen der Krisenabwälzung am Beispiel VW 


Spezifische ökonomische und prozeßliche Bedingungen — so die besondere Elastizi- 
tät des Arbeitseinsatzes, der nur kurzfristige Konjunktureinbruch und das zeitliche 
Auseinanderfallen von Rationalisierungsschub und Umschlagsrückgang — erlaubten 
es den Hafenbetrieben, die Krise ohne manifeste Konflikte zu verarbeiten. Frühpen- 
sionierungen und die Abwälzung der Krisenlasten auf betriebsfremde Arbeiter dien- 
ten dazu, die betrieblichen Stammarbeiter abzuschirmen und die subjektive Regel- 
haftigkeit, individuelle Kalkulierbarkeit und begrenzte Steuerbarkeit von Status- 
erwerb und -rhalt aufrechtzuerhalten. 

Zu fragen ist nun, ob diese Muster der Differenzierung von Krisenbetroffen- 
heit und Krisenwahrnehmung an die besonderen Bedingungen der Hafenbetriebe 
gebunden waren. Lassen schärfere Ausprägungen der Krise -- seien sie durch Ratio- 
nalisierung und/oder Vermarktungsprobleme bedingt — noch ähnliche Formen der 
betrieblichen, aber auch subjektiven ‚Krisenverarbeitung‘ zu? 

Wesentlich härter von Arbeitsplatzvernichtung und ihren Folgeproblemen 
(Arbeitsplatz- und Statusgefährdung) waren die Arbeiter der VW-AG in den Jahren 
1974/75 betroffen. Der Massenexodus von über 30 000 Arbeitern (ca. 29 Prozent 
der Lohnempfänger) innerhalb eines Jahres, zwischen Mitte 1974 und Mitte 1975, 
setzte die zeitliche Koinzidenz mehrerer Prozesse voraus: ein enormer Rationalisie- 
rungs- und Technisierungsschub, bewirkt durch Typenstandardisierung und Bauka- 
stenverfahren, fiel mit einer intemationalen Absatzkrise der Automobilindustrie zu- 
sammen; die Auswirkungen wurden noch verschärft durch die zunehmenden Pro- 
duktionsverlagerungen ins Ausland. 

Die Konzernleitung wurde durch heftige Proteste öffentlicher Instanzen und 
der IG Metall veranlaßt, von ihrem ursprünglichen Plan Abstand zu nehmen, ganze 
Werke, vornehmlich von Audi-NSU stillzulegen; stattdessen legte sie die geplanten 
Zahlen der Belegschaftsreduktion auf die Werke des Konzerns um. Nach einigem 
Tauziehen um die Vorgabequoten für die einzelnen Betriebe, bei dem jeweils Be- 
triebsräte und Werksleitungen an einem Strick zogen, wurde schließlich vom Vor- 
stand der Schlüssel für den Personalabbau festgelegt. Wichtigste Maßnahmen zum 
Beschäftigungsabbau waren: Einstellungsstopp; vorgezogene Verrentungen ab 62, 
später ab 59 Jahren; einvernehmliche Lösungen des Arbeitsverhältnisses mit Aufhe- 
bungsverträgen und nach Betriebszugehörigkeit und Lohngruppe gestaffelten Ab- 
findungssummen; Abbau von Überstunden; Nichtverlängerung befristeter Arbeits- 
verträge von Ausländern; Übernahme der Arbeiten von Fremdfirmen und schließ- 
lich verschärfte Einzelkündigungen bis 49 pro Werk und Monat, also bis zur Schwelle 
von anmeldungspflchtigen Massenentlassungen. 

Diese Maßnahmen wurden flankiert durch Kurzarbeit, die dem Unternehmen 
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den Spielraum verschaffte, sowohl kurzfristig die Produktion dem Absatz anzupas- 
sen, als auch den Beschäftigungsabbau zeitlich zu strecken. So wurden 1974 zehn 
Kurzarbeitsperioden mit insgesamt 1.8 Millionen ausgefallenen Mann-Arbeitstagen 
und 1975 fünf Perioden mit 1.6 Millionen ausgefallenen Mann-Arbeitstagen einge- 
legt. 

Genehmigung und Finanzierung der Kurzarbeit bildeten aber nicht die einzi- 
gen öffentlichen Unterstützungsmaßnahmen der betrieblichen Beschäftigungspoli- 
tik. Auch die vorgezogenen Verrentungen werden ja zum größten Teil aus den So- 
lidarfonds der Arbeitslosen- und Rentenversicherung finanziert: das Unternehmen 
zahlt nur Differenzbeträge zwischen Arbeitslosenunterstützung bzw. Altersrente 
und bisherigem Nettoeinkommen (12). Schließlich unterstützten die Arbeitsämter 
den Beschäftigungsabbau direkt durch restriktive Maßnahmen: wie Dohse am Bei- 
spiel des Werks Kassel nachgewiesen hat (13), entzogen sie in vielen Fällen auslän- 
dischen Arbeitern die Arbeitserlaubnis und beendeten damit das Beschäftigungs- 
verhältnis, ohne daß die Betroffenen irgendwelche Abfindungsansprüche geltend 
machen konnten. Dies wirkte wiederum auf die übrigen Ausländer aus Nicht-EG- 
Ländern als mächtiges Mittel, einer Abschiebung durch Annahme eines Aufhebungs- 
vertrages zuvorzukommen. 

Wichtigste Mittel des Beschäftigungsabbaus bildeten die Aufhebungsverträge 
und die vorgezogenen Verrentungen. Die Personalabteilung räumte diesen Mitteln 
folgende Vorzüge gegenüber der Alternative Massenentlassungen ein: 

— während bei Entlassungen z. T. sehr lange Kündigungsfristen einzuhalten sind, 
können Aufhebungsverträge das Arbeitsverhältnis sofort lösen; 

-— bei anmeldepflichtigen Massenentlassungen muß mit einer Entlassungssperre 
bis zu zwei Monaten durch das Landesarbeitsamt gerechnet werden; 

— ein Sozialplan bei Massenentlassungen ist mindestens so teuer wie Abfindungen; 

— es ergeben sich viele Reibungsflächen mit den Betriebsräten, allein bei der sozia- 
len Auswahl; 

— in der Öffentlichkeit wirken freiwillige Aufhebungsverträge ‚geräuschloser‘ und 
sozialer; 

— bei Massenentlassungen kann sozial Schwachen nicht gekündigt werden; 

— Die vorgezogene Verrentung verbessert Altersstruktur und Leistungsstärke des 
Unternehmens gleichermaßen (14). 

Nicht nur die Arbeiter, die sich relativ gute Marktchancen oder zumindest nicht 


12 Zu der Wirtschaftlichkeitsrechnung der Instrumente schreibt die Personalabteilung in 
einer Analyse: „Die Abfindungen lagen in der Regel zwischen 4 - 5 Monatsnettoverdien- 
sten — attraktiv genug -; dieser Betrag amortisiert sich für das Unternehmen bereits nach 
rund 3 Monaten Nichtbeschäftigung. Das gilt auch für die Kosten aus den sogenannten 
Vorpensionierungen, d.h,, wurde der ausgeschiedene Mitarbeiter im Extremfall bereits 
nach 3 Monaten wieder eingestellt, so hätte das Unternehmen kein Geld verschenkt, 
wenn auch in diesem Fall noch keines gespart.“ In: Personalplanung und Beschäftigungs- 
olitik der mittleren Linie, Wolfsburg 1977, 8.46. 

13 Vgl. Dohse, a.a.0. 

14 Vgl. dazu Personalplanung, Aufgaben, Konzepte, Realität, a.a.O., Wolfsburg 1977, 8. 32 
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allzu große Einbußen ausrechneten, nutzten das Angebot von Aufhebungsverträgen; 
aber auch die unverhohlene Drohung des Unternehmens, bei mangelndem Erfolg 
der Instrumente der Selbstselektion doch auf das letzte Mittel der Massenentlassun- 
gen zurückzugreifen, mußte die Bereitschaft vieler Arbeiter beflügeln, Aufhebungs- 
verträge unter noch kalkulierbaren Umständen anzunehmen. Neben vereinzelten ge- 
zielten Aufforderungen, der Kündigung durch die versilberte einvernehmliche Lö- 
sung des Beschäftigungsverhältnisses zuvorzukommen, erwiesen sich die massenhaf- 
ten Umsetzungen als sekundäres Druckmittel. Anders als im Hafen, wo die Zuord- 
nung zu wechselnden Funktionen, Arbeitsmitteln und Kollegen zur normalen tägli- 
chen Arbeitsverteilung gehört, sind die Arbeiter in der stationären Fertigung bei VW 
den Kostenstellen und mehr oder weniger auch den Arbeitsplätzen fest zugeordnet. 
Da ja Aufhebungsverträge und vorgezogene Verrentung nicht nur den Inhabern von 
Arbeitsplätzen, die im Rahmen der Produktionsplanung stillgelegt werden sollten, 
sondern generell nicht-selektiv angeboten wurden, mußten vakante, aber produk- 
tinsnotwendige Arbeitsplätze immer wieder kurzfristig besetzt werden; zudem wur- 
den Arbeiter aus den stillgelegten Abschnitten auf die übrigen, weiter produzieren- 
den Fertigungs- und Montagebereiche verteilt. So wurde im Werk Hannover ca. 
jeder vierte Arbeiter innerhalb eines Jahres zwischen den Abteilungen versetzt; 
einem großen Teil wurden Arbeitsplätze mit niedrigeren Lohngruppen zugewiesen, 
allerdings für 18 Monate, später für zwei Jahre eine Lohngarantie gewährt. 

Nachdem die Meister zunächst und zuerst eher entbehrliche Arbeiter der 
‚Randbelegschaft‘, also solche mit vergleichsweise geringer betriebsspezifischer Qua- 
lifikation, Disponibilität und mit hohen Fehlzeiten zur Umsetzung freigaben, wur- 
den auch zunehmend Arbeiter der Stammbelegschaft in die Umbesetzungen einbe- 
zogen. Nach langjähriger, relativ stabiler Zuordnung zu bestimmten spezialisierten 
Aıbeitsfunktionen und Kooperationsgefügen mußten innerbetriebliche Umsetzun- 
gen ungleich einschneidendere Folgen haben als etwa der den Hafenarbeitern ge- 
wohnte Wechsel zwischen relativ unspezialisierten Funktionen: die Arbeiter verlo- 
ren bei einer Umsetzung in einen anderen Produktionsabschnitt anlagen- und abtei- 
lungsgebundene Qualifikationen, mußten hohe physische und soziale Umstellungs- 
kosten tragen, weil sie ohne spezifisch anwendbare Qualifikationen im fremden so- 
zialen Gefüge der neuen Abteilung und Arbeitsgruppe Kaum mehr Statusansprüche 
(etwa an die Arbeitsverteilung) anmelden konnten, „wieder von vorne anfangen“ 
mußten. Schließlich gingen sie das langfristige Risiko der Verdienstminderung ein. 

Die Umsetzung und erst recht wiederholte Umsetzungen signalisierten den Ar- 
beitern die Entbehrlichkeit und die prinzipielle Status- und Arbeitsplatzunsicherheit. 

Diese Umstände förderten die Bereitschaft, formell freiwillig das Arbeitsver- 
hältnis gegen eine Abfindung zwischen 5 00G und 10 000 DM zu lösen, wenn nicht 
zu große Einbußen oder Risiken auf dem externen Arbeitsmarkt zu befürchten wa- 
ren (15). 


15 Diese Summen enthalten Beträge aus dem 13. Monatsgehalt, Urlaubsgeld und andere Lei- 
stungen, die das Unternehmen sowieso hätte zahlen müssen. 
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Tatsächlich reichten die Instrumente aus, die Belegschaft plangemäß zu ver- 
ringern und das letzte Druckmittel, die formelle Massenentlassung, zu vermeiden, 


Abgänge von Beschäftigten der VW-AG 1974 und 1975 


1974 1975 Summe 
Abgänge 18.884 21.201 40.085 
Aufhebungsverträge* 7.404 15.293 22.697 
davon Arbeiter 71.336 14.608 21.944 
Angestellte 68 685 753 
Vorgezogene Verrentung** 855 3.270 4.125 
davon Arbeiter 796 2.983 3.689 
Angestellte 59 377 436 

Anteil von Aufhebungsverträgen und Früh- 
pensionier- und an Abgängen in % 44 88 67 


* ab Juni 1974 angeboten 
t, ab Oktober 1974 vorgezogene Verrentung ab 62 Jahren, ab Juni 1975 mit 59 Jah- 
ren 


Während im Jahr 1974 erst ab Sommer die neuen Instrumente eingesetzt wurden 
und nur knapp die Hälfte der Abgänge durch Aufhebungsverträge und vorgezogene 
Verrentung stimuliert wurden, greifen 1975 die Instrumente zur freiwilligen Auf- 
lösung des Beschäftigungsverhältnisses voll: beinahe 9 von 10 Abgängen nehmen die 
Form von Aufhebungsverträgen und Frühverrentungen an. Dabei konzentrieren sich 
Beschäftigungsabbau und Anreize freiwilligen Ausscheidens auf die Gruppe der Ar- 
beiter, deren Arbeitsplätze insgesamt in den beiden Krisenjahren um 29 Prozent ab- 
nehmen. 

Verfoigt man die Entwicklung der Beschäftigung einzelner Gruppen genauer, 
dann schält sich das Sozialprofil besonders betroffener Gruppen heraus (16): 


Verringerung der Beschäftigung nach Bereichen und Gruppen in Prozenten (1975 


gegenüber 1973) 

Akkordlöhner -35% 
Zeitlöhner -18% 
Angestellte -7% 
Deutsche Akkordlöhner -23% 
Ausländische Akkordlöhner -67% 


16 Vgl. zum folgenden die Daten in R. Dombois, a.a.O. 
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Die Arbeiter aus dem eigentlichen Fertigungsbereich, die Akkordlöhner, sind un- 

gleich stärker vom Personalabbau betroffen als die übrigen Gruppen; die Angestell- 

ten haben die geringsten Einbußen an Arbeitsplätzen hinzunehmen. Fällt im Ak- 
kordbereich jeder dritte Arbeitsplatz weg, so sticht die ungleiche Verteilung auf 

Ausländer und Deutsche ins Auge: gut zwei Drittel der Ausländer gegenüber einem 

Viertel der deutschen Akkordlöhner scheiden zwischen 1973 und: 1975 aus dem Be- 

schäftigungsverhältnis aus. Bezieht man weitere soziale Merkmale wie Geschlecht, 

Betriebszugehörigkeitsdauer, Altersstruktur und Lohngruppenverteilung in die Un- 

tersuchung ein, dann schälen sich besonders zwei Gruppen als Adressaten und Opfer 

des Beschäftigungsabbaus heraus: 

— jüngere, ausländische, möglicherweise weibliche angelernte Akkordarbeiter, die 
bis zu 5 Jahren bei VW beschäftigt und in den unteren Lohngruppen eingestuft 
waren — gleichsam ein Konzentrat der ökonomisch, rechtlich und sozial am we- 
nigsten gesicherten Gruppen; 

— alte, überwiegend deutsche männliche Arbeiter, die mit 62 oder schon mit 59 
Jahren frühzeitig in Rente gehen. 

Schließlich konnte eine Gruppe den Beschäftigungsabbau relativ stabil überstehen: 

männliche deutsche Arbeiter, die älter als 40 Jahre, über 10 Jahre bei VW beschäf- 

tit und eher in eine der höheren Lohngruppen eingestuft waren — eine Gruppe also, 
die als Kern der betrieblich qualifizierten, disponiblen und mit Statusansprüchen 
ausgestatteten Stammbelegschaft anzusehen ist. 

Die Sozialprofile der ausgeschiedenen Arbeiter machen deutlich, daß die In- : 
strumente der Selbstselektion: freiwillige Verrentung sowie Aufhebungsverträge 
geeignet waren, das Abwandern der für die Produktion strategisch wichtigen Stamm- 
arbeiter in Grenzen zu halten, die bei einem Betriebswechsel erhebliche Einbußen 
und Risiken hätten auf sich nehmen müssen. Vom Beschäftigungsabbau waren viel- 
mehr vornehmlich solche innerbetrieblichen Gruppen betroffen, die weder starke 
betriebliche Interessen der Bindung von Qualifikation und Leistungsvermögen noch 
Legitimationsinteressen der Belegschaftsvertretung auf sich ziehen konnten. Die Be- 
triebe konnten die Krisenlasten konfliktfrei auf innerbetriebliche ‚Randgruppen‘ ab- 
wälzen und unter dieser Voraussetzung die betrieblich qualifizierte, disponible 
Stammbelegschaft abschirmen, die zugleich den Resonanzboden der Interessenver- 
tretung bildet. In den Formen der Kündigung per Selbstselektion war bereits eine 
Individualisierung der Krisenverarbeitung angelegt, die durch die Marginalität, Risi- 
kokumulation und Konfliktunfähigkeit der strategischen Adressatengruppen nur 
noch unterstrichen wurde. Tätsächlich erlaubte diese Form der Abwälzung es den 
Arbeitern der Stammbelegschaft subjektiv ihre Beschäftigung für relativ sicher zu 
halten und Arbeitsplatzverlust als individuelle Entscheidung oder (bei tatsächlicher 
Entlassung aufgrund verschärfter Disziplinanforderungen) als selbstverschuldet zu 
definieren. 

Die differentielle Krisenabwälzung auf marginale Beschäftigtengruppen und 
die Ummünzung der massenhaften Arbeitsplatzvernichtung in formell freiwillige in- 
dividuelle Entscheidungen ließen kaum mehr die Erfahrung der Verletzung oder 
Bedrohung gemeinsamer Interessen, geschweige denn die Verständigung über For- 
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men gemeinsamer Gegenwehr zu. Daß die betriebliche Krisenverarbeitung diesen 
Weg konfliktfrei nehmen konnte, läßt sich freilich nicht erklären, wenn nicht die 
Politik der gewerkschaftlichen und betrieblichen Interessenvertretung berücksich- 
tit wird. Der 1IG Metall-Vorstand gab mangelnder unternehmerischer Weitsicht und 
den geringen Mitbestimmungschancen die Schuld für die Vermarktungsprobleme 
von VW; diese einzelwirtschaftliche Argumentation, die weder die Branchenkrise 
berücksichtigte, noch Produktionsauslagerung und Rationalisierungsschub bei VW, 
bestärkte die prinzipielle Notwendigkeit einer ‚Sanierung‘, wenn auch mit geringe- 
ren als vom VW-Vorstand veranschlagten Opfern. Damit wurde der Spielraum einer 
betriebsübergreifenden Abwehr des Beschäftigungsabbaus von vornherein eingeengt, 
die Konfliktaustragung auf die einzelbetriebliche Ebene verwiesen und der betriebli- 
chen Interessenvertretung die Hauptlast der Krisenverarbeitung aufgebürdet. Nach- 
dem der 1G Metall-Vorstand, der über den Aufsichtsrat und den Haustarif relativ 
starken Einfluß auf die Politik der betrieblichen Interessenvertretung nimmt, eben- 
so wie die traditionell eher sozialparinerschaftlich orientierten Betriebsräte ‚beschäf- 
tigungspolitische Anpassungsmaßnahmen‘ im Prinzip unterstützten, war eine defen- 
sive Argumentation gegen den Beschäftigungsabbau und erst recht die Organisation 
von Gegenwehr kaum mehr möglich. Nach anfänglichen Demonstrationen gegen die 
Quoten der den einzelnen Werken zugedachten Arbeitsplatzvernichtung beschränkte 
sich die Interessenvertretung auf die Abmilderung sozialer Nachteile und die Ver- 
meidung und Minimierung von Konflikten: die Betriebsräte als Schlüsselinstanz 
der betrieblichen Interessenpolitik besiegelten durch Betriebsvereinbarungen die 
skizzierten Maßnahmen und waren vornehmlich daran interessiert, soziale Härten zu 
vermeiden, die legitimationsrelevante Stammbelegschaft zu schützen, ohne den Be- 
schäftigungsabbau zu behindern. Sie verzichteten daher auch darauf, Vertrauenskör- 
per und Belegschaft in den Konflikt einzubeziehen und zu mobilisieren und dadurch 
ihre — durch das Betriebsverfassungsgesetz thematisch wie auch prozedural sehr ein- 
geschränkte — Kontfliktfähigkeit und Verhandlungsposition zu stärken. 


I.  Betriebsstillegung eines Röhrenwerks: 
Die Fallstudien von Bosch und Lichte 


Die Widerstände, die einer gemeinsamen Definition der Situation, der Erfahrung 
Kollektiver Betroffenheit und erst recht der Gegenwehr selbst in einer Situation 
größter Arbeitsplatzgefährdung entgegenstehen, arbeiten Bosch und vor allem Lich- 
te in ihren sehr detaillierten und gründlichen Untersuchungen einer Betriebsstillegung 
heraus (17). 


17 Lichte hat den Prozeß der Stillegung in teilnehmender Beobachtung miterlebt und doku- 
mentiert; Bosch hat über Befragungen vornehmlich die Konsequenzen erfaßt. Die Studie 
von Lichte zeichnet sich dadurch aus, daß Erfahrungsprozesse einzelner Arbeitsgruppen, 
die Politik der Interessenvertretung, die Strategie des Unternehmens sehr genau nachge- 
zeichnet werden; Bosch untersucht die Segmentierungen der Belegschaft und die sozia- 
len Auswirkungen der Stillegung. 
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Der Betrieb, in dem nach verschiedenen Verfahren (Preß- und Ziehverfahren) 
Röhren gefertigt wurden, wurde im Verlauf von 1 1/2 Jahren, zwischen Januar 
1971 und Juni 1972 stillgelegt, nachdem Thyssen und Mannesmann ihre Röhren- 
produktion in der Mannesmann Röhrenwerke AG zusammengelegt und die Produk- 
tion auf die modemsten Betriebe und Anlagen des neuen Konzerns konzentriert 
hatten. Technologisch veraltete und zudem regional ungünstig gelegene Betriebe, 
wie das untersuchte Werk Ruhrtal, wurden im Anschluß an die Fusion sukzessiv still- 
gelegt. 

Die ca. 2000 Beschäftigten von Ruhrtal — überwiegend betrieblich qualifizier- 
te Arbeiter mit langjähriger Betriebserfahrung und starker Betriebsbindung — kün- 
digten zu einem kleineren Teil selbst oder ließen sich vorzeitig pensionieren; fast die 
Hälfte der Arbeiter nahm notgedrungen eine Versetzung in andere, meist weit ent- 
fernte Werke des Konzerns auf sich. Von Versetzungen wurden zuerst und überpro- 
portional Ausländer, in der letzten Phase der Stillegung vor allem ältere und betrieb- 
lich qualifizierte Arbeiter betroffen, die auf dem externen Arbeitsmarkt nur noch 
geringe Chancen hatten, einen vergleichbaren Arbeitsplatz zu erhalten (vgl. Bosch 
S. 109 ff.). Demgegenüber kündigten von sich aus vornehmlich jüngere Arbeiter mit 
geringen betrieblichen Statusansprüchen oder mit hoher fachlicher, also marktgängi- 
ger Qualifikation. 

Lichte teilt den Prozeß der Stillegung der beiden wichtigsten Abteilungen, des 
Preßwerks und der Rohrzieherei, und die Reaktion der Belegschaft in mehrere Pha- 
sen ein: 


1. Phase (Januar bis August 1971): 

Nach der Ankündigung von Plänen der Rationalisierung und Produktionsumstellung 
wird ab Januar 1971 die Produktion an den älteren Preßanlagen schrittweise einge- 
schränkt. Die Rohrzieher, zu denen auch die Untersuchungsgruppe Lichtes gehört, 
fühlen sich nicht betroffen oder gefährdet (vgl. Lichte, S. 367). Die in die Rohrzie- 
herei versetzten (freigesetzten) Preßwerker werden zu einer diskriminierten Einsatz- 
reserve, die in der Rohrzieherei zwischen den ‚unangenehmen‘, besonders belasten- 
den, mit geringen Statusrechten behafteten Arbeitsplätzen hin und her geschoben 
wird; sie sind also Opfer von Umsetzungen, die wir bereits im Zusammenhang unse- 
rer Analyse des Beschäftigungsabbaus bei VW als indirekte Entlassungsmittel identi- 
fiziert haben. Viele der versetzten, vor allem jüngere, Arbeiter, kündigen freiwillig. 
Zudem nimmt die Diskriminierung der Ausländer zu, die im Januar 1971 immerhin 
noch 22 Prozent der Belegschaft ausmachten, 


2. Phese: (August bis September 1971): 

Weitere Einschränkung der Pressen, die nun auch konjunktureli begründet wird. 
Nach Ankündigung der Stillegung .des gesamten Preßwerks tritt die Belegschaft in 
einen mehrstündigen Streik, als eine Betriebsversammlung verweigert wird. Im 
Streik werden weder konkrete Forderungen vertreten noch weitere Perspektiven 
entwickelt (Lichte, S. 437). in dieser Phase nehmen die Freisetzungen ein solches 
Ausmaß an, daß die ehemaligen Preßwerker zunehmend zu einer Konkurrenz für die 
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Stammarbeiter in der Rohrzieherei werden. Dies wird gemildert durch die gezielte 
Versetzung von Ausländern in die entfernten Werke des Konzerns und eine Welle 
von Eigenkündigungen nach dem (folgenlosen) Streik. Innerhalb eines Jahres wird 
der Ausländeranteil mehr als halbiert (9 Prozent im Januar 1972; Bosch S. 41). 


3. Phase (Oktober bis Dezember 1971}: 

Die Konkurrenz zwischen den Stammarbeitern der Rohrzieherei und den versetz- 
ten, mit Lohn- und Statusansprüchen ausgestatteten Stammarbeitern des Preßwerks 
um die guten Arbeitsplätze, zunehmend aber auch um Arbeitsplätze überhaupt in 
der Rohrzieherei führt zur ‚Atomisierung‘ und ‚Individualisierung‘ der Belegschaft, 
nachdem die Puffer durch Ausländerversetzungen, Eigenkündigungen und Frühver- 
rentungen erschöpft sind. Diese Reaktionsweise wird auch dadurch begünstigt, daß 
der Zusammenhang der Arbeitsgruppen durch Umsetzungen zerrissen ist. Die Kon- 
kurrenz um bestimmte Arbeitsplätze verlagert sich in den Kampf um das Verbleiben 
im Betrieb überhaupt; allmählich gewöhnen sich zumal die älteren, an die betriebli- 
che Beschäftigung gebundenen Arbeiter an den Gedanken, in einem anderen Werk 
des Konzerns zu arbeiten, über weite Strecken zu pendeln oder umzuziehen, Jünge- 
re Arbeiter mit geringeren betrieblichen Statusansprüchen kündigen verstärkt. 


4. Phase (ab Februar 1972): 

Die letzte Presse wird stillgelegt und die Schließung auch der letzten großen Abtei- 
lung, der Rohrzieherei, zum Juni verkündet. Den verbleibenden Arbeitern werden 
Arbeitsplätze in anderen, meist weit entfernten Werken des Konzerns angeboten. 
Der Streik, der der Ankündigung folgt, ist erstmals von gemeinsamer Betroffenheit, 
moralischer Empörung, aber auch Ohnmacht getragen; er ist nicht mehr in der Lage, 
die Stillegung zu verhindern. Nach dem Streik breitet sich Fatalismus aus. Viele Ar- 
beiter kündigen oder machen von dem Angebot einer vorgezogenen Verrentung Ge- 
brauch. Der Rest läßt sich in andere Werke des Konzerns versetzen. 


Verlauf der Stillegung und Reaktion der Belegschaft lassen erkennen, daß die suk- 
zessive Marginalisierung verschiedener Gruppen und schließlich sogar von Teilen der 
Stammbelegschaft eine Definition gemeinsamer Betroffenheit und defensiv-solidari- 
sche Handlungsperspektiven nicht oder erst so spät zustande kommen ließ, daß die 
Unternehmensstrategie kaum mehr behindert werden konnte. Lichte faßt diesen 
Prozeß der Konkurrenz, Marginalisierung und Individualisierung wie folgt zusam- 
men: „Zu Beginn des Stillegungsprozesses bestimmte die Konkurrenz zwischen 
Deutschen und Ausländern bzw. zwischen Stammarbeitern und Versetzten das Han- 
deln in der Untersuchungsgruppe. Bei Ankündigung der Reduzierung der Preßwerke 
auf die Hälfte der ursprünglichen Kapazität vereinheitlichte sich das Interesse der 
Rohrziehereibelegschaft unter der drohenden Konkurrenz der Freigesetzten und 
führte zu einer Konkurrenz der Abteilungen, die ihren Ausdruck im gemeinsamen 
Demonstrationsstreik fand: um die drohende verschärfte Konkurrenz um die Ar- 
beitsplätze in der Rohrzieherei abzuwenden, mußten beide Belegschaftsgruppen — 
die Preßwerker wie die Rohrzieher — an einer Erhaltung der Arbeitsplätze im Preß- 


181 


werk interessiert sein. Nach dieser kurzfristigen Vereinheitlichung und der Erfolglo- 
sigkeit des Demonstrationsstreiks zerbrachen unter dem Druck hoher Freisetzungs- 
quoten die verschiedenen Interessengemeinsamkeiten der deutschen Stammarbeiter 
in der Rohrzieherei. Unter der Entlassungsdrohung und der scheinbar leichten Er- 
setzbarkeit jedes Einzelnen schien ein Erfolg in der Arbeitsplatzsicherung bei der 
ständig sich vergrößernden Belegschaftszahl und der wegen der Auftragslage eher 
verminderten Arbeitsplätze einzig in Perspektiven der individuellen Anpassung zu 
liegen.“ (Lichte, S. 489 f.) 

Daß es zu solchen Differenzierungsprozessen kam, die defensiv-solidarische 
Aktivitäten erst zuließen, als die Belegschaft zu schwach war, liegt nicht allein in 
der inneren Statusdifferenzierung der Belegschaft begründet. Zu fragen ist ja, wieso 
es zu keinen gemeinsamen Definitionen der Situation kam, als Kerne der Beleg- 
schaft, die am ehesten konflikt- und organisationsfähig zu sein scheinen, freigesetzt, 
umgesetzt und gegeneinander ausgespielt wurden. Wichtige Gründe für Konfliktab- 
lauf und Reaktionsweisen der Belegschaft dürften Informationspolitik und Salami- 
taktik der Unternehmensleitung einerseits, die Politik der Interessenvertretung an- 
dererseits gewesen sein. 

Die Belegschaft wurde zwar über Stillegungspläne ab 1970 informiert; es wur- 
den aber nicht das gesamte Ausmaß der geplanten Stillegung und die Konsequenzen 
bekanntgegeben. Während den Arbeitern an den Pressen, die teilweise stillgelegt 
werden sollten, eine Ersatzproduktion von LKW-Teilen in Aussicht gestellt wurde, 
bestätigte der Vorstand den Arbeitern anderer Abteilungen, etwa der Zieherei, daß 
ihre Arbeit auch langfristig gesichtert sei. Die Produktion wurde schrittweise einge- 
schränkt: zunächst wurde 1971 allmählich die Zahl der Schichten im Preßwert redu- 
ziert, dann die älteren Pressen und schließlich 1972 — und für die Arbeiter unerwar- 
tet — die modernste Presse stillgelegt. Zugleich wurde dann Anfang 1972 auch die 
Stillegung der übrigen Werkabteilungen, zumal der Zieherei, angekündigt. Insgesamt 
wurde also die Belgschaft über die Stillegungspläne im Unklaren gelassen und die 
Zusagen über die Ersatzfertigungen und längerfristige Produktionsprogramme nach 
und nach zurückgezogen. Mit seinem Vorgehen konnte der Vorstand einerseits die 
Stillegung in eine Vielzahl kleinerer Freisetzungsakte zerstückeln und die Beleg- 
schaft immer wieder vor unerwartete vollendete Tatsachen stellen, deren Zusammen- 
hang als ausgeklügelte Strategie sich erst erschloß, als die Belegschaft dezimiert, 
durcheinander gewürfelt und kaum mehr konfliktfähig war. Während die globalen 
Stillegungspläne vornehmlich mit den Erfordernissen einer Rationalisierung der Pro- 
duktion begründet wurden, diente die konjunkturelle Entwicklung als Begründung 
für kurzfristig angekündigte Produktionseinschränkungen. Dies erwies sich als tak- 
tisch besonders vorteilhaft, weil konjunkturelle Veränderungen als nicht vorherseh- 
bar gelten konnten; zudem beließ eine konjunkturell begründete Produktionsein- 
schränkung die Belegschaft eher in der Hoffnung, daß es sich um eine nur vorüberge- 
hende Maßnahme handele. Die Informations- und Stillegungspolitik der Unterneh- 
mensleitung war so geeignet, die Betroffenheit der Belegschaft zu differenzieren, die 
Arbeitsplatzgefährdung stets auf bestimmte Gruppen zu konzentrieren, der Mehr- 
heit aber die Hoffnung auf einen sicheren Arbeitsplatz zu belassen und schließlich 
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die Ansprüche an die Qualität des Arbeitsplatzes allmählich zu reduzieren. 

Ein weiterer Grund für den Verlauf des Stillegungskonflikts dürfte die Politik 
der gewerkschaftlichen und betrieblichen Interessenvertretung gewesen sein. 

Die Berichte von Lichte und Bosch lassen nicht erkennen, daß die 1G Metall 
in den strategisch wichtigen ersten drei Phasen des Konflikts der Belegschaft Inter- 
pretationshilfen oder Handlungsperspektiven oder auch nur betriebsübergreifende 
Informationen vermittelt hätte; ob es an der Integration der Verbandshierarchie 
zumal in montanmitbestimmten Betrieben oder auch an dem grundlegenden Mangel 
verbandlicher Konzeptionen gegenüber Rationalisierungen und Krise liegt, daß über- 
betriebliche Instanzen im Konfliktverlauf kaum oder allenfalls abwiegelnd in Er- 
scheinung traten — faktisch mußte die Stillegung im wesentlichen von betrieblichen 
Instanzen, vornehmlich dem Betriebsrat und dem Vertrauenskörper ‚verarbeitet‘ 
werden. Zumal die Politik des Betriebsrates hatte wesentlichen Einfluß auf den Kon- 
fliktverlauf: der Betriebsrat war seit 1971 weitgehend über die gesamte Planung in- 
formiert, hielt die Informationen aber unter Berufung auf die Geheimhaltungspflicht 
nach dem BVG vor der Belegschaft, also selbst vor dem Vertrauenskörper zurück. 
Er sah seine Aufgabe weniger in der Behinderung der Stillegung als vornehmlich in 
der Bewältigung der unmittelbaren Folgen der Teilstillegung, wie später auch in der 
Formulierung eines Sozialplans (vgl. Lichte, S. 358 ff.). In keiner Phase der Stille- 
gung versuchte der Betriebsrat, Vertrauenskörper und Belegschaft zu mobilisieren, 
sondern behielt seine Verhandlungstaktik auch noch bei, als er von der Unterneh- 
menspolitik offensichtlich überrollt wurde und auch die Folgen der sukzessiven 
Stillegung nicht mehr mildern konnte. Von Bedeutung für die Politik des Betriebs- 
rates dürfte die Übernahme des Betriebsratsvorsitzenden in die Funktion des Perso- 
nalchefs ebenso wie die Einbeziehung des Betriebsrats in eine halbparitätisch besetz- 
te Personalplanungskommission gewesen sein (vgl. Bosch,S.98 f.; Lichte, S. 479 ff.). 
Bis zur endgültigen Stillegung konnte sich der Betriebsrat nicht aus einer Rolle als 
‚Erfüllungsgehilfe der Geschäftsleitung‘ lösen. Zugleich neutralisierte der Betriebs- 
rat die Handlungsfähigkeit der Belegschaft; da der Vertrauenskörper eıst in der letz- 
ten Phase der Stillegung eine vom Betriebsrat unabhängige, selbständige, auf die Mo- 
bilisierung der Belegschaft und die Verhinderung von Stillegungen überhaupt gerich- 
tete Politik begann, gab es in den entscheidenden Phasen des Konflikts kaum der 
Konkurrenz, Vereinzelung und Ohnmacht der Arbeiter entgegengerichtete Interpre- 
tations- und Handlungsansätze. Die erste kollektive Aktion, die vom Vertrauenskör- 
per organisiert wurde und entgegen der Politik der Betriebsräte weitere Stillegungen 
zu verhindern suchte, kam zu spät. Aber auch in dieser Phase blieb die Abstimmung 
der Politik der betrieblichen und gewerkschaftlichen Interessenvertretung gering. 


IV. Zusammenfassung und Schiußfolgerungen 
Wir haben einige Fallbeispiele in unterschiedlicher Detaillierung vorgeführt. Den 


Fällen war eine Politik der Arbeitsplatzvernichtung gemeinsam, die nicht mit Ent- 
lassungen, sondern mit anderen flexiblen Formen des Personalabbaus durchgesetzt 
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wurde — der Formen also, die in den letzten Jahren weite Verbreitung gefunden ha- 
ben. Die Fallbeispiele unterschieden sich nicht nur durch Symptomatik und Ausprä- 
gung von Krisenerscheinungen: dem — relativ kurzfristigen — konjunkturellen Rück- 
gang des Auftragsvolumens und relativ geringer Arbeitsplatzvernichtung in den Hä- 
fen steht die enorme Beschäftigungsminderung durch Rationalisierung und Markt- 
verluste bei VW gegenüber. Am schärfsten schließlich wirkte sich einzelbetrieblich 
die Rationalisierung im Gefolge wirtschaftlicher Konzentrationsprozesse und ver- 
stärkt durch konjunkturellen Abschwung in der Totalstillegung des Röhrenwerks 
aus. 

Aber nicht nur in der Krisensymptomatik unterschieden sich die betrieblichen 
Fallbeispiele: die verschiedenen arbeitsprozeßlichen und betrieblichen Bedingungen 
prägten auch die Mechanismen des Personalabbaus. Die bereits alltägliche Flexibili- 
tät des Arbeitseinsatzes durch Überstunden, Leiharbeit und die Mehrfachqualifizie- 
rung der Stammarbeiter gab den Hafenbetrieben etwa eine größere Elastizität der 
Krisenverarbeitung als den stationären Industriebetrieben mit starrer Arbeitsorgani- 
sation und relativ stabiler Zuordnung der Arbeiter zu Arbeitsplätzen. 

Gemeinsam ist den verschiedenen Fallbeispielen die Differenzierung der Beleg- 
schaft: es überwiegen angelernte Arbeiter, die nach Maßgabe betriebsspezifischer 
Qualifizierung und betrieblicher Disponibilität in ein differenziertes betriebliches 
Statussystem eingeordnet sind und dort unterschiedliche Ansprüche auf Lohn, Ar- 
beitsplatzsicherheit und Arbeitsfunktionen geltend machen können. Den Kerm der 
betrieblichen Belegschaft stellen die Stammarbeiter: betrieblich langjährig erfahre- 
ne, vielseitig einsetzbare und disziplinierte Arbeiter, die als Entgelt für ihre Leistungs- 
tüchtigkeit und geringe Austauschbarkeit einen relativ hohen betrieblichen Status 
erworben haben und im übrigen Resonanzboden und Rekrutierungsfeld der Inter- 
essenvertretung bilden. 

Die Instrumente des Beschäftigungsabbaus sind vielfältig: sie reichen von Auf- 
hebungsverträgen, Frühverrentung über den Anwerbestopp von Leiharbeitern, über 
die innerbetriebliche Umsetzung bis hin zur Versetzung in andere Betriebe; direkte 
Entlassungen spielen demgegenüber nur eine geringe Rolle. Die selektive Wirkung 
der Instrumente wird verschleiert durch Mechanismen der Ummünzung der Arbeits- 
platzvernichtung in freiwillige selbstgewählte Kündigungen: in eigenen Kündigungen 
oder auch Aufhebungsverträgen setzt sich die Selektion marginalisierter Gruppen als 
Selbstselektion durch. 

Da Entlassungen in der Regel für den Fall angedroht wurden, daß nicht genü- 
gend Arbeitsplätze freiwillig — sei es versilbert durch Abfindungen, sei es per einfa- 
cher Eigenkündigung geräumt wurden — sahen sich zu allererst Mitglieder der strate- 
gisch bedrohten Randgruppen mit geringem innerbetrieblichem Marktwert und ge- 
ringer Konfliktfähigkeit nach alternativen Arbeitsplätzen um. Anders als im Hafen, 
wo der alltägliche Wechsel der Funktionen ein Qualifikations- und Tätigkeitsmerk- 
mal darstellt, war die Umsetzung der Arbeiter in den stationären Betrieben geeignet, 
mittelbar Marginalisierung und Selbstselektion zu befördern, Da zu allererst Arbei- 
ter der Randgruppen mit geringer Betriebserfahrung und Disponibilität zur Verset- 
zung/Umsetzung freigegeben wurden und eine Umsetzung erworbene Qualifikatio- 
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nen, Arbeitsübung und Kooperationserfahrungen entwertete, waren umgesetzte Ar- 
beiter eher zu Kündigungen bereit. Auf diese Weise setzte sich die innerbetriebliche 
Marginalisierung per Selbstselektion fort. Bei VW ebenso wie im Stillegungskonflikt 
verließen neben Arbeitern mit marktgängiger Fachqualifikation vor allem jüngere 
angelernte Arbeiter den Betrieb, die aufgrund nur geringer betrieblicher Statusan- 
sprüche vergleichsweise geringe Einbußen hinzunehmen hatten, andererseits am ehe- 
sten von Massenentlassungen betroffen worden wären, unter ihnen vornehmlich aus- 
ländische Arbeiter. 

Schließlich bewährte sich in allen drei Fallbeispielen die vorgezogene Verren- 
tung älterer Arbeiter als ein besonders konfliktarmes Instrument der Arbeitsplatz- 
vernichtung: es beruht auf Freiwilligkeit, selektiert Arbeiter mit geminderter Lei- 
stungsfähigkeit, ohne Interessen der Stammbelegschaft zu verletzen — dies freilich 
auf Kosten des Versicherungsfonds. 

Unsere Analysen ergeben, daß die Betroffenheit stark durch betriebliche Mu- 
ster der Status- und Qualifizierungspolitik gefiltert werden; die Segmentierungen in 
der Belegschaft, die — wie im letzten Fall dargestellt — von der Unternehmenslei- 
tung taktisch genutzt und verschärft werden können, prägen sich auch in der Rezep- 
tion von Krisenbetroffenheit aus. Die differentielle Verteilung von Krisenlasten be- 
günstigt die Differenzierung von subjektiver Betroffenheit und Krisenwahrnehmung; 
die Abwälzung der Arbeitsplatzvernichtung auf Randgruppen, aber auch ihre Um- 
münzung in freiwillige Entscheidungen fördert die Verdrängung gemeinsamer Exi- 
stenzrisiken. Solange marginale Gruppen als Beschäftigungspuffer verfügbar sind, also 
auch nicht in Konkurrenz um die verbleibenden Arbeitsplätze treten, und solange 
die Arbeitsplatzvernichtung durch Formen der Selbstselektion verschleiert werden 
kann, kann auch der Kern der Stammbelegschaft die eigene Beschäftigungsperspek- 
tive für kalkulierbar und gesichert halten und die Betroffenheit der anderen mora- 
lisch beurteilen. Aber selbst in einer Phase des Stillegungskonflikts, in der die 
Stammbelegschaft der Konkurrenz preisgegeben wird und somit die Protektionswir- 
kung der Segmentierung aufgehoben wird, setzen die Arbeiter noch die individuelle 
Leistungstüchtigkeit als fiktives Mittel der Arbeitsplatzsicherung gegenüber Konkur- 
renten ein. 

Die Fallanalysen machen deutlich, daß die Arbeitsplatzvernichtung als Krisen- 
phänomen nicht den Schluß auf gleiche Betroffenheit, eine gemeinsame Definition 
der Situation und der Interessenbedrohung oder gar auf gemeinsame Handlungsper- 
spektiven innerhalb der Belegschaft zuläßt. 

Die Mechanismen der Krisenverarbeitung reproduzieren und verstärken viel- 
mehr die vorhandene Statusdifferenzierung der Belegschaft; erst wenn die Arbeits- 
platzvernichtung ein Ausmaß annimmt, daß auch die Gruppe der Stammarbeiter 
insgesamt oder zumindest wichtige Gruppen bedroht sind, versagen die Muster der 
selektiven Abwälzung von Krisenlasten. 

In der Abschiebung der betrieblich weniger qualifizierten, zudem wenig kon- 
flikt- und organisationsfähigen Randgruppen konnte sich in den Hafenbetrieben 
ebenso wie bei VW eine strategische Friedensformel durchsetzen, die die Interessen 
des Betriebs an der Bindung einer disziplinierten, disponiblen Stammbelegschaft, 
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die Interessen der Stammarbeiter an Sicherung von Arbeitsplätzen und langjährig er- 
worbenen Statusansprüchen und schließlich die Interessen von Betriebsrat und Ver- 
trauenskörper an Legitimationssicherung gleichermaßen zu befriedigen in der Lage 
war. Während bedingt durch die besonderen Unternehmensverhältnisse die Hafen- 
betriebe die Krisenlasten zu einem großen Teil auf betriebsfremde Arbeiter abwäl- 
zen konnten, waren bei VW innerbetriebliche Randgruppen am stärksten betroffen. 
Die Sicherung der Stammbelegschaft durch Marginalisierung bestimmter Gruppen 
(minderleistungsfähige Ältere, Ausländer, jüngere Arbeiter) gelang im letzten berich- 
teten Fall der Totalstillegung nur in den ersten Phasen; immerhin bestätigt noch die 
Selektion der in andere Werke versetzten Stammarbeiter die Logik der Differenzie- 
rung von Risiken. Zur Versetzung blieben letztlich solche Arbeiter übrig, die auf- 
grund ihrer langen Zugehörigkeit und ihres betrieblichen Status auf dem externen 
Arbeitsmarkt scharfe materielle Einbußen und Risiken eingegangen wären. Zugleich 
war diese Gruppe, immerhin die Hälfte der Belegschaft, wegen ihrer Qualifikation 
und Leistungsbereitschaft auch als Rekrutierungsfeld für andere, in der Expansion 
befindliche Werke des Konzerns interessant. 

Die Bedeutung der Politik der Interessenvertretung für Krisenbetroffenheit 
und Reaktionsmuster kann dabei gar nicht überschätzt werden. In allen drei Fällen 
nehmen überbetriebliche Gewerkschaftsinstanzen allenfalls im Vorfeld der Konflik- 
te Einfluß; die’ Verarbeitung des Konflikts um die Arbeitsplatzvernichtung wird der 
betrieblichen Interessenvertretung auf einzelbetrieblicher Ebene überlassen. Der 
überbetriebliche Organisationszusammenhang der Gewerkschaft vermittelt keine 
Erklärungs- und Deutungsmuster, die den systematischen Zusammenhang der Kri- 
senphänomene und die Reichweite von Betroffenheit und Interessenverletzung frei- 
gelegt hätten. Vielmehr wurde die Notwendigkeit der Arbeitsplatzvernichtung im 
Prinzip nicht bestritten, um Rentabilität, Marktpositionen und Arbeitsplätze zu si- 
chern. Ebenso wenig konnten in gewerkschaftlichem Zusammenhang Handlungsper- 
spektiven übernommen oder entwickelt werden, die erstens auf die Abwehr der Ar- 
beitsplatzvernichtung überhaupt und nicht nur auf die sozialplanerische Abmilde- 
rung der Folgen von Arbeitsplatzvernichtung zielten, zweitens auf die nichtpartiku- 
lare Verteidigung der Interessen aller betroffenen Arbeiter und nicht nur auf den 
Schutz bestimmter Gruppen auf Kosten von marginalisierten Gruppen gerichtet wa- 
ren und drittens die Betroffenen mobilisiert, Differenzierungslinien von Betroffen- 
heit und Interessenpartikularismus aufgeweicht und die Verhandlungsmacht gestärkt 
hätten. Unter diesen Voraussetzungen wurde der Betriebsrat zum wichtigsten Organ 
der Interessenpolitik. Da sein Einflußspielraum auf die sozialen Konsequenzen von 
wirtschaftlichen Unternehmensentscheidungen beschränkt ist, Konfliktthemen und 
-prozeduren eine reine Verhandlungs- und Stellvertreterpolitik nahelegen, ist er 
kaum in der Lage, mehr als nur Folgeerscheinungen der Arbeitsplatzvernichtung so- 
zial zu mildern oder zu verteilen. In keinem der Konfliktfälle konnte der Vertrauens- 
körper dem Betriebsrat eine offensivere Politik aufzwingen. Die Abwälzung der Kri- 
senverarbeitung auf den Betriebsrat schließt ein, daß überbetriebliche, allgemeinere, 
allenfalls gewerkschaftlich organisierbare Interessen vernachlässigt werden, da der 
Betriebsrat seine Legitimation betrieblich bezieht. Schließlich nutzt er seinen be- 
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grenzten Einflußspielraum, um’ zumindest die für ihn legitimationsrelevanten 
Stammarbeiter zu schützen. 

Zuletzt muß auf die Bedeutung Öffentlicher Maßnahmen hingewiesen wer- 
den, die die betriebliche Beschäftigungspolitik flankieren. Unsere Fälle lassen ver- 
muten, daß dem Ineinandergreifen von privater Beschäftigungspolitik und öffentli- 
cher Politik eine zunehmende Bedeutung für die Krisenverarbeitung zukommt. Die 
Gewährung von Kurzarbeitsgeldern (bzw. unter den besonderen Bedingungen des 
Hafens der öffentliche Zuschuß in die Garantielohnkasse) erweist sich ebenso wie 
die aus der Arbeitslosen- und Rentenversicherung finanzierte Frühpensionierung als 
ein erfolgreichesMittel, die Produktion.dem Absatz anzupassen, den Beschäftigungs- 
abbau zeitlich zu strecken und Konflikte zu minimieren. Insgesamt werden private 
Kosten der Krisenverarbeitung sozialisiert; dies bildet die Voraussetzung dafür, daß 
die Betriebe nicht zum letzten und konfliktträchtigsten Mittel, der Massenentlassun- 
gen, greifen, sondern sanftere Formen des Beschäftigungsabbaus anwenden können. 
Neben diesen flankierenden finanziellen spielen auch administrative Maßnahmen 
zur Einschränkung der Beschäftigungschancen jener Gruppe eine Rolle, die auch 
durch die organisierten Interessen im Betrieb am ehesten in die Marginalität gedrängt 
wird: der Ausländer. 

Die skizzierten Fallbeispiele der Krisenverarbeitung können zwar nicht als re- 
präsentativ gelten; trotz der branchenspezifischen Unterschiede geben sie aber Struk- 
turen der Belegschaftsdifferenzierung und der Interessenpolitik wieder, die für die 
Analyse der gegenwärtigen Situation bedeutsam sein dürften. Es dürfte immerhin 
deutlich geworden sein, daß, selbst wenn man von der disparitären Entwicklung von 
Wirtschaftsbranchen absieht, Arbeitsplatzvernichtung sich differentiell und selektiv 
in Krisenbetroffenheit umsetzt. Es erscheint daher kaum statthaft, aus Globaldaten 
der ‚allgemeinen Krise‘ eine allgemeine, unterschiedslose Betroffenheit oder gar ge- 
nerelle Handlungs- und Erfahrungsperspektiven der abhängig Beschäftigten deduzie- 
ren zu wollen. Zwar wird mit unserer Skizze nur ein kleiner Bereich gesellschaftli- 
cher Erfahrung beleuchtet; da die Muster betrieblicher Verteilung von Reproduk- 
tionsrisiken und Arbeitsmarktzwängen allerdings strategische Interessen der Arbei- 
ter regeln, dürften sie einen für gesellschaftspolitische Orientierungen zentralen Er- 
fahrungsbereich markieren. 


Zum Problem „Krise und Arbeitslosigkeit / Bewußtsein“ erschienen in der PROKLA: 


Redaktionskollektiv Gewerkschaften, Krise und Arbeitslosigkeit, in: PROKLA Nr. 
19/20/21 


Eckart Hildebrandt, Feuern ohne zu Heuern — Betriebs- und Personalpolitik in 
Krise, in: PROKLA Nr. 26 


Esser / Väth / Fach, Strukturelle Arbeitslosigkeit und politisches Konfliktpotential 
in: PROKLA Nr. 31 


|Monika Fuhrke, Sozialpolitik in der Krise, in: PROKLA Nr. 33 
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Solidarität mit Bahro — und deren Instrumentalisierung 


Bei Redaktionsschluß dieser Ausgabe der PROKLA ist das Urteil gegen Rudolf Bahro ein Jahr 
alt. Und wenn das Heft in den Buchläden ausliegen wird, kann der Staat DDR sein 30jähriges 
Bestehen feiern. Zwei Anlässe, um nicht nur mit Aufsätzen in den Diskussionsprozeß der Lin- 
ken einzugreifen — wie dies zur Analyse der Länder des „real existierenden Sozialismus“ in der 
PROKLA regelmäßig geschehen ist —, sondern um auch als Redaktion eindeutig Stellung zu be- 
ziehen. Die Solidarität mit Rudolf Bahro steht für uns außer Frage. Von den mittlerweile zwei 
Jahren, die Bahro zuerst als Untersuchungshäftling, dann als Strafgefangener im Gefängnis 
hat absitzen müssen, war jede Stunde zuviel. Aber wir haben nicht die Macht, mehr als einen 
Appell gegenüber den Behörden der DDR zu formulieren, und zu hoffen, daß Staatsraison und 
Moral Partei- und Staatsführung zu einer Freilassung bewegen werden. 

Für Bahro selbst können wir nicht mehr tun. Aber wir dürfen darüber nicht zur Tages- 
ordnung übergehen. Der „Fall Bahro‘“ ebenso wie der Einmarsch der Truppen des Warschauer 
Pakts in die CSSR oder die „Strafexpedition“ Chinas gegen Vietnam fordern gleichermaßen das 
Sozialismus-Verständnis der westlichen Linken heraus. Die traditionellen Gleichsetzungen von 
Sozialismus und Demokratie, von Sozialismus und Freiheit, von Sozialismus und Frieden, sind 
angesichts der Entwicklungen in den real existierenden sozialistischen Staaten nicht mehr auf- 
rechtzuerhalten (und darin besteht auch ein Aspekt der „Krise des Marxismus“, dem Schwer- 
punktthema dieses Heftes). Die gängige Entschuldigung, die Deformationen des realen Sozialis- 
mus seien der imperialistischen Bedrohung, dem Rüstungswettlauf, der zersetzenden Wirkung 
westlicher Propagnada, der als bürgerliches Relikt immer noch vorhandenen westlichen Konsum- 
orientierung der Bevölkerung zuzuschreiben, ist eine schädliche Lüge. Sie verhindert zumindest 
die Erkenntnis des wirklichen Herrschaftscharakters der Staaten Osteuropas und sie hat auch 
die politische Unfähigkeit zu einer sozialistischen Zielvorstellung und Strategie in Westeuropa 
zur Folge. 


Realer Sozialismus und die Linke in Westeuropa 


Eine politische Position, die demgegenüber eine grundsätzliche Solidarität mit den „sozialisti- 
schen Ländern“ fordert, so als ob diese verfolgt wären und nicht vielmehr in ihnen Verfolgun- 
gen von Dissidenten stattfänden, wird angesichts der Entwicklung in den osteuropäischen Län- 
dern unglaubwürdig. Angesichts der realen Entwicklungen hilft dann auch der Verweis auf die 
„prinzipiell fortschrittlichen Fundamente“ in den sozialistischen Staaten (die auch Bahro be- 
tont) wenig weiter. Wir müssen als Sozialisten im Westen demgegenüber erkennen, daß sich die 
sozialistischen Staaten durchaus als (Nationai-)Staaten verhalten und daher in ihnen gegenüber 
der repressiven Staatsgewalt Garantien für Freiheitsrechte der Staatsbürger durchgesetzt werden 
müssen — ebenso wie gegenüber staatlicher Repression in der kapitalistischen Welt. Freiheiten 
sind unteilbar — nur die Bedingungen des Kampfes für die Erhaltung oder Erringung sind in den 
jeweiligen sozialen und politischen Systemen unterschiedlich. 

Die Analysen von Rudolf Bahro sind für uns deshalb wichtig, weil in ihr zumindest An- 
sätze einer theoretischen Froblematisierung der geselischaftlichen Reproduktion in den nachre- 
volutionären Gesellschaften entwickelt werden, und weil ebenfalls Ansätze einer sozialistischen 
Alternative gegenüber dem dort herrschenden Zustand gedacht werden. Gerade wenn man die 
Analyse Bahros kritisieren wili (und muß), sollte doch über die Notwendigkeit einer solchen 
Analyse und der Diskussion einer Alternative Einigkeit bestehen. Nur so kann die Blockierung, 
die sich die Linke im Westen selbst geschaffen hat, aufgelöst werden: nämlich entweder in soli- 
darischer Kritik mit den sozialistischen Ländern zu verharren und unfähig zu sein zur Solidarität 
mit den dort Verfolgten, oder gar zu einer stur antikommunistischen Abgrenzung herunterzu- 
kommen und folglich unfähig zu sein, sozialistische Strategien im Westen zu entwickeln. Viele 
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Polemiken zwischen Kommunisten und Sozialisten in Westeuropa (Frankreich, Italien, Spanien) 
sind Resultat dieser fruchtlosen und falschen Alternativen, und auch ein Teil der Diskussion um 
die „Krise des Marxismus“ ist in diesem Kontext zu sehen. Für die Linke insgesamt sind die 
scharfen Polemiken zwischen Kommunisten und Sozialisten in Italien, die Auseinandersetzun- 
gen um den Bruch der Linksunion in Frankreich, die Versuche, in Abgrenzung zur kommunisti- 
schen Partei die sozialistische Partei Spaniens (PSOE) vom Marxismus zu lösen, negativ — wie 
auch die letzten Wahlergebnisse in Italien und Frankreich gezeigt haben. Diese Polemiken sind 
Ausdruck einer Identitätskrise, zu der nicht zuletzt auch die Entwicklung im real existierenden 
Sozialismus beigetragen hat. 


Zur Kontroverse zwischen Abendroth und v. Oertzen 


Auch in der Bundesrepunblik erleben wir diese Entgegensetzung als Polemik zwischen der eher 
orthodoxen Position von Wolfgang Abendroth und der linkssozialdemokratischen Position Peter 
von Oetzens über die Verurteilung Rudolf Bahros. In emem Artikel hat Abendroth zur Frage 
der „Dissidentenprozesse in den sozialistischen Staaten, der Protestpropaganda der ‚westlichen‘ 
Staaten und der westdeutschen Linken“ (in: Das Argument Nr. 111, 1978) eine Position bezo- 
gen, von der aus er die Solidarität mit Bahro taktisch begründet: Die DDR schade sich mit der 
Verurteilung und Inhaftierung mehr als durch seine Freilassung, da sie „ihren Feinden“ Anlaß 
für deren zersetzende Propaganda gebe, viele Sozialisten am ‚realen Sozialismus“ zweifeln lasse 
und das antifaschistische Bündnis in den westlichen Ländern gefährde. Bei der Urteilsfassung 
hätte aus diesen Erwägungen heraus dem Opportunitätsprinzip Rechnung getragen werden 
müssen. Zugleich fordert Abendroth die Solidaritätsbewegung mit Bahro auf, in ihren Kampag- 
nen gemeinsame Sache mit denjenigen zu vermeiden, die jeden Fall politischer Repression im 
Osten groß aufgreifen, aber zur Repression in den westlichen Ländern schweigen oder sie gar 
kaschieren. 

Diesen Artikel nimmt sich von Oetzen vor, um folgende Schlußfoigerung zu ziehen: 
„Abendroth steht prinzipiell auf der Seite des politischen Systems des sogenannten ‚realen So- 
zialismus‘, Er kritisiert ihre ‚Unterdrückungshandlungen‘ nur aus taktischen Gründen. Er hält 
die Freiheit der Wissenschaft, der Meinung und der politischen Betätigung nicht prinzipiell für 
unantastbar, sondern fordert diese Freiheiten nur für die ‚bürgerliche Demokratie‘; dem ‚sozia- 
listischen Staat‘ gesteht er das Recht zu, diese Freiheiten aus politischen Opportunitätsgründen 
einzuschränken oder (...) gänzlich zu verweigern (...). Jedenfalls sind die Auffassungen Abend- 
roths unvereinbar mit dem Programm des DGB und unvereinbar mit den Grundsätzen der De- 
mokratie, den Zielen desSozialismus und den Traditionen der freiheitlichen Arbeiterbewegung.“ 
(abgedruckt in: Langer Marsch Nr. 42). 

Für uns ist keine dieser beiden Positionen akzeptabel. Die Solidarität mit Bahro ist für 
uns keine Frage der taktischen Opportunität — wie für Abendroth — und in der Kritik an die- 
sem Argument in Abendroths Position hat von Oertzen recht. Die Inhaftierung Bahros ist nicht 
nur unter dem Gesichtspunkt der Opportunität in Bezug auf die wohlverstandenen Interessen 
der DDR zu kritisieren, sondern prinzipiell ein Unrecht. Allerdings bleibt von Oertzen bei dieser 
inhaltlichen Kritik an der „orthodoxen“ Haltung nicht stehen, sondern treibt die Polemik gegen 
Abendroth auf eine Ebene der Auseinandersetzung, auf der die Kritik zum taktisch-opportunen 
organisationspolitischen Knüppel verkehrt wird, indem dessen Auffassungen flugs für unverein- 
bar mit den Grundsätzen der Demokratie und der freien Gewerkschaften erklärt werden. Abge- 
sehen davon, daß ein linker SPD-Politiker im Glashaus sitzt, wenn er mit so schwerem Geschütz 
gegen ‚politischen Opportunismus‘ schießt (schließlich fordert ja von Oertzen auch keinen Par- 
tei- oder Gewerkschaftsausschluß für führende SPD-Regierungsmitglieder, wenn diese den 
Potentaten und Diktatoren in Lateinamerika und Asien ihre Referenz erweisen und dort sogar 
den Gewerkschaften Wohlverhalten in faschistischen Diktaturen anempfehlen!), müßte das Mit- 
glied des SPD-Parteivorstandes von Oertzen wissen, daß eben mit seinem Urteil Berufsverbote 
und Gewerkschaftsausschlüsse begründet worden sind. Die sich moralisch entrüstet gebende 
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Kritik instrumentalisiert damit die Solidarität mit Bahro für ihre eigenen politischen Zwecke — 
als ob Bahro mit seinen Auffassungen in der Bundesrepublik nicht auch vom Berufsverbot be- 
droht wäre (und dies nicht nur in CDU/CSU regierten Ländern). Damit fällt aber der Vorwurf 
des politischen Opportunismus auf von Oertzen selbst zurück! Von Oertzen hält es eben für 
politisch opportun, die Bahro-Solidarität im Zusammenhang mit der derzeit in den Gewerk- 
schaften geführten Kampagne gegen DKP-Mitglieder (und DKP-nahe Positionen) zu instrumen- 
talisieren — Bahro-Solidarität wird auf diese Weise fraktionell und politisch gegen einen Teil der 
Linken gewendet. 


Schwierigkeiten einer innerlinken Diskussion in der Bundesrepublik 


Dieses Verfahren der Instrumentalisierung innerlinker Kontroversen scheint in Mode zu kom- 
men: Nicht nur wurde in der innerlinken Auseinandersetzung um die „Geschichte der deutschen 
Gewerkschaftsbewegung“ (Deppe u.a. vs. Scharrer) der Sozialdemokratie quasi die Schiedsrich- 
terschaft angedient; auch die kritische Auseinandersetzung z. B. mit dem Memorandum zu Al- 
ternativen der Wirtschaftspolitik wird aufgegriffen und in die Abgrenzung gegenüber DKP-nahen 
Positionen in den Gewerksthaften eingeordnet. Das reale Problem dabei ist, daß es sich die Lin- 
ke — wie vorn ausgeführt — nicht leisten kann, unter dem Primat der Solidarität notwendige 
Diskussionen (von der Gewerkschaftspolitik angefangen bis hin zur Auseinandersetzung um den 
Charakter der nachrevolutionären Gesellschaften) zu unterdrücken; daß jedoch diese Diskussio- 
nen jederzeit auch funktionalisiert werden können von politischen Kräften, denen diese Kontro- 
versen poltitisch opportun genug sind, um sie gegen eine bestimmte Position zu wenden. 

Auch wenn wir daher Wolfgang Abendroth inhaltlich kritisieren, bleiben wir politisch 
mit ihm als Sozialisten solidarisch — selbst wenn es in unseren Stellungnahmen zur Bahro-Dis- 
kussion mit der sozialdemokratischen Sozialismuskritik Berührungspunkte gibt. Aus Angst vor 
dem Beifall von der falschen Seite in der Kritik zurückhaltend zu sein, würde die marxistische 
Linke in der Bundesrepublik ihrer Grundlage im offenen Prozeß von Kritk und Selbstkritik 
berauben — sich aber wegen inhaltlicher Differenzen von sozialdemokratischen Politikern aus- 
einanderdividieren zu lassen, würde den notwendigen Prozeß der Vereinheitlichung der soziali- 
stischen Linken in der Bundesrepublik zurück werfen. 


Redaktion „Probleme des Klassenkampfs“ (Prokla) 
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